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Anhang zum Schwerpunktkapitel des Bildungsberichts 2014 
 
 
Einschlägige Rechtsvorschriften 
 
Die nachfolgende Zusammenstellung berücksichtigt (soweit möglich mit Gesetzgebungsstand Mai 2014) 
Rechtsvorschriften, die im Zusammenhang mit dem Schwerpunktkapitel des Bildungsberichts 2014 
entweder im Text selbst Erwähnung finden oder darüber hinaus als einschlägig anzusehen sind; dabei 
wurde aus Gründen des Umfangs darauf verzichtet, dass jeweilige Recht aller deutschen Bundesländer 
umfassend zu dokumentieren.  
 
Für einen ergänzenden Überblick sei verwiesen auf: Frehe, H. & Welti, F. (Hrsg.) (2013): 
Behindertengleichstellungsrecht, 2.Aufl. Baden-Baden : Nomos. 
 
Die Zusammenstellung umfasst die folgenden Vorschriften: 
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1. Internationalrechtliche Vorschriften 
 
 

a) Aus dem Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
vom 21.Dezember 2008 (BGBl. II, S.1419 ), in Kraft seit 26.März 2009 (BGBl.II, S.812) 

 
Artikel 1 

Dem in New York am 30. März 2007 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten 
Übereinkommen vom 13. Dezember 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie dem 
Fakultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen wird zugestimmt. Das Übereinkommen sowie das Fakultativprotokoll werden 
nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 
 
 

Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
 

Präambel 
 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens – 
a) unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätze, denen zufolge 
die Anerkennung der Würde und des Wertes, die allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft 
innewohnen, sowie ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage von Freiheit, 
Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, 
 
b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und 
in den Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und übereingekommen sind, dass jeder 
Mensch ohne Unterschied Anspruch auf alle darin aufgeführten Rechte und Freiheiten hat, 
 
c) bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, 
einander bedingen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen mit Behinderungen der volle 
Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss, 
 
d) unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, den 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, das Internationale Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau, das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das 
Internationale Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen, 
 
e) in der Erkenntnis, dass das Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwickelt und dass 
Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- 
und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern, 
 
f) in der Erkenntnis, dass die in dem Weltaktionsprogramm für Behinderte und den 
Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte enthaltenen 
Grundsätze und Leitlinien einen wichtigen Einfluss auf die Förderung, Ausarbeitung und Bewertung von 
politischen Konzepten, Plänen, Programmen und Maßnahmen auf einzelstaatlicher, regionaler und 
internationaler Ebene zur Verbesserung der Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen haben, 
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g) nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist, die Behinderungsthematik zu einem festen 
Bestandteil der einschlägigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu machen, 
h) ebenso in der Erkenntnis, dass jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung eine Verletzung der 
Würde und des Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen, 
 
i) ferner in der Erkenntnis der Vielfalt der Menschen mit Behinderungen, 
 
j) in Anerkennung der Notwendigkeit, die Menschenrechte aller Menschen mit Behinderungen, 
einschließlich derjenigen, die intensivere Unterstützung benötigen, zu fördern und zu schützen,  
 
k) besorgt darüber, dass sich Menschen mit Behinderungen trotz dieser verschiedenen Dokumente und 
Verpflichtungen in allen Teilen der Welt nach wie vor Hindernissen für ihre Teilhabe als 
gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft sowie Verletzungen ihrer Menschenrechte 
gegenübersehen, 
 
l) in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderungen in allen Ländern, insbesondere den 
Entwicklungsländern, 
 
m) in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit Behinderungen zum allgemeinen Wohl 
und zur Vielfalt ihrer Gemeinschaften leisten und leisten können, und in der Erkenntnis, dass die 
Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit 
Behinderungen sowie ihrer uneingeschränkten Teilhabe ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärken und zu 
erheblichen Fortschritten in der menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der 
Gesellschaft und bei der Beseitigung der Armut führen wird, 
 
n) in der Erkenntnis, wie wichtig die individuelle Autonomie und Unabhängigkeit für Menschen mit 
Behinderungen ist, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, 
 
o) in der Erwägung, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben sollen, aktiv an 
Entscheidungsprozessen über politische Konzepte und über Programme mitzuwirken, insbesondere 
wenn diese sie unmittelbar betreffen 
 
p) besorgt über die schwierigen Bedingungen, denen sich Menschen mit Behinderungen 
gegenübersehen, die mehrfachen oder verschärften Formen der Diskriminierung aufgrund der Rasse, 
der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, 
der nationalen, ethnischen, indigenen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt, des Alters 
oder des sonstigen Status ausgesetzt sind, 
 
q) in der Erkenntnis, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch 
außerhalb ihres häuslichen Umfelds oft in stärkerem Maße durch Gewalt, Verletzung oder Missbrauch, 
Nichtbeachtung oder Vernachlässigung, Misshandlung oder Ausbeutung gefährdet sind, 
 
r) in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sollen, und unter Hinweis auf die zu 
diesem Zweck von den Vertragsstaaten des Übereinkommens über die Rechte des Kindes 
eingegangenen Verpflichtungen, 
 
s) nachdrücklich darauf hinweisend, dass es notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur Förderung des 
vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen die 
Geschlechterperspektive einzubeziehen, 
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t) unter besonderem Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen in einem 
Zustand der Armut lebt, und diesbezüglich in der Erkenntnis, dass die nachteiligen Auswirkungen der 
Armut auf Menschen mit Behinderungen dringend angegangen werden müssen, 
 
u) in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der Grundlage der uneingeschränkten Achtung 
der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Ziele und Grundsätze sowie der Einhaltung der 
anwendbaren Übereinkünfte auf dem Gebiet der Menschenrechte unabdingbar sind für den 
umfassenden Schutz von Menschen mit Behinderungen, insbesondere in bewaffneten Konflikten oder 
während ausländischer Besetzung, 
 
v) in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen vollen Zugang zur 
physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und Bildung sowie zu 
Information und Kommunikation haben, damit sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll 
genießen können, 
 
w) im Hinblick darauf, dass der Einzelne gegenüber seinen Mitmenschen und der Gemeinschaft, der er 
angehört, Pflichten hat und gehalten ist, für die Förderung und Achtung der in der Internationalen 
Menschenrechtscharta anerkannten Rechte einzutreten, 
 
x) in der Überzeugung, dass die Familie die natürliche Kernzelle der Gesellschaft ist und Anspruch auf 
Schutz durch Gesellschaft und Staat hat und dass Menschen mit Behinderungen und ihre 
Familienangehörigen den erforderlichen Schutz und die notwendige Unterstützung erhalten sollen, um 
es den Familien zu ermöglichen, zum vollen und gleichberechtigten Genuss der Rechte der Menschen 
mit Behinderungen beizutragen, 
 
y) in der Überzeugung, dass ein umfassendes und in sich geschlossenes internationales Übereinkommen 
zur Förderung und zum Schutz der Rechte und der Würde von Menschen mit Behinderungen sowohl in 
den Entwicklungsländern als auch in den entwickelten Ländern einen maßgeblichen Beitrag zur 
Beseitigung der tiefgreifenden sozialen Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen leisten und 
ihre Teilhabe am bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben auf der 
Grundlage der Chancengleichheit fördern wird –  
 
haben Folgendes vereinbart: 
 

Artikel 1 
Zweck 

 
Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte 
und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen  und zu 
gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern. Zu den Menschen mit 
Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. 
 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Übereinkommens schließt „Kommunikation“ Sprachen, Textdarstellung, Brailleschrift, 
taktile Kommunikation, Großdruck, leicht zugängliches Multimedia sowie schriftliche, auditive, in 
einfache Sprache übersetzte, durch Vorleser zugänglich gemachte sowie ergänzende und alternative 
Formen, Mittel und Formate der Kommunikation, einschließlich leicht zugänglicher Informations- und 
Kommunikationstechnologie, ein;  
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schließt „Sprache“ gesprochene Sprachen sowie Gebärdensprachen und andere nicht gesprochene 
Sprachen ein; 

bedeutet „Diskriminierung aufgrund von Behinderung“ jede Unterscheidung, Ausschließung oder 
Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf die 
Gleichberechtigung mit anderen gegründete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller Menschenrechte 
und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder jedem 
anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. Sie umfasst alle Formen der Diskriminierung, 
einschließlich der Versagung angemessener Vorkehrungen; 

bedeutet „angemessene Vorkehrungen“ notwendige und geeignete Änderungen und Anpassungen, die 
keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten 
Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen 
gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen oder ausüben können; 

bedeutet „universelles Design“ ein Design von Produkten, Umfeldern, Programmen und 
Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen Menschen möglichst weitgehend ohne eine Anpassung 
oder ein spezielles Design genutzt werden können. „Universelles Design“ schließt Hilfsmittel für 
bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, soweit sie benötigt werden, nicht aus. 
 

Artikel 3 
Allgemeine Grundsätze 

 
Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind: 
a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, 

einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit; 
b) die Nichtdiskriminierung; 
c) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft; 
d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz dieser 

Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit; 
e) die Chancengleichheit; 
f) die Zugänglichkeit; 
g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau; 
h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die 

Achtung ihres Rechtsauf Wahrung ihrer Identität 
 

Artikel 4 
Allgemeine Verpflichtungen 

 
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragsstaaten, 

a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung der in 
diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu treffen 

b) alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung oder 
Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu treffen, die 
eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen darstellen; 

c) den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen in allen 
politischen Konzepten und allen Programmen zu berücksichtigen; 

d) Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Übereinkommen unvereinbar sind, zu unterlassen 
und dafür zu sorgen, dass die staatlichen Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang 
mit diesem Übereinkommen handeln; 

e) alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von 
f) Behinderung durch Personen, Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen; 
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g) Forschung und Entwicklung für Güter, Dienstleistungen, Geräte und Einrichtungen in 
universellem Design, wie in Artikel 2 definiert, die den besonderen Bedürfnissen von Menschen 
mit Behinderungen mit möglichst geringem Anpassungs- und Kostenaufwand gerecht werden, 
zu betreiben oder zu fördern, ihre Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern und sich bei der 
Entwicklung von Normen und Richtlinien für universelles Design einzusetzen; 

h) Forschung und Entwicklung für neue Technologien, die für Menschen mit Behinderungen 
geeignet sind, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien, Mobilitätshilfen, 
Geräten und unterstützenden Technologien, zu betreiben oder zu fördern sowie ihre 
Verfügbarkeit und Nutzung 

i) zu fördern und dabei Technologien zu erschwinglichen Kosten den Vorrang zu geben; 
j) für Menschen mit Behinderungen zugängliche Informationen über Mobilitätshilfen, Geräte und 

unterstützende Technologien, einschließlich neuer Technologien, sowie andere Formen von Hilfe, 
Unterstützungsdiensten und Einrichtungen zur Verfügung zu stellen; 

k) die Schulung von Fachkräften und anderem mit Menschen mit Behinderungen arbeitendem 
Personal auf dem Gebiet der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu fördern, damit 
die aufgrund dieser Rechte garantierten Hilfen und Dienste besser geleistet werden können. 

 
(2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, 
unter Ausschöpfung seiner verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im Rahmen der internationalen 
Zusammenarbeit Maßnahmen zu treffen, um nach und nach die volle Verwirklichung dieser Rechte zu 
erreichen, unbeschadet derjenigen Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen, die nach dem 
Völkerrecht sofort anwendbar sind. 
(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur 
Durchführung dieses Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die 
Menschen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den Menschen mit 
Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie vertretenden Organisationen 
enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.  
(4) Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte von Menschen mit Behinderungen 
besser geeignete Bestimmungen, die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem für diesen Staat 
geltenden Völkerrecht enthalten sind, unberührt. Die in einem Vertragsstaat durch Gesetze, 
Übereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder bestehenden 
Menschenrechte und Grundfreiheiten dürfen nicht unter dem Vorwand beschränkt oder außer Kraft 
gesetzt werden, dass dieses Übereinkommen derartige Rechte oder Freiheiten nicht oder nur in einem 
geringeren Ausmaß anerkenne. 
(5) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle 
Teile eines Bundesstaats 
 

Artikel 5 
Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 

 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich 
zu behandeln sind und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz und 
gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. 
(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung und garantieren 
Menschen mit Behinderungen gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz vor Diskriminierung, 
gleichvielaus welchen Gründen.  
(3) Zur Förderung der Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung unternehmen die 
Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen zu 
gewährleisten. 
(4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeiführung der tatsächlichen 
Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als Diskriminierung 
im Sinne dieses Übereinkommens. 
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Artikel 6 
Frauen mit Behinderungen 

 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen mehrfacher 
Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu gewährleisten, 
dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt genießen können. 
(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung, der 
Förderung und der Stärkung der Autonomie der Frauen, um zu garantieren, dass sie die in diesem 
Übereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreiheiten ausüben und genießen können. 
 

Artikel 7 
Kinder mit Behinderungen 

 
(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Kinder mit 
Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
genießen können. 
(2) Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behinderungen betreffen, ist das Wohl des Kindes ein 
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. 
(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen das Recht haben, ihre Meinung 
in allen sie berührenden Angelegenheiten gleichberechtigt mit anderen Kindern frei zu äußern, wobei 
ihre Meinung angemessen und entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife berücksichtigt wird, und 
behinderungsgerechte sowie altersgemäße Hilfe zu erhalten, damit sie dieses Recht verwirklichen 
können. 
 

Artikel 8 
Bewusstseinsbildung 

 
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sofortige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
um 

a) in der gesamten Gesellschaft, einschließlich auf der Ebene der Familien, das Bewusstsein für 
Menschen mit Behinderungen zu schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde zu 
fördern; 

b) Klischees, Vorurteile und schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinderungen, 
einschließlich aufgrund des Geschlechts oder des Alters, in allen Lebensbereichen zu bekämpfen; 

c) das Bewusstsein für die Fähigkeiten und den Beitrag von Menschen mit Behinderungen zu 
fördern. 

(2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen gehören 
a) die Einleitung und dauerhafte Durchführung wirksamer Kampagnen zur Bewusstseinsbildung in 

der Öffentlichkeit mit dem Ziel,  
i) die Aufgeschlossenheit gegenüber den Rechten von Menschen mit Behinderungen zu erhöhen, 
ii) eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen und ein größeres 

gesellschaftliches Bewusstsein ihnen gegenüber zu fördern, 
iii) die Anerkennung der Fertigkeiten, Verdienste und Fähigkeiten von Menschen mit 

Behinderungen und ihres Beitrags zur Arbeitswelt und zum Arbeitsmarkt zu fördern; 
b) die Förderung einer respektvollen Einstellung gegenüber den Recht en von Menschen mit 

Behinderungen auf allen Ebenen des Bildungssystems, auch bei allen Kindern von früher Kindheit 
an; 

c) die Aufforderung an alle Medienorgane, Menschen mit Behinderungen in einer dem Zweck dieses 
Übereinkommens entsprechenden Weise darzustellen; 

d) die Förderung von Schulungsprogrammen zur Schärfung des Bewusstseins für Menschen mit 
Behinderungen und für deren Rechte. 
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Artikel 9 
Zugänglichkeit 

 
(1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle Teilhabe in allen 
Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen mit dem Ziel, für 
Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu 
Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließlich Informations- und 
Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der 
Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu 
gewährleisten. Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen 
und –barrieren einschließen, gelten unter anderem für  

a) Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und im Freien, 
einschließlich Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstätten; 

b) Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich elektronischer Dienste und 
Notdienste. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen, 
a) um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von Einrichtungen und Diensten, die 

der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten und zu erlassen 
und ihre Anwendung zu überwachen; 

b) um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrichtungen und Dienste, die der Öffentlichkeit 
offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte der Zugänglichkeit für 
Menschen mit Behinderungen berücksichtigen;  

c) um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen anzubieten; 

d) um in Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, Beschilderungen 
in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verständlicher Form anzubringen; 

e) um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, unter anderem Personen zum Führen 
und Vorlesen sowie professionelle Gebärdensprachdolmetscher und -dolmetscherinnen, zur 
Verfügung zu stellen mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der 
Öffentlichkeit offenstehen, zu erleichtern; 

f) um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen mit Behinderungen zu 
fördern, damit ihr Zugang zu Informationen gewährleistet wird; 

g) um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien und -systemen, einschließlich des Internets, zu fördern; 

h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb zugänglicher Informations- 
und Kommunikationstechnologien und -systeme in einem frühen Stadium zu fördern, sodass 
deren Zugänglichkeit mit möglichst geringem Kostenaufwand erreicht wird. 

 
Artikel 10 

Recht auf Leben 
 
Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder Mensch ein angeborenes Recht auf Leben hat, und treffen 
alle erforderlichen Maßnahmen, um den wirksamen und gleichberechtigten Genuss dieses Rechts 
durch Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. 
 

Artikel 11 
Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen 

 
Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, 
einschließlich des humanitären Völkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, alle 
erforderlichen Maßnahmen, um in Gefahrensituationen, einschließlich bewaffneter Konflikte, 
humanitärer Notlagen und Naturkatastrophen, den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit 
Behinderungen zu gewährleisten. 
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Artikel 12 
Gleiche Anerkennung vor dem Recht 

 
(1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, überall als 
Rechtssubjekt anerkannt zu werden. 
(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen 
gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen.  
(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen Zugang zu der 
Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und Handlungsfähigkeit 
gegebenenfalls benötigen. 
(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit 
betreffenden Maßnahmen im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen geeignete und 
wirksame Sicherungen vorgesehen werden, um Missbräuche zu verhindern. Diese Sicherungen müssen 
gewährleisten, dass bei den Maßnahmen betreffend die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit 
die Rechte, der Wille und die Präferenzen der betreffenden Person geachtet werden, es nicht zu 
Interessenkonflikten und missbräuchlicher Einflussnahme kommt, dass die Maßnahmen 
verhältnismäßig und auf die Umstände der Person zugeschnitten sind, dass sie von möglichst kurzer 
Dauer sind und dass sie einer regelmäßigen Überprüfung durch eine zuständige, unabhängige und 
unparteiische Behörde oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen müssen im Hinblick auf das 
Ausmaß, in dem diese Maßnahmen die Rechte und Interessen der Person berühren, verhältnismäßig 
sein. 
(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und wirksamen 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht wie andere 
haben, Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre finanziellen Angelegenheiten selbst zu regeln und 
gleichen Zugang zu Bankdarlehen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu haben, und 
gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich ihr Eigentum entzogen wird. 
 

Artikel 19 
Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft 

 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit 
Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, 
und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss 
dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu 
erleichtern, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen 
und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen 
zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu 
Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, 
einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der 
Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der 
Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Mensch en mit 
Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen 
Rechnung tragen. 
 

Artikel 20 
Persönliche Mobilität 

 
Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Menschen mit Behinderungen persönliche 
Mobilität mit größtmöglicher Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter anderem 
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a) die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Art und Weise und zum Zeitpunkt 
ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten erleichtern; 
b) den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen Mobilitätshilfen, Geräten, 
unterstützenden Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mittelspersonen erleichtern, 
auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten; 
c) Menschen mit Behinderungen und Fachkräften, die mit Menschen mit Behinderungen arbeiten, 
Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anbieten; 
d) Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien ermutigen, alle Aspekte 
der Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen. 
 

Artikel 21 
Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen 

 
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen das Recht auf freie Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit, einschließlich der 
Freiheit, Informationen und Gedankengut sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben, 
gleichberechtigt mit anderen und durch alle von ihnen gewählten Formen der Kommunikation im Sinne 
des Artikels 2 ausüben können, unter anderem indem sie 
a) Menschen mit Behinderungen für die Allgemeinheit bestimmte Informationen rechtzeitig und ohne 
zusätzliche Kosten in zugänglichen Formaten und Technologien, die für unterschiedliche Arten der 
Behinderung geeignet sind, zur Verfügung stellen; 
b) im Umgang mit Behörden die Verwendung von Gebärdensprachen, Brailleschrift, ergänzenden und 
alternativen Kommunikationsformen und allen sonstigen selbst gewählten zugänglichen Mitteln, Formen 
und Formaten der Kommunikation durch Menschen mit Behinderungen akzeptieren und erleichtern;  
c) private Rechtsträger, die, einschließlich durch das Internet, Dienste für die Allgemeinheit anbieten, 
dringend dazu auffordern, Informationen und Dienstleistungen in Formaten zur Verfügung zu stellen, 
die für Menschen mit Behinderungen zugänglich und nutzbar sind; 
d) die Massenmedien, einschließlich der Anbieter von Informationen über das Internet, dazu auffordern, 
ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestalten; 
e) die Verwendung von Gebärdensprachen anerkennen und fördern. 
 

Artikel 22 
Achtung der Privatsphäre 

 
(1) Menschen mit Behinderungen dürfen unabhängig von ihrem Aufenthaltsort oder der Wohnform, in 
der sie leben, keinen willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr Privatleben, ihre Familie, ihre 
Wohnung oder ihren Schriftverkehr oder andere Arten der Kommunikation oder rechtswidrigen 
Beeinträchtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes ausgesetzt werden. Menschen mit Behinderungen 
haben Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 
(2) Die Vertragsstaaten schützen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen die 
Vertraulichkeit von Informationen über die Person, die Gesundheit und die Rehabilitation von Menschen 
mit Behinderungen. 
 

Artikel 23 
Achtung der Wohnung und der Familie 

 
(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit 
anderen in allen Fragen, die Ehe, Familie, Elternschaft und Partnerschaften betreffen, um zu 
gewährleisten, dass  

a) das Recht aller Menschen mit Behinderungen im heiratsfähigen Alter, auf der Grundlage des 
freien und vollen Einverständnisses der künftigen Ehegatten eine Ehe zu schließen und eine 
Familie zu gründen, anerkannt wird; 
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b) das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste Entscheidung 
über die Anzahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände sowie auf Zugang zu altersgemäßer 
Information sowie Aufklärung über Fortpflanzung und Familienplanung anerkannt wird und 
ihnen die notwendigen Mittel zur Ausübung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden; 

c) Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern, gleichberechtigt mit anderen ihre 
Fruchtbarkeit behalten. 

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die Rechte und Pflichten von Menschen mit Behinderungen in 
Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft, Personen- und Vermögenssorge, Adoption von Kindern oder 
ähnlichen Rechtsinstituten, soweit das innerstaatliche Recht solche kennt; in allen Fällen ist das Wohl 
des Kindes ausschlaggebend. Die Vertragsstaaten unterstützen Menschen mit Behinderungen in 
angemessener Weise bei der Wahrnehmung ihrer elterlichen Verantwortung. 
(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in Bezug auf das 
Familienleben haben. Zur Verwirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, das Verbergen, das 
Aussetzen, die Vernachlässigung und die Absonderung von Kindern mit Behinderungen zu verhindern, 
verpflichten sich die Vertragsstaaten, Kindern mit Behinderungen und ihren Familien frühzeitig 
umfassende Informationen, Dienste und Unterstützung zur Verfügung zu stellen. 
(4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen 
getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren 
Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, dass diese 
Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das Kind aufgrund einer Behinderung 
entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von den Eltern getrennt werden. 
(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Fällen, in denen die nächsten Familienangehörigen nicht in 
der Lage sind, für ein Kind mit Behinderungen zu sorgen, alle Anstrengungen zu unternehmen, um 
andere Formen der Betreuung innerhalb der weiteren Familie und, falls dies nicht möglich ist, innerhalb 
der Gemeinschaft in einem familienähnlichen Umfeld zu gewährleisten. 
 

Artikel 24 
Bildung 

 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung. Um dieses 
Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu verwirklichen, 
gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges 
Lernen mit dem Ziel, 

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der Würde und das Selbstwertgefühl des 
Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den Menschenrechten, den 
Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stärken; 

b) Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität sowie ihre 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen; 

c) Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft zu befähigen. 
(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechtsstellen die Vertragsstaaten sicher, dass  
a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allgemeinen Bildungssystem 

ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung 
vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Besuch weiterführender 
Schulen ausgeschlossen werden; 

b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der sie leben, 
Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen 
und weiterführenden Schulen haben; 

c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden; 
d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die notwendige 

Unterstützung geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;  
e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Integration wirksame individuell angepasste 

Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche schulische und soziale 
Entwicklung gestattet, angeboten werden. 
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(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit Behinderungen, lebenspraktische Fertigkeiten und 
soziale Kompetenzen zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der Bildung und als 
Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen; unter anderem 

a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, ergänzenden und alternativen 
Formen, Mitteln und Formaten der Kommunikation, den Erwerb von Orientierungs- und 
Mobilitätsfertigkeiten sowie die Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen und 
das Mentoring; 

b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die Förderung der sprachlichen Identität 
der Gehörlosen; 

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblinden Menschen, insbesondere Kindern, 
Bildung in den Sprachen und Kommunikationsformen und mit den Kommunikationsmitteln, die 
für den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie in einem Umfeld vermittelt wird, das die 
bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet. 

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen 
zur Einstellung von Lehrkräften, einschließlich solcher mit Behinderungen, die in Gebärdensprache oder 
Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von Fachkräften sowie Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens. Diese Schulung schließt die Schärfung des 
Bewusstseins für Behinderungen und die Verwendung geeigneter ergänzender und alternativer Formen, 
Mittel und Formate der Kommunikation sowie pädagogische Verfahren und Materialien zur 
Unterstützung von Menschen mit Behinderungen ein. 
(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und 
gleichberechtigt mit anderem Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung, 
Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen haben. Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten 
sicher, dass für Menschen mit Behinderungen angemessene Vorkehrungen getroffen werden. 
 

Artikel 25 
Gesundheit 

 
Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare 
Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. 
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher 
Rehabilitation, haben. Insbesondere 
a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit Behinderungen eine unentgeltliche oder erschwingliche 
Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität und auf demselben Standard 
zur Verfügung wie anderen Menschen, einschließlich sexual- und fortpflanzungsmedizinischer 
Gesundheitsleistungen und der Gesamtbevölkerung zur Verfügung stehender Programme des 
öffentlichen Gesundheitswesens; 
b) bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von Menschen mit Behinderung en 
speziell wegen ihrer Behinderungen benötigt werden, soweit angebracht, einschließlich Früherkennung 
und Frühintervention, sowie Leistungen, durch die, auch bei Kindern und älteren Menschen, weitere 
Behinderungen möglichst gering gehalten oder vermieden werden sollen; 
c) bieten die Vertragsstaaten diese Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie möglich an, auch in 
ländlichen Gebieten; 
d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehörigen der Gesundheitsberufe die Verpflichtung auf, Menschen 
mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher Qualität wie anderen Menschen angedeihen zu lassen, 
namentlich auf der Grundlage der freien Einwilligung nach vorheriger Aufklärung, indem sie unter 
anderem durch Schulungen und den Erlass ethischer Normen für die staatliche und private 
Gesundheitsversorgung das Bewusstsein für die Menschenrechte, die Würde, die Autonomie und die 
Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen schärfen; 
e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in der 
Krankenversicherung und in der Lebensversicherung, soweit eine solche Versicherung nach 
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innerstaatlichem Recht zulässig ist; solche Versicherungen sind zu fairen und angemessenen 
Bedingungen anzubieten; 
f) verhindern die Vertragsstaaten die diskriminierende Vorenthaltung von Gesundheitsversorgung oder  
-leistungen oder von Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten aufgrund von Behinderung. 
 

Artikel 26 
Habilitation und Rehabilitation 

 
(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, einschließlich durch die 
Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in die 
Lage zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, geistige, soziale und 
berufliche Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle Aspekte des Lebens und die volle Teilhabe an 
allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, stärken und 
erweitern die Vertragsstaaten umfassende Habilitations- und Rehabilitationsdienste und -programme, 
insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste, 
und zwar so, dass diese Leistungen und Programme 

a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen und auf einer multidisziplinären Bewertung der 
individuellen Bedürfnisse und Stärken beruhen; 

b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft in allen ihren Aspekten sowie die 
Teilhabe daran unterstützen, freiwillig sind und Menschen mit Behinderungen so gemeindenah 
wie möglich zur Verfügung stehen, auch in ländlichen Gebieten. 

(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und Rehabilitationsdiensten. 
(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, die Kenntnis und die Verwendung unterstützender 
Geräte und Technologien, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt sind, für die Zwecke der 
Habilitation und Rehabilitation. 
 

Artikel 27 
Arbeit und Beschäftigung 

 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Arbeit; dies 
beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem 
offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen Arbeitsmarkt und 
Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird. Die Vertragsstaaten sichern und fördern die 
Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich für Menschen, die während der Beschäftigung eine 
Behinderung erwerben, durch geeignete Schritte, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschriften, um 
unter anderem 

a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
einer Beschäftigung gleich welcher Art, einschließlich der Auswahl-, Einstellungs- und 
Beschäftigungsbedingungen, der Weiterbeschäftigung, des beruflichen Aufstiegs sowie sicherer 
und gesunder Arbeitsbedingungen, zu verbieten; 

b) das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf gerechte und günstige 
Arbeitsbedingungen, einschließlich Chancengleichheit und gleichen Entgelts für gleichwertige 
Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, einschließlich Schutz vor Belästigungen, 
und auf Abhilfe bei Missständen zu schützen; 

c) zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt mit anderen ausüben können; 

d) Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu allgemeinen fachlichen und beruflichen 
Beratungsprogrammen, Stellenvermittlung sowie Berufsausbildung und Weiterbildung zu 
ermöglichen; 

e) für Menschen mit Behinderungen Beschäftigungsmöglichkeiten und beruflichen Aufstieg auf dem 
Arbeitsmarkt sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt und der Beibehaltung 
eines Arbeitsplatzes und beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern;  
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f) Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unternehmertum, die Bildung von Genossenschaften und die 
Gründung eines eigenen Geschäfts zu fördern; 

g) Menschen mit Behinderungen im öffentlichen Sektor zu beschäftigen; 
h) die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im privaten Sektor durch geeignete 

Strategien und Maßnahmen zu fördern, wozu auch Programme für positive Maßnahmen, Anreize 
und andere Maßnahmen gehören können; 

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen für Menschen mit 
Behinderungen getroffen werden; 

j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen mit 
Behinderungen zu fördern; 

k) Programme für die berufliche Rehabilitation, den Erhalt des Arbeitsplatzes und den beruflichen 
Wiedereinstieg von Menschen mit Behinderungen zu fördern. 

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen nicht in Sklaverei oder 
Leibeigenschaft gehaltenwerden und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor Zwangs- oder 
Pflichtarbeit geschützt werden. 
 

Artikel 28 
Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz 

 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf einen 
angemessenen Lebensstandard für sich selbst und ihre Familien, einschließlich angemessener 
Ernährung, Bekleidung und Wohnung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen und 
unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Förderung der Verwirklichung dieses Rechts ohne 
Diskriminierung aufgrund von Behinderung. 
(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf sozialen Schutz und 
den Genuss dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung und unternehmen geeignete 
Schritte zum Schutz und zur Förderung der Verwirklichung dieses Rechts, einschließlich Maßnahmen, 
um  

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zur Versorgung mit sauberem Wasser 
und den Zugang zu geeigneten und erschwinglichen Dienstleistungen, Geräten und anderen 
Hilfen für Bedürfnisse im Zusammenhang mit ihrer Behinderung zu sichern; 

b) Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Mädchen sowie älteren Menschen mit 
Behinderungen, den Zugang zu Programmen für sozialen Schutz und Programmen zur 
Armutsbekämpfung zu sichern; 

c) in Armut lebenden Menschen mit Behinderungen und ihren Familien den Zugang zu staatlicher 
Hilfe bei behinderungsbedingten Aufwendungen, einschließlich ausreichender Schulung, 
Beratung, finanzieller Unterstützung sowie Kurzzeitbetreuung, zu sichern; 

d) Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Programmen des sozialen Wohnungsbaus zu 
sichern; 

e) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zu Leistungen und Programmen der 
Altersversorgung zu sichern. 

 
Artikel 29 

Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben 
 
Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die politischen Rechte sowie die 
Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit anderen zu genießen, und verpflichten sich, 

a) sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen wirksam und 
umfassend am politischen und öffentlichen Leben teilhaben können, sei es unmittelbar oder 
durch frei gewählte Vertreter oder Vertreterinnen, was auch das Recht und die Möglichkeit 
einschließt, zu wählen und gewählt zu werden; unter anderem 
i) stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet, 

zugänglich und leicht zu verstehen und zu handhaben sind; 
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ii) schützen sie das Recht von Menschen mit Behinderungen, bei Wahlen und Volksabstimmungen 
in geheimer Abstimmung ohne Einschüchterung ihre Stimme abzugeben, bei Wahlen zu 
kandidieren, ein Amt wirksam innezuhaben und alle öffentlichen Aufgaben auf allen Ebenen 
staatlicher Tätigkeit wahrzunehmen, indem sie gegebenenfalls die Nutzung unterstützender 
und neuer Technologien erleichtern; 

iii) garantieren sie die freie Willensäußerung von Menschen mit Behinderungen als Wähler und 
Wählerinnen und erlauben zu diesem Zweck im Bedarfsfall auf Wunsch, dass sie sich bei der 
Stimmabgabe durch eine Person ihrer Wahl unterstützen lassen; 

b) aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und 
gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend an der Gestaltung der öffentlichen 
Angelegenheiten mitwirken können, und ihre Mitwirkung an den öffentlichen Angelegenheiten zu 
begünstigen, unter anderem  
i) die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die sich mit dem 

öffentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen, und an den Tätigkeiten und der 
Verwaltung politischer Parteien; 

ii) die Bildung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die sie auf internationaler, 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene vertreten, und den Beitritt zu solchen Organisationen. 

 
 

Artikel 30 
Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport 

 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, gleichberechtigt mit 
anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen 

a) Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben; 
b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kulturellen Aktivitäten 

in zugänglichen Formaten haben; 
c) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, Museen, Kinos, 

Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu Denkmälern und Stätten von 
nationaler kultureller Bedeutung haben. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen die 
Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu 
nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft. 
(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem Völkerrecht, um 
sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des geistigen Eigentums keine ungerechtfertigte 
oder diskriminierende Barriere für den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu kulturellem 
Material darstellen. 
(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderem Anspruch auf Anerkennung und 
Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität, einschließlich der 
Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur.  
(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an Erholungs-, Freizeit- 
und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen, 

a) um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an breitensportlichen 
Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu fördern; 

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, 
behinderungsspezifische Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln und an 
solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung eines geeigneten Angebots an 
Anleitung, Training und Ressourcen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen zu 
fördern; 

c) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, Erholungs- und 
Tourismusstätten haben; 
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d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern an 
Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, einschließlich im 
schulischen Bereich; 

e) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Dienstleistungen der 
Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivitäten haben. 

 
Artikel 31 

Statistik und Datensammlung 
 
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur Sammlung geeigneter Informationen, einschließlich 
statistischer Angaben und Forschungsdaten, die ihnen ermöglichen, politische Konzepte zur 
Durchführung dieses Übereinkommens auszuarbeiten und umzusetzen. Das Verfahren zur Sammlung 
und Aufbewahrung dieser Informationen muss 

a) mit den gesetzlichen Schutzvorschriften, einschließlich der Rechtsvorschriften über den 
Datenschutz, zur Sicherung der Vertraulichkeit und der Achtung der Privatsphäre von Menschen 
mit Behinderungen im Einklang stehen; 

b) mit den international anerkannten Normen zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
und den ethischen Grundsätzen für die Sammlung und Nutzung statistischer Daten im Einklang 
stehen. 

(2) Die im Einklang mit diesem Artikel gesammelten Informationen werden, soweit angebracht, 
aufgeschlüsselt und dazu verwendet, die Umsetzung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen 
durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und die Hindernisse, denen sich Menschen mit Behinderungen 
bei der Ausübung ihrer Rechte gegenübersehen, zu ermitteln und anzugehen. 
(3) Die Vertragsstaaten übernehmen die Verantwortung für die Verbreitung dieser Statistiken und 
sorgen dafür, dass sie für Menschen mit Behinderungen und andere zugänglich sind. 
 

Artikel 33 
Innerstaatliche Durchführung und Überwachung 

 
(1) Die Vertragsstaaten bestimmen nach Maßgabe ihrer staatlichen Organisation eine oder mehrere 
staatliche Anlaufstellen für Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Durchführung dieses 
Übereinkommens und prüfen sorgfältig die Schaffung oder Bestimmung eines staatlichen 
Koordinierungsmechanismus, der die Durchführung der entsprechenden Maßnahmen in verschiedenen 
Bereichen und auf verschiedenen Ebenen erleichtern soll. 
(2) Die Vertragsstaaten unterhalten, stärken, bestimmen oder schaffen nach Maßgabe ihres Rechts- und 
Verwaltungssystems auf einzelstaatlicher Ebene für die Förderung, den Schutz und die Überwachung 
der Durchführung dieses Übereinkommens eine Struktur, die, je nachdem, was angebracht ist, einen 
oder mehrere unabhängige Mechanismen einschließt. Bei der Bestimmung oder Schaffung eines 
solchen Mechanismus berücksichtigen die Vertragsstaaten die Grundsätze betreffend die Rechtsstellung 
und die Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und zur Förderung der 
Menschenrechte. 
(3) Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden 
Organisationen, wird in den Überwachungsprozess einbezogen und nimmt in vollem Umfang daran teil. 
 

Artikel 34 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

 
(1) Es wird ein Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden als 
„Ausschuss“ bezeichnet) eingesetzt, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt. 
(2) Der Ausschuss besteht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens aus zwölf 
Sachverständigen. Nach sechzig weiteren Ratifikationen oder Beitritten zu dem Übereinkomme n erhöht 
sich die Zahl der Ausschussmitglieder um sechs auf die Höchstzahl von achtzehn. 
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(3) Die Ausschussmitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig und müssen Persönlichkeiten von 
hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis und Erfahrung auf dem von diesem 
Übereinkommen erfassten Gebiet sein. Die Vertragsstaaten sind aufgefordert, bei der Benennung ihrer 
Kandidaten oder Kandidatinnen Artikel 4 Absatz 3 gebührend zu berücksichtigen. 
(4) Die Ausschussmitglieder werden von den Vertragsstaaten gewählt, wobei auf eine gerechte 
geografische Verteilung, die Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der hauptsächlichen 
Rechtssysteme, die ausgewogene Vertretung der Geschlechter und die Beteiligung von Sachverständigen 
mit Behinderungen zu achten ist. 
(5) Die Ausschussmitglieder werden auf Sitzungen der Konferenz der Vertragsstaaten in geheimer Wahl 
aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten aus dem Kreis ihrer 
Staatsangehörigen benannt worden sind. Auf diesen Sitzungen, die beschlussfähig sind, wenn zwei 
Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten oder Kandidatinnen als in den 
Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der 
anwesenden und abstimmenden Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen der Vertragsstaaten auf sich 
vereinigen. 
(6) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. 
Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die 
Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von zwei Monaten ihre Benennungen einzureichen. Der 
Generalsekretär fertigt sodann eine alphabetische Liste aller auf diese Weise benannten Personen an, 
unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie benannt haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten. 
(7) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Ihre einmalige Wiederwahl ist zulässig. Die 
Amtszeit von sechs der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab; 
unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser sechs Mitglieder von dem oder der 
Vorsitzenden der in Absatz 5 genannten Sitzung durch das Los bestimmt. 
(8) Die Wahl der sechs zusätzlichen Ausschussmitglieder findet bei den ordentlichen Wahlen im Einklang 
mit den einschlägigen Bestimmungen dieses Artikels statt. 
(9) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zurücktritt oder erklärt, dass es aus anderen Gründen seine 
Aufgaben nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das Mitglied benannt hat, für 
die verbleibende Amtszeit eine andere sachverständige Person, die über die Befähigungen verfügt und 
die Voraussetzungen erfüllt, die in den einschlägigen Bestimmungen dieses Artikels beschrieben sind. 
(10) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(11) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die 
Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem 
Übereinkommen benötigt, und beruft seine erste Sitzung ein. 
(12) Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten mit 
Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten Nationen Bezüge aus Mitteln der Vereinten 
Nationen zu den von der Generalversammlung unter Berücksichtigung der Bedeutung der Aufgaben des 
Ausschusses zu beschließenden Bedingungen.  
(13) Die Ausschussmitglieder haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und Immunitäten der 
Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen, die in den einschlägigen Abschnitten des 
Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen vorgesehen sind. 
 

Artikel 35 
Berichte der Vertragsstaaten 

 
(1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen innerhalb 
von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat einen 
umfassenden Bericht über die Maßnahmen, die er zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen getroffen hat, und über die dabei erzielten Fortschritte vor.  
(2) Danach legen die Vertragsstaaten mindestens alle vier Jahre und darüber hinaus jeweils auf 
Anforderung des Ausschusses Folgeberichte vor. 
(3) Der Ausschuss beschließt gegebenenfalls Leitlinien für den Inhalt der Berichte. 
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(4) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat, braucht in 
seinen Folgeberichten die früher mitgeteilten Angaben nicht zu wiederholen. Die Vertragsstaaten sind 
gebeten, ihre Berichte an den Ausschuss in einem offenen und transparenten Verfahren zu erstellen und 
dabei Artikel 4 Absatz 3 gebührend zu berücksichtigen. 
(5) In den Berichten kann auf Faktoren und Schwierigkeiten hingewiesen werden, die das Ausmaß der 
Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen beeinflussen. 
 

Artikel 36 
Prüfung der Berichte 

 
(1) Der Ausschuss prüft jeden Bericht; er kann ihn mit den ihm geeignet erscheinenden Vorschlägen und 
allgemeinen Empfehlungen versehen und leitet diese dem betreffenden Vertragsstaat zu. Dieser kann 
dem Ausschuss hierauf jede Information übermitteln, die er zu geben wünscht. Der Ausschuss 
kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die Durchführung dieses Übereinkommens 
ersuchen. 
(2) Liegt ein Vertragsstaat mit der Vorlage eines Berichts in erheblichem Rückstand, so kann der 
Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat notifizieren, dass die Durchführung dieses Übereinkommens 
im betreffenden Vertragsstaat auf der Grundlage der dem Ausschuss zur Verfügung stehenden 
zuverlässigen Informationen geprüft werden muss, falls der Bericht nicht innerhalb von drei Monaten 
nach dieser Notifikation vorgelegt wird. Der Ausschuss fordert den betreffend en Vertragsstaat auf, bei 
dieser Prüfung mitzuwirken. Falls der Vertragsstaat daraufhin den Bericht vorlegt, findet Absatz 1 
Anwendung. 
(3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt die Berichte allen Vertragsstaaten zur Verfügung. 
(4) Die Vertragsstaaten sorgen für eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land und 
erleichtern den Zugang zu den Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen zu diesen Berichten. 
(5) Der Ausschuss übermittelt, wenn er dies für angebracht hält, den Sonderorganisationen, Fonds und 
Programmen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen Berichte der Vertragsstaaten, 
damit ein darin enthaltenes Ersuchen um fachliche Beratung oder Unterstützung oder ein darin 
enthaltener Hinweis, dass ein diesbezügliches Bedürfnis besteht, aufgegriffen werden kann; etwaige 
Bemerkungen und Empfehlungen des Ausschusses zu diesen Ersuchen oder Hinweisen werden 
beigefügt. 
 

Artikel 37 
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten und dem Ausschuss 

 
(1) Jeder Vertragsstaat arbeitet mit dem Ausschuss zusammen und ist seinen Mitgliedern bei der 
Erfüllung ihres Mandatsbehilflich. 
(2) In seinen Beziehungen zu den Vertragsstaaten prüft der Ausschuss gebührend Möglichkeiten zur 
Stärkung der einzelstaatlichen Fähigkeiten zur Durchführung dieses Übereinkommens, einschließlich 
durch internationale Zusammenarbeit. 
 

Artikel 38 
Beziehungen des Ausschusses zu anderen Organen 

 
Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens und die internationale Zusammenarbeit auf 
dem von dem Übereinkommen erfassten Gebiet zu fördern, 
a) haben die Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen das Recht, bei der 
Erörterung der Durchführung derjenigen Bestimmungen des Übereinkommens, die in ihren 
Aufgabenbereich fallen, vertreten zu sein. Der Ausschuss kann, wenn er dies für angebracht hält, 
Sonderorganisationen und andere zuständige Stellen einladen, sachkundige Stellungnahmen zur 
Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten abzugeben, die in ihren jeweiligen Aufgabenbereich 
fallen. Der Ausschuss kann Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen einladen, 
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ihm Berichte über die Durchführung des Übereinkommens auf den Gebieten vorzulegen, die in ihren 
Tätigkeitsbereich fallen; 
b) konsultiert der Ausschuss bei der Wahrnehmung seines Mandats, soweit angebracht, andere 
einschlägige Organe, die durch internationale Menschenrechtsverträge geschaffen wurden, mit dem 
Ziel, die Kohärenz ihrer jeweiligen Berichterstattungsleitlinien, Vorschläge und allgemeinen 
Empfehlungen zu gewährleisten sowie Doppelungen und Überschneidungen bei der Durchführung ihrer 
Aufgaben zu vermeiden. 
 

Artikel 39 
Bericht des Ausschusses 

 
Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat alle zwei Jahre 
über seine Tätigkeit und kann aufgrund der Prüfung der von den Vertragsstaaten eingegangenen 
Berichte und Auskünfte Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen abgeben. Diese werden 
zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten in den Ausschussbericht aufgenommen. 
 

Artikel 50 
Verbindliche Wortlaute 

 
Der arabische, der chinesische, der englische, der französische, der russische und der spanische 
Wortlaut dieses Übereinkommens sind gleichermaßen verbindlich.  
Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu gehörig befugten 
Bevollmächtigten dieses Übereinkommen unterschrieben. 
 
 
b) Aus dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen vom 13. Dezember 2006 (BGBl. II, S. 1453) 
 

Artikel 1 
 

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls ("Vertragsstaat") anerkennt die Zuständigkeit des 
Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen ("Ausschuss") für die 
Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen, die von oder im Namen von seiner 
Hoheitsgewalt unterstehenden Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht werden, die 
behaupten, Opfer einer Verletzung des Übereinkommens durch den betreffenden Vertragsstaat 
zu sein. 
(2) Der Ausschuss nimmt keine Mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat des 
Übereinkommens betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist. 
 
 
c) Aus dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes – Kinderrechtskonvention vom 20. November 

1989 (BGBl II, 1992 S. 122) in Kraft getreten am 5. April 1992 (BGBl. II, S.990) 
 

Artikel 23 
Förderung behinderter Kinder 

 
a. Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein geistig oder körperlich behindertes Kind ein erfülltes 
und menschenwürdiges Leben unter Bedingungen führen soll, welche die Würde des Kindes wahren, 
seine Selbständigkeit fördern und seine aktive Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern. 
b. Die Vertragsstaaten. erkennen das Recht des behinderten Kindes auf besondere Betreuung an 
und treten dafür ein und stellen sicher, dass dem behinderten Kind und den für seine Betreuung 
Verantwortlichen im Rahmen der verfügbaren Mittel auf Antrag die Unterstützung zuteil wird, die dem 
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Zustand des Kindes sowie den Lebensumständen der Eltern oder anderer Personen, die das Kind 
betreuen, angemessen ist. 
c. In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines behinderten Kindes ist die nach Absatz 2 
gewährte Unterstützung soweit irgend möglich und unter Berücksichtigung der finanziellen Mittel der 
Eltern oder anderer Personen, die das Kind betreuen, unentgeltlich zu leisten und so zu gestalten, dass 
sichergestellt ist, dass Erziehung, Ausbildung, Gesundheitsdienste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung 
auf das Berufsleben und Erholungsmöglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in einer Weise 
zugänglich sind, die der möglichst vollständigen sozialen Integration und individuellen Entfaltung des 
Kindes einschließlich seiner kulturellen und geistigen Entwicklung förderlich ist. 
d. Die Vertragsstaaten fördern im Geist der internationalen Zusammenarbeit den Austausch 
sachdienlicher Informationen im Bereich der Gesundheitsvorsorge und der medizinischen, 
psychologischen und funktionellen Behandlung behinderter Kinder einschließlich der Verbreitung von 
Informationen über Methoden der Rehabilitation, der Erziehung und der Berufsausbildung und des 
Zugangs zu solchen Informationen, um es den Vertragsstaaten zu ermöglichen, in diesen Bereichen ihre 
Fähigkeiten und ihr Fachwissen zu verbessern und weitere Erfahrungen zu sammeln. Dabei sind die 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen. 
e. ... 
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2. Europarechtliche Vorschriften 
 
 
Aus der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (ABl. C 303 vom 14. Dezember 2007, S. 1) 
 
 

Artikel 21 
Nichtdiskriminierung 

(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen 
oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, 
der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind verboten.  

(2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 
 

Artikel 26 
Integration von Menschen mit Behinderung 

Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur 
Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer 
Teilnahme am Leben der Gemeinschaft.  
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3. Deutsche bundesverfassungsrechtliche Vorschriften 
 
Aus dem Grundgesetz vom 23. Mai 1949 (BGBl. 1, S. 1), i.d.F. vom11. Juli 2012 (BGBl. I, S. 1478) 
 
 

Artikel 3 
 
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.  
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauung benachteiligt oder 
bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 
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4. Deutsche landesverfassungsrechtliche Vorgaben 
 
 
a) Aus der Verfassung des Landes Baden-Württemberg vom 11. November 1953 (GBl. S. 173), i.d.F. vom 7. 

Februar 2011 (GBl. S. 46) 
 

Artikel 2a 
Verbot der Benachteiligung Behinderter 

 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 
 
 
b) Aus der Verfassung des Freistaates Bayern vom 2. Dezember 1946 (GVBl S. 333), i.d.F. vom 10. 

November 2003 (GVBl S. 817)  
 

Artikel 118a  
Menschen mit Behinderungen 

Menschen mit Behinderungen dürfen nicht benachteiligt werden. Der Staat setzt sich für gleichwertige 
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung ein. 

 
c) Aus der Verfassung von Berlin vom 1. September 1950 (VOBl. I S.933), i.d.F. vom 7. Februar 2014 

(GVBl. S. 38) 
 

Artikel 11 
Gleichstellung der Menschen mit Behinderung 

 
Menschen mit Behinderungen dürfen nicht benachteiligt werden. Das Land ist verpflichtet, für die 
gleichwertigen Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung zu sorgen. 
 
 
d) Aus der Verfassung des Landes Brandenburg vom 20. August 1992 (GVBl. I S. 298), i.d.F. vom 5. 

Dezember 2013 (GVBl. I Nr. 42, S.1) 
 

Artikel 12 
Gleichheit 

 
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. Jede Willkür und jede sachwidrige Ungleichbehandlung ist 
der öffentlichen Gewalt untersagt.  
(2) Niemand darf wegen der Abstammung, Nationalität, Sprache, des Geschlechts, der sexuellen 
Identität, sozialen Herkunft oder Stellung, einer Behinderung, der religiösen, weltanschaulichen oder 
politischen Überzeugung oder aus rassistischen Gründen bevorzugt oder benachteiligt werden. 
(4) Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände sind verpflichtet, für die Gleichwertigkeit der 
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderungen zu sorgen.  
 

Artikel 26 
Ehe, Familie und Lebensgemeinschaften 

 
(1) Ehe und Familie sind durch das Gemeinwesen zu schützen und zu fördern. Besondere Fürsorge wird 
Müttern, Alleinerziehenden und kinderreichen Familien sowie Familien mit behinderten Angehörigen 
zuteil. 
(2) Die Schutzbedürftigkeit anderer auf Dauer angelegter Lebensgemeinschaften wird anerkannt. 
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(3) Wer in Ehe, Familie oder einer anderen Lebensgemeinschaft psychische oder physische Gewalt 
erleidet, hat Anspruch auf Hilfe und Schutz des Gemeinwesens. 
(4) Die Hausarbeit, die Erziehung der Kinder, die häusliche Pflege Bedürftiger und die Berufsarbeit 
werden gleichgeachtet. 
 

Artikel 29 
Recht auf Bildung 

 

(1) Jeder hat das Recht auf Bildung. 
(2) Das Land ist verpflichtet, öffentliche Bildungseinrichtungen zu schaffen und berufliche 
Ausbildungssysteme zu fördern. 
(3) Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu den öffentlichen Bildungseinrichtungen, unabhängig von 
seiner wirtschaftlichen und sozialen Lage und seiner politischen Überzeugung. Begabte, sozial 
Benachteiligte und Menschen mit Behinderungen sind besonders zu fördern. 
 

Artikel 45 
Soziale Sicherung 

 
(1) Das Land ist verpflichtet, im Rahmen seiner Kräfte für die Verwirklichung des Rechts auf soziale 
Sicherung bei Krankheit, Unfall, Invalidität, Behinderung, Pflegebedürftigkeit und im Alter zu sorgen. 
Soziale Sicherung soll eine menschenwürdige und eigenverantwortliche Lebensgestaltung ermöglichen. 
(2) In Notlagen, die ein menschenwürdiges Leben nicht ermöglichen und die durch eigene Kräfte und 
Mittel nicht behoben werden können, besteht ein Anspruch auf Sozialhilfe. 
(3) Errichtung und Unterhaltung von Einrichtungen für die Beratung, Betreuung und Pflege im Alter, bei 
Krankheit, Behinderung, Invalidität und Pflegebedürftigkeit sowie für andere soziale und karitative 
Zwecke sind staatlich zu fördern, unabhängig von ihrer Trägerschaft. In Heimen stehen den Bewohnern 
Mitentscheidungsrechte zu. 
 
 
e) Aus der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen vom 21. Oktober 1947 (GBl. S. 251), i.d.F. 

vom 3. September2013 (GBl. S. 501) 
 

Artikel 2 
Gleichheit 

 
(2) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner sozialen Stellung, sexuellen Identität, seiner religiösen 
und politischen Anschauungen bevorzugt oder benachteiligt werden. 
 
 
f) Aus der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. S. 372), i.d.F. 

vom 30. Juni 2011 (GVOBl. S. 375) 
 

Artikel 17a  
Schutz von alten Menschen und Menschen mit Behinderung 

 
Land, Gemeinden und Kreise gewähren alten Menschen und Menschen mit Behinderung besonderen 
Schutz. Soziale Hilfe und Fürsorge sowie staatliche und kommunale Maßnahmen dienen dem Ziel, das 
Leben gleichberechtigt und eigenverantwortlich zu gestalten 
 
  



29 
 

g) Aus der Verfassung des Landes Niedersachsen vom 19. Mai 1993 (GVB. S. 107), i.d.F. vom 30. Juni 
2011 (Nds. GVBl. S. 210) 

 
Artikel 3 

Grundrechte 
 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 
seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden. 
 
 
h) Aus der Verfassung  des Landes Rheinland-Pfalz vom 18. Mai 1947 (VOBl. S. 209),i.d.F. vom 23. 

Dezember 2010 (GVBl. S. 547) 
 

Artikel 64 
Menschen mit Behinderung 

 
Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände schützen behinderte Menschen vor Benachteiligung 
und wirken auf ihre Integration und die Gleichwertigkeit ihrer Lebensbedingungen hin. 
 
 
i) Aus der Verfassung des Saarlands vom 15. Dezember 1947 (Amtsbl. S. 1077), i.d. F. 15. Mai 2013 

(Amtsbl. S. 178) 
 
 

Artikel 12  
Gleichheit vor dem Gesetz 

 
(4) Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 
 
 
j) Aus der Verfassung des Freistaates Sachsen vom 27. Mai 1992 (GVBl. S. 243), i.d.F. vom 11.Juli 2013 

(GVBl. S. 502) 
 

Artikel 7 
Menschenwürde 

 
 
(2) Das Land bekennt sich zur Verpflichtung der Gemeinschaft, alte und behinderte Menschen zu 
unterstützen und auf die Gleichwertigkeit ihrer Lebensbedingungen hinzuwirken.  
 
k) Aus der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt vom 16. Juli 1992 (GVBl. S. 600), i.d.F. vom 27. 

Januar 2005 (GVBl. S. 44) 
 

Artikel 38 
Ältere Menschen, Menschen mit Behinderung 

 
Ältere Menschen und Menschen mit Behinderung stehen unter dem besonderen Schutz des Landes. Das 
Land fördert ihre gleichwertige Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft. 
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l) Aus der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein vom 13. Mai 1990 (GVOBl. S. 391), i.d.F. vom 
20.Februar 2013 (GVOBl. S. 102) 

 
Artikel 5a  

Schutz und Förderung pflegebedürftiger Menschen 
 
Das Land schützt die Rechte und Interessen pflegebedürftiger Menschen und fördert eine Versorgung, 
die allen Pflegebedürftigen ein menschenwürdiges Leben ermöglicht. 
 
 
m) Aus der Verfassung des Freistaates Thüringen vom 25. Oktober 1993 (GVBl. S. 625), i.d.F. vom 11. 

Oktober 2004 (GVBl. S. 745) 
 

Artikel 2  
Gleichheit 

 
(4) Menschen mit Behinderung stehen unter dem besonderen Schutz des Freistaats. Das Land und seine 
Gebietskörperschaften fördern ihre gleichwertige Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft. 
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5. Vorschriften des deutschen Bundes-Sozialrechts 
 
 
a) Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen 
(Behindertengleichstellungsgesetz - BGG) vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467), i.d.F. vom 19. Dezember 
2007 (BGBl. I S. 3024)  
 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1  

Gesetzesziel 
 

Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von behinderten Menschen zu beseitigen und zu 
verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von behinderten Menschen am Leben in der 
Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. Dabei 
wird besonderen Bedürfnissen Rechnung getragen. 
 

§ 2  
Behinderte Frauen 

 
Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind die besonderen Belange 
behinderter Frauen zu berücksichtigen und bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Dabei sind 
besondere Maßnahmen zur Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
behinderten Frauen und zur Beseitigung bestehender Benachteiligungen zulässig. 
 

§ 3  
Behinderung 

 
Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit 
mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand 
abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. 
 

§ 4  
Barrierefreiheit 

 
Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, 
Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und 
Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für behinderte 
Menschen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. 
 

§ 5  
Zielvereinbarungen 

 
(1) Soweit nicht besondere gesetzliche oder verordnungsrechtliche Vorschriften entgegenstehen, sollen 
zur Herstellung der Barrierefreiheit Zielvereinbarungen zwischen Verbänden, die nach § 13 Abs. 3 
anerkannt sind, und Unternehmen oder Unternehmensverbänden der verschiedenen 
Wirtschaftsbranchen für ihren jeweiligen sachlichen und räumlichen Organisations- oder 
Tätigkeitsbereich getroffen werden. Die anerkannten Verbände können die Aufnahme von 
Verhandlungen über Zielvereinbarungen verlangen. 
(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung von Barrierefreiheit enthalten insbesondere 
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1. die Bestimmung der Vereinbarungspartner und sonstige Regelungen zum Geltungsbereich und zur 
Geltungsdauer, 

2. die Festlegung von Mindestbedingungen darüber, wie gestaltete Lebensbereiche im Sinne von § 4 
künftig zu verändern sind, um dem Anspruch behinderter Menschen auf Zugang und Nutzung zu 
genügen, 

3. den Zeitpunkt oder einen Zeitplan zur Erfüllung der festgelegten Mindestbedingungen. 
Sie können ferner eine Vertragsstrafenabrede für den Fall der Nichterfüllung oder des Verzugs 
enthalten. 

(3) Ein Verband nach Absatz 1, der die Aufnahme von Verhandlungen verlangt, hat dies gegenüber dem 
Zielvereinbarungsregister (Absatz 5) unter Benennung von Verhandlungsparteien und 
Verhandlungsgegenstand anzuzeigen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt diese 
Anzeige auf seiner Internetseite bekannt. Innerhalb von vier Wochen nach der Bekanntgabe haben 
andere Verbände im Sinne des Absatzes 1 das Recht, den Verhandlungen durch Erklärung gegenüber 
den bisherigen Verhandlungsparteien beizutreten. Nachdem die beteiligten Verbände behinderter 
Menschen eine gemeinsame Verhandlungskommission gebildet haben oder feststeht, dass nur ein 
Verband verhandelt, sind die Verhandlungen innerhalb von vier Wochen aufzunehmen. 
(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen nach Absatz 1 Satz 3 besteht nicht, 

1. während laufender Verhandlungen im Sinne des Absatzes 3 für die nicht beigetretenen Verbände 
behinderter Menschen, 

2. in Bezug auf diejenigen Unternehmen, die ankündigen, einer Zielvereinbarung beizutreten, über 
die von einem Unternehmensverband Verhandlungen geführt werden, 

3. für den Geltungsbereich und die Geltungsdauer einer zustande gekommenen Zielvereinbarung, 
4. in Bezug auf diejenigen Unternehmen, die einer zustande gekommenen Zielvereinbarung unter 

einschränkungsloser Übernahme aller Rechte und Pflichten beigetreten sind. 
(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales führt ein Zielvereinbarungsregister, in das der 
Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von Zielvereinbarungen nach den Absätzen 1 und 2 
eingetragen werden. Der die Zielvereinbarung abschließende Verband behinderter Menschen ist 
verpflichtet, innerhalb eines Monats nach Abschluss einer Zielvereinbarung dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales diese als beglaubigte Abschrift und in informationstechnisch erfassbarer Form zu 
übersenden sowie eine Änderung oder Aufhebung innerhalb eines Monats mitzuteilen. 
 

§ 6  
Gebärdensprache und andere Kommunikationshilfen 

 
(1) Die Deutsche Gebärdensprache ist als eigenständige Sprache anerkannt. 
(2) Lautsprachbegleitende Gebärden sind als Kommunikationsform der deutschen Sprache anerkannt. 
(3) Hörbehinderte Menschen (Gehörlose, Ertaubte und Schwerhörige) und sprachbehinderte Menschen 
haben nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze das Recht, die Deutsche Gebärdensprache oder 
lautsprachbegleitende Gebärden zu verwenden. Soweit sie sich nicht in Deutscher Gebärdensprache 
oder mit lautsprachbegleitenden Gebärden verständigen, haben sie nach Maßgabe der einschlägigen 
Gesetze das Recht, andere geeignete Kommunikationshilfen zu verwenden. 
 
 

Abschnitt 2 
Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit 

 
§ 7  

Benachteiligungsverbot für Träger öffentlicher Gewalt 
 
(1) Die Dienststellen und sonstigen Einrichtungen der Bundesverwaltung, einschließlich der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sollen im 
Rahmen ihres jeweiligen Aufgabenbereichs die in § 1 genannten Ziele aktiv fördern und bei der Planung 
von Maßnahmen beachten. Das Gleiche gilt für Landesverwaltungen, einschließlich der 
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landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit sie 
Bundesrecht ausführen. In Bereichen bestehender Benachteiligungen behinderter Menschen gegenüber 
nicht behinderten Menschen sind besondere Maßnahmen zum Abbau und zur Beseitigung dieser 
Benachteiligung zulässig. Bei der Anwendung von Gesetzen zur tatsächlichen Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern ist den besonderen Belangen behinderter Frauen 
Rechnung zu tragen. 
(2) Ein Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des Absatzes 1 darf behinderte Menschen nicht 
benachteiligen. Eine Benachteiligung liegt vor, wenn behinderte und nicht behinderte Menschen ohne 
zwingenden Grund unterschiedlich behandelt werden und dadurch behinderte Menschen in der 
gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt 
werden. 
(3) Besondere Benachteiligungsverbote zu Gunsten von behinderten Menschen in anderen 
Rechtsvorschriften, insbesondere im Neunten Buch Sozialgesetzbuch, bleiben unberührt. 
 

§ 8  
Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr 

 
(1) Zivile Neubauten sowie große zivile Um- oder Erweiterungsbauten des Bundes einschließlich der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sollen 
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik barrierefrei gestaltet werden. Von diesen 
Anforderungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die 
Anforderungen an die Barrierefreiheit erfüllt werden. Die landesrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere die Bauordnungen, bleiben unberührt. 
(2) Sonstige bauliche oder andere Anlagen, öffentliche Wege, Plätze und Straßen sowie öffentlich 
zugängliche Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr sind nach 
Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften des Bundes barrierefrei zu gestalten. Weitergehende 
landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
 

§ 9  
Recht auf Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen 

 
(1) Hör- oder sprachbehinderte Menschen haben nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
das Recht, mit Trägern öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Deutscher Gebärdensprache, 
mit lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete Kommunikationshilfen zu 
kommunizieren, soweit dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich ist. 
Die Träger öffentlicher Gewalt haben dafür auf Wunsch der Berechtigten im notwendigen Umfang die 
Übersetzung durch Gebärdensprachdolmetscher oder die Verständigung mit anderen geeigneten 
Kommunikationshilfen sicherzustellen und die notwendigen Aufwendungen zu tragen. 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. Anlass und Umfang des Anspruchs auf Bereitstellung eines Gebärdensprachdolmetschers oder 
anderer geeigneter Kommunikationshilfen, 

2. Art und Weise der Bereitstellung von Gebärdensprachdolmetschern oder anderen geeigneten 
Hilfen für die Kommunikation zwischen hör- oder sprachbehinderten Menschen und den Trägern 
öffentlicher Gewalt, 

3. die Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder eine Erstattung von notwendigen 
Aufwendungen für die Dolmetscherdienste oder den Einsatz anderer geeigneter 
Kommunikationshilfen und 

4. welche Kommunikationsformen als andere geeignete Kommunikationshilfen im Sinne des 
Absatzes 1 anzusehen sind. 
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§ 10  
Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken 

 
(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 haben bei der Gestaltung von schriftlichen 
Bescheiden, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtlichen Verträgen und Vordrucken eine Behinderung 
von Menschen zu berücksichtigen. Blinde und sehbehinderte Menschen können nach Maßgabe der 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 insbesondere verlangen, dass ihnen Bescheide, öffentlich-rechtliche 
Verträge und Vordrucke ohne zusätzliche Kosten auch in einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich 
gemacht werden, soweit dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich 
ist. 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, bei welchen Anlässen und in welcher Art und Weise die in Absatz 
1 genannten Dokumente blinden und sehbehinderten Menschen zugänglich gemacht werden. 
 

§ 11  
Barrierefreie Informationstechnik 

 
(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 gestalten ihre Internetauftritte und -angebote 
sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der 
Informationstechnik dargestellt werden, nach Maßgabe der nach Satz 2 zu erlassenden Verordnung 
schrittweise technisch so, dass sie von behinderten Menschen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt 
werden können. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nach Maßgabe der technischen, finanziellen und 
verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten 

1. die in den Geltungsbereich der Verordnung einzubeziehenden Gruppen behinderter Menschen, 
2. die anzuwendenden technischen Standards sowie den Zeitpunkt ihrer verbindlichen Anwendung, 
3. die zu gestaltenden Bereiche und Arten amtlicher Informationen. 

(2) Die Bundesregierung wirkt darauf hin, dass auch gewerbsmäßige Anbieter von Internetseiten sowie 
von grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden, durch 
Zielvereinbarungen nach § 5 ihre Produkte entsprechend den technischen Standards nach Absatz 1 
gestalten. 
 
 

Abschnitt 4 
Beauftragte oder Beauftragter der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen 

 
§ 14  

Amt der oder des Beauftragten für die Belange behinderter Menschen 
 
(1) Die Bundesregierung bestellt eine Beauftragte oder einen Beauftragten für die Belange behinderter 
Menschen. 
(2) Der beauftragten Person ist die für die Erfüllung ihrer Aufgabe notwendige Personal- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 
(3) Das Amt endet, außer im Fall der Entlassung, mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages. 
 

§ 15  
Aufgabe und Befugnisse 

 
(1) Aufgabe der beauftragten Person ist es, darauf hinzuwirken, dass die Verantwortung des Bundes, für 
gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen zu sorgen, in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erfüllt wird. Sie setzt sich bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe 
dafür ein, dass unterschiedliche Lebensbedingungen von behinderten Frauen und Männern 
berücksichtigt und geschlechtsspezifische Benachteiligungen beseitigt werden. 
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(2) Zur Wahrnehmung der Aufgabe nach Absatz 1 beteiligen die Bundesministerien die beauftragte 
Person bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vorhaben, soweit sie Fragen der 
Integration von behinderten Menschen behandeln oder berühren. 
(3) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind verpflichtet, die 
beauftragte Person bei der Erfüllung der Aufgabe zu unterstützen, insbesondere die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und Akteneinsicht zu gewähren. Die Bestimmungen zum Schutz 
personenbezogener Daten bleiben unberührt. 
 
 
b) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) - Allgemeiner Teil vom 11. Dezember 1975, (BGBl. I 

S. 3015), i.d.F. vom 19.Oktober  2013 (BGBl. I S. 3836 ):  
 

§ 10 
Teilhabe behinderter Menschen 

 
Menschen, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind oder denen eine solche Behinderung 
droht, haben unabhängig von der Ursache der Behinderung zur Förderung ihrer Selbstbestimmung und 
gleichberechtigten Teilhabe ein Recht auf Hilfe, die notwendig ist, um  
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 
ihre Folgen zu mildern, 
2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu 
mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen Bezug von Sozialleistungen zu 
vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern, 
3. ihnen einen ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz im Arbeitsleben zu sichern, 
4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und eine möglichst 
selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern sowie 
5. Benachteiligungen auf Grund der Behinderung entgegenzuwirken. 
 

§ 17 
Ausführung der Sozialleistungen 

 
(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass  

1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend und 
zügig erhält, 

2. die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen 
rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen, 

3. der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere durch 
Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke und 

4. ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren sind und 
Sozialleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen ausgeführt werden. 

(2) Hörbehinderte Menschen haben das Recht, bei der Ausführung von Sozialleistungen, insbesondere 
auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, Gebärdensprache zu verwenden. Die für die 
Sozialleistung zuständigen Leistungsträger sind verpflichtet, die durch die Verwendung der 
Gebärdensprache und anderer Kommunikationshilfen entstehenden Kosten zu tragen; § 19 Abs. 2 Satz 4 
des Zehnten Buches gilt entsprechend. 
(3) In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen und Organisationen wirken die 
Leistungsträger darauf hin, dass sich ihre Tätigkeit und die der genannten Einrichtungen und 
Organisationen zum Wohl der Leistungsempfänger wirksam ergänzen. Sie haben dabei deren 
Selbständigkeit in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu achten. Die Nachprüfung 
zweckentsprechender Verwendung bei der Inanspruchnahme öffentlicher Mittel bleibt unberührt. Im 
Übrigen ergibt sich ihr Verhältnis zueinander aus den besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs; § 97 Abs. 1 
Satz 1 bis 4 und Abs. 2 des Zehnten Buches findet keine Anwendung. 
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§ 29 
Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 

 
(1) Nach dem Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen können in Anspruch 
genommen werden  

1. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, insbesondere 

a) Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder, 
b) ärztliche und zahnärztliche Behandlung, 
c) Arznei- und Verbandmittel sowie Heilmittel einschließlich physikalischer, Sprach- und 
Beschäftigungstherapie, 
d) Körperersatzstücke, orthopädische und andere Hilfsmittel, 
e) Belastungserprobung und Arbeitstherapie, 

2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, insbesondere 

a) Hilfen zum Erhalten oder Erlangen eines Arbeitsplatzes, 
b) Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung, Ausbildung und Weiterbildung, 
c) sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, 

3. Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, insbesondere Hilfen 

a) zur Entwicklung der geistigen und körperlichen Fähigkeiten vor Beginn der Schulpflicht, 
b) zur angemessenen Schulbildung, 
c) zur heilpädagogischen Förderung, 
d) zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, 
e) zur Ausübung einer angemessenen Tätigkeit, soweit Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nicht möglich sind, 
f) zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt, 
g) zur Freizeitgestaltung und sonstigen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, 

4. unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen, insbesondere 

a) Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld, Ausbildungsgeld oder 
Unterhaltsbeihilfe, 
b) Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Unfall-, Renten- und Pflegeversicherung sowie zur 
Bundesagentur für Arbeit, 
c) Reisekosten, 
d) Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten, 
e) Rehabilitationssport und Funktionstraining, 

5. besondere Leistungen und sonstige Hilfen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Leben in 
der Gesellschaft, insbesondere am Arbeitsleben. 

(2) Zuständig sind die in den §§ 19 bis 24, 27 und 28 genannten Leistungsträger und die 
Integrationsämter. 
 

§ 33c 
Benachteiligungsverbot 

 

Bei der Inanspruchnahme sozialer Rechte darf niemand aus Gründen der Rasse, wegen der ethnischen 
Herkunft oder einer Behinderung benachteiligt werden. Ansprüche können nur insoweit geltend 
gemacht oder hergeleitet werden, als deren Voraussetzungen und Inhalt durch die Vorschriften der 
besonderen Teile dieses Gesetzbuchs im Einzelnen bestimmt sind. 
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c) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - Grundsicherung für Arbeitsuchende - vom 24. 
Dezember 2003 (BGBl. I, S. 2954), i.d.F. vom 7.Mai 2013 (BGBl. I, S. 1167):  
 

§8 
Erwerbsfähigkeit 

 
(1) Erwerbsfähig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit außerstande ist, 
unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden täglich 
erwerbstätig zu sein. 
(2) Im Sinne von Absatz 1 können Ausländerinnen und Ausländer nur erwerbstätig sein, wenn ihnen die 
Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt ist oder erlaubt werden könnte. Die rechtliche Möglichkeit, eine 
Beschäftigung vorbehaltlich einer Zustimmung nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes aufzunehmen, ist 
ausreichend. 
 

§ 16 
Leistungen zur Eingliederung 

 
(1) Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35 des Dritten Buches. 
Sie kann folgende Leistungen des Dritten Kapitels des Dritten Buches erbringen:  

1. die übrigen Leistungen der Beratung und Vermittlung nach dem Ersten Abschnitt, 
2. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten Abschnitt, 
3. Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten Abschnitts und 

Leistungen nach § 54a, 
4. Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und Leistungen nach den §§ 

131a und 131b, 
5. Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Ersten 

Unterabschnitt des Fünften Abschnitts und Leistungen nach § 131. 
Für Eingliederungsleistungen an erwerbsfähige behinderte Leistungsberechtigte nach diesem 
Buch gelten die §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender 
Bildungsmaßnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe, § 116 Absatz 1, 2 und 5, die §§ 117, 118 
Satz 1 Nummer 3, Satz 2 und die §§ 127 und 128 des Dritten Buches entsprechend. § 1 Absatz 2 
Nummer 4 sowie § 36 und § 81 Absatz 3 des Dritten Buches sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Soweit dieses Buch nichts Abweichendes regelt, gelten für die Leistungen nach Absatz 1 die 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Ausnahme der Verordnungsermächtigung 
nach § 47 des Dritten Buches sowie der Anordnungsermächtigungen für die Bundesagentur und mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld II tritt. § 44 Absatz 3 Satz 3 des 
Dritten Buches gilt mit der Maßgabe, dass die Förderung aus dem Vermittlungsbudget auch die anderen 
Leistungen nach dem Zweiten Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen darf. 
(3) Abweichend von § 44 Absatz 1 Satz 1 des Dritten Buches können Leistungen auch für die Anbahnung 
und Aufnahme einer schulischen Berufsausbildung erbracht werden. Abweichend von § 45 Absatz 2 Satz 
2 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 des Dritten Buches darf bei Langzeitarbeitslosen oder bei 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und deren 
berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen besonders 
erschwert ist, die Teilnahme an Maßnahmen oder Teilen von Maßnahmen, die bei oder von einem 
Arbeitgeber durchgeführt werden, jeweils die Dauer von zwölf Wochen nicht überschreiten. 
(3a) Abweichend von § 81 Absatz 4 des Dritten Buches kann die Agentur für Arbeit unter Anwendung des 
Vergaberechts Träger mit der Durchführung von Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
beauftragen, wenn die Maßnahme den Anforderungen des § 180 des Dritten Buches entspricht und  

1. eine dem Bildungsziel entsprechende Maßnahme örtlich nicht verfügbar ist oder 
2. die Eignung und persönlichen Verhältnisse der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten dies 

erfordern. 
§ 176 Absatz 2 des Dritten Buches findet keine Anwendung. 
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(4) Die Agentur für Arbeit als Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende kann die 
Ausbildungsvermittlung durch die für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen der Bundesagentur 
wahrnehmen lassen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere über die Höhe, Möglichkeiten der 
Pauschalierung und den Zeitpunkt der Fälligkeit der Erstattung von Aufwendungen bei der Ausführung 
des Auftrags nach Satz 1 festzulegen. 
(5) (weggefallen) 

 
§ 16a 

Kommunale Eingliederungsleistungen 
 

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstützung bei der 
Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, die für die Eingliederung der oder des 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in das Erwerbsleben erforderlich sind, erbracht werden:  
1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege von Angehörigen, 
2. die Schuldnerberatung, 
3. die psychosoziale Betreuung, 
4. die Suchtberatung.  
 
 
d) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III) - Arbeitsförderung vom 24. März 1997 (BGBl. I, S. 

594), i.d.F. vom 19.Oktober 2013 (BGBl.I, S. 3836) 
 

§ 19 
Behinderte Menschen 

 
(1) Behindert im Sinne dieses Buches sind Menschen, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzuhaben 
oder weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 des 
Neunten Buches nicht nur vorübergehend wesentlich gemindert sind und die deshalb Hilfen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben benötigen, einschließlich lernbehinderter Menschen. 
(2) Behinderten Menschen stehen Menschen gleich, denen eine Behinderung mit den in Absatz 1 
genannten Folgen droht. 
 

§ 51 
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

 
(1) Die Agentur für Arbeit kann förderungsbedürftige junge Menschen durch berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen fördern, um sie auf die Aufnahme einer Berufsausbildung vorzubereiten oder, wenn 
die Aufnahme einer Berufsausbildung wegen in ihrer Person liegender Gründe nicht möglich ist, ihnen 
die berufliche Eingliederung zu erleichtern. 
(2) Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme ist förderungsfähig, wenn sie  

1. nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegt und 
2. nach Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung der Leitung und der Lehr- und Fachkräfte, nach 

Gestaltung des Lehrplans, nach Unterrichtsmethode und Güte der zum Einsatz vorgesehenen 
Lehr- und Lernmittel eine erfolgreiche berufliche Bildung erwarten lässt. 
Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme, die teilweise im Ausland durchgeführt wird, ist 
auch für den im Ausland durchgeführten Teil förderungsfähig, wenn dieser Teil im Verhältnis zur 
Gesamtdauer der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme angemessen ist und die Hälfte der 
vorgesehenen Förder-dauer nicht übersteigt. 

(3) Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme kann zur Erleichterung der beruflichen Eingliederung 
auch allgemeinbildende Fächer enthalten und auf den nachträglichen Erwerb des Hauptschul-
abschlusses oder eines gleichwertigen Schulabschlusses vorbereiten. 
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(4) Betriebliche Praktika können abgestimmt auf den individuellen Förderbedarf in angemessenem Um-
fang vorgesehen werden. 

 
 

Vierter Unterabschnitt 
Berufsausbildung 

 
§ 73 

Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung behinderter und schwerbehinderter Menschen 
 

(1) Arbeitgeber können für die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von behinderten und 
schwerbehinderten Menschen im Sinne des § 104 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e des Neunten Buches 
durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung oder zu einer vergleichbaren Vergütung gefördert werden, 
wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu erreichen ist. 
(2) Die monatlichen Zuschüsse sollen regelmäßig 60 Prozent, bei schwerbehinderten Menschen 80 
Prozent der monatlichen Ausbildungsvergütung für das letzte Ausbildungsjahr oder der vergleichbaren 
Vergütung einschließlich des darauf entfallenden pauschalierten Arbeitgeberanteils am 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht übersteigen. In begründeten Ausnahmefällen können Zuschüsse 
jeweils bis zur Höhe der Ausbildungsvergütung für das letzte Ausbildungsjahr erbracht werden. 
(3) Bei Übernahme schwerbehinderter Menschen in ein Arbeitsverhältnis durch den ausbildenden oder 
einen anderen Arbeitgeber im Anschluss an eine abgeschlossene Aus- oder Weiterbildung kann ein 
Eingliederungszuschuss in Höhe von bis zu 70 Prozent des zu berücksichtigenden Arbeitsentgelts (§ 91) 
für die Dauer von einem Jahr erbracht werden, sofern während der Aus- oder Weiterbildung Zuschüsse 
erbracht wurden. 

 
§ 74 

Unterstützung und Förderung der Berufsausbildung 
 

(1) Träger von Maßnahmen können Zuschüsse erhalten und Maßnahmekosten erstattet bekommen, 
wenn sie förderungsbedürftige junge Menschen  

1. mit ausbildungsbegleitenden Hilfen bei ihrer betrieblichen Berufsausbildung oder ihrer 
Einstiegsqualifizierung unterstützen oder ihre Eingliederungsaussichten in Berufsausbildung oder 
Arbeit verbessern oder 

2. anstelle einer Berufsausbildung in einem Betrieb in einer außerbetrieblichen Einrichtung 
ausbilden. 

(2) § 57 Absatz 1 gilt entsprechend.  
 

§ 75 
Ausbildungsbegleitende Hilfen 

 
(1) Ausbildungsbegleitende Hilfen sind Maßnahmen für förderungsbedürftige junge Menschen, die über 
die Vermittlung von betriebs- und ausbildungsüblichen Inhalten hinausgehen, insbesondere müssen 
ausbildungsbegleitende Hilfen während einer Einstiegsqualifizierung über die Vermittlung der vom 
Betrieb im Rahmen der Einstiegsqualifizierung zu vermittelnden Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten hinausgehen. Hierzu gehören Maßnahmen  

1. zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten, 
2. zur Förderung fachpraktischer und fachtheoretischer Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten und 
3. zur sozialpädagogischen Begleitung. 

(2) Ausbildungsbegleitende Hilfen sind förderungsfähig, wenn sie  
1. die förderungsbedürftigen jungen Menschen während einer betrieblichen Berufsausbildung oder 

einer Einstiegsqualifizierung unterstützen, 
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2. zur Unterstützung nach der vorzeitigen Lösung eines betrieblichen Berufsausbildungsverhältnisses 
bis zur Aufnahme einer weiteren betrieblichen oder einer außerbetrieblichen Berufsausbildung 
erforderlich sind oder 

3. nach erfolgreicher Beendigung einer mit ausbildungsbegleitenden Hilfen geförderten 
betrieblichen Berufsausbildung bis zur Begründung oder Festigung eines Arbeitsverhältnisses 
fortgesetzt werden und hierfür erforderlich sind. 
Sie enden spätestens sechs Monate nach Begründung eines Arbeitsverhältnisses. 

 
§ 76 

Außerbetriebliche Berufsausbildung 
 

(1) Maßnahmen, die zugunsten förderungsbedürftiger junger Menschen als Berufsausbildung in einer 
außerbetrieblichen Einrichtung durchgeführt werden (außerbetriebliche Berufsausbildung), sind 
förderungsfähig, wenn  

1. der oder dem an der Maßnahme teilnehmenden Auszubildenden auch mit ausbildungsfördernden 
Leistungen nach diesem Buch eine Ausbildungsstelle in einem Betrieb nicht vermittelt werden 
kann und 

2. der Anteil betrieblicher Ausbildungsphasen je Ausbildungsjahr angemessen ist. 
(2) Während der Durchführung einer außerbetrieblichen Berufsausbildung sind alle Möglichkeiten 
wahrzunehmen, um den Übergang der oder des Auszubildenden in ein betriebliches 
Berufsausbildungsverhältnis zu fördern. 
(3) Ist ein betriebliches oder außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst worden 
und ist eine Eingliederung in betriebliche Berufsausbildung auch mit ausbildungsfördernden Leistungen 
nach diesem Buch aussichtslos, kann die oder der Auszubildende ihre oder seine Berufsausbildung in 
einer außerbetrieblichen Einrichtung fortsetzen, wenn zu erwarten ist, dass die Berufsausbildung 
erfolgreich abgeschlossen werden kann. 
(4) Wird ein außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst, hat der Träger der 
Maßnahme eine Bescheinigung über bereits erfolgreich absolvierte Teile der Berufsausbildung 
auszustellen.  
 
 

Siebter Abschnitt 
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben 

 
Erster Unterabschnitt 

Grundsätze 
 

§ 112 
Teilhabe am Arbeitsleben 

 
(1) Für behinderte Menschen können Leistungen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben erbracht 
werden, um ihre Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und 
ihre Teilhabe am Arbeitsleben zu sichern, soweit Art oder Schwere der Behinderung dies erfordern. 
(2) Bei der Auswahl der Leistungen sind Eignung, Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes angemessen zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, ist auch die 
berufliche Eignung abzuklären oder eine Arbeitserprobung durchzuführen. 

 
§ 113 

Leistungen zur Teilhabe 
 

(1) Für behinderte Menschen können erbracht werden  
1. allgemeine Leistungen sowie 
2. besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und diese ergänzende Leistungen. 
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(2) Besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden nur erbracht, soweit nicht bereits durch 
die allgemeinen Leistungen eine Teilhabe am Arbeitsleben erreicht werden kann. 

 
§ 114 

Leistungsrahmen 
 

Die allgemeinen und besonderen Leistungen richten sich nach den Vorschriften des Zweiten bis Fünften 
Abschnitts, soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist. 
 
 

Zweiter Unterabschnitt 
Allgemeine Leistungen 

 
§ 115 

Leistungen 
 

Die allgemeinen Leistungen umfassen  
1. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, 
2. Leistungen zur Förderung der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung einschließlich der 

Berufsausbildungsbeihilfe, 
3. Leistungen zur Förderung der beruflichen Weiterbildung, 
4. Leistungen zur Förderung der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit. 
 

§ 116 
Besonderheiten 

 
(1) Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung können auch erbracht werden, wenn 
behinderte Menschen nicht arbeitslos sind und durch diese Leistungen eine dauerhafte Teilhabe am 
Arbeitsleben erreicht werden kann. 
(2) Förderungsfähig sind auch berufliche Aus- und Weiterbildungen, die im Rahmen des 
Berufsbildungsgesetzes oder der Handwerksordnung abweichend von den Ausbildungsordnungen für 
staatlich anerkannte Ausbildungsberufe oder in Sonderformen für behinderte Menschen durchgeführt 
werden. 
(3) Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht auch, wenn der behinderte Mensch während der 
Berufsausbildung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils wohnt. In diesen Fällen beträgt der 
allgemeine Bedarf 316 Euro monatlich. Er beträgt 397 Euro, wenn der behinderte Mensch verheiratet ist, 
eine Lebenspartnerschaft führt oder das 21. Lebensjahr vollendet hat. 
(4) Eine Verlängerung der Ausbildung über das vorgesehene Ausbildungsende hinaus, eine 
Wiederholung der Ausbildung ganz oder in Teilen oder eine erneute Berufsausbildung wird gefördert, 
wenn Art oder Schwere der Behinderung es erfordern und ohne die Förderung eine dauerhafte Teilhabe 
am Arbeitsleben nicht erreicht werden kann. 
(5) Berufliche Weiterbildung kann auch gefördert werden, wenn behinderte Menschen  

1. nicht arbeitslos sind, 
2. als Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer ohne Berufsabschluss noch nicht drei Jahre beruflich 

tätig gewesen sind oder 
3. einer längeren Förderung als nichtbehinderte Menschen oder einer erneuten Förderung bedürfen, 

um am Arbeitsleben teilzuhaben oder weiter teilzuhaben. 
Förderungsfähig sind auch schulische Ausbildungen, deren Abschluss für die Weiterbildung 
erforderlich ist. 
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Dritter Unterabschnitt 
Besondere Leistungen 

 
Erster Titel 

Allgemeines 
 

§ 117 
Grundsatz 

 
(1) Die besonderen Leistungen sind anstelle der allgemeinen Leistungen insbesondere zur Förderung der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung, einschließlich Berufsvorbereitung, sowie blindentechnischer und 
vergleichbarer spezieller Grundausbildungen zu erbringen, wenn  

1 .Art oder Schwere der Behinderung oder die Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben die Teilnahme 
an  

a) einer Maßnahme in einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen oder 
b) einer sonstigen, auf die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen ausgerichteten 

Maßnahme unerlässlich machen oder 
2. die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen 

Leistungen nicht oder nicht im erforderlichen Umfang vorsehen. 
In besonderen Einrichtungen für behinderte Menschen können auch Aus- und Weiterbildungen 
außerhalb des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung gefördert werden. 

(2) Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der Werkstätten für behinderte 
Menschen werden nach § 40 des Neunten Buches erbracht. 
 

§ 118 
Leistungen 

 
Die besonderen Leistungen umfassen  

1. das Übergangsgeld, 
2. das Ausbildungsgeld, wenn ein Übergangsgeld nicht gezahlt werden kann, 
3. die Übernahme der Teilnahmekosten für eine Maßnahme. 

Die Leistungen können auf Antrag auch als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets 
erbracht werden; § 17 Absatz 2 bis 4 des Neunten Buches in Verbindung mit der Budgetverordnung und 
§ 159 des Neunten Buches gelten entsprechend. 
 
 

Zweiter Titel 
Übergangsgeld und Ausbildungsgeld 

 
§ 119 

Übergangsgeld 
 

Behinderte Menschen haben Anspruch auf Übergangsgeld, wenn  
1. die Voraussetzung der Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld erfüllt ist und 
2. sie an einer Maßnahme der Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung einschließlich einer wegen der 
Behinderung erforderlichen Grundausbildung, der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen 
der Unterstützten Beschäftigung nach § 38a des Neunten Buches oder an einer Maßnahme der 
beruflichen Weiterbildung teilnehmen, für die die besonderen Leistungen erbracht werden. 
Im Übrigen gelten die Vorschriften des Kapitels 6 des Teils 1 des Neunten Buches, soweit in diesem Buch 
nichts Abweichendes bestimmt ist. Besteht bei Teilnahme an einer Maßnahme, für die die allgemeinen 
Leistungen erbracht werden, kein Anspruch auf Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung, erhalten 
die behinderten Menschen Übergangsgeld in Höhe des Arbeitslosengeldes, wenn sie bei Teilnahme an 
einer Maßnahme, für die die besonderen Leistungen erbracht werden, Übergangsgeld erhalten würden.  
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§ 120 

Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld 
 

(1) Die Voraussetzung der Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld ist erfüllt, wenn der behinderte 
Mensch innerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn der Teilnahme  

1. mindestens zwölf Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat oder 
2. die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erfüllt und Leistungen beantragt hat. 

(2) Der Zeitraum von drei Jahren gilt nicht für behinderte Berufsrückkehrende. Er verlängert sich um die 
Dauer einer Beschäftigung als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Ausland, die für die weitere 
Ausübung des Berufes oder für den beruflichen Aufstieg nützlich und üblich ist, längstens jedoch um 
zwei Jahre. 

§ 121 
Übergangsgeld ohne Vorbeschäftigungszeit 

 
Ein behinderter Mensch kann auch dann Übergangsgeld erhalten, wenn die Voraussetzung der 
Vorbeschäftigungszeit nicht erfüllt ist, jedoch innerhalb des letzten Jahres vor Beginn der Teilnahme  
1. durch den behinderten Menschen ein Berufsausbildungsabschluss auf Grund einer Zulassung zur 
Prüfung nach § 43 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes oder § 36 Absatz 2 der Handwerksordnung 
erworben worden ist oder 
2. sein Prüfungszeugnis auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 1 des 
Berufsbildungsgesetzes oder § 40 Absatz 1 der Handwerksordnung dem Zeugnis über das Bestehen der 
Abschlussprüfung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung anerkannten 
Ausbildungsberuf gleichgestellt worden ist. 
Der Zeitraum von einem Jahr verlängert sich um Zeiten, in denen der behinderte Mensch nach dem 
Erwerb des Prüfungszeugnisses bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet war. 
 

§ 122 
Ausbildungsgeld 

 
(1) Behinderte Menschen haben Anspruch auf Ausbildungsgeld während  

1. einer Berufsausbildung oder berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme einschließlich einer 
Grundausbildung, 

2. einer individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstützten Beschäftigung nach 
§ 38a des Neunten Buches und 

3. einer Maßnahme im Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte 
Menschen, 

wenn Übergangsgeld nicht gezahlt werden kann. 
(2) Für das Ausbildungsgeld gelten die Vorschriften über die Berufsausbildungsbeihilfe entsprechend, 
soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist. 
 

§ 123 
Bedarf bei Berufsausbildung 

 
(1) Als Bedarf werden bei einer Berufsausbildung zugrunde gelegt  

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils 316 Euro monatlich, wenn der 
behinderte Mensch unverheiratet oder nicht in einer Lebenspartnerschaft verbunden ist und das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, im Übrigen 397 Euro monatlich, 

2. bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat, bei der oder dem Ausbildenden oder in einer 
besonderen Einrichtung für behinderte Menschen 104 Euro monatlich, wenn die Kosten für 
Unterbringung und Verpflegung von der Agentur für Arbeit oder einem anderen Leistungsträger 
übernommen werden, 
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3. bei anderweitiger Unterbringung und Kostenerstattung für Unterbringung und Verpflegung 230 
Euro monatlich, wenn der behinderte Mensch unverheiratet oder nicht in einer 
Lebenspartnerschaft verbunden ist und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, im Übrigen 
265 Euro monatlich und 

4. bei anderweitiger Unterbringung ohne Kostenerstattung für Unterbringung und Verpflegung der 
jeweils nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes geltende Bedarf 
zuzüglich 149 Euro monatlich für die Unterkunft; soweit Mietkosten für Unterkunft und 
Nebenkosten nachweislich diesen Betrag übersteigen, erhöht sich dieser Bedarf um bis zu 75 Euro 
monatlich. 

(2) Für einen behinderten Menschen, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wird anstelle des 
Bedarfs nach Absatz 1 Nummer 4 ein Bedarf in Höhe von 316 Euro monatlich zugrunde gelegt, wenn  

1. er die Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus in angemessener 
Zeit erreichen könnte oder 

2. Leistungen der Jugendhilfe nach dem Achten Buch erbracht werden, die mit einer anderweitigen 
Unterbringung verbunden sind. 

 
§ 124 

Bedarf bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, bei Unterstützter Beschäftigung und bei 
Grundausbildung 

 
(1) Bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, Unterstützter Beschäftigung und bei 
Grundausbildung wird folgender Bedarf zugrunde gelegt:  

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils der jeweils nach § 12 Absatz 1 
Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes geltende Bedarf, 

2. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines Wohnheims oder Internats ohne 
Kostenerstattung für Unterbringung und Verpflegung 391 Euro monatlich; soweit Mietkosten für 
Unterkunft und Nebenkosten nachweislich 58 Euro monatlich übersteigen, erhöht sich dieser 
Bedarf um bis zu 74 Euro monatlich, 

3. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines Wohnheims oder Internats und Kostenerstattung 
für Unterbringung und Verpflegung 172 Euro monatlich. 

(2) Für einen behinderten Menschen, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wird anstelle des 
Bedarfs nach Absatz 1 Nummer 2 ein Bedarf in Höhe von 204 Euro monatlich zugrunde gelegt, wenn  

1. er die Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus in angemessener 
Zeit erreichen könnte oder 

2. für ihn Leistungen der Jugendhilfe nach dem Achten Buch erbracht werden, die die Kosten für die 
Unterkunft einschließen. 

(3) Bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat oder in einer besonderen Einrichtung für 
behinderte Menschen ist ein Bedarf wie bei einer Berufsausbildung zugrunde zu legen. 
 

§ 125 
Bedarf bei Maßnahmen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen 

 
Als Bedarf werden bei Maßnahmen in einer Werkstatt für behinderte Menschen im ersten Jahr 63 Euro 
monatlich und danach 75 Euro monatlich zugrunde gelegt. 
 

§ 126 
Einkommensanrechnung 

 

(1) Das Einkommen, das ein behinderter Mensch während einer Maßnahme in einer anerkannten 
Werkstatt für behinderte Menschen erzielt, wird nicht auf den Bedarf angerechnet. 
(2) Anrechnungsfrei bei der Einkommensanrechnung bleibt im Übrigen das Einkommen  

1. des behinderten Menschen aus Waisenrenten, Waisengeld oder aus Unterhaltsleistungen bis zu 
242 Euro monatlich, 
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2. der Eltern bis zu 2 909 Euro monatlich, des verwitweten Elternteils oder, bei getrennt lebenden 
Eltern, das Einkommen des Elternteils, bei dem der behinderte Mensch lebt, ohne Anrechnung 
des Einkommens des anderen Elternteils, bis zu 1 813 Euro monatlich und 

3. der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners bis zu 1 813 
Euro monatlich. 

 
 

Dritter Titel 
Teilnahmekosten für Maßnahmen 

 
§ 127 

Teilnahmekosten für Maßnahmen 
 

(1) Teilnahmekosten bestimmen sich nach den §§ 33, 44, 53 und 54 des Neunten Buches. Sie beinhalten 
auch weitere Aufwendungen, die wegen Art und Schwere der Behinderung unvermeidbar entstehen, 
sowie Kosten für Sonderfälle der Unterkunft und Verpflegung. 
(2) Die Teilnahmekosten nach Absatz 1 können Aufwendungen für erforderliche 
eingliederungsbegleitende Dienste während der und im Anschluss an die Maßnahme einschließen. 
 
 

§ 128 
Sonderfälle der Unterbringung und Verpflegung 

 
Werden behinderte Menschen auswärtig untergebracht, aber nicht in einem Wohnheim, Internat, einer 
besonderen Einrichtung für behinderte Menschen oder bei der oder dem Ausbildenden mit voller 
Verpflegung, so wird ein Betrag in Höhe von 269 Euro monatlich zuzüglich der nachgewiesenen 
behinderungsbedingten Mehraufwendungen erbracht. 
 
 

Vierter Titel 
Anordnungsermächtigung 

 
§ 129 

Anordnungsermächtigung 
 

Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch Anordnung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Ausführung der Leistungen in Übereinstimmung mit den für die anderen Träger der Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben geltenden Regelungen zu bestimmen. 
 
 
e) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) - Gesetzliche Krankenversicherung vom 20. 

Dezember 1988 (BGBl. I, S. 2477), i.d.F. vom 27.März 2014 (BGBl. I, S. 261 ) 
 
 

§ 27 
Krankenbehandlung 

 

(1) Versicherte haben Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu 
erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern. Die 
Krankenbehandlung umfasst  

1. Ärztliche Behandlung einschließlich Psychotherapie als ärztliche und psychotherapeutische 
Behandlung, 

2. zahnärztliche Behandlung, 
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2a. Versorgung mit Zahnersatz einschließlich Zahnkronen und Suprakonstruktionen, 
3. Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, 
4. häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe, 
5. Krankenhausbehandlung, 
6. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und ergänzende Leistungen. 

Bei der Krankenbehandlung ist den besonderen Bedürfnissen psychisch Kranker Rechnung zu tragen, 
insbesondere bei der Versorgung mit Heilmitteln und bei der medizinischen Rehabilitation. …  
 
 
f) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI) - Gesetzliche Rentenversicherung vom  18. 

Dezember 1989 (BGBl. I, S. 2261, 1990 I, S. 1337), i.d.F. vom 19.Oktober 2013 (BGBl.I, S. 3836 ) 
 
 

Zweiter Titel 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben 

 
 

§ 15 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 

 
(1) Die Träger der Rentenversicherung erbringen im Rahmen von Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation Leistungen nach den §§ 26 bis 31 des Neunten Buches, ausgenommen Leistungen nach § 
26 Abs. 2 Nr. 2 und § 30 des Neunten Buches. Zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung 
mit Zahnersatz wird nur erbracht, wenn sie unmittelbar und gezielt zur wesentlichen Besserung oder 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit, insbesondere zur Ausübung des bisherigen Berufs, erforderlich 
und soweit sie nicht als Leistung der Krankenversicherung oder als Hilfe nach dem Fünften Kapitel des 
Zwölften Buches zu erbringen ist. 
(2) Die stationären Leistungen zur medizinischen Rehabilitation werden einschließlich der erforderlichen 
Unterkunft und Verpflegung in Einrichtungen erbracht, die unter ständiger ärztlicher Verantwortung und 
unter Mitwirkung von besonders geschultem Personal entweder von dem Träger der 
Rentenversicherung selbst betrieben werden oder mit denen ein Vertrag nach § 21 des Neunten Buches 
besteht. Die Einrichtung braucht nicht unter ständiger ärztlicher Verantwortung zu stehen, wenn die Art 
der Behandlung dies nicht erfordert. Die Leistungen der Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation 
müssen nach Art oder Schwere der Erkrankung erforderlich sein. 
(3) Die stationären Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sollen für längstens drei Wochen 
erbracht werden. Sie können für einen längeren Zeitraum erbracht werden, wenn dies erforderlich ist, 
um das Rehabilitationsziel zu erreichen. 
 

§ 16 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

 
Die Träger der Rentenversicherung erbringen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach den §§ 
33 bis 38 des Neunten Buches sowie im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der 
Werkstätten für behinderte Menschen nach § 40 des Neunten Buches. 
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g) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - vom 26. Juni 1990 
(BGBl. I, S. 1163), i.d.F. vom 29. August 2013 (BGBl. I, S. 3464) 

 
§ 1 

Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe 
 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere  

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu beitragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, 
3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 
4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine 

kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen. 
 

§ 2 
Aufgaben der Jugendhilfe 

 
(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen und Familien. 
(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:  

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes (§§ 11 bis 14), 

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 21), 
3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (§§ 22 bis 25), 
4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40), 
5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und ergänzende Leistungen (§§ 35a bis 37, 39, 

40), 
6. Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung (§ 41). 

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind  
1. die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42), 
2. (weggefallen) 
3. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Pflegeerlaubnis (§§ 43, 44), 
4. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 

sowie die Erteilung nachträglicher Auflagen und die damit verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis 47, 
48a), 

5. die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a), 
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten (§ 50), 
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind (§ 51), 
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz (§ 52), 
9. die Beratung und Unterstützung von Müttern bei Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von 

Unterhaltsansprüchen sowie von Pflegern und Vormündern (§§ 52a, 53), 
10. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis zur Übernahme von 

Vereinsvormundschaften (§ 54), 
11. Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft und Gegenvormundschaft des Jugendamts 

(§§ 55 bis 58), 
12. Beurkundung (§ 59), 
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkunden (§ 60). 
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§ 3 
Freie und öffentliche Jugendhilfe 

 
(1) Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch die Vielfalt von Trägern unterschiedlicher 
Wertorientierungen und die Vielfalt von Inhalten, Methoden und Arbeitsformen. 
(2) Leistungen der Jugendhilfe werden von Trägern der freien Jugendhilfe und von Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe erbracht. Leistungsverpflichtungen, die durch dieses Buch begründet werden, 
richten sich an die Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe werden von Trägern der öffentlichen Jugendhilfe wahrgenommen. 
Soweit dies ausdrücklich bestimmt ist, können Träger der freien Jugendhilfe diese Aufgaben 
wahrnehmen oder mit ihrer Ausführung betraut werden. 
 

§ 4 
Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe 

 
(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Jugendhilfe zum Wohl junger Menschen und ihrer 
Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten. Sie hat dabei die Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in 
Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu 
achten. 
(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen werden können, soll die öffentliche 
Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen. 
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die freie Jugendhilfe nach Maßgabe dieses Buches fördern und dabei 
die verschiedenen Formen der Selbsthilfe stärken.  
 

§ 10 
Verhältnis zu anderen Leistungen und Verpflichtungen 

 
(1) Verpflichtungen anderer, insbesondere der Träger anderer Sozialleistungen und der Schulen, werden 
durch dieses Buch nicht berührt. Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen anderer dürfen nicht 
deshalb versagt werden, weil nach diesem Buch entsprechende Leistungen vorgesehen sind. 
(2) Unterhaltspflichtige Personen werden nach Maßgabe der §§ 90 bis 97b an den Kosten für Leistungen 
und vorläufige Maßnahmen nach diesem Buch beteiligt. Soweit die Zahlung des Kostenbeitrags die 
Leistungsfähigkeit des Unterhaltspflichtigen mindert oder der Bedarf des jungen Menschen durch 
Leistungen und vorläufige Maßnahmen nach diesem Buch gedeckt ist, ist dies bei der Berechnung des 
Unterhalts zu berücksichtigen. 
(3) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem Zweiten Buch vor. Abweichend von 
Satz 1 gehen Leistungen nach § 3 Absatz 2, den §§ 14 bis 16g, § 19 Absatz 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 
6 des Zweiten Buches sowie Leistungen nach § 6b Absatz 2 des Bundeskindergeldgesetzes in 
Verbindung mit § 28 Absatz 6 des Zweiten Buches den Leistungen nach diesem Buch vor. 
(4) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem Zwölften Buch vor. Abweichend von 
Satz 1 gehen Leistungen nach § 27a Absatz 1 in Verbindung mit § 34 Absatz 6 des Zwölften Buches und 
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Zwölften Buch für junge Menschen, die körperlich oder 
geistig behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht sind, den Leistungen nach diesem Buch 
vor. Landesrecht kann regeln, dass Leistungen der Frühförderung für Kinder unabhängig von der Art der 
Behinderung vorrangig von anderen Leistungsträgern gewährt werden. 
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Zweites Kapitel 
 
 

§ 11 
Jugendarbeit 

 
(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der 
Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen anknüpfen und 
von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu 
gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen und hinführen. 
(2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden, Gruppen und Initiativen der Jugend, von anderen 
Trägern der Jugendarbeit und den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst für Mitglieder 
bestimmte Angebote, die offene Jugendarbeit und gemeinwesenorientierte Angebote. 
(3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören:  

1. außerschulische Jugendbildung mit allgemeiner, politischer, sozialer, gesundheitlicher, kultureller, 
naturkundlicher und technischer Bildung, 

2. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit, 
3. arbeitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendarbeit, 
4. internationale Jugendarbeit, 
5. Kinder- und Jugenderholung, 
6. Jugendberatung. 

(4) Angebote der Jugendarbeit können auch Personen, die das 27. Lebensjahr vollendet haben, in 
angemessenem Umfang einbeziehen. 
 

§ 13 
Jugendsozialarbeit 

 
(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung individueller 
Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen im Rahmen der 
Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische und berufliche 
Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern. 
(2) Soweit die Ausbildung dieser jungen Menschen nicht durch Maßnahmen und Programme anderer 
Träger und Organisationen sichergestellt wird, können geeignete sozialpädagogisch begleitete 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen angeboten werden, die den Fähigkeiten und dem 
Entwicklungsstand dieser jungen Menschen Rechnung tragen. 
(3) Jungen Menschen kann während der Teilnahme an schulischen oder beruflichen 
Bildungsmaßnahmen oder bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozialpädagogisch 
begleiteten Wohnformen angeboten werden. In diesen Fällen sollen auch der notwendige Unterhalt des 
jungen Menschen sichergestellt und Krankenhilfe nach Maßgabe des § 40 geleistet werden. 
(4) Die Angebote sollen mit den Maßnahmen der Schulverwaltung, der Bundesagentur für Arbeit, der 
Träger betrieblicher und außerbetrieblicher Ausbildung sowie der Träger von Beschäftigungsangeboten 
abgestimmt werden. 
 

§ 16 
Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie 

 
(1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen Leistungen der 
allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angeboten werden. Sie sollen dazu beitragen, dass 
Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte ihre Erziehungsverantwortung besser wahrnehmen 
können. Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Familie gewaltfrei gelöst werden 
können. 
(2) Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere  
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1. Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf Erfahrungen von 
Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Erziehungssituationen eingehen, die Familie zur 
Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe besser 
befähigen sowie junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das Zusammenleben mit Kindern 
vorbereiten, 

2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger Menschen, 
3. Angebote der Familienfreizeit und der Familienerholung, insbesondere in belastenden 

Familiensituationen, die bei Bedarf die erzieherische Betreuung der Kinder einschließen. 
(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern sollen Beratung und Hilfe in 
Fragen der Partnerschaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und Beziehungskompetenzen 
angeboten werden. 
(4) Das Nähere über Inhalt und Umfang der Aufgaben regelt das Landesrecht. 
(5) (weggefallen) 
 

§ 21 
Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht 

 
Können Personensorgeberechtigte wegen des mit ihrer beruflichen Tätigkeit verbundenen ständigen 
Ortswechsels die Erfüllung der Schulpflicht ihres Kindes oder Jugendlichen nicht sicherstellen und ist 
deshalb eine anderweitige Unterbringung des Kindes oder des Jugendlichen notwendig, so haben sie 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung. In geeigneten Fällen können die Kosten der Unterbringung 
in einer für das Kind oder den Jugendlichen geeigneten Wohnform einschließlich des notwendigen 
Unterhalts sowie die Krankenhilfe übernommen werden. Die Leistung kann über das schulpflichtige 
Alter hinaus gewährt werden, sofern eine begonnene Schulausbildung noch nicht abgeschlossen ist, 
längstens aber bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres. 
 
 

Dritter Abschnitt 
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

 
 

§ 22 
Grundsätze der Förderung 

 
(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder ganztägig 
aufhalten und in Gruppen gefördert werden. Kindertagespflege wird von einer geeigneten 
Tagespflegeperson in ihrem Haushalt oder im Haushalt des Personensorgeberechtigten geleistet. Das 
Nähere über die Abgrenzung von Tageseinrichtungen und Kindertagespflege regelt das Landesrecht. Es 
kann auch regeln, dass Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumen geleistet wird. 
(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen  

1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit fördern, 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen, 
3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander vereinbaren zu 

können. 
(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht sich auf 
die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung 
orientierender Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den 
sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des 
einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen. 
 
 
 



51 
 

§ 22a 
Förderung in Tageseinrichtungen 

 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der Förderung in ihren Einrichtungen 
durch geeignete Maßnahmen sicherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehören die Entwicklung und 
der Einsatz einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für die Erfüllung des Förderungsauftrags 
sowie der Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren 
Einrichtungen zusammenarbeiten  

1. mit den Erziehungsberechtigten und Tagespflegepersonen zum Wohl der Kinder und zur Sicherung 
der Kontinuität des Erziehungsprozesses, 

2. mit anderen kinder- und familienbezogenen Institutionen und Initiativen im Gemeinwesen, 
insbesondere solchen der Familienbildung und -beratung, 

3. mit den Schulen, um den Kindern einen guten Übergang in die Schule zu sichern und um die 
Arbeit mit Schulkindern in Horten und altersgemischten Gruppen zu unterstützen. 

Die Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten der 
Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen. 

(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer 
Familien orientieren. Werden Einrichtungen in den Ferienzeiten geschlossen, so hat der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für die Kinder, die nicht von den Erziehungsberechtigten betreut werden 
können, eine anderweitige Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen. 
(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in Gruppen gemeinsam 
gefördert werden. Zu diesem Zweck sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der 
Sozialhilfe bei der Planung, konzeptionellen Ausgestaltung und Finanzierung des Angebots 
zusammenarbeiten. 
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Realisierung des Förderungsauftrags nach 
Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Einrichtungen anderer Träger durch geeignete Maßnahmen 
sicherstellen. 
 

§ 23 
Förderung in Kindertagespflege 

 
(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 umfasst die Vermittlung des Kindes zu 
einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person 
nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die 
Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson. 
(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst  

1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den Sachaufwand entstehen, 
2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleistung nach Maßgabe von Absatz 2a, 
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die 

hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der 
Tagespflegeperson und 

4. die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen 
Krankenversicherung und Pflegeversicherung. 

(2a) Die Höhe der laufenden Geldleistung wird von den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt, 
soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt. Der Betrag zur Anerkennung der Förderungsleistung 
der Tagespflegeperson ist leistungsgerecht auszugestalten. Dabei sind der zeitliche Umfang der Leistung 
und die Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten Kinder zu berücksichtigen. 
(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz 
und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen 
auszeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen über vertiefte Kenntnisse 
hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen 
erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 
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(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in allen Fragen der 
Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson ist rechtzeitig eine andere 
Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen. Zusammenschlüsse von Tagespflegepersonen sollen 
beraten, unterstützt und gefördert werden. 
 

§ 24 
Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

 
(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder in 
Kindertagespflege zu fördern, wenn 

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit geboten ist oder 

2. die Erziehungsberechtigten 
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend sind, 
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder 
c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten. 

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die Stelle der 
Erziehungsberechtigten. Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen 
Bedarf. 
(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres 
Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Absatz 1 Satz 
3 gilt entsprechend. 
(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf Förderung in 
einer Tageseinrichtung. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, dass für 
diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen zur Verfügung steht. Das Kind 
kann bei besonderem Bedarf oder ergänzend auch in Kindertagespflege gefördert werden. 
(4) Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes Angebot in Tageseinrichtungen 
vorzuhalten. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend. 
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die von ihnen beauftragten Stellen sind verpflichtet, 
Eltern oder Elternteile, die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 4 in Anspruch nehmen wollen, über das 
Platzangebot im örtlichen Einzugsbereich und die pädagogische Konzeption der Einrichtungen zu 
informieren und sie bei der Auswahl zu beraten. Landesrecht kann bestimmen, dass die 
erziehungsberechtigten Personen den zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die 
beauftragte Stelle innerhalb einer bestimmten Frist vor der beabsichtigten Inanspruchnahme der 
Leistung in Kenntnis setzen. 
(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt. 
 

§ 25 
Unterstützung selbst organisierter Förderung von Kindern 

 
Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte, die die Förderung von Kindern selbst organisieren 
wollen, sollen beraten und unterstützt werden. 
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Vierter Abschnitt 
Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, Hilfe für junge 

Volljährige 
 

Erster Unterabschnitt 
Hilfe zur Erziehung 

 
 

§ 27 
Hilfe zur Erziehung 

 
(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines Jugendlichen Anspruch 
auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende 
Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. 
(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und Umfang der 
Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das engere soziale Umfeld des 
Kindes oder des Jugendlichen einbezogen werden. Die Hilfe ist in der Regel im Inland zu erbringen; sie 
darf nur dann im Ausland erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe der Hilfeplanung zur Erreichung 
des Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist. 
(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses erforderlich, so entfällt 
der Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass eine andere unterhaltspflichtige Person bereit 
ist, diese Aufgabe zu übernehmen; die Gewährung von Hilfe zur Erziehung setzt in diesem Fall voraus, 
dass diese Person bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit dem Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe der §§ 36 und 37 zu decken. 
(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit verbundener 
therapeutischer Leistungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne 
des § 13 Absatz 2 einschließen. 
(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthalts in einer Einrichtung oder einer 
Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe zur Erziehung auch die Unterstützung bei 
der Pflege und Erziehung dieses Kindes. 
 

§ 32 
Erziehung in einer Tagesgruppe 

 
Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll die Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen durch 
soziales Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen Förderung und Elternarbeit unterstützen und 
dadurch den Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen in seiner Familie sichern. Die Hilfe kann auch in 
geeigneten Formen der Familienpflege geleistet werden. 
 

§ 33 
Vollzeitpflege 

 
Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder 
des Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der 
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie Kindern und Jugendlichen in einer anderen Familie eine 
zeitlich befristete Erziehungshilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten. Für besonders 
entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche sind geeignete Formen der Familienpflege zu 
schaffen und auszubauen. 
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§ 34 
Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform 

 
Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in einer sonstigen 
betreuten Wohnform soll Kinder und Jugendliche durch eine Verbindung von Alltagserleben mit 
pädagogischen und therapeutischen Angeboten in ihrer Entwicklung fördern. Sie soll entsprechend dem 
Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des Jugendlichen sowie den Möglichkeiten der 
Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie  

1. eine Rückkehr in die Familie zu erreichen versuchen oder 
2. die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten oder 
3. eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten und auf ein selbständiges Leben vorbereiten. 

Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Beschäftigung sowie der allgemeinen 
Lebensführung beraten und unterstützt werden. 

 
§ 35 

Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 
 
Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Jugendlichen gewährt werden, die einer intensiven 
Unterstützung zur sozialen Integration und zu einer eigenverantwortlichen Lebensführung bedürfen. Die 
Hilfe ist in der Regel auf längere Zeit angelegt und soll den individuellen Bedürfnissen des Jugendlichen 
Rechnung tragen. 
 
 

Zweiter Unterabschnitt 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 

 
 

§ 35a 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 

 
(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn  

1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für ihr 
Lebensalter typischen Zustand abweicht, und 

2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche 
Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

 Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne dieses Buches sind Kinder oder Jugendliche, 
bei denen eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nach fachlicher 
Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 27 Absatz 4 gilt entsprechend. 

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 hat der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme  

1. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, 
2. eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder 
3. eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten, der über besondere Erfahrungen auf 

dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen verfügt, einzuholen.  
Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der Internationalen Klassifikation der Krankheiten in der 
vom Deutschen Institut für medizinische Dokumentation und Information herausgegebenen 
deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist auch darzulegen, ob die Abweichung Krankheitswert 
hat oder auf einer Krankheit beruht. Die Hilfe soll nicht von der Person oder dem Dienst oder der 
Einrichtung, der die Person angehört, die die Stellungnahme abgibt, erbracht werden. 

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall  
1. in ambulanter Form, 
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Einrichtungen, 
3. durch geeignete Pflegepersonen und 
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4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet. 
(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der Leistungen 
richten sich nach § 53 Absatz 3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften Buches, soweit diese 
Bestimmungen auch auf seelisch behinderte oder von einer solchen Behinderung bedrohte Personen 
Anwendung finden. 
(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und Personen in 
Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Eingliederungshilfe zu 
erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, 
die noch nicht im schulpflichtigen Alter sind, in Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und lässt 
der Hilfebedarf es zu, so sollen Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und 
nicht behinderte Kinder gemeinsam betreut werden. 
 
 

Dritter Unterabschnitt 
Gemeinsame Vorschriften für die Hilfe zur Erziehung und die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 

Kinder und Jugendliche 
 
 

§ 36 
Mitwirkung, Hilfeplan 

 
(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der Entscheidung über die 
Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von Art und Umfang der Hilfe zu 
beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen 
hinzuweisen. Vor und während einer langfristig zu leistenden Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu 
prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie 
erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder der 
Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und den Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit 
unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die 
Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger keine 
Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbringung 
der Leistung in dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 geboten ist. 
(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich für 
längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als Grundlage 
für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem Personensorgeberechtigten und dem Kind 
oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen über den Bedarf, die zu 
gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob 
die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe 
andere Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstellung 
des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen. Erscheinen Maßnahmen der beruflichen 
Eingliederung erforderlich, so sollen auch die für die Eingliederung zuständigen Stellen beteiligt 
werden. 
(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des Hilfeplans 
sowie bei der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme nach § 35a Absatz 1a 
abgegeben hat, beteiligt werden. 
(4) Vor einer Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht 
wird, soll zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die Stellungnahme einer in § 35a 
Absatz 1a Satz 1 genannten Person eingeholt werden. 
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§ 36a 
Steuerungsverantwortung, Selbstbeschaffung 

 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann, wenn sie 
auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans unter Beachtung des Wunsch- und 
Wahlrechts erbracht wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das Familiengericht oder 
Jugendliche und junge Volljährige durch den Jugendrichter zur Inanspruchnahme von Hilfen verpflichtet 
werden. Die Vorschriften über die Heranziehung zu den Kosten der Hilfe bleiben unberührt. 
(2) Abweichend von Absatz 1 soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die niedrigschwellige 
unmittelbare Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen, insbesondere der Erziehungsberatung, zulassen. 
Dazu soll er mit den Leistungserbringern Vereinbarungen schließen, in denen die Voraussetzungen und 
die Ausgestaltung der Leistungserbringung sowie die Übernahme der Kosten geregelt werden. 
(3) Werden Hilfen abweichend von den Absätzen 1 und 2 vom Leistungsberechtigten selbst beschafft, so 
ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der erforderlichen Aufwendungen nur 
verpflichtet, wenn  

1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbeschaffung über 
den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt hat, 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Hilfe vorlagen und 
3. die Deckung des Bedarfs  

a) bis zu einer Entscheidung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe über die Gewährung der 
Leistung oder 
b) bis zu einer Entscheidung über ein Rechtsmittel nach einer zu Unrecht abgelehnten Leistung 
keinen zeitlichen Aufschub geduldet hat. 

War es dem Leistungsberechtigten unmöglich, den Träger der öffentlichen Jugendhilfe rechtzeitig über 
den Hilfebedarf in Kenntnis zu setzen, so hat er dies unverzüglich nach Wegfall des Hinderungsgrundes 
nachzuholen.  
 

§ 37 
Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie 

 
(1) Bei Hilfen nach §§ 32 bis 34 und § 35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 soll darauf hingewirkt werden, dass 
die Pflegeperson oder die in der Einrichtung für die Erziehung verantwortlichen Personen und die Eltern 
zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zusammenarbeiten. Durch Beratung und Unterstützung 
sollen die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die 
Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie 
das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen kann. Während dieser Zeit soll durch 
begleitende Beratung und Unterstützung der Familien darauf hingewirkt werden, dass die Beziehung 
des Kindes oder Jugendlichen zur Herkunftsfamilie gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der 
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit 
den beteiligten Personen eine andere, dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche und auf 
Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet werden. 
(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder Jugendlichen und während der Dauer des 
Pflegeverhältnisses Anspruch auf Beratung und Unterstützung; dies gilt auch in den Fällen, in denen für 
das Kind oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Eingliederungshilfe gewährt wird oder 
die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder der 
Jugendliche bei einer Pflegeperson außerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe, so sind ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustellen. Der zuständige Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewendeten Kosten einschließlich der Verwaltungskosten auch in 
den Fällen zu erstatten, in denen die Beratung und Unterstützung im Wege der Amtshilfe geleistet wird. 
§ 23 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 
(2a) Die Art und Weise der Zusammenarbeit sowie die damit im Einzelfall verbundenen Ziele sind im 
Hilfeplan zu dokumentieren. Bei Hilfen nach den §§ 33, 35a Absatz 2 Nummer 3 und § 41 zählen dazu 
auch der vereinbarte Umfang der Beratung der Pflegeperson sowie die Höhe der laufenden Leistungen 
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zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen. Eine Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen 
ist nur bei einer Änderung des Hilfebedarfs und entsprechender Änderung des Hilfeplans zulässig. 
(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle überprüfen, ob 
die Pflegeperson eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Erziehung gewährleistet. 
Die Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen betreffen. 

§ 38 
Vermittlung bei der Ausübung der Personensorge 

 
Sofern der Inhaber der Personensorge durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungsmacht der Pflegeperson soweit einschränkt, dass dies eine 
dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Erziehung nicht mehr ermöglicht, sowie bei 
sonstigen Meinungsverschiedenheiten sollen die Beteiligten das Jugendamt einschalten. 
 

§ 39 
Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen 

 
(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Absatz 2 Nummer 2 bis 4 gewährt, so ist auch der 
notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses sicherzustellen. Er 
umfasst die Kosten für den Sachaufwand sowie für die Pflege und Erziehung des Kindes oder 
Jugendlichen. 
(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll durch laufende Leistungen gedeckt werden. Sie 
umfassen außer im Fall des § 32 und des § 35a Absatz 2 Nummer 2 auch einen angemessenen 
Barbetrag zur persönlichen Verfügung des Kindes oder des Jugendlichen. Die Höhe des Betrages wird in 
den Fällen der §§ 34, 35, 35a Absatz 2 Nummer 4 von der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
festgesetzt; die Beträge sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. Die laufenden Leistungen im Rahmen 
der Hilfe in Vollzeitpflege (§ 33) oder bei einer geeigneten Pflegeperson (§ 35a Absatz 2 Nummer 3) sind 
nach den Absätzen 4 bis 6 zu bemessen. 
(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können insbesondere zur Erstausstattung einer Pflegestelle, bei 
wichtigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des Kindes oder des Jugendlichen 
gewährt werden. 
(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten gewährt werden, sofern 
sie einen angemessenen Umfang nicht übersteigen. Die laufenden Leistungen umfassen auch die 
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige 
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der Pflegeperson. 
Sie sollen in einem monatlichen Pauschalbetrag gewährt werden, soweit nicht nach der Besonderheit 
des Einzelfalls abweichende Leistungen geboten sind. Ist die Pflegeperson in gerader Linie mit dem Kind 
oder Jugendlichen verwandt und kann sie diesem unter Berücksichtigung ihrer sonstigen 
Verpflichtungen und ohne Gefährdung ihres angemessenen Unterhalts Unterhalt gewähren, so kann der 
Teil des monatlichen Pauschalbetrages, der die Kosten für den Sachaufwand des Kindes oder 
Jugendlichen betrifft, angemessen gekürzt werden. Wird ein Kind oder ein Jugendlicher im Bereich eines 
anderen Jugendamts untergebracht, so soll sich die Höhe des zu gewährenden Pauschalbetrages nach 
den Verhältnissen richten, die am Ort der Pflegestelle gelten. 
(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt sollen von den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden festgesetzt werden. Dabei ist dem altersbedingt unterschiedlichen 
Unterhaltsbedarf von Kindern und Jugendlichen durch eine Staffelung der Beträge nach Altersgruppen 
Rechnung zu tragen. Das Nähere regelt Landesrecht. 
(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im Rahmen des Familienleistungsausgleichs nach § 31 des 
Einkommensteuergesetzes bei der Pflegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in Höhe der Hälfte des 
Betrages, der nach § 66 des Einkommensteuergesetzes für ein erstes Kind zu zahlen ist, auf die 
laufenden Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder der Jugendliche nicht das älteste Kind in der 
Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrechnungsbetrag für dieses Kind oder diesen Jugendlichen auf ein 
Viertel des Betrages, der für ein erstes Kind zu zahlen ist. 
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(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthalts in einer Einrichtung oder einer 
Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so ist auch der notwendige Unterhalt dieses Kindes 
sicherzustellen. 
 

§ 40 
Krankenhilfe 

 
Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Absatz 2 Nummer 3 oder 4 gewährt, so ist auch 
Krankenhilfe zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 47 bis 52 des Zwölften Buches 
entsprechend. Krankenhilfe muss den im Einzelfall notwendigen Bedarf in voller Höhe befriedigen. 
Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen sind zu übernehmen. Das Jugendamt kann in geeigneten Fällen 
die Beiträge für eine freiwillige Krankenversicherung übernehmen, soweit sie angemessen sind. 
in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet. 
(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der Leistungen 
richten sich nach § 53 Absatz 3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften Buches, soweit diese 
Bestimmungen auch auf seelisch behinderte oder von einer solchen Behinderung bedrohte Personen 
Anwendung finden. 
(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und Personen in 
Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Eingliederungshilfe zu 
erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, 
die noch nicht im schulpflichtigen Alter sind, in Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und lässt 
der Hilfebedarf es zu, so sollen Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und 
nicht 
 
 
h) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB), Neuntes Buch (IX) - Rehabilitation und Teilhabe behinderter 

Menschen - vom 19.Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), i.d.F. vom 14.Dezember 2012 (BGBl. I, S. 2598 ) 
 
 

Teil 1 
Regelungen für behinderte und von Behinderung bedrohte Menschen 

 
Kapitel 1 

Allgemeine Regelungen 
 

§ 1 
Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 

 
Behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem Buch und den 
für die Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden 
oder ihnen entgegenzuwirken. Dabei wird den besonderen Bedürfnissen behinderter und von 
Behinderung bedrohter Frauen und Kinder Rechnung getragen. 
 

§ 2 
Behinderung 

 
(1) Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische 
Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. 
Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist. 
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(2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von 
wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung 
auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben. 
(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte Menschen mit einem Grad der 
Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen des 
Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten 
Arbeitsplatz im Sinne des § 73 nicht erlangen oder nicht behalten können (gleichgestellte behinderte 
Menschen). 
 

§ 3 
Vorrang von Prävention 

 

Die Rehabilitationsträger wirken darauf hin, dass der Eintritt einer Behinderung einschließlich einer 
chronischen Krankheit vermieden wird. 
 

§ 4 
Leistungen zur Teilhabe 

 
(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen Sozialleistungen, um unabhängig von der 
Ursache der Behinderung  

1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 
ihre Folgen zu mildern, 

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu 
mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen Bezug anderer 
Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern, 

3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern 
oder 

4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
sowie eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu 
erleichtern. 

(2) Die Leistungen zur Teilhabe werden zur Erreichung der in Absatz 1 genannten Ziele nach Maßgabe 
dieses Buches und der für die zuständigen Leistungsträger geltenden besonderen Vorschriften neben 
anderen Sozialleistungen erbracht. Die Leistungsträger erbringen die Leistungen im Rahmen der für sie 
geltenden Rechtsvorschriften nach Lage des Einzelfalls so vollständig, umfassend und in gleicher 
Qualität, dass Leistungen eines anderen Trägers möglichst nicht erforderlich werden. 
(3) Leistungen für behinderte oder von Behinderung bedrohte Kinder werden so geplant und gestaltet, 
dass nach Möglichkeit Kinder nicht von ihrem sozialen Umfeld getrennt und gemeinsam mit nicht 
behinderten Kindern betreut werden können. Dabei werden behinderte Kinder alters- und 
entwicklungsentsprechend an der Planung und Ausgestaltung der einzelnen Hilfen beteiligt und ihre 
Sorgeberechtigten intensiv in Planung und Gestaltung der Hilfen einbezogen. 
 

§ 5 
Leistungsgruppen 

 

Zur Teilhabe werden erbracht  
1. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, 
2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
3. unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen, 
4. Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. 
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§ 6 
Rehabilitationsträger 

 
(1) Träger der Leistungen zur Teilhabe (Rehabilitationsträger) können sein  

1. die gesetzlichen Krankenkassen für Leistungen nach § 5 Nr. 1 und 3, 
2. die Bundesagentur für Arbeit für Leistungen nach § 5 Nr. 2 und 3, 
3. die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung für Leistungen nach § 5 Nr. 1 bis 4, 
4. die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung für Leistungen nach § 5 Nr. 1 bis 3, der Träger der 

Alterssicherung der Landwirte für Leistungen nach § 5 Nr. 1 und 3, 
5.die Träger der Kriegsopferversorgung und die Träger der Kriegsopferfürsorge im Rahmen des 

Rechts der sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden für Leistungen nach § 5 Nr. 1 bis 4, 
6. die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für Leistungen nach § 5 Nr. 1, 2 und 4, 
7. die Träger der Sozialhilfe für Leistungen nach § 5 Nr. 1, 2 und 4. 

(2) Die Rehabilitationsträger nehmen ihre Aufgaben selbständig und eigenverantwortlich wahr. 
 

§ 6a 
Rehabilitationsträger für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach dem Zweiten Buch 

 

Die Bundesagentur für Arbeit ist auch Rehabilitationsträger für die Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben für behinderte erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches, sofern 
nicht ein anderer Rehabilitationsträger zuständig ist. Die Zuständigkeit der gemeinsamen Einrichtung 
oder des zugelassenen kommunalen Trägers für die Leistungen zur beruflichen Teilhabe behinderter 
Menschen nach § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches bleibt unberührt. Die Bundesagentur für Arbeit 
unterrichtet die zuständige gemeinsame Einrichtung oder den zugelassenen kommunalen Träger und 
die Leistungsberechtigten schriftlich über den festgestellten Rehabilitationsbedarf und ihren 
Eingliederungsvorschlag. Die gemeinsame Einrichtung oder der zuständige kommunale Träger 
entscheidet unter Berücksichtigung des Eingliederungsvorschlages innerhalb von drei Wochen über die 
Leistungen zur beruflichen Teilhabe. 
 

§ 7 
Vorbehalt abweichender Regelungen 

 

Die Vorschriften dieses Buches gelten für die Leistungen zur Teilhabe, soweit sich aus den für den 
jeweiligen Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen nichts Abweichendes ergibt. Die 
Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe richten sich nach den für den 
jeweiligen Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen. 
 

§ 8 
Vorrang von Leistungen zur Teilhabe 

 
(1) Werden bei einem Rehabilitationsträger Sozialleistungen wegen oder unter Berücksichtigung einer 
Behinderung oder einer drohenden Behinderung beantragt oder erbracht, prüft dieser unabhängig von 
der Entscheidung über diese Leistungen, ob Leistungen zur Teilhabe voraussichtlich erfolgreich sind. 
(2) Leistungen zur Teilhabe haben Vorrang vor Rentenleistungen, die bei erfolgreichen Leistungen zur 
Teilhabe nicht oder voraussichtlich erst zu einem späteren Zeitpunkt zu erbringen wären. Dies gilt 
während des Bezuges einer Rente entsprechend. 
(3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, um durch Leistungen zur Teilhabe Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, 
zu überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten. 
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§ 9 
Wunsch‐ und Wahlrecht der Leistungsberechtigten 

 
(1) Bei der Entscheidung über die Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen zur Teilhabe wird 
berechtigten Wünschen der Leistungsberechtigten entsprochen. Dabei wird auch auf die persönliche 
Lebenssituation, das Alter, das Geschlecht, die Familie sowie die religiösen und weltanschaulichen 
Bedürfnisse der Leistungsberechtigten Rücksicht genommen; im Übrigen gilt § 33 des Ersten Buches. 
Den besonderen Bedürfnissen behinderter Mütter und Väter bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages 
sowie den besonderen Bedürfnissen behinderter Kinder wird Rechnung getragen. 
(2) Sachleistungen zur Teilhabe, die nicht in Rehabilitationseinrichtungen auszuführen sind, können auf 
Antrag der Leistungsberechtigten als Geldleistungen erbracht werden, wenn die Leistungen hierdurch 
voraussichtlich bei gleicher Wirksamkeit wirtschaftlich zumindest gleichwertig ausgeführt werden 
können. Für die Beurteilung der Wirksamkeit stellen die Leistungsberechtigten dem 
Rehabilitationsträger geeignete Unterlagen zur Verfügung. Der Rehabilitationsträger begründet durch 
Bescheid, wenn er den Wünschen des Leistungsberechtigten nach den Absätzen 1 und 2 nicht entspricht. 
(3) Leistungen, Dienste und Einrichtungen lassen den Leistungsberechtigten möglichst viel Raum zu 
eigenverantwortlicher Gestaltung ihrer Lebensumstände und fördern ihre Selbstbestimmung. 
(4) Die Leistungen zur Teilhabe bedürfen der Zustimmung der Leistungsberechtigten. 
 

§ 10 
Koordinierung der Leistungen 

 
(1) Soweit Leistungen verschiedener Leistungsgruppen oder mehrerer Rehabilitationsträger erforderlich 
sind, ist der nach § 14 leistende Rehabilitationsträger dafür verantwortlich, dass die beteiligten 
Rehabilitationsträger im Benehmen miteinander und in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten die 
nach dem individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen Leistungen funktionsbezogen feststellen 
und schriftlich so zusammenstellen, dass sie nahtlos ineinander greifen. Die Leistungen werden 
entsprechend dem Verlauf der Rehabilitation angepasst und darauf ausgerichtet, den 
Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls die den Zielen der §§ 1 
und 4 Abs. 1 entsprechende umfassende Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zügig, wirksam, 
wirtschaftlich und auf Dauer zu ermöglichen. Dabei sichern die Rehabilitationsträger durchgehend das 
Verfahren entsprechend dem jeweiligen Bedarf und gewährleisten, dass die wirksame und 
wirtschaftliche Ausführung der Leistungen nach gleichen Maßstäben und Grundsätzen erfolgt. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch für die Integrationsämter in Bezug auf Leistungen und sonstige 
Hilfen für schwerbehinderte Menschen nach Teil 2. 
(3) Den besonderen Bedürfnissen seelisch behinderter oder von einer solchen Behinderung bedrohter 
Menschen wird Rechnung getragen. 
(4) Die datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Gesetzbuchs bleiben unberührt. 
 

§ 11 
Zusammenwirken der Leistungen 

 
(1) Soweit es im Einzelfall geboten ist, prüft der zuständige Rehabilitationsträger gleichzeitig mit der 
Einleitung einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation, während ihrer Ausführung und nach ihrem 
Abschluss, ob durch geeignete Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben die Erwerbsfähigkeit des 
behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen erhalten, gebessert oder wiederhergestellt 
werden kann. Er beteiligt die Bundesagentur für Arbeit nach § 38. 
(2) Wird während einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation erkennbar, dass der bisherige 
Arbeitsplatz gefährdet ist, wird mit den Betroffenen sowie dem zuständigen Rehabilitationsträger 
unverzüglich geklärt, ob Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erforderlich sind. 
(3) Bei der Prüfung nach den Absätzen 1 und 2 wird zur Klärung eines Hilfebedarfs nach Teil 2 auch das 
Integrationsamt beteiligt. 
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§ 12  
Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger 

 

(1) Im Rahmen der durch Gesetz, Rechtsverordnung oder allgemeine Verwaltungsvorschrift getroffenen 
Regelungen sind die Rehabilitationsträger verantwortlich, dass  

1. die im Einzelfall erforderlichen Leistungen zur Teilhabe nahtlos, zügig sowie nach Gegenstand, 
Umfang und Ausführung einheitlich erbracht werden, 

2. Abgrenzungsfragen einvernehmlich geklärt werden, 
3. Beratung entsprechend den in §§ 1 und 4 genannten Zielen geleistet wird, 
4. Begutachtungen möglichst nach einheitlichen Grundsätzen durchgeführt werden sowie 
5. Prävention entsprechend dem in § 3 genannten Ziel geleistet wird. 

(2) Die Rehabilitationsträger und ihre Verbände sollen zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben 
zur Teilhabe behinderter Menschen insbesondere regionale Arbeitsgemeinschaften bilden. § 88 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 
 

§ 13 
Gemeinsame Empfehlungen 

 
(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 vereinbaren zur Sicherung der Zusammenarbeit 
nach § 12 Abs. 1 gemeinsame Empfehlungen. 
(2) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 vereinbaren darüber hinaus gemeinsame 
Empfehlungen,  

1. welche Maßnahmen nach § 3 geeignet sind, um den Eintritt einer Behinderung zu vermeiden, 
sowie über die statistische Erfassung der Anzahl, des Umfangs und der Wirkungen dieser 
Maßnahmen, 

2. in welchen Fällen und in welcher Weise rehabilitationsbedürftigen Menschen notwendige 
Leistungen zur Teilhabe angeboten werden, insbesondere um eine durch eine Chronifizierung von 
Erkrankungen bedingte Behinderung zu verhindern, 

3. in welchen Fällen und in welcher Weise die Klärung der im Einzelfall anzustrebenden Ziele und 
des Bedarfs an Leistungen schriftlich festzuhalten ist sowie über die Ausgestaltung des in § 14 
bestimmten Verfahrens, 

4. in welcher Weise die Bundesagentur für Arbeit von den übrigen Rehabilitationsträgern nach § 38 
zu beteiligen ist, 

5. wie Leistungen zur Teilhabe zwischen verschiedenen Trägern koordiniert werden, 
6. in welcher Weise und in welchem Umfang Selbsthilfegruppen, -organisationen und -

kontaktstellen, die sich die Prävention, Rehabilitation, Früherkennung und Bewältigung von 
Krankheiten und Behinderungen zum Ziel gesetzt haben, gefördert werden, 

7. (weggefallen) 
8. in welchen Fällen und in welcher Weise der behandelnde Hausarzt oder Facharzt und der 

Betriebs- oder Werksarzt in die Einleitung und Ausführung von Leistungen zur Teilhabe 
einzubinden sind, 

9. zu einem Informationsaustausch mit behinderten Beschäftigten, Arbeitgebern und den in § 83 
genannten Vertretungen zur möglichst frühzeitigen Erkennung des individuellen Bedarfs 
voraussichtlich erforderlicher Leistungen zur Teilhabe sowie 

10. über ihre Zusammenarbeit mit Sozialdiensten und vergleichbaren Stellen. 
(3) Bestehen für einen Rehabilitationsträger Rahmenempfehlungen auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
und soll bei den gemeinsamen Empfehlungen von diesen abgewichen werden oder sollen die 
gemeinsamen Empfehlungen Gegenstände betreffen, die nach den gesetzlichen Vorschriften Gegenstand 
solcher Rahmenempfehlungen werden sollen, stellt der Rehabilitationsträger das Einvernehmen mit den 
jeweiligen Partnern der Rahmenempfehlungen sicher. 
(4) Die Träger der Renten-, Kranken- und Unfallversicherung können sich bei der Vereinbarung der 
gemeinsamen Empfehlungen durch ihre Spitzenverbände vertreten lassen. 
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(5) An der Vorbereitung der gemeinsamen Empfehlungen werden die Träger der Sozialhilfe und der 
öffentlichen Jugendhilfe über die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände, die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe, die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Landesjugendämter sowie die Integrationsämter in Bezug auf Leistungen und sonstige Hilfen für 
schwerbehinderte Menschen nach dem Teil 2 über die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen, beteiligt. Die Träger der Sozialhilfe und der öffentlichen 
Jugendhilfe orientieren sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Buch an den 
vereinbarten Empfehlungen oder können diesen beitreten. 
(6) Die Verbände behinderter Menschen einschließlich der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der 
Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen behinderter Frauen sowie die für die Wahrnehmung 
der Interessen der ambulanten und stationären Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene 
maßgeblichen Spitzenverbände werden an der Vorbereitung der gemeinsamen Empfehlungen beteiligt. 
Ihren Anliegen wird bei der Ausgestaltung der Empfehlungen nach Möglichkeit Rechnung getragen. Die 
Empfehlungen berücksichtigen auch die besonderen Bedürfnisse behinderter oder von Behinderung 
bedrohter Frauen und Kinder. 
(7) Die beteiligten Rehabilitationsträger vereinbaren die gemeinsamen Empfehlungen im Rahmen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und den Ländern auf der Grundlage eines von ihnen innerhalb der Bundesarbeitsgemeinschaft 
vorbereiteten Vorschlags. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz wird beteiligt. Hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu einem Vorschlag aufgefordert, legt die 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation den Vorschlag innerhalb von sechs Monaten vor. Dem 
Vorschlag wird gefolgt, wenn ihm berechtigte Interessen eines Rehabilitationsträgers nicht 
entgegenstehen. Einwände nach Satz 4 sind innerhalb von vier Wochen nach Vorlage des Vorschlags 
auszuräumen. 
(8) Die Rehabilitationsträger teilen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation alle zwei Jahre ihre 
Erfahrungen mit den gemeinsamen Empfehlungen mit, die Träger der Renten-, Kranken- und 
Unfallversicherung über ihre Spitzenverbände. Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation stellt 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den Ländern eine Zusammenfassung zur 
Verfügung. 
(9) Die gemeinsamen Empfehlungen können durch die regional zuständigen Rehabilitationsträger 
konkretisiert werden. 
 

§ 14 
Zuständigkeitsklärung 

 
(1) Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, stellt der Rehabilitationsträger innerhalb von zwei 
Wochen nach Eingang des Antrages bei ihm fest, ob er nach dem für ihn geltenden Leistungsgesetz für 
die Leistung zuständig ist; bei den Krankenkassen umfasst die Prüfung auch die Leistungspflicht nach § 
40 Abs. 4 des Fünften Buches. Stellt er bei der Prüfung fest, dass er für die Leistung nicht zuständig ist, 
leitet er den Antrag unverzüglich dem nach seiner Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger zu. 
Muss für eine solche Feststellung die Ursache der Behinderung geklärt werden und ist diese Klärung in 
der Frist nach Satz 1 nicht möglich, wird der Antrag unverzüglich dem Rehabilitationsträger zugeleitet, 
der die Leistung ohne Rücksicht auf die Ursache erbringt. Wird der Antrag bei der Bundesagentur für 
Arbeit gestellt, werden bei der Prüfung nach den Sätzen 1 und 2 Feststellungen nach § 11 Abs. 2a Nr. 1 
des Sechsten Buches und § 22 Abs. 2 des Dritten Buches nicht getroffen. 
(2) Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der Rehabilitationsträger den Rehabilitationsbedarf 
unverzüglich fest. Muss für diese Feststellung ein Gutachten nicht eingeholt werden, entscheidet der 
Rehabilitationsträger innerhalb von drei Wochen nach Antragseingang. Wird der Antrag weitergeleitet, 
gelten die Sätze 1 und 2 für den Rehabilitationsträger, an den der Antrag weitergeleitet worden ist, 
entsprechend; die in Satz 2 genannte Frist beginnt mit dem Eingang bei diesem Rehabilitationsträger. Ist 
für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten erforderlich, wird die Entscheidung 
innerhalb von zwei Wochen nach Vorliegen des Gutachtens getroffen. Kann der Rehabilitationsträger, an 
den der Antrag weitergeleitet worden ist, für die beantragte Leistung nicht Rehabilitationsträger nach § 



64 
 

6 Abs. 1 sein, klärt er unverzüglich mit dem nach seiner Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger, 
von wem und in welcher Weise über den Antrag innerhalb der Fristen nach den Sätzen 2 und 4 
entschieden wird und unterrichtet hierüber den Antragsteller. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn der Rehabilitationsträger Leistungen von Amts wegen 
erbringt. Dabei tritt an die Stelle des Tages der Antragstellung der Tag der Kenntnis des 
voraussichtlichen Rehabilitationsbedarfs. 
(4) Wird nach Bewilligung der Leistung durch einen Rehabilitationsträger nach Absatz 1 Satz 2 bis 4 
festgestellt, dass ein anderer Rehabilitationsträger für die Leistung zuständig ist, erstattet dieser dem 
Rehabilitationsträger, der die Leistung erbracht hat, dessen Aufwendungen nach den für diesen 
geltenden Rechtsvorschriften. Die Bundesagentur für Arbeit leitet für die Klärung nach Satz 1 Anträge auf 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zur Feststellung nach § 11 Abs. 2a Nr. 1 des Sechsten Buches an 
die Träger der Rentenversicherung nur weiter, wenn sie konkrete Anhaltspunkte dafür hat, dass der 
Träger der Rentenversicherung zur Leistung einer Rente unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitsmarktlage verpflichtet sein könnte. Für unzuständige Rehabilitationsträger, die eine Leistung 
nach Absatz 2 Satz 1 und 2 erbracht haben, ist § 105 des Zehnten Buches nicht anzuwenden, es sei denn, 
die Rehabilitationsträger vereinbaren Abweichendes. 
(5) Der Rehabilitationsträger stellt sicher, dass er Sachverständige beauftragen kann, bei denen 
Zugangs- und Kommunikationsbarrieren nicht bestehen. Ist für die Feststellung des 
Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten erforderlich, beauftragt der Rehabilitationsträger unverzüglich 
einen geeigneten Sachverständigen. Er benennt den Leistungsberechtigten in der Regel drei möglichst 
wohnortnahe Sachverständige unter Berücksichtigung bestehender sozialmedizinischer Dienste. Haben 
sich Leistungsberechtigte für einen benannten Sachverständigen entschieden, wird dem Wunsch 
Rechnung getragen. Der Sachverständige nimmt eine umfassende sozialmedizinische, bei Bedarf auch 
psychologische Begutachtung vor und erstellt das Gutachten innerhalb von zwei Wochen nach 
Auftragserteilung. Die in dem Gutachten getroffenen Feststellungen zum Rehabilitationsbedarf werden 
den Entscheidungen der Rehabilitationsträger zugrunde gelegt. Die gesetzlichen Aufgaben der 
Gesundheitsämter bleiben unberührt. 
(6) Hält der leistende Rehabilitationsträger weitere Leistungen zur Teilhabe für erforderlich und kann er 
für diese Leistungen nicht Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 sein, wird Absatz 1 Satz 2 entsprechend 
angewendet. Die Leistungsberechtigten werden hierüber unterrichtet. 
 

Kapitel 2 
Ausführung von Leistungen zur Teilhabe 

 
 

§ 17 
Ausführung von Leistungen, Persönliches Budget 

 
(1) Der zuständige Rehabilitationsträger kann Leistungen zur Teilhabe  

1. allein oder gemeinsam mit anderen Leistungsträgern, 
2. durch andere Leistungsträger oder 
3. unter Inanspruchnahme von geeigneten, insbesondere auch freien und gemeinnützigen oder 

privaten Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen (§ 19) ausführen. 
Er bleibt für die Ausführung der Leistungen verantwortlich. Satz 1 gilt insbesondere dann, wenn 
der Rehabilitationsträger die Leistung dadurch wirksamer oder wirtschaftlicher erbringen kann. 

(2) Auf Antrag können Leistungen zur Teilhabe auch durch ein Persönliches Budget ausgeführt werden, 
um den Leistungsberechtigten in eigener Verantwortung ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu 
ermöglichen. Bei der Ausführung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe des individuell 
festgestellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflegekassen und die Integrationsämter beteiligt. 
Das Persönliche Budget wird von den beteiligten Leistungsträgern trägerübergreifend als 
Komplexleistung erbracht. Budgetfähig sind auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforderlichen 
Leistungen der Krankenkassen und der Pflegekassen, Leistungen der Träger der Unfallversicherung bei 
Pflegebedürftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig 
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wiederkehrende Bedarfe beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden 
können. An die Entscheidung ist der Antragsteller für die Dauer von sechs Monaten gebunden. 
(3) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei laufenden Leistungen 
monatlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. Persönliche Budgets werden auf der 
Grundlage der nach § 10 Abs. 1 getroffenen Feststellungen so bemessen, dass der individuell 
festgestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche Beratung und Unterstützung erfolgen kann. 
Dabei soll die Höhe des Persönlichen Budgets die Kosten aller bisher individuell festgestellten, ohne das 
Persönliche Budget zu erbringenden Leistungen nicht überschreiten. 
(4) Enthält das Persönliche Budget Leistungen mehrerer Leistungsträger, erlässt der nach § 14 
zuständige der beteiligten Leistungsträger im Auftrag und im Namen der anderen beteiligten 
Leistungsträger den Verwaltungsakt und führt das weitere Verfahren durch. Ein anderer der beteiligten 
Leistungsträger kann mit den Aufgaben nach Satz 1 beauftragt werden, wenn die beteiligten 
Leistungsträger dies in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten vereinbaren; in diesem Fall gilt § 93 
des Zehnten Buches entsprechend. Die für den handelnden Leistungsträger zuständige 
Widerspruchsstelle erlässt auch den Widerspruchsbescheid. 
(5) § 17 Abs. 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung findet auf Modellvorhaben zur Erprobung der 
Einführung Persönlicher Budgets weiter Anwendung, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen 
haben. 
(6) In der Zeit vom 1. Juli 2004 bis zum 31. Dezember 2007 werden Persönliche Budgets erprobt. Dabei 
sollen insbesondere modellhaft Verfahren zur Bemessung von budgetfähigen Leistungen in Geld und die 
Weiterentwicklung von Versorgungsstrukturen unter wissenschaftlicher Begleitung und Auswertung 
erprobt werden. 

 
§ 18 

Leistungsort 
 
Sachleistungen können auch im Ausland erbracht werden, wenn sie dort bei zumindest gleicher Qualität 
und Wirksamkeit wirtschaftlicher ausgeführt werden können. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
können im grenznahen Ausland auch ausgeführt werden, wenn sie für die Aufnahme oder Ausübung 
einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit erforderlich sind. 
 

§ 19 
Rehabilitationsdienste und -einrichtungen 

 
(1) Die Rehabilitationsträger wirken gemeinsam unter Beteiligung der Bundesregierung und der 
Landesregierungen darauf hin, dass die fachlich und regional erforderlichen Rehabilitationsdienste und 
-einrichtungen in ausreichender Zahl und Qualität zur Verfügung stehen. Dabei achten sie darauf, dass 
für eine ausreichende Zahl solcher Rehabilitationsdienste und -einrichtungen Zugangs- und 
Kommunikationsbarrieren nicht bestehen. Die Verbände behinderter Menschen einschließlich der 
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen 
behinderter Frauen sowie die für die Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und stationären 
Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände werden beteiligt. 
(2) Soweit die Ziele nach Prüfung des Einzelfalls mit vergleichbarer Wirksamkeit erreichbar sind, werden 
Leistungen unter Berücksichtigung der persönlichen Umstände in ambulanter, teilstationärer oder 
betrieblicher Form und gegebenenfalls unter Einbeziehung familienentlastender und -unterstützender 
Dienste erbracht. 
(3) Bei Leistungen an behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Kinder wird eine gemeinsame 
Betreuung behinderter und nichtbehinderter Kinder angestrebt. 
(4) Nehmen Rehabilitationsträger zur Ausführung von Leistungen besondere Dienste 
(Rehabilitationsdienste) oder Einrichtungen (Rehabilitationseinrichtungen) in Anspruch, erfolgt die 
Auswahl danach, welcher Dienst oder welche Einrichtung die Leistung in der am besten geeigneten 
Form ausführt; dabei werden Dienste und Einrichtungen freier oder gemeinnütziger Träger 
entsprechend ihrer Bedeutung für die Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen berücksichtigt 
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und die Vielfalt der Träger von Rehabilitationsdiensten oder -einrichtungen gewahrt sowie deren 
Selbständigkeit, Selbstverständnis und Unabhängigkeit beachtet. § 35 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 ist anzuwenden. 
(5) Rehabilitationsträger können nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften Rehabilitationsdienste 
oder -einrichtungen fördern, wenn dies zweckmäßig ist und die Arbeit dieser Dienste oder 
Einrichtungen in anderer Weise nicht sichergestellt werden kann. 
(6) Rehabilitationsdienste und -einrichtungen mit gleicher Aufgabenstellung sollen 
Arbeitsgemeinschaften bilden. 
 

Kapitel 3 
Gemeinsame Servicestellen 

 
 

§ 22 
Aufgaben 

 
(1) Gemeinsame örtliche Servicestellen der Rehabilitationsträger bieten behinderten und von 
Behinderung bedrohten Menschen, ihren Vertrauenspersonen und Personensorgeberechtigten nach § 
60 Beratung und Unterstützung an. Die Beratung und Unterstützung umfasst insbesondere,  

1. über Leistungsvoraussetzungen, Leistungen der Rehabilitationsträger, besondere Hilfen im 
Arbeitsleben sowie über die Verwaltungsabläufe zu informieren, 

2. bei der Klärung des Rehabilitationsbedarfs, bei der Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe, 
bei der Inanspruchnahme eines Persönlichen Budgets und der besonderen Hilfen im Arbeitsleben 
sowie bei der Erfüllung von Mitwirkungspflichten zu helfen, 

3. zu klären, welcher Rehabilitationsträger zuständig ist, auf klare und sachdienliche Anträge 
hinzuwirken und sie an den zuständigen Rehabilitationsträger weiterzuleiten, 

4. bei einem Rehabilitationsbedarf, der voraussichtlich ein Gutachten erfordert, den zuständigen 
Rehabilitationsträger darüber zu informieren, 

5. die Entscheidung des zuständigen Rehabilitationsträgers in Fällen, in denen die Notwendigkeit von 
Leistungen zur Teilhabe offenkundig ist, so umfassend vorzubereiten, dass dieser unverzüglich 
entscheiden kann, 

6. bis zur Entscheidung oder Leistung des Rehabilitationsträgers den behinderten oder von 
Behinderung bedrohten Menschen unterstützend zu begleiten, 

7. bei den Rehabilitationsträgern auf zeitnahe Entscheidungen und Leistungen hinzuwirken und 
8. zwischen mehreren Rehabilitationsträgern und Beteiligten auch während der Leistungserbringung 

zu koordinieren und zu vermitteln. 
Die Beratung umfasst unter Beteiligung der Integrationsämter auch die Klärung eines 
Hilfebedarfs nach Teil 2 dieses Buches. Die Pflegekassen werden bei drohender oder bestehender 
Pflegebedürftigkeit an der Beratung und Unterstützung durch die gemeinsamen Servicestellen 
beteiligt. Verbände behinderter Menschen einschließlich der Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen behinderter Frauen 
werden mit Einverständnis der behinderten Menschen an der Beratung beteiligt. 

(2) § 14 des Ersten Buches und § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 bis 3 und 5 des Zwölften Buches bleiben 
unberührt. Auskünfte nach § 15 des Ersten Buches über Leistungen zur Teilhabe erteilen alle 
Rehabilitationsträger. 
 

§ 23 
Servicestellen 

 
(1) Die Rehabilitationsträger stellen unter Nutzung bestehender Strukturen sicher, dass in allen 
Landkreisen und kreisfreien Städten gemeinsame Servicestellen bestehen. Gemeinsame Servicestellen 
können für mehrere kleine Landkreise oder kreisfreie Städte eingerichtet werden, wenn eine ortsnahe 
Beratung und Unterstützung behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen gewährleistet ist. In 
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den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg werden die Servicestellen entsprechend dem besonderen 
Verwaltungsaufbau dieser Länder eingerichtet. 
(2) Die zuständigen obersten Landessozialbehörden wirken mit Unterstützung der Spitzenverbände der 
Rehabilitationsträger darauf hin, dass die gemeinsamen Servicestellen unverzüglich eingerichtet 
werden. 
(3) Die gemeinsamen Servicestellen werden so ausgestattet, dass sie ihre Aufgaben umfassend und 
qualifiziert erfüllen können, Zugangs- und Kommunikationsbarrieren nicht bestehen und Wartezeiten in 
der Regel vermieden werden. Hierfür wird besonders qualifiziertes Personal mit breiten 
Fachkenntnissen insbesondere des Rehabilitationsrechts und der Praxis eingesetzt. § 112 Abs. 3 ist 
sinngemäß anzuwenden. 
(4) In den Servicestellen dürfen Sozialdaten nur erhoben, verarbeitet und genutzt werden, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben nach § 22 Abs. 1 erforderlich ist. 
 

§ 30 
Früherkennung und Frühförderung 

 
(1) Die medizinischen Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und von 
Behinderung bedrohter Kinder nach § 26 Abs. 2 Nr. 2 umfassen auch  

1. die medizinischen Leistungen der mit dieser Zielsetzung fachübergreifend arbeitenden Dienste und 
Einrichtungen, 

2. nichtärztliche sozialpädiatrische, psychologische, heilpädagogische, psychosoziale Leistungen und 
die Beratung der Erziehungsberechtigten, auch in fachübergreifend arbeitenden Diensten und 
Einrichtungen, wenn sie unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden und erforderlich sind, 
um eine drohende oder bereits eingetretene Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu 
erkennen und einen individuellen Behandlungsplan aufzustellen. 
Leistungen nach Satz 1 werden als Komplexleistung in Verbindung mit heilpädagogischen 
Leistungen (§ 56) erbracht. 

(2) Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter 
Kinder umfassen des Weiteren nichtärztliche therapeutische, psychologische, heilpädagogische, 
sonderpädagogische, psychosoziale Leistungen und die Beratung der Erziehungsberechtigten durch 
interdisziplinäre Frühförderstellen, wenn sie erforderlich sind, um eine drohende oder bereits 
eingetretene Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen oder die Behinderung durch 
gezielte Förder- und Behandlungsmaßnahmen auszugleichen oder zu mildern. 
(3) Zur Abgrenzung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Leistungen und der sonstigen Leistungen 
dieser Dienste und Einrichtungen, zur Übernahme oder Teilung der Kosten zwischen den beteiligten 
Rehabilitationsträgern, zur Vereinbarung und Abrechnung der Entgelte sowie zur Finanzierung werden 
gemeinsame Empfehlungen vereinbart; § 13 Abs. 3, 4 und 6 gilt entsprechend. Landesrecht kann 
vorsehen, dass an der Komplexleistung weitere Stellen, insbesondere die Kultusverwaltung, zu 
beteiligen sind. In diesem Fall ist eine Erweiterung der gemeinsamen Empfehlungen anzustreben. 
 

Kapitel 5 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

 
§ 33 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
 

(1) Zur Teilhabe am Arbeitsleben werden die erforderlichen Leistungen erbracht, um die 
Erwerbsfähigkeit behinderter oder von Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe 
am Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu sichern. 
(2) Behinderten Frauen werden gleiche Chancen im Erwerbsleben gesichert, insbesondere durch in der 
beruflichen Zielsetzung geeignete, wohnortnahe und auch in Teilzeit nutzbare Angebote. 
(3) Die Leistungen umfassen insbesondere  
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1. Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes einschließlich Leistungen zur Aktivierung 
und beruflichen Eingliederung, 

2. Berufsvorbereitung einschließlich einer wegen der Behinderung erforderlichen Grundausbildung, 
2a. individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen Unterstützter Beschäftigung, 
3. berufliche Anpassung und Weiterbildung, auch soweit die Leistungen einen zur Teilnahme 

erforderlichen schulischen Abschluss einschließen, 
4. berufliche Ausbildung, auch soweit die Leistungen in einem zeitlich nicht überwiegenden 

Abschnitt schulisch durchgeführt werden, 
5. Gründungszuschuss entsprechend § 93 des Dritten Buches durch die Rehabilitationsträger nach § 6 

Abs. 1 Nr. 2 bis 5, 
6. sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um behinderten Menschen eine 

angemessene und geeignete Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit zu ermöglichen und 
zu erhalten. 

(4) Bei der Auswahl der Leistungen werden Eignung, Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen berücksichtigt. Soweit erforderlich, wird dabei die 
berufliche Eignung abgeklärt oder eine Arbeitserprobung durchgeführt; in diesem Fall werden die 
Kosten nach Absatz 7, Reisekosten nach § 53 sowie Haushaltshilfe und Kinderbetreuungskosten nach § 
54 übernommen. 
(5) Die Leistungen werden auch für Zeiten notwendiger Praktika erbracht. 
(6) Die Leistungen umfassen auch medizinische, psychologische und pädagogische Hilfen, soweit diese 
Leistungen im Einzelfall erforderlich sind, um die in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen oder zu 
sichern und Krankheitsfolgen zu vermeiden, zu überwinden, zu mindern oder ihre Verschlimmerung zu 
verhüten, insbesondere  

1. Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Behinderungsverarbeitung, 
2. Aktivierung von Selbsthilfepotentialen, 
3. mit Zustimmung der Leistungsberechtigten Information und Beratung von Partnern und 

Angehörigen sowie von Vorgesetzten und Kollegen, 
4. Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbsthilfe- und Beratungsmöglichkeiten, 
5. Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förderung der sozialen Kompetenz, unter anderem 

durch Training sozialer und kommunikativer Fähigkeiten und im Umgang mit Krisensituationen, 
6. Training lebenspraktischer Fähigkeiten, 
7. Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
8. Beteiligung von Integrationsfachdiensten im Rahmen ihrer Aufgabenstellung (§ 110). 

(7) Zu den Leistungen gehört auch die Übernahme  
1. der erforderlichen Kosten für Unterkunft und Verpflegung, wenn für die Ausführung einer Leistung 
eine Unterbringung außerhalb des eigenen oder des elterlichen Haushalts wegen Art oder Schwere 
der Behinderung oder zur Sicherung des Erfolges der Teilhabe notwendig ist, 
2. der erforderlichen Kosten, die mit der Ausführung einer Leistung in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen, insbesondere für Lehrgangskosten, Prüfungsgebühren, Lernmittel, 
Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung. 

(8) Leistungen nach Absatz 3 Nr. 1 und 6 umfassen auch  
1. Kraftfahrzeughilfe nach der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung, 
2. den Ausgleich unvermeidbaren Verdienstausfalls des behinderten Menschen oder einer 

erforderlichen Begleitperson wegen Fahrten der An- und Abreise zu einer Bildungsmaßnahme 
und zur Vorstellung bei einem Arbeitgeber, einem Träger oder einer Einrichtung für behinderte 
Menschen durch die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5, 

3. die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz für schwerbehinderte Menschen als Hilfe zur 
Erlangung eines Arbeitsplatzes, 

4. Kosten für Hilfsmittel, die wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Berufsausübung, zur 
Teilnahme an einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Erhöhung der Sicherheit auf 
dem Weg vom und zum Arbeitsplatz und am Arbeitsplatz erforderlich sind, es sei denn, dass eine 
Verpflichtung des Arbeitgebers besteht oder solche Leistungen als medizinische Leistung erbracht 
werden können, 
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5. Kosten technischer Arbeitshilfen, die wegen Art oder Schwere der Behinderung zur 
Berufsausübung erforderlich sind und 

6. Kosten der Beschaffung, der Ausstattung und der Erhaltung einer behinderungsgerechten 
Wohnung in angemessenem Umfang. 
Die Leistung nach Satz 1 Nr. 3 wird für die Dauer von bis zu drei Jahren erbracht und in 
Abstimmung mit dem Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 durch das Integrationsamt 
nach § 102 Abs. 4 ausgeführt. Der Rehabilitationsträger erstattet dem Integrationsamt seine 
Aufwendungen. Der Anspruch nach § 102 Abs. 4 bleibt unberührt. 

§ 34 
Leistungen an Arbeitgeber 

 
(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 können Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
auch an Arbeitgeber erbringen, insbesondere als  

1. Ausbildungszuschüsse zur betrieblichen Ausführung von Bildungsleistungen, 
2. Eingliederungszuschüsse, 
3. Zuschüsse für Arbeitshilfen im Betrieb, 
4. teilweise oder volle Kostenerstattung für eine befristete Probebeschäftigung. 
Die Leistungen können unter Bedingungen und Auflagen erbracht werden. 

(2) Ausbildungszuschüsse nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 können für die gesamte Dauer der Maßnahme 
geleistet werden und sollen bei Ausbildungsmaßnahmen die von den Arbeitgebern im letzten 
Ausbildungsjahr zu zahlenden monatlichen Ausbildungsvergütungen nicht übersteigen. 
(3) Eingliederungszuschüsse nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 betragen höchstens 50 vom Hundert der vom 
Arbeitgeber regelmäßig gezahlten Entgelte, soweit sie die tariflichen Arbeitsentgelte oder, wenn eine 
tarifliche Regelung nicht besteht, die für vergleichbare Tätigkeiten ortsüblichen Arbeitsentgelte im 
Rahmen der Beitragsbemessungsgrenze in der Arbeitsförderung nicht übersteigen; die Leistungen 
sollen im Regelfall für nicht mehr als ein Jahr geleistet werden. Soweit es für die Teilhabe am 
Arbeitsleben erforderlich ist, können die Leistungen um bis zu 20 Prozentpunkte höher festgelegt und 
bis zu einer Förderungshöchstdauer von zwei Jahren erbracht werden. Werden sie für mehr als ein Jahr 
geleistet, sind sie entsprechend der zu erwartenden Zunahme der Leistungsfähigkeit der 
Leistungsberechtigten und den abnehmenden Eingliederungserfordernissen gegenüber der bisherigen 
Förderungshöhe, mindestens um zehn Prozentpunkte, zu vermindern. Bei der Berechnung nach Satz 1 
wird auch der Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag berücksichtigt. 
Eingliederungszuschüsse werden zurückgezahlt, wenn die Arbeitsverhältnisse während des 
Förderungszeitraums oder innerhalb eines Zeitraums, der der Förderungsdauer entspricht, längstens 
jedoch von einem Jahr, nach dem Ende der Leistungen beendet werden; dies gilt nicht, wenn  

1. die Leistungsberechtigten die Arbeitsverhältnisse durch Kündigung beenden oder das Mindestalter 
für den Bezug der gesetzlichen Altersrente erreicht haben oder 

2. die Arbeitgeber berechtigt waren, aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
oder aus Gründen, die in der Person oder dem Verhalten des Arbeitnehmers liegen, oder aus 
dringenden betrieblichen Erfordernissen, die einer Weiterbeschäftigung in diesem Betrieb 
entgegenstehen, zu kündigen. 
Die Rückzahlung ist auf die Hälfte des Förderungsbetrages, höchstens aber den im letzten Jahr vor 
der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses gewährten Förderungsbetrag begrenzt; 
ungeförderte Nachbeschäftigungszeiten werden anteilig berücksichtigt. 

 
§ 35 

Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation 
 

(1) Leistungen werden durch Berufsbildungswerke, Berufsförderungswerke und vergleichbare 
Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation ausgeführt, soweit Art oder Schwere der Behinderung oder 
die Sicherung des Erfolges die besonderen Hilfen dieser Einrichtungen erforderlich machen. Die 
Einrichtung muss  
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1. nach Dauer, Inhalt und Gestaltung der Leistungen, Unterrichtsmethode, Ausbildung und 
Berufserfahrung der Leitung und der Lehrkräfte sowie der Ausgestaltung der Fachdienste eine 
erfolgreiche Ausführung der Leistung erwarten lassen, 

2. angemessene Teilnahmebedingungen bieten und behinderungsgerecht sein, insbesondere auch 
die Beachtung der Erfordernisse des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung gewährleisten, 

3. den Teilnehmenden und den von ihnen zu wählenden Vertretungen angemessene 
Mitwirkungsmöglichkeiten an der Ausführung der Leistungen bieten sowie 

4. die Leistung nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, insbesondere zu 
angemessenen Vergütungssätzen, ausführen. 
Die zuständigen Rehabilitationsträger vereinbaren hierüber gemeinsame Empfehlungen nach den 
§§ 13 und 20. 

(2) Werden Leistungen zur beruflichen Ausbildung in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation 
ausgeführt, sollen die Einrichtungen bei Eignung der behinderten Menschen darauf hinwirken, dass 
Teile dieser Ausbildung auch in Betrieben und Dienststellen durchgeführt werden. Die Einrichtungen der 
beruflichen Rehabilitation unterstützen die Arbeitgeber bei der betrieblichen Ausbildung und bei der 
Betreuung der auszubildenden behinderten Jugendlichen. 
 

§ 36 
Rechtsstellung der Teilnehmenden 

 
Werden Leistungen in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation ausgeführt, werden die 
Teilnehmenden nicht in den Betrieb der Einrichtungen eingegliedert. Sie sind keine Arbeitnehmer im 
Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes und wählen zu ihrer Mitwirkung besondere Vertreter. Bei der 
Ausführung werden die arbeitsrechtlichen Grundsätze über den Persönlichkeitsschutz, die 
Haftungsbeschränkung sowie die gesetzlichen Vorschriften über den Arbeitsschutz, den Schutz vor 
Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf, den Erholungsurlaub und die Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen entsprechend angewendet. 
 

§ 37 
Dauer von Leistungen 

 

(1) Leistungen werden für die Zeit erbracht, die vorgeschrieben oder allgemein üblich ist, um das 
angestrebte Teilhabeziel zu erreichen; eine Förderung kann darüber hinaus erfolgen, wenn besondere 
Umstände dies rechtfertigen. 
(2) Leistungen zur beruflichen Weiterbildung sollen in der Regel bei ganztägigem Unterricht nicht länger 
als zwei Jahre dauern, es sei denn, dass das Teilhabeziel nur über eine länger dauernde Leistung 
erreicht werden kann oder die Eingliederungsaussichten nur durch eine länger dauernde Leistung 
wesentlich verbessert werden. 
 

§ 38 
Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit 

 
Die Bundesagentur für Arbeit nimmt auf Anforderung eines anderen Rehabilitationsträgers zu 
Notwendigkeit, Art und Umfang von Leistungen unter Berücksichtigung arbeitsmarktlicher 
Zweckmäßigkeit gutachterlich Stellung. Dies gilt auch, wenn sich die Leistungsberechtigten in einem 
Krankenhaus oder einer Einrichtung der medizinischen oder der medizinisch-beruflichen Rehabilitation 
aufhalten. 
 

§ 38a 
Unterstützte Beschäftigung 

 
(1) Ziel der Unterstützten Beschäftigung ist, behinderten Menschen mit besonderem 
Unterstützungsbedarf eine angemessene, geeignete und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu 



71 
 

ermöglichen und zu erhalten. Unterstützte Beschäftigung umfasst eine individuelle betriebliche 
Qualifizierung und bei Bedarf Berufsbegleitung. 
(2) Leistungen zur individuellen betrieblichen Qualifizierung erhalten behinderte Menschen 
insbesondere, um sie für geeignete betriebliche Tätigkeiten zu erproben, auf ein 
sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vorzubereiten und bei der Einarbeitung und 
Qualifizierung auf einem betrieblichen Arbeitsplatz zu unterstützen. Die Leistungen umfassen auch die 
Vermittlung von berufsübergreifenden Lerninhalten und Schlüsselqualifikationen sowie die 
Weiterentwicklung der Persönlichkeit der behinderten Menschen. Die Leistungen werden vom 
zuständigen Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 für bis zu zwei Jahre erbracht, soweit sie 
wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlich sind. Sie können bis zu einer Dauer von weiteren 
zwölf Monaten verlängert werden, wenn auf Grund der Art oder Schwere der Behinderung der 
gewünschte nachhaltige Qualifizierungserfolg im Einzelfall nicht anders erreicht werden kann und 
hinreichend gewährleistet ist, dass eine weitere Qualifizierung zur Aufnahme einer 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung führt. 
(3) Leistungen der Berufsbegleitung erhalten behinderte Menschen insbesondere, um nach Begründung 
eines sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses die zu dessen Stabilisierung 
erforderliche Unterstützung und Krisenintervention zu gewährleisten. Die Leistungen werden bei 
Zuständigkeit eines Rehabilitationsträgers nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 oder 5 von diesem, im Übrigen von dem 
Integrationsamt im Rahmen seiner Zuständigkeit erbracht, solange und soweit sie wegen Art oder 
Schwere der Behinderung zur Sicherung des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich sind. 
(4) Stellt der Rehabilitationsträger während der individuellen betrieblichen Qualifizierung fest, dass 
voraussichtlich eine anschließende Berufsbegleitung erforderlich ist, für die ein anderer Leistungsträger 
zuständig ist, beteiligt er diesen frühzeitig. 
(5) Die Unterstützte Beschäftigung kann von Integrationsfachdiensten oder anderen Trägern 
durchgeführt werden. Mit der Durchführung kann nur beauftragt werden, wer über die erforderliche 
Leistungsfähigkeit verfügt, um seine Aufgaben entsprechend den individuellen Bedürfnissen der 
behinderten Menschen erfüllen zu können. Insbesondere müssen die Beauftragten  

1. über Fachkräfte verfügen, die eine geeignete Berufsqualifikation, eine psychosoziale oder 
arbeitspädagogische Zusatzqualifikation und ausreichend Berufserfahrung besitzen, 

2. in der Lage sein, den Teilnehmern geeignete individuelle betriebliche Qualifizierungsplätze zur 
Verfügung zu stellen und ihre berufliche Eingliederung zu unterstützen, 

3. über die erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung verfügen und 
4. ein System des Qualitätsmanagements im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 1 anwenden. 

(6) Zur Konkretisierung und Weiterentwicklung der in Absatz 5 genannten Qualitätsanforderungen 
vereinbaren die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 sowie die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation eine gemeinsame Empfehlung. Die gemeinsame Empfehlung kann auch Ausführungen zu 
möglichen Leistungsinhalten und zur Zusammenarbeit enthalten. § 13 Abs. 4, 6 und 7 und § 16 gelten 
entsprechend. 
 

§ 39 
Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen 

 
Leistungen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen (§ 136) werden erbracht, um die 
Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit der behinderten Menschen zu erhalten, zu entwickeln, zu verbessern 
oder wiederherzustellen, die Persönlichkeit dieser Menschen weiterzuentwickeln und ihre Beschäftigung 
zu ermöglichen oder zu sichern. 
 

§ 40 
Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich 

 
(1) Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich einer anerkannten Werkstatt für 
behinderte Menschen erhalten behinderte Menschen  
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1. im Eingangsverfahren zur Feststellung, ob die Werkstatt die geeignete Einrichtung für die Teilhabe 
des behinderten Menschen am Arbeitsleben ist sowie welche Bereiche der Werkstatt und welche 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für den behinderten Menschen in Betracht kommen, und 
um einen Eingliederungsplan zu erstellen, 

2. im Berufsbildungsbereich, wenn die Leistungen erforderlich sind, um die Leistungs- oder 
Erwerbsfähigkeit des behinderten Menschen so weit wie möglich zu entwickeln, zu verbessern 
oder wiederherzustellen und erwartet werden kann, dass der behinderte Mensch nach Teilnahme 
an diesen Leistungen in der Lage ist, wenigstens ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung im Sinne des § 136 zu erbringen. 

(2) Die Leistungen im Eingangsverfahren werden für drei Monate erbracht. Die Leistungsdauer kann auf 
bis zu vier Wochen verkürzt werden, wenn während des Eingangsverfahrens im Einzelfall festgestellt 
wird, dass eine kürzere Leistungsdauer ausreichend ist. 
(3) Die Leistungen im Berufsbildungsbereich werden für zwei Jahre erbracht. Sie werden in der Regel für 
ein Jahr bewilligt. Sie werden für ein weiteres Jahr bewilligt, wenn auf Grund einer rechtzeitig vor 
Ablauf des Förderzeitraums nach Satz 2 abzugebenden fachlichen Stellungnahme die Leistungsfähigkeit 
des behinderten Menschen weiterentwickelt oder wiedergewonnen werden kann. 
(4) Zeiten der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen einer Unterstützten Beschäftigung 
nach § 38a werden zur Hälfte auf die Dauer des Berufsbildungsbereichs angerechnet. Allerdings dürfen 
die Zeiten individueller betrieblicher Qualifizierung und des Berufsbildungsbereichs insgesamt nicht 
mehr als 36 Monate betragen.  
 

§ 41 
Leistungen im Arbeitsbereich 

 
(1) Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen erhalten 
behinderte Menschen, bei denen  

1. eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder 
2. Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung und Weiterbildung oder berufliche Ausbildung (§ 33 

Abs. 3 Nr. 2 bis 4) 
wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht 
kommen und die in der Lage sind, wenigstens ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung zu erbringen. 

(2) Die Leistungen sind gerichtet auf  
1. Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des behinderten Menschen 

entsprechenden Beschäftigung, 
2. Teilnahme an arbeitsbegleitenden Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der im 

Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der 
Persönlichkeit sowie 

3. Förderung des Übergangs geeigneter behinderter Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
durch geeignete Maßnahmen. 

(3) Die Werkstätten erhalten für die Leistungen nach Absatz 2 vom zuständigen Rehabilitationsträger 
angemessene Vergütungen, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und 
Leistungsfähigkeit entsprechen. Ist der Träger der Sozialhilfe zuständig, sind die Vorschriften nach dem 
Zehnten Kapitel des Zwölften Buches anzuwenden. Die Vergütungen, in den Fällen des Satzes 2 die 
Pauschalen und Beträge nach § 76 Abs. 2 des Zwölften Buches, berücksichtigen  

1. alle für die Erfüllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen der Werkstatt notwendigen 
Kosten sowie 

2. die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden Kosten, soweit 
diese unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse in der Werkstatt und der dort 
beschäftigten behinderten Menschen nach Art und Umfang über die in einem 
Wirtschaftsunternehmen üblicherweise entstehenden Kosten hinausgehen. 
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Können die Kosten der Werkstatt nach Satz 3 Nr. 2 im Einzelfall nicht ermittelt werden, kann eine 
Vergütungspauschale für diese werkstattspezifischen Kosten der wirtschaftlichen Betätigung der 
Werkstatt vereinbart werden. 

(4) Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werkstatt nach § 12 Abs. 4 der Werkstättenverordnung 
werden die Auswirkungen der Vergütungen auf die Höhe des Arbeitsergebnisses dargestellt. Dabei wird 
getrennt ausgewiesen, ob sich durch die Vergütung Verluste oder Gewinne ergeben. Das 
Arbeitsergebnis der Werkstatt darf nicht zur Minderung der Vergütungen nach Absatz 3 verwendet 
werden. 
 

§ 42 
Zuständigkeit für Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen 

 
(1) Die Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich erbringen  

1. die Bundesagentur für Arbeit, soweit nicht einer der in den Nummern 2 bis 4 genannten Träger 
zuständig ist, 

2. die Träger der Unfallversicherung im Rahmen ihrer Zuständigkeit für durch Arbeitsunfälle 
Verletzte und von Berufskrankheiten Betroffene, 

3. die Träger der Rentenversicherung unter den Voraussetzungen der §§ 11 bis 13 des Sechsten 
Buches, 

4. die Träger der Kriegsopferfürsorge unter den Voraussetzungen der §§ 26 und 26a des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

(2) Die Leistungen im Arbeitsbereich erbringen  
1. die Träger der Unfallversicherung im Rahmen ihrer Zuständigkeit für durch Arbeitsunfälle Verletzte 

und von Berufskrankheiten Betroffene, 
2. die Träger der Kriegsopferfürsorge unter den Voraussetzungen des § 27d Abs. 1 Nr. 3 des 

Bundesversorgungsgesetzes, 
3. die Träger der öffentlichen Jugendhilfe unter den Voraussetzungen des § 35a des Achten Buches, 
4. im Übrigen die Träger der Sozialhilfe unter den Voraussetzungen des Zwölften Buches. 

 
§ 43 

Arbeitsförderungsgeld 
 
Die Werkstätten für behinderte Menschen erhalten von dem zuständigen Rehabilitationsträger zur 
Auszahlung an die im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen zusätzlich zu den 
Vergütungen nach § 41 Abs. 3 ein Arbeitsförderungsgeld. Das Arbeitsförderungsgeld beträgt monatlich 
26 Euro für jeden im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen, dessen Arbeitsentgelt 
zusammen mit dem Arbeitsförderungsgeld den Betrag von 325 Euro nicht übersteigt. Ist das 
Arbeitsentgelt höher als 299 Euro, beträgt das Arbeitsförderungsgeld monatlich den Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Arbeitsentgelt und 325 Euro. Erhöhungen der Arbeitsentgelte auf Grund der Zuordnung 
der Kosten im Arbeitsbereich der Werkstatt gemäß § 41 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes in der ab 1. 
August 1996 geltenden Fassung oder gemäß § 41 Abs. 3 können auf die Zahlung des 
Arbeitsförderungsgeldes angerechnet werden. 
 

Kapitel 7 
Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 

 
§ 55 

Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
 
(1) Als Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft werden die Leistungen erbracht, die den 
behinderten Menschen die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft ermöglichen oder sichern oder sie so 
weit wie möglich unabhängig von Pflege machen und nach den Kapiteln 4 bis 6 nicht erbracht werden. 
(2) Leistungen nach Absatz 1 sind insbesondere  
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1. Versorgung mit anderen als den in § 31 genannten Hilfsmitteln oder den in § 33 genannten Hilfen, 
2. heilpädagogische Leistungen für Kinder, die noch nicht eingeschult sind, 
3. Hilfen zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, die erforderlich und geeignet sind, 

behinderten Menschen die für sie erreichbare Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen, 

4. Hilfen zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt, 
5. Hilfen bei der Beschaffung, dem Umbau, der Ausstattung und der Erhaltung einer Wohnung, die 

den besonderen Bedürfnissen der behinderten Menschen entspricht, 
6. Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten Wohnmöglichkeiten, 
7. Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben. 
 

§ 56 
Heilpädagogische Leistungen 

 
(1) Heilpädagogische Leistungen nach § 55 Abs. 2 Nr. 2 werden erbracht, wenn nach fachlicher 
Erkenntnis zu erwarten ist, dass hierdurch  

1. eine drohende Behinderung abgewendet oder der fortschreitende Verlauf einer Behinderung 
verlangsamt oder 

2. die Folgen einer Behinderung beseitigt oder gemildert 
werden können. Sie werden immer an schwerstbehinderte und schwerstmehrfachbehinderte 
Kinder, die noch nicht eingeschult sind, erbracht. 

(2) In Verbindung mit Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung (§ 30) und schulvorbereitenden 
Maßnahmen der Schulträger werden heilpädagogische Leistungen als Komplexleistung erbracht. 
 

§ 57 
Förderung der Verständigung 

 
Bedürfen hörbehinderte Menschen oder behinderte Menschen mit besonders starker Beeinträchtigung 
der Sprachfähigkeit auf Grund ihrer Behinderung zur Verständigung mit der Umwelt aus besonderem 
Anlass der Hilfe Anderer, werden ihnen die erforderlichen Hilfen zur Verfügung gestellt oder 
angemessene Aufwendungen hierfür erstattet. 
 

§ 58 
Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben 

 
Die Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben (§ 55 Abs. 2 Nr. 7) umfassen vor 
allem  

1. Hilfen zur Förderung der Begegnung und des Umgangs mit nichtbehinderten Menschen, 
2. Hilfen zum Besuch von Veranstaltungen oder Einrichtungen, die der Geselligkeit, der Unterhaltung 

oder kulturellen Zwecken dienen, 
3. die Bereitstellung von Hilfsmitteln, die der Unterrichtung über das Zeitgeschehen oder über 

kulturelle Ereignisse dienen, wenn wegen Art oder Schwere der Behinderung anders eine 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft nicht oder nur unzureichend möglich ist. 

 
§ 59 

Verordnungsermächtigung 
 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Näheres über 
Voraussetzungen, Gegenstand und Umfang der Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
sowie über das Zusammenwirken dieser Leistungen mit anderen Leistungen zur Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen regeln. 
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Besondere Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen (Schwerbehindertenrecht) 
 

Kapitel 1 
Geschützter Personenkreis 

 
§ 68 

Geltungsbereich 
 

(1) Die Regelungen dieses Teils gelten für schwerbehinderte und diesen gleichgestellte behinderte 
Menschen. 
(2) Die Gleichstellung behinderter Menschen mit schwerbehinderten Menschen (§ 2 Abs. 3) erfolgt auf 
Grund einer Feststellung nach § 69 auf Antrag des behinderten Menschen durch die Bundesagentur für 
Arbeit. Die Gleichstellung wird mit dem Tag des Eingangs des Antrags wirksam. Sie kann befristet 
werden. 
(3) Auf gleichgestellte behinderte Menschen werden die besonderen Regelungen für schwerbehinderte 
Menschen mit Ausnahme des § 125 und des Kapitels 13 angewendet. 
(4) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt sind auch behinderte Jugendliche und junge 
Erwachsene (§ 2 Abs. 1) während der Zeit einer Berufsausbildung in Betrieben und Dienststellen, auch 
wenn der Grad der Behinderung weniger als 30 beträgt oder ein Grad der Behinderung nicht festgestellt 
ist. Der Nachweis der Behinderung wird durch eine Stellungnahme der Agentur für Arbeit oder durch 
einen Bescheid über Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht. Die besonderen Regelungen für 
schwerbehinderte Menschen, mit Ausnahme des § 102 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe c, werden nicht 
angewendet. 
 

§ 69 
Feststellung der Behinderung, Ausweise 

 
(1) Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die für die Durchführung des 
Bundesversorgungsgesetzes zuständigen Behörden das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der 
Behinderung fest. Beantragt eine erwerbstätige Person die Feststellung der Eigenschaft als 
schwerbehinderter Mensch (§ 2 Abs. 2), gelten die in § 14 Abs. 2 Satz 2 und 4 sowie Abs. 5 Satz 2 und 5 
genannten Fristen sowie § 60 Abs. 1 des Ersten Buches entsprechend. Das Gesetz über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung ist entsprechend anzuwenden, soweit nicht das Zehnte 
Buch Anwendung findet. Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden als 
Grad der Behinderung nach Zehnergraden abgestuft festgestellt. Die Maßstäbe des § 30 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes und der auf Grund des § 30 Absatz 16 des Bundesversorgungsgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung gelten entsprechend. Eine Feststellung ist nur zu treffen, wenn ein Grad 
der Behinderung von wenigstens 20 vorliegt. Durch Landesrecht kann die Zuständigkeit abweichend von 
Satz 1 geregelt werden. 
(2) Feststellungen nach Absatz 1 sind nicht zu treffen, wenn eine Feststellung über das Vorliegen einer 
Behinderung und den Grad einer auf ihr beruhenden Erwerbsminderung schon in einem 
Rentenbescheid, einer entsprechenden Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung oder einer vorläufigen 
Bescheinigung der für diese Entscheidungen zuständigen Dienststellen getroffen worden ist, es sei denn, 
dass der behinderte Mensch ein Interesse an anderweitiger Feststellung nach Absatz 1 glaubhaft macht. 
Eine Feststellung nach Satz 1 gilt zugleich als Feststellung des Grades der Behinderung. 
(3) Liegen mehrere Beeinträchtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vor, so wird der Grad 
der Behinderung nach den Auswirkungen der Beeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit unter 
Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Für diese Entscheidung gilt Absatz 1, es 
sei denn, dass in einer Entscheidung nach Absatz 2 eine Gesamtbeurteilung bereits getroffen worden ist. 
(4) Sind neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzung für 
die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die zuständigen Behörden die erforderlichen 
Feststellungen im Verfahren nach Absatz 1. 



76 
 

(5) Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die zuständigen Behörden auf Grund einer 
Feststellung der Behinderung einen Ausweis über die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch, den 
Grad der Behinderung sowie im Falle des Absatzes 4 über weitere gesundheitliche Merkmale aus. Der 
Ausweis dient dem Nachweis für die Inanspruchnahme von Leistungen und sonstigen Hilfen, die 
schwerbehinderten Menschen nach Teil 2 oder nach anderen Vorschriften zustehen. Die Gültigkeitsdauer 
des Ausweises soll befristet werden. Er wird eingezogen, sobald der gesetzliche Schutz 
schwerbehinderter Menschen erloschen ist. Der Ausweis wird berichtigt, sobald eine Neufeststellung 
unanfechtbar geworden ist. 
 

§ 70 
Verordnungsermächtigung 

 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Vorschriften über die Gestaltung der Ausweise, ihre Gültigkeit und das Verwaltungsverfahren zu 
erlassen. 
 

§ 104 
Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit 

 
(1) Die Bundesagentur für Arbeit hat folgende Aufgaben:  

1. die Berufsberatung, Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermittlung schwerbehinderter Menschen 
einschließlich der Vermittlung von in Werkstätten für behinderte Menschen Beschäftigten auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt, 

2. die Beratung der Arbeitgeber bei der Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen mit 
schwerbehinderten Menschen, 

3. die Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt, insbesondere von schwerbehinderten Menschen, 
a) die wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung oder sonstiger Umstände im Arbeitsleben 
besonders betroffen sind (§ 72 Abs. 1), 
b) die langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches sind, 
c) die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer anerkannten Werkstatt für behinderte 
Menschen oder einem Integrationsprojekt eingestellt werden, 
d) die als Teilzeitbeschäftigte eingestellt werden oder 
e) die zur Aus- oder Weiterbildung eingestellt werden, 

4. im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die besondere Förderung schwerbehinderter 
Menschen, 

5. die Gleichstellung, deren Widerruf und Rücknahme, 
6. die Durchführung des Anzeigeverfahrens (§ 80 Abs. 2 und 4), 
7. die Überwachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht, 
8. die Zulassung der Anrechnung und der Mehrfachanrechnung (§ 75 Abs. 2, § 76 Abs. 1 und 2), 
9. die Erfassung der Werkstätten für behinderte Menschen, ihre Anerkennung und die Aufhebung der 

Anerkennung. 
(2) Die Bundesagentur für Arbeit übermittelt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales jährlich die 
Ergebnisse ihrer Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt nach dessen näherer Bestimmung und fachlicher Weisung. Zu den 
Ergebnissen gehören Angaben über die Zahl der geförderten Arbeitgeber und schwerbehinderten 
Menschen, die insgesamt aufgewandten Mittel und die durchschnittlichen Förderungsbeträge. Die 
Bundesagentur für Arbeit veröffentlicht diese Ergebnisse. 
(3) Die Bundesagentur für Arbeit führt befristete überregionale und regionale Arbeitsmarktprogramme 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen, besonderer Gruppen schwerbehinderter 
Menschen, insbesondere schwerbehinderter Frauen, sowie zur Förderung des 
Ausbildungsplatzangebots für schwerbehinderte Menschen durch, die ihr durch 
Verwaltungsvereinbarung gemäß § 368 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 des Dritten Buches unter 
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Zuweisung der entsprechenden Mittel übertragen werden. Über den Abschluss von 
Verwaltungsvereinbarungen mit den Ländern ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu 
unterrichten. 
(4) Die Bundesagentur für Arbeit richtet zur Durchführung der ihr in Teil 2 und der ihr im Dritten Buch 
zur Teilhabe behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben übertragenen Aufgaben in 
allen Agenturen für Arbeit besondere Stellen ein; bei der personellen Ausstattung dieser Stellen trägt sie 
dem besonderen Aufwand bei der Beratung und Vermittlung des zu betreuenden Personenkreises sowie 
bei der Durchführung der sonstigen Aufgaben nach Absatz 1 Rechnung. 
(5) Im Rahmen der Beratung der Arbeitgeber nach Absatz 1 Nr. 2 hat die Bundesagentur für Arbeit  

1. dem Arbeitgeber zur Besetzung von Arbeitsplätzen geeignete arbeitslose oder arbeitssuchende 
schwerbehinderte Menschen unter Darlegung der Leistungsfähigkeit und der Auswirkungen der 
jeweiligen Behinderung auf die angebotene Stelle vorzuschlagen, 

2. ihre Fördermöglichkeiten aufzuzeigen, so weit wie möglich und erforderlich, auch die 
entsprechenden Hilfen der Rehabilitationsträger und der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben 
durch die Integrationsämter. 

 
§ 109 

Begriff und Personenkreis 
 
(1) Integrationsfachdienste sind Dienste Dritter, die bei der Durchführung der Maßnahmen zur Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden. 
(2) Schwerbehinderte Menschen im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere  

1. schwerbehinderte Menschen mit einem besonderen Bedarf an arbeitsbegleitender Betreuung, 
2. schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung durch die Werkstatt für 

behinderte Menschen am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt teilhaben sollen und 
dabei auf aufwendige, personalintensive, individuelle arbeitsbegleitende Hilfen angewiesen sind 
sowie 

3. schwerbehinderte Schulabgänger, die für die Aufnahme einer Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt auf die Unterstützung eines Integrationsfachdienstes angewiesen sind. 

(3) Ein besonderer Bedarf an arbeits- und berufsbegleitender Betreuung ist insbesondere gegeben bei 
schwerbehinderten Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder mit einer schweren 
Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben besonders nachteilig auswirkt 
und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungshemmenden Umständen (Alter, 
Langzeitarbeitslosigkeit, unzureichende Qualifikation, Leistungsminderung) die Teilhabe am 
Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erschwert. 
(4) Der Integrationsfachdienst kann im Rahmen der Aufgabenstellung nach Absatz 1 auch zur beruflichen 
Eingliederung von behinderten Menschen, die nicht schwerbehindert sind, tätig werden. Hierbei wird 
den besonderen Bedürfnissen seelisch behinderter oder von einer seelischen Behinderung bedrohter 
Menschen Rechnung getragen. 
 

§ 110 
Aufgaben der Integrationsfachdienste 

 
(1) Die Integrationsfachdienste können zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
(Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer möglichst dauerhaften Beschäftigung) beteiligt werden, 
indem sie  

1. die schwerbehinderten Menschen beraten, unterstützen und auf geeignete Arbeitsplätze 
vermitteln, 

2. die Arbeitgeber informieren, beraten und ihnen Hilfe leisten. 
(2) Zu den Aufgaben des Integrationsfachdienstes gehört es,  

1. die Fähigkeiten der zugewiesenen schwerbehinderten Menschen zu bewerten und einzuschätzen 
und dabei ein individuelles Fähigkeits-, Leistungs- und Interessenprofil zur Vorbereitung auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt in enger Kooperation mit den schwerbehinderten Menschen, dem 
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Auftraggeber und der abgebenden Einrichtung der schulischen oder beruflichen Bildung oder 
Rehabilitation zu erarbeiten, 

1a. die Bundesagentur für Arbeit auf deren Anforderung bei der Berufsorientierung und 
Berufsberatung in den Schulen einschließlich der auf jeden einzelnen Jugendlichen bezogenen 
Dokumentation der Ergebnisse zu unterstützen, 

1b. die betriebliche Ausbildung schwerbehinderter, insbesondere seelisch und lernbehinderter 
Jugendlicher zu begleiten, 

2. geeignete Arbeitsplätze (§ 73) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen, 
3. die schwerbehinderten Menschen auf die vorgesehenen Arbeitsplätze vorzubereiten, 
4. die schwerbehinderten Menschen, solange erforderlich, am Arbeitsplatz oder beim Training der 

berufspraktischen Fähigkeiten am konkreten Arbeitsplatz zu begleiten, 
5. mit Zustimmung des schwerbehinderten Menschen die Mitarbeiter im Betrieb oder in der 

Dienststelle über Art und Auswirkungen der Behinderung und über entsprechende 
Verhaltensregeln zu informieren und zu beraten, 

6. eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder psychosoziale Betreuung durchzuführen sowie 
7. als Ansprechpartner für die Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, über die Leistungen für die 

Arbeitgeber zu informieren und für die Arbeitgeber diese Leistungen abzuklären, 
8. in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern und den Integrationsämtern die für den 

schwerbehinderten Menschen benötigten Leistungen zu klären und bei der Beantragung zu 
unterstützen. 

 
§ 111 

Beauftragung und Verantwortlichkeit 
 

(1) Die Integrationsfachdienste werden im Auftrag der Integrationsämter oder der Rehabilitationsträger 
tätig. Diese bleiben für die Ausführung der Leistung verantwortlich. 
(2) Im Auftrag legt der Auftraggeber in Abstimmung mit dem Integrationsfachdienst Art, Umfang und 
Dauer des im Einzelfall notwendigen Einsatzes des Integrationsfachdienstes sowie das Entgelt fest. 
(3) Der Integrationsfachdienst arbeitet insbesondere mit  

1. den zuständigen Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
2. dem Integrationsamt, 
3. dem zuständigen Rehabilitationsträger, insbesondere den Berufshelfern der gesetzlichen 

Unfallversicherung, 
4. dem Arbeitgeber, der Schwerbehindertenvertretung und den anderen betrieblichen 

Interessenvertretungen, 
5. der abgebenden Einrichtung der schulischen oder beruflichen Bildung oder Rehabilitation mit 

ihren begleitenden Diensten und internen Integrationsfachkräften oder -diensten zur 
Unterstützung von Teilnehmenden an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 

5a. den Handwerks-, den Industrie- und Handelskammern sowie den berufsständigen 
Organisationen, 

6. wenn notwendig auch mit anderen Stellen und Personen, 
eng zusammen. 

(4) Näheres zur Beauftragung, Zusammenarbeit, fachlichen Leitung, Aufsicht sowie zur 
Qualitätssicherung und Ergebnisbeobachtung wird zwischen dem Auftraggeber und dem Träger des 
Integrationsfachdienstes vertraglich geregelt. Die Vereinbarungen sollen im Interesse finanzieller 
Planungssicherheit auf eine Dauer von mindestens drei Jahren abgeschlossen werden. 
(5) Die Integrationsämter wirken darauf hin, dass die berufsbegleitenden und psychosozialen Dienste 
bei den von ihnen beauftragten Integrationsfachdiensten konzentriert werden. 
  



79 
 

§ 112 
Fachliche Anforderungen 

 
(1) Die Integrationsfachdienste müssen  

1. nach der personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung in der Lage sein, ihre gesetzlichen 
Aufgaben wahrzunehmen, 

2. über Erfahrungen mit dem zu unterstützenden Personenkreis (§ 109 Abs. 2) verfügen, 
3. mit Fachkräften ausgestattet sein, die über eine geeignete Berufsqualifikation, eine psychosoziale 

oder arbeitspädagogische Zusatzqualifikation und ausreichende Berufserfahrung verfügen, sowie 
4. rechtlich oder organisatorisch und wirtschaftlich eigenständig sein. 

(2) Der Personalbedarf eines Integrationsfachdienstes richtet sich nach den konkreten Bedürfnissen 
unter Berücksichtigung der Zahl der Betreuungs- und Beratungsfälle, des durchschnittlichen 
Betreuungs- und Beratungsaufwands, der Größe des regionalen Einzugsbereichs und der Zahl der zu 
beratenden Arbeitgeber. Den besonderen Bedürfnissen besonderer Gruppen schwerbehinderter 
Menschen, insbesondere schwerbehinderter Frauen, und der Notwendigkeit einer psychosozialen 
Betreuung soll durch eine Differenzierung innerhalb des Integrationsfachdienstes Rechnung getragen 
werden. 
(3) Bei der Stellenbesetzung des Integrationsfachdienstes werden schwerbehinderte Menschen 
bevorzugt berücksichtigt. Dabei wird ein angemessener Anteil der Stellen mit schwerbehinderten Frauen 
besetzt. 

§ 113 
Finanzielle Leistungen 

 
(1) Die Inanspruchnahme von Integrationsfachdiensten wird vom Auftraggeber vergütet. Die Vergütung 
für die Inanspruchnahme von Integrationsfachdiensten kann bei Beauftragung durch das 
Integrationsamt aus Mitteln der Ausgleichsabgabe erbracht werden. 
(2) Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen vereinbart mit den 
Rehabilitationsträgern nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 unter Beteiligung der maßgeblichen Verbände, 
darunter der Bundesarbeitsgemeinschaft, in der sich die Integrationsfachdienste zusammengeschlossen 
haben, eine gemeinsame Empfehlung zur Inanspruchnahme der Integrationsfachdienste durch die 
Rehabilitationsträger, zur Zusammenarbeit und zur Finanzierung der Kosten, die dem 
Integrationsfachdienst bei der Wahrnehmung der Aufgaben der Rehabilitationsträger entstehen. § 13 
Abs. 7 und 8 gilt entsprechend. 
 

§ 114 
Ergebnisbeobachtung 

 
(1) Der Integrationsfachdienst dokumentiert Verlauf und Ergebnis der jeweiligen Bemühungen um die 
Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben. Er erstellt jährlich eine zusammenfassende Darstellung der 
Ergebnisse und legt diese den Auftraggebern nach deren näherer gemeinsamer Maßgabe vor. Diese 
Zusammenstellung soll insbesondere geschlechtsdifferenzierte Angaben enthalten zu  

1. den Zu- und Abgängen an Betreuungsfällen im Kalenderjahr, 
2. dem Bestand an Betreuungsfällen, 
3. der Zahl der abgeschlossenen Fälle, differenziert nach Aufnahme einer Ausbildung, einer 

befristeten oder unbefristeten Beschäftigung, einer Beschäftigung in einem Integrationsprojekt 
oder in einer Werkstatt für behinderte Menschen. 

(2) Der Integrationsfachdienst dokumentiert auch die Ergebnisse seiner Bemühungen zur Unterstützung 
der Bundesagentur für Arbeit und die Begleitung der betrieblichen Ausbildung nach § 110 Abs. 2 Nr. 1a 
und 1b unter Einbeziehung geschlechtsdifferenzierter Daten und Besonderheiten sowie der Art der 
Behinderung. Er erstellt zum 30. September 2006 eine zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse 
und legt diese dem zuständigen Integrationsamt vor. Die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen bereitet die Ergebnisse auf und stellt sie dem 
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Bundesministerium für Arbeit und Soziales zur Vorbereitung des Berichtes nach § 160 Abs. 2 bis zum 31. 
Dezember 2006 zur Verfügung. 
 

§ 115 
Verordnungsermächtigung 

 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über den Begriff und die Aufgaben des 
Integrationsfachdienstes, die für sie geltenden fachlichen Anforderungen und die finanziellen Leistungen 
zu regeln. 
(2) Vereinbaren die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen und die 
Rehabilitationsträger nicht innerhalb von sechs Monaten, nachdem das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales sie dazu aufgefordert hat, eine gemeinsame Empfehlung nach § 113 Abs. 2 oder ändern sie 
die unzureichend gewordene Empfehlung nicht innerhalb dieser Frist, kann das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales Regelungen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates erlassen. 
 

§ 126 
Nachteilsausgleich 

 
(1) Die Vorschriften über Hilfen für behinderte Menschen zum Ausgleich behinderungsbedingter 
Nachteile oder Mehraufwendungen (Nachteilsausgleich) werden so gestaltet, dass sie unabhängig von 
der Ursache der Behinderung der Art oder Schwere der Behinderung Rechnung tragen. 
(2) Nachteilsausgleiche, die auf Grund bisher geltender Rechtsvorschriften erfolgen, bleiben unberührt. 
 

Kapitel 11 
Integrationsprojekte 

 
§ 132 

Begriff und Personenkreis 
 
(1) Integrationsprojekte sind rechtlich und wirtschaftlich selbständige Unternehmen 
(Integrationsunternehmen) oder unternehmensinterne oder von öffentlichen Arbeitgebern im Sinne des 
§ 71 Abs. 3 geführte Betriebe (Integrationsbetriebe) oder Abteilungen (Integrationsabteilungen) zur 
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, deren Teilhabe an 
einer sonstigen Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder Schwere der 
Behinderung oder wegen sonstiger Umstände voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller 
Fördermöglichkeiten und des Einsatzes von Integrationsfachdiensten auf besondere Schwierigkeiten 
stößt. 
(2) Schwerbehinderte Menschen nach Absatz 1 sind insbesondere  

1. schwerbehinderte Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder mit einer schweren 
Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben besonders nachteilig 
auswirkt und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungshemmenden Umständen die 
Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt außerhalb eines Integrationsprojekts erschwert oder 
verhindert, 

2. schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen oder in einer psychiatrischen Einrichtung für den Übergang in einen 
Betrieb oder eine Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht kommen und auf 
diesen Übergang vorbereitet werden sollen, sowie 

3. schwerbehinderte Menschen nach Beendigung einer schulischen Bildung, die nur dann Aussicht 
auf eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben, wenn sie zuvor in einem 
Integrationsprojekt an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen teilnehmen und dort 
beschäftigt und weiterqualifiziert werden. 
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(3) Integrationsunternehmen beschäftigen mindestens 25 Prozent schwerbehinderte Menschen im Sinne 
von Absatz 1. Der Anteil der schwerbehinderten Menschen soll in der Regel 50 Prozent nicht 
übersteigen. 

§ 133 
Aufgaben 

 
Die Integrationsprojekte bieten den schwerbehinderten Menschen Beschäftigung und arbeitsbegleitende 
Betreuung an, soweit erforderlich auch Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung oder Gelegenheit zur 
Teilnahme an entsprechenden außerbetrieblichen Maßnahmen und Unterstützung bei der Vermittlung 
in eine sonstige Beschäftigung in einem Betrieb oder einer Dienststelle auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt sowie geeignete Maßnahmen zur Vorbereitung auf eine Beschäftigung in einem 
Integrationsprojekt. 
 

§ 134 
Finanzielle Leistungen 

 
Integrationsprojekte können aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen für Aufbau, Erweiterung, 
Modernisierung und Ausstattung einschließlich einer betriebswirtschaftlichen Beratung und für 
besonderen Aufwand erhalten. 
 

§ 135 
Verordnungsermächtigung 

 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über den Begriff und die Aufgaben der Integrationsprojekte, 
die für sie geltenden fachlichen Anforderungen, die Aufnahmevoraussetzungen und die finanziellen 
Leistungen zu regeln. 
 

Kapitel 12 
Werkstätten für behinderte Menschen 

 
§ 136 

Begriff und Aufgaben der Werkstatt für behinderte Menschen 
 
(1) Die Werkstatt für behinderte Menschen ist eine Einrichtung zur Teilhabe behinderter Menschen am 
Arbeitsleben im Sinne des Kapitels 5 des Teils 1 und zur Eingliederung in das Arbeitsleben. Sie hat 
denjenigen behinderten Menschen, die wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht, noch nicht oder 
noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt werden können,  

1. eine angemessene berufliche Bildung und eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung 
angemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis anzubieten und 

2. zu ermöglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu erhöhen oder 
wiederzugewinnen und dabei ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln. 

Sie fördert den Übergang geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete 
Maßnahmen. Sie verfügt über ein möglichst breites Angebot an Berufsbildungs- und 
Arbeitsplätzen sowie über qualifiziertes Personal und einen begleitenden Dienst. Zum Angebot an 
Berufsbildungs- und Arbeitsplätzen gehören ausgelagerte Plätze auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Die ausgelagerten Arbeitsplätze werden zum Zwecke des Übergangs und als 
dauerhaft ausgelagerte Plätze angeboten. 

(2) Die Werkstatt steht allen behinderten Menschen im Sinne des Absatzes 1 unabhängig von Art oder 
Schwere der Behinderung offen, sofern erwartet werden kann, dass sie spätestens nach Teilnahme an 
Maßnahmen im Berufsbildungsbereich wenigstens ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung erbringen werden. Dies ist nicht der Fall bei behinderten Menschen, bei denen trotz 
einer der Behinderung angemessenen Betreuung eine erhebliche Selbst- oder Fremdgefährdung zu 
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erwarten ist oder das Ausmaß der erforderlichen Betreuung und Pflege die Teilnahme an Maßnahmen 
im Berufsbildungsbereich oder sonstige Umstände ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung im Arbeitsbereich dauerhaft nicht zulassen. 
(3) Behinderte Menschen, die die Voraussetzungen für eine Beschäftigung in einer Werkstatt nicht 
erfüllen, sollen in Einrichtungen oder Gruppen betreut und gefördert werden, die der Werkstatt 
angegliedert sind. 
 

§ 137 
Aufnahme in die Werkstätten für behinderte Menschen 

 
(1) Anerkannte Werkstätten nehmen diejenigen behinderten Menschen aus ihrem Einzugsgebiet auf, die 
die Aufnahmevoraussetzungen gemäß § 136 Abs. 2 erfüllen, wenn Leistungen durch die 
Rehabilitationsträger gewährleistet sind; die Möglichkeit zur Aufnahme in eine andere anerkannte 
Werkstatt nach Maßgabe des § 9 des Zwölften Buches oder entsprechender Regelungen bleibt 
unberührt. Die Aufnahme erfolgt unabhängig von  

1. der Ursache der Behinderung, 
2. der Art der Behinderung, wenn in dem Einzugsgebiet keine besondere Werkstatt für behinderte 

Menschen für diese Behinderungsart vorhanden ist, und 
3. der Schwere der Behinderung, der Minderung der Leistungsfähigkeit und einem besonderen 

Bedarf an Förderung, begleitender Betreuung oder Pflege. 
(2) Behinderte Menschen werden in der Werkstatt beschäftigt, solange die Aufnahmevoraussetzungen 
nach Absatz 1 vorliegen. 
 

§ 138 
Rechtsstellung und Arbeitsentgelt behinderter Menschen 

 
(1) Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten stehen, wenn sie nicht 
Arbeitnehmer sind, zu den Werkstätten in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis, soweit sich 
aus dem zugrunde liegenden Sozialleistungsverhältnis nichts anderes ergibt. 
(2) Die Werkstätten zahlen aus ihrem Arbeitsergebnis an die im Arbeitsbereich beschäftigten 
behinderten Menschen ein Arbeitsentgelt, das sich aus einem Grundbetrag in Höhe des 
Ausbildungsgeldes, das die Bundesagentur für Arbeit nach den für sie geltenden Vorschriften 
behinderten Menschen im Berufsbildungsbereich zuletzt leistet, und einem leistungsangemessenen 
Steigerungsbetrag zusammensetzt. Der Steigerungsbetrag bemisst sich nach der individuellen 
Arbeitsleistung der behinderten Menschen, insbesondere unter Berücksichtigung von Arbeitsmenge und 
Arbeitsgüte. 
(3) Der Inhalt des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses wird unter Berücksichtigung des zwischen 
den behinderten Menschen und dem Rehabilitationsträger bestehenden Sozialleistungsverhältnisses 
durch Werkstattverträge zwischen den behinderten Menschen und dem Träger der Werkstatt näher 
geregelt. 
(4) Hinsichtlich der Rechtsstellung der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangsverfahren und im 
Berufsbildungsbereich gilt § 36 entsprechend. 
(5) Ist ein volljähriger behinderter Mensch gemäß Absatz 1 in den Arbeitsbereich einer anerkannten 
Werkstatt für behinderte Menschen im Sinne des § 136 aufgenommen worden und war er zu diesem 
Zeitpunkt geschäftsunfähig, so gilt der von ihm geschlossene Werkstattvertrag in Ansehung einer bereits 
bewirkten Leistung und deren Gegenleistung, soweit diese in einem angemessenen Verhältnis 
zueinander stehen, als wirksam. 
(6) War der volljährige behinderte Mensch bei Abschluss eines Werkstattvertrages geschäftsunfähig, so 
kann der Träger einer Werkstatt das Werkstattverhältnis nur unter den Voraussetzungen für gelöst 
erklären, unter denen ein wirksamer Vertrag seitens des Trägers einer Werkstatt gekündigt werden 
kann. 
(7) Die Lösungserklärung durch den Träger einer Werkstatt bedarf der schriftlichen Form und ist zu 
begründen. 
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§ 141 
Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand 

 
Aufträge der öffentlichen Hand, die von anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen ausgeführt 
werden können, werden bevorzugt diesen Werkstätten angeboten. Die Bundesregierung erlässt mit 
Zustimmung des Bundesrates hierzu allgemeine Verwaltungsvorschriften. 
 
 
i) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB), Zehntes Buch (SGB X) - Sozialverwaltungsverfahren und 

Sozialdatenschutz - vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), i.d.F. vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)  
 

§ 19 
Amtssprache 

 
(1) Die Amtssprache ist deutsch. Hörbehinderte Menschen haben das Recht, zur Verständigung in der 
Amtssprache Gebärdensprache zu verwenden; Aufwendungen für Dolmetscher sind von der Behörde 
oder dem für die Sozialleistung zuständigen Leistungsträger zu tragen. 
(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder Eingaben, Belege, 
Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die Behörde unverzüglich die Vorlage einer 
Übersetzung innerhalb einer von ihr zu setzenden angemessenen Frist verlangen, sofern sie nicht in der 
Lage ist, die Anträge oder Dokumente zu verstehen. In begründeten Fällen kann die Vorlage einer 
beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer 
angefertigten Übersetzung verlangt werden. Wird die verlangte Übersetzung nicht innerhalb der 
gesetzten Frist vorgelegt, kann die Behörde eine Übersetzung beschaffen und hierfür Ersatz ihrer 
Aufwendungen in angemessenem Umfang verlangen. Falls die Behörde Dolmetscher oder Übersetzer 
herangezogen hat, erhalten sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes eine Vergütung; mit Dolmetschern oder Übersetzern kann die Behörde eine 
Vergütung vereinbaren. 
(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder die Abgabe einer Willenserklärung eine Frist in Lauf 
gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde in einer bestimmten Weise tätig werden muss, und gehen 
diese in einer fremden Sprache ein, beginnt der Lauf der Frist erst mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Behörde eine Übersetzung vorliegt. 
(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Willenserklärung, die in fremder Sprache eingehen, 
zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegenüber der Behörde gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher 
Anspruch geltend gemacht oder eine Sozialleistung begehrt werden, gelten die Anzeige, der Antrag 
oder die Willenserklärung als zum Zeitpunkt des Eingangs bei der Behörde abgegeben, wenn die 
Behörde in der Lage ist, die Anzeige, den Antrag oder die Willenserklärung zu verstehen, oder wenn 
innerhalb der gesetzten Frist eine Übersetzung vorgelegt wird. Anderenfalls ist der Zeitpunkt des 
Eingangs der Übersetzung maßgebend. Auf diese Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung hinzuweisen. 
 
 
j) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB), Elftes Buch (SGB XI) - Soziale Pflegeversicherung -vom 26. Mai 

1994 (BGBl. I, S. 1014). i.d.F. 15.Juli 2013 (BGBl. I, S. 2423) : 
 

Erstes Kapitel 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Soziale Pflegeversicherung 
 
(1) Zur sozialen Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit wird als neuer eigenständiger Zweig 
der Sozialversicherung eine soziale Pflegeversicherung geschaffen. 
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(2) In den Schutz der sozialen Pflegeversicherung sind kraft Gesetzes alle einbezogen, die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind. Wer gegen Krankheit bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen versichert ist, muß eine private Pflegeversicherung abschließen. 
(3) Träger der sozialen Pflegeversicherung sind die Pflegekassen; ihre Aufgaben werden von den 
Krankenkassen (§ 4 des Fünften Buches) wahrgenommen. 
(4) Die Pflegeversicherung hat die Aufgabe, Pflegebedürftigen Hilfe zu leisten, die wegen der Schwere 
der Pflegebedürftigkeit auf solidarische Unterstützung angewiesen sind. 
(4a) In der Pflegeversicherung sollen geschlechtsspezifische Unterschiede bezüglich der 
Pflegebedürftigkeit von Männern und Frauen und ihrer Bedarfe an Leistungen berücksichtigt und den 
Bedürfnissen nach einer kultursensiblen Pflege nach Möglichkeit Rechnung getragen werden. 
(5) Die Leistungen der Pflegeversicherung werden in Stufen eingeführt: die Leistungen bei häuslicher 
Pflege vom 1. April 1995, die Leistungen bei stationärer Pflege vom 1. Juli 1996 an. 
(6) Die Ausgaben der Pflegeversicherung werden durch Beiträge der Mitglieder und der Arbeitgeber 
finanziert. Die Beiträge richten sich nach den beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder. Für 
versicherte Familienangehörige und eingetragene Lebenspartner (Lebenspartner) werden Beiträge nicht 
erhoben. 
 

§ 2 
Selbstbestimmung 

 
(1) Die Leistungen der Pflegeversicherung sollen den Pflegebedürftigen helfen, trotz ihres Hilfebedarfs 
ein möglichst selbständiges und selbstbestimmtes Leben zu führen, das der Würde des Menschen 
entspricht. Die Hilfen sind darauf auszurichten, die körperlichen, geistigen und seelischen Kräfte der 
Pflegebedürftigen wiederzugewinnen oder zu erhalten. 
(2) Die Pflegebedürftigen können zwischen Einrichtungen und Diensten verschiedener Träger wählen. 
Ihren Wünschen zur Gestaltung der Hilfe soll, soweit sie angemessen sind, im Rahmen des 
Leistungsrechts entsprochen werden. Wünsche der Pflegebedürftigen nach gleichgeschlechtlicher Pflege 
haben nach Möglichkeit Berücksichtigung zu finden. 
(3) Auf die religiösen Bedürfnisse der Pflegebedürftigen ist Rücksicht zu nehmen. Auf ihren Wunsch hin 
sollen sie stationäre Leistungen in einer Einrichtung erhalten, in der sie durch Geistliche ihres 
Bekenntnisses betreut werden können. 
(4) Die Pflegebedürftigen sind auf die Rechte nach den Absätzen 2 und 3 hinzuweisen. 
 

§ 3 
Vorrang der häuslichen Pflege 

 
Die Pflegeversicherung soll mit ihren Leistungen vorrangig die häusliche Pflege und die 
Pflegebereitschaft der Angehörigen und Nachbarn unterstützen, damit die Pflegebedürftigen möglichst 
lange in ihrer häuslichen Umgebung bleiben können. Leistungen der teilstationären Pflege und der 
Kurzzeitpflege gehen den Leistungen der vollstationären Pflege vor. 
 

§ 4 
Art und Umfang der Leistungen 

 

(1) Die Leistungen der Pflegeversicherung sind Dienst-, Sach- und Geldleistungen für den Bedarf an 
Grundpflege und hauswirtschaftlicher Versorgung sowie Kostenerstattung, soweit es dieses Buch 
vorsieht. Art und Umfang der Leistungen richten sich nach der Schwere der Pflegebedürftigkeit und 
danach, ob häusliche, teilstationäre oder vollstationäre Pflege in Anspruch genommen wird. 
(2) Bei häuslicher und teilstationärer Pflege ergänzen die Leistungen der Pflegeversicherung die 
familiäre, nachbarschaftliche oder sonstige ehrenamtliche Pflege und Betreuung. Bei teil- und 
vollstationärer Pflege werden die Pflegebedürftigen von Aufwendungen entlastet, die für ihre 
Versorgung nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit erforderlich sind (pflegebedingte 
Aufwendungen), die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung tragen die Pflegebedürftigen selbst. 
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(3) Pflegekassen, Pflegeeinrichtungen und Pflegebedürftige haben darauf hinzuwirken, daß die 
Leistungen wirksam und wirtschaftlich erbracht und nur im notwendigen Umfang in Anspruch 
genommen werden. 
 

§ 5 
Vorrang von Prävention und medizinischer Rehabilitation 

 
(1) Die Pflegekassen wirken bei den zuständigen Leistungsträgern darauf hin, daß frühzeitig alle 
geeigneten Leistungen der Prävention, der Krankenbehandlung und zur medizinischen Rehabilitation 
eingeleitet werden, um den Eintritt von Pflegebedürftigkeit zu vermeiden. 
(2) Die Leistungsträger haben im Rahmen ihres Leistungsrechts auch nach Eintritt der 
Pflegebedürftigkeit ihre Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und ergänzenden Leistungen in 
vollem Umfang einzusetzen und darauf hinzuwirken, die Pflegebedürftigkeit zu überwinden, zu mindern 
sowie eine Verschlimmerung zu verhindern. 
 

§ 6 
Eigenverantwortung 

 
(1) Die Versicherten sollen durch gesundheitsbewusste Lebensführung, durch frühzeitige Beteiligung an 
Vorsorgemaßnahmen und durch aktive Mitwirkung an Krankenbehandlung und Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation dazu beitragen, Pflegebedürftigkeit zu vermeiden. 
(2) Nach Eintritt der Pflegebedürftigkeit haben die Pflegebedürftigen an Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation und der aktivierenden Pflege mitzuwirken, um die Pflegebedürftigkeit zu überwinden, zu 
mindern oder eine Verschlimmerung zu verhindern. 
 
 

Vierter Titel 
Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen 

 
§ 43a 

Inhalt der Leistung 
 

Für Pflegebedürftige in einer vollstationären Einrichtung der Hilfe für behinderte Menschen, in der die 
Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemeinschaft, die schulische Ausbildung oder die 
Erziehung behinderter Menschen im Vordergrund des Einrichtungszwecks stehen (§ 71 Abs. 4), 
übernimmt die Pflegekasse zur Abgeltung der in § 43 Abs. 2 genannten Aufwendungen zehn vom 
Hundert des nach § 75 Abs. 3 des Zwölften Buches vereinbarten Heimentgelts. Die Aufwendungen der 
Pflegekasse dürfen im Einzelfall je Kalendermonat 256 Euro nicht überschreiten. Wird für die Tage, an 
denen die pflegebedürftigen Behinderten zu Hause gepflegt und betreut werden, anteiliges Pflegegeld 
beansprucht, gelten die Tage der An- und Abreise als volle Tage der häuslichen Pflege. 
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k) Aus dem Sozialgesetzbuch (SGB), Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - vom 27. Dezember 2003 
(BGBl. I, S. 3022), i.d.F. vom 1.Oktober2013 (BGBl. I, S. 3733):  

 

Sechstes Kapitel 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 

 
§ 53 

Leistungsberechtigte und Aufgabe 
 

(1) Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches wesentlich 
in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen 
Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der 
Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, 
dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Personen mit einer anderen körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. 
(2) Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt der Behinderung nach 
fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dies gilt für Personen, für die 
vorbeugende Gesundheitshilfe und Hilfe bei Krankheit nach den §§ 47 und 48 erforderlich ist, nur, wenn 
auch bei Durchführung dieser Leistungen eine Behinderung einzutreten droht. 
(3) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu verhüten oder eine 
Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten Menschen in die 
Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört insbesondere, den behinderten Menschen die Teilnahme am 
Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die Ausübung eines 
angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie so weit wie 
möglich unabhängig von Pflege zu machen. 
(4) Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten Buches, soweit sich aus diesem 
Buch und den auf Grund dieses Buches erlassenen Rechtsverordnungen nichts Abweichendes ergibt. Die 
Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe richten sich nach diesem Buch. 
 

§ 54 
Leistungen der Eingliederungshilfe 

 

(1) Leistungen der Eingliederungshilfe sind neben den Leistungen nach den §§ 26, 33, 41 und 55 des 
Neunten Buches insbesondere  

1. Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht und zum Besuch weiterführender Schulen einschließlich der Vorbereitung hierzu; die 
Bestimmungen über die Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht 
bleiben unberührt, 

2. Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des Besuchs einer 
Hochschule, 

3. Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit, 
4. Hilfe in vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätten nach § 56, 
5. nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich verordneten 

Leistungen und zur Sicherung der Teilhabe der behinderten Menschen am Arbeitsleben. 
Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben entsprechen 
jeweils den Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung oder der 
Bundesagentur für Arbeit. 

(2) Erhalten behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Menschen in einer stationären Einrichtung 
Leistungen der Eingliederungshilfe, können ihnen oder ihren Angehörigen zum gegenseitigen Besuch 
Beihilfen geleistet werden, soweit es im Einzelfall erforderlich ist. 
(3) Eine Leistung der Eingliederungshilfe ist auch die Hilfe für die Betreuung in einer Pflegefamilie, 
soweit eine geeignete Pflegeperson Kinder und Jugendliche über Tag und Nacht in ihrem Haushalt 
versorgt und dadurch der Aufenthalt in einer vollstationären Einrichtung der Behindertenhilfe 
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vermieden oder beendet werden kann. Die Pflegeperson bedarf einer Erlaubnis nach § 44 des Achten 
Buches. Diese Regelung tritt am 31. Dezember 2018 außer Kraft. 
 

§ 55 
Sonderregelung für behinderte Menschen in Einrichtungen 

 
Werden Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen in einer vollstationären 
Einrichtung der Hilfe für behinderte Menschen im Sinne des § 43a des Elften Buches erbracht, umfasst 
die Leistung auch die Pflegeleistungen in der Einrichtung. Stellt der Träger der Einrichtung fest, dass der 
behinderte Mensch so pflegebedürftig ist, dass die Pflege in der Einrichtung nicht sichergestellt werden 
kann, vereinbaren der Träger der Sozialhilfe und die zuständige Pflegekasse mit dem 
Einrichtungsträger, dass die Leistung in einer anderen Einrichtung erbracht wird; dabei ist 
angemessenen Wünschen des behinderten Menschen Rechnung zu tragen. 
 

§ 56 
Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte 

 
Hilfe in einer den anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen nach § 41 des Neunten Buches 
vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätte kann geleistet werden. 
 

§ 57 
Trägerübergreifendes Persönliches Budget 

 

Leistungsberechtigte nach § 53 können auf Antrag Leistungen der Eingliederungshilfe auch als Teil eines 
trägerübergreifenden Persönlichen Budgets erhalten. § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches in 
Verbindung mit der Budgetverordnung und § 159 des Neunten Buches sind insoweit anzuwenden. 
 

§ 58 
Gesamtplan 

 

(1) Der Träger der Sozialhilfe stellt so frühzeitig wie möglich einen Gesamtplan zur Durchführung der 
einzelnen Leistungen auf. 
(2) Bei der Aufstellung des Gesamtplans und der Durchführung der Leistungen wirkt der Träger der 
Sozialhilfe mit dem behinderten Menschen und den sonst im Einzelfall Beteiligten, insbesondere mit 
dem behandelnden Arzt, dem Gesundheitsamt, dem Landesarzt, dem Jugendamt und den Dienststellen 
der Bundesagentur für Arbeit, zusammen. 
 

§ 59 
Aufgaben des Gesundheitsamtes 

 
Das Gesundheitsamt oder die durch Landesrecht bestimmte Stelle hat die Aufgabe,  
1. behinderte Menschen oder Personensorgeberechtigte über die nach Art und Schwere der 
Behinderung geeigneten ärztlichen und sonstigen Leistungen der Eingliederungshilfe im Benehmen mit 
dem behandelnden Arzt auch während und nach der Durchführung von Heilmaßnahmen und Leistungen 
der Eingliederungshilfe zu beraten; die Beratung ist mit Zustimmung des behinderten Menschen oder 
des Personensorgeberechtigten im Benehmen mit den an der Durchführung der Leistungen der 
Eingliederungshilfe beteiligten Stellen oder Personen vorzunehmen. Steht der behinderte Mensch schon 
in ärztlicher Behandlung, setzt sich das Gesundheitsamt mit dem behandelnden Arzt in Verbindung. Bei 
der Beratung ist ein amtliches Merkblatt auszuhändigen. Für die Beratung sind im Benehmen mit den 
Landesärzten die erforderlichen Sprechtage durchzuführen, 
2. mit Zustimmung des behinderten Menschen oder des Personensorgeberechtigten mit der 
gemeinsamen Servicestelle nach den §§ 22 und 23 des Neunten Buches den Rehabilitationsbedarf 



88 
 

abzuklären und die für die Leistungen der Eingliederungshilfe notwendige Vorbereitung abzustimmen 
und 
3. die Unterlagen auszuwerten und sie zur Planung der erforderlichen Einrichtungen und zur weiteren 
wissenschaftlichen Auswertung nach näherer Bestimmung der zuständigen obersten Landesbehörde 
weiterzuleiten. Bei der Weiterleitung der Unterlagen sind die Namen der behinderten Menschen und der 
Personensorgeberechtigten nicht anzugeben. 
 

§ 60 
Verordnungsermächtigung 

 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Bestimmungen 
über die Abgrenzung des leistungsberechtigten Personenkreises der behinderten Menschen, über Art 
und Umfang der Leistungen der Eingliederungshilfe sowie über das Zusammenwirken mit anderen 
Stellen, die den Leistungen der Eingliederungshilfe entsprechende Leistungen durchführen, erlassen. 
 
 
l) Verordnung nach § 60 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Eingliederungshilfe‐Verordnung) 

vom 1. Februar 1975 (BGBl. I S. 433), i.d.F. vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022):  
 

Abschnitt I 
Personenkreis 

 
§ 1 

Körperlich wesentlich behinderte Menschen 

 
Durch körperliche Gebrechen wesentlich in ihrer Teilhabefähigkeit eingeschränkt im Sinne des § 53 Abs. 
1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind  
1. Personen, deren Bewegungsfähigkeit durch eine Beeinträchtigung des Stütz- oder Bewegungssystems 
in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 
2. Personen mit erheblichen Spaltbildungen des Gesichts oder des Rumpfes oder mit abstoßend 
wirkenden Entstellungen vor allem des Gesichts, 
3. Personen, deren körperliches Leistungsvermögen infolge Erkrankung, Schädigung oder Fehlfunktion 
eines inneren Organs oder der Haut in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 
4. Blinden oder solchen Sehbehinderten, bei denen mit Gläserkorrektion ohne besondere optische 
Hilfsmittel 

a) auf dem besseren Auge oder beidäugig im Nahbereich bei einem Abstand von mindestens 30 cm 
oder im Fernbereich eine Sehschärfe von nicht mehr als 0,3 besteht 

oder 
b) durch Buchstabe a nicht erfasste Störungen der Sehfunktion von entsprechendem Schweregrad 

vorliegen, 
5. Personen, die gehörlos sind oder denen eine sprachliche Verständigung über das Gehör nur mit 
Hörhilfen möglich ist, 
6. Personen, die nicht sprechen können, Seelentauben und Hörstummen, Personen mit erheblichen 
Stimmstörungen sowie Personen, die stark stammeln, stark stottern oder deren Sprache stark 
unartikuliert ist. 
 

§ 2 
Geistig wesentlich behinderte Menschen 

 
Geistig wesentlich behindert im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind 
Personen, die infolge einer Schwäche ihrer geistigen Kräfte in erheblichem Umfange in ihrer Fähigkeit 
zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft eingeschränkt sind. 
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§ 3 
Seelisch wesentlich behinderte Menschen 

 
Seelische Störungen, die eine wesentliche Einschränkung der Teilhabefähigkeit im Sinne des § 53 Abs. 1 
Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zur Folge haben können, sind  
1. körperlich nicht begründbare Psychosen, 
2. seelische Störungen als Folge von Krankheiten oder Verletzungen des Gehirns, von Anfallsleiden oder 
von anderen Krankheiten oder körperlichen Beeinträchtigungen, 
3. Suchtkrankheiten, 
4. Neurosen und Persönlichkeitsstörungen. 
 

Abschnitt II 
Leistungen der Eingliederungshilfe 

 
§ 6 

Rehabilitationssport 
 
Zu den Leistungen der medizinischen Rehabilitation im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 26 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gehört auch ärztlich 
verordneter Rehabilitationssport in Gruppen unter ärztlicher Betreuung und Überwachung. 
 

§ 9 
Andere Hilfsmittel 

 
(1) Andere Hilfsmittel im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit den §§ 26, 33 und 55 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind nur solche Hilfsmittel, 
die dazu bestimmt sind, zum Ausgleich der durch die Behinderung bedingten Mängel beizutragen. 
(2) Zu den anderen Hilfsmitteln im Sinne des Absatzes 1 gehören auch  

1. Schreibmaschinen für Blinde, Ohnhänder und solche behinderte Menschen, die wegen Art und 
Schwere ihrer Behinderung auf eine Schreibmaschine angewiesen sind, 

2. Verständigungsgeräte für Taubblinde, 
3. Blindenschrift-Bogenmaschinen, 
4. Blindenuhren mit Zubehör, Blindenweckuhren, 
5. Tonbandgeräte mit Zubehör für Blinde, 
6. Blindenführhunde mit Zubehör, 
7. besondere optische Hilfsmittel, vor allem Fernrohrlupenbrillen, 
8. Hörgeräte, Hörtrainer, 
9. Weckuhren für hörbehinderte Menschen, 
10. Sprachübungsgeräte für sprachbehinderte Menschen, 
11. besondere Bedienungseinrichtungen und Zusatzgeräte für Kraftfahrzeuge, wenn der behinderte 

Mensch wegen Art und Schwere seiner Behinderung auf ein Kraftfahrzeug angewiesen ist, 
12. Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens und zur nichtberuflichen Verwendung bestimmte 

Hilfsgeräte für behinderte Menschen, wenn der behinderte Mensch wegen Art und Schwere 
seiner Behinderung auf diese Gegenstände angewiesen ist. 

(3) Die Versorgung mit einem anderen Hilfsmittel im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 26, 33 und 55 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird 
nur gewährt, wenn das Hilfsmittel im Einzelfall erforderlich und geeignet ist, zu dem in Absatz 1 
genannten Ausgleich beizutragen, und wenn der behinderte Mensch das Hilfsmittel bedienen kann. 
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§ 10 
Umfang der Versorgung mit Körperersatzstücken, orthopädischen oder anderen Hilfsmitteln 

 
(1) Zu der Versorgung mit Körperersatzstücken sowie mit orthopädischen oder anderen Hilfsmitteln im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 26, 33 und 
55 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gehört auch eine notwendige Unterweisung in ihrem 
Gebrauch. 
(2) Soweit im Einzelfall erforderlich, wird eine Doppelausstattung mit Körperersatzstücken, 
orthopädischen oder anderen Hilfsmitteln gewährt. 
(3) Zu der Versorgung mit Körperersatzstücken sowie mit orthopädischen oder anderen Hilfsmitteln 
gehört auch deren notwendige Instandhaltung oder Änderung. Die Versorgung mit einem anderen 
Hilfsmittel umfasst auch ein Futtergeld für einen Blindenführhund in Höhe des Betrages, den blinde 
Beschädigte nach dem Bundesversorgungsgesetz zum Unterhalt eines Führhundes erhalten, sowie die 
Kosten für die notwendige tierärztliche Behandlung des Führhundes und für eine angemessene 
Haftpflichtversicherung, soweit die Beiträge hierfür nicht nach § 82 Abs. 2 Nr. 3 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch vom Einkommen abzusetzen sind. 
(4) Eine erneute Versorgung wird gewährt, wenn sie infolge der körperlichen Entwicklung des 
Behinderten notwendig oder wenn aus anderen Gründen das Körperersatzstück oder Hilfsmittel 
ungeeignet oder unbrauchbar geworden ist. 
(5) (weggefallen) 
(6) Als Versorgung kann Hilfe in angemessenem Umfange auch zur Erlangung der Fahrerlaubnis, zur 
Instandhaltung sowie durch Übernahme von Betriebskosten eines Kraftfahrzeuges gewährt werden, 
wenn der behinderte Mensch wegen seiner Behinderung auf die regelmäßige Benutzung eines 
Kraftfahrzeuges angewiesen ist oder angewiesen sein wird. 
 

§ 12 
Schulbildung 

 
Die Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch umfasst auch  
1. heilpädagogische sowie sonstige Maßnahmen zugunsten körperlich und geistig behinderter Kinder 
und Jugendlicher, wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, dem behinderten Menschen 
den Schulbesuch im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht zu ermöglichen oder zu erleichtern, 
2. Maßnahmen der Schulbildung zugunsten körperlich und geistig behinderter Kinder und Jugendlicher, 
wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, dem behinderten Menschen eine im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht üblicherweise erreichbare Bildung zu ermöglichen, 
3. Hilfe zum Besuch einer Realschule, eines Gymnasiums, einer Fachoberschule oder einer 
Ausbildungsstätte, deren Ausbildungsabschluss dem einer der oben genannten Schulen gleichgestellt 
ist, oder, soweit im Einzelfalle der Besuch einer solchen Schule oder Ausbildungsstätte nicht zumutbar 
ist, sonstige Hilfe zur Vermittlung einer entsprechenden Schulbildung; die Hilfe wird nur gewährt, wenn 
nach den Fähigkeiten und den Leistungen des behinderten Menschen zu erwarten ist, dass er das 
Bildungsziel erreichen wird. 
 

§ 13 
Schulische Ausbildung für einen Beruf 

 
(1) Die Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch umfasst vor allem Hilfe  

1. (weggefallen) 
2. zur Ausbildung an einer Berufsfachschule, 
3. zur Ausbildung an einer Berufsaufbauschule, 
4. zur Ausbildung an einer Fachschule oder höheren Fachschule, 
5. zur Ausbildung an einer Hochschule oder einer Akademie, 
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6. zum Besuch sonstiger öffentlicher, staatlich anerkannter oder staatlich genehmigter schulischer 
Ausbildungsstätten, 

7. zur Ableistung eines Praktikums, das Voraussetzung für den Besuch einer Fachschule oder einer 
Hochschule oder für die Berufszulassung ist, 

8. zur Teilnahme am Fernunterricht; § 86 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend, 
9. zur Teilnahme an Maßnahmen, die geboten sind, um die schulische Ausbildung für einen 

angemessenen Beruf vorzubereiten. 
(2) Die Hilfe nach Absatz 1 wird gewährt, wenn  

1. zu erwarten ist, dass das Ziel der Ausbildung oder der Vorbereitungsmaßnahmen erreicht wird, 
2. der beabsichtigte Ausbildungsweg erforderlich ist, 
3. der Beruf oder die Tätigkeit voraussichtlich eine ausreichende Lebensgrundlage bieten oder, falls 

dies wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht möglich ist, zur Lebensgrundlage in 
angemessenem Umfang beitragen wird. 

(3) (weggefallen) 
 

§ 13a 
Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit 

 
Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 33 und 41 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch sowie der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch wird insbesondere gewährt, wenn die Ausbildung für einen Beruf aus besonderen 
Gründen, vor allem wegen Art und Schwere der Behinderung, unterbleibt. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

§ 16 
Allgemeine Ausbildung 

 
Zu den Maßnahmen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen gehören auch  
1. die blindentechnische Grundausbildung, 
2. Kurse und ähnliche Maßnahmen zugunsten der in § 1 Nr. 5 und 6 genannten Personen, wenn die 
Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, die Verständigung mit anderen Personen zu ermöglichen 
oder zu erleichtern, 
3. hauswirtschaftliche Lehrgänge, die erforderlich und geeignet sind, dem behinderten Menschen die 
Besorgung des Haushalts ganz oder teilweise zu ermöglichen, 
4. Lehrgänge und ähnliche Maßnahmen, die erforderlich und geeignet sind, den behinderten Menschen 
zu befähigen, sich ohne fremde Hilfe sicher im Verkehr zu bewegen. 
 

§ 17 
Eingliederung in das Arbeitsleben 

 
(1) Zu der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 
den §§ 33 und 41 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 5 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gehören auch die Hilfe zur Beschaffung von Gegenständen 
sowie andere Leistungen, wenn sie wegen der Behinderung zur Aufnahme oder Fortsetzung einer 
angemessenen Beschäftigung im Arbeitsleben erforderlich sind; für die Hilfe zur Beschaffung eines 
Kraftfahrzeuges ist § 8, für die Hilfe zur Beschaffung von Gegenständen, die zugleich Gegenstände im 
Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 12 sind, ist § 9 maßgebend. Die Hilfe nach Satz 1 kann auch als Darlehen 
gewährt werden. 
(2) Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte nach § 56 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
können behinderte Menschen erhalten, die mindestens die Voraussetzungen zur Aufnahme in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen (§ 137 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) erfüllen. 
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§ 20 
Anleitung von Betreuungspersonen 

 
Bedarf ein behinderter Mensch wegen der Schwere der Behinderung in erheblichem Umfange der 
Betreuung, so gehört zu den Maßnahmen der Eingliederungshilfe auch, Personen, denen die Betreuung 
obliegt, mit den durch Art und Schwere der Behinderung bedingten Besonderheiten der Betreuung 
vertraut zu machen. 
 

§ 22 
Kosten der Begleitpersonen 

 
Erfordern die Maßnahmen der Eingliederungshilfe die Begleitung des behinderten Menschen, so 
gehören zu seinem Bedarf auch  
1. die notwendigen Fahrtkosten und die sonstigen mit der Fahrt verbundenen notwendigen Auslagen der 
Begleitperson, 
2. weitere Kosten der Begleitperson, soweit sie nach den Besonderheiten des Einzelfalles notwendig 
sind. 
 

§ 24 
Anhörung von Sachverständigen 

 
Bei der Prüfung von Art und Umfang der in Betracht kommenden Maßnahmen der Eingliederungshilfe 
sollen, soweit nach den Besonderheiten des Einzelfalles geboten, ein Arzt, ein Pädagoge, jeweils der 
entsprechenden Fachrichtung, ein Psychologe oder sonstige sachverständige Personen gehört werden. 
 
 
 
 
  



93 
 

6) Vorschriften des deutschen Bundes-Berufsbildungsrechts 
 
 
a) Aus dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, S. 931), i.d.F. vom 25. Juli 2013 

(BGBl. I, S. 2749): 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Ziele und Begriffe der Berufsbildung 
 
(1) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes sind die Berufsausbildungsvorbereitung, die 
Berufsausbildung, die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung. 
(2) Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel, durch die Vermittlung von Grundlagen für den 
Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit an eine Berufsausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf heranzuführen. 
(3) Die Berufsausbildung hat die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit in einer sich 
wandelnden Arbeitswelt notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufliche 
Handlungsfähigkeit) in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln. Sie hat ferner den Erwerb der 
erforderlichen Berufserfahrungen zu ermöglichen. 
(4) Die berufliche Fortbildung soll es ermöglichen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erhalten und 
anzupassen oder zu erweitern und beruflich aufzusteigen. 
(5) Die berufliche Umschulung soll zu einer anderen beruflichen Tätigkeit befähigen. 
 

§ 2 
Lernorte der Berufsbildung 

 
(1) Berufsbildung wird durchgeführt  
1. in Betrieben der Wirtschaft, in vergleichbaren Einrichtungen außerhalb der Wirtschaft, insbesondere 
des öffentlichen Dienstes, der Angehörigen freier Berufe und in Haushalten (betriebliche Berufsbildung), 
2. in berufsbildenden Schulen (schulische Berufsbildung) und 
3. in sonstigen Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der schulischen und betrieblichen Berufsbildung 
(außerbetriebliche Berufsbildung). 
(2) Die Lernorte nach Absatz 1 wirken bei der Durchführung der Berufsbildung zusammen 
(Lernortkooperation). 
(3) Teile der Berufsausbildung können im Ausland durchgeführt werden, wenn dies dem 
Ausbildungsziel dient. Ihre Gesamtdauer soll ein Viertel der in der Ausbildungsordnung festgelegten 
Ausbildungsdauer nicht überschreiten. 
 

§ 3 
Anwendungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Berufsbildung, soweit sie nicht in berufsbildenden Schulen durchgeführt 
wird, die den Schulgesetzen der Länder unterstehen. 
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für  
1. die Berufsbildung, die in berufsqualifizierenden oder vergleichbaren Studiengängen an Hochschulen 
auf der Grundlage des Hochschulrahmengesetzes und der Hochschulgesetze der Länder durchgeführt 
wird, 
2. die Berufsbildung in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, 
3. die Berufsbildung auf Kauffahrteischiffen, die nach dem Flaggenrechtsgesetz die Bundesflagge 
führen, soweit es sich nicht um Schiffe der kleinen Hochseefischerei oder der Küstenfischerei handelt. 
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(3) Für die Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung gelten die §§ 4 bis 9, 27 bis 49, 53 bis 70, 76 
bis 80 sowie 102 nicht; insoweit gilt die Handwerksordnung. 
 

Abschnitt 3 
Eignung von Ausbildungsstätte und Ausbildungspersonal 

 
§ 27 

Eignung der Ausbildungsstätte 
 
(1) Auszubildende dürfen nur eingestellt und ausgebildet werden, wenn  

1. die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die Berufsausbildung geeignet ist und 
2. die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze 

oder zur Zahl der beschäftigten Fachkräfte steht, es sei denn, dass anderenfalls die 
Berufsausbildung nicht gefährdet wird. 

(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten nicht im vollen Umfang vermittelt werden können, gilt als geeignet, wenn diese durch 
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte vermittelt werden. 
(3) Eine Ausbildungsstätte ist nach Art und Einrichtung für die Berufsausbildung in Berufen der 
Landwirtschaft, einschließlich der ländlichen Hauswirtschaft, nur geeignet, wenn sie von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde als Ausbildungsstätte anerkannt ist. Das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen für 
die Größe, die Einrichtung und den Bewirtschaftungszustand der Ausbildungsstätte festsetzen. 
(4) Eine Ausbildungsstätte ist nach Art und Einrichtung für die Berufsausbildung in Berufen der 
Hauswirtschaft nur geeignet, wenn sie von der nach Landesrecht zuständigen Behörde als 
Ausbildungsstätte anerkannt ist. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen für die Größe, die Einrichtung und den 
Bewirtschaftungszustand der Ausbildungsstätte festsetzen. 
 

§ 28 
Eignung von Ausbildenden und Ausbildern oder Ausbilderinnen 

 
(1) Auszubildende darf nur einstellen, wer persönlich geeignet ist. Auszubildende darf nur ausbilden, 
wer persönlich und fachlich geeignet ist. 
(2) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst ausbildet, darf Auszubildende nur dann 
einstellen, wenn er persönlich und fachlich geeignete Ausbilder oder Ausbilderinnen bestellt, die die 
Ausbildungsinhalte in der Ausbildungsstätte unmittelbar, verantwortlich und in wesentlichem Umfang 
vermitteln. 
(3) Unter der Verantwortung des Ausbilders oder der Ausbilderin kann bei der Berufsausbildung 
mitwirken, wer selbst nicht Ausbilder oder Ausbilderin ist, aber abweichend von den besonderen 
Voraussetzungen des § 30 die für die Vermittlung von Ausbildungsinhalten erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und persönlich geeignet ist. 
 

§ 29 
Persönliche Eignung 

 
Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer  
1. Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf oder 
2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften und Bestimmungen verstoßen hat. 



95 
 

§ 30 
Fachliche Eignung 

 
(1) Fachlich geeignet ist, wer die beruflichen sowie die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erforderlich sind. 
(2) Die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, wer  

1. die Abschlussprüfung in einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden hat, 
2. eine anerkannte Prüfung an einer Ausbildungsstätte oder vor einer Prüfungsbehörde oder eine 

Abschlussprüfung an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Schule in einer dem 
Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden hat, 

3. eine Abschlussprüfung an einer deutschen Hochschule in einer dem Ausbildungsberuf 
entsprechenden Fachrichtung bestanden hat oder 

4. im Ausland einen Bildungsabschluss in einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung 
erworben hat, dessen Gleichwertigkeit nach dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz oder 
anderen rechtlichen Regelungen festgestellt worden ist und eine angemessene Zeit in seinem 
Beruf praktisch tätig gewesen ist. 

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder das sonst zuständige Fachministerium 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 bestimmen, welche Prüfungen 
für welche Ausbildungsberufe anerkannt werden. 
(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder das sonst zuständige Fachministerium 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, für einzelne Ausbildungsberufe bestimmen, dass abweichend von 
Absatz 2 die für die fachliche Eignung erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten nur besitzt, wer  

1. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 oder 3 erfüllt und eine angemessene Zeit in seinem 
Beruf praktisch tätig gewesen ist oder 

2. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 3 erfüllt und eine angemessene Zeit in seinem Beruf 
praktisch tätig gewesen ist oder 

3. für die Ausübung eines freien Berufes zugelassen oder in ein öffentliches Amt bestellt ist. 
(5) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung kann nach Anhörung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, bestimmen, dass der Erwerb berufs- und arbeitspädagogischer Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten gesondert nachzuweisen ist. Dabei können Inhalt, Umfang und Abschluss der Maßnahmen 
für den Nachweis geregelt werden. 
(6) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann Personen, die die Voraussetzungen des Absatzes 2, 4 
oder 5 nicht erfüllen, die fachliche Eignung nach Anhörung der zuständigen Stelle widerruflich 
zuerkennen. 
 

§ 32 
Überwachung der Eignung 

 
(1) Die zuständige Stelle hat darüber zu wachen, dass die Eignung der Ausbildungsstätte sowie die 
persönliche und fachliche Eignung vorliegen. 
(2) Werden Mängel der Eignung festgestellt, so hat die zuständige Stelle, falls der Mangel zu beheben 
und eine Gefährdung Auszubildender nicht zu erwarten ist, Ausbildende aufzufordern, innerhalb einer 
von ihr gesetzten Frist den Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder ist 
eine Gefährdung Auszubildender zu erwarten oder wird der Mangel nicht innerhalb der gesetzten Frist 
beseitigt, so hat die zuständige Stelle dies der nach Landesrecht zuständigen Behörde mitzuteilen. 
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§ 33 
Untersagung des Einstellens und Ausbildens 

 
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann für eine bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen 
und Ausbilden untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 27 nicht oder nicht mehr vorliegen. 
(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat das Einstellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die 
persönliche oder fachliche Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt. 
(3) Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die zuständige Stelle zu hören. Dies gilt nicht im Falle 
des § 29 Nr. 1. 
 

Abschnitt 4 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 

 
§ 34 

Einrichten, Führen 
 
(1) Die zuständige Stelle hat für anerkannte Ausbildungsberufe ein Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse einzurichten und zu führen, in das der Berufsausbildungsvertrag 
einzutragen ist. Die Eintragung ist für Auszubildende gebührenfrei. 
(2) Die Eintragung umfasst für jedes Berufsausbildungsverhältnis  

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift der Auszubildenden; 
2. Geschlecht, Staatsangehörigkeit, allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnahme 

an berufsvorbereitender Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung, berufliche Vorbildung; 
3. erforderlichenfalls Name, Vorname und Anschrift der gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen; 
4. Ausbildungsberuf einschließlich Fachrichtung; 
5. Datum des Abschlusses des Ausbildungsvertrages, Ausbildungsdauer, Dauer der Probezeit; 
6. Datum des Beginns der Berufsausbildung; 
7. Art der Förderung bei überwiegend öffentlich, insbesondere auf Grund des Dritten Buches 

Sozialgesetzbuch geförderten Berufsausbildungsverhältnissen; 
8. Name und Anschrift der Ausbildenden, Anschrift der Ausbildungsstätte, Wirtschaftszweig, 

Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst; 
9. Name, Vorname, Geschlecht und Art der fachlichen Eignung der Ausbilder und Ausbilderinnen. 

 
§ 43 

Zulassung zur Abschlussprüfung 
 
(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen,  

1. wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder wessen Ausbildungszeit nicht später als zwei 
Monate nach dem Prüfungstermin endet, 

2. wer an vorgeschriebenen Zwischenprüfungen teilgenommen sowie vorgeschriebene schriftliche 
Ausbildungsnachweise geführt hat und 

3. wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
eingetragen oder aus einem Grund nicht eingetragen ist, den weder die Auszubildenden noch 
deren gesetzliche Vertreter oder Vertreterinnen zu vertreten haben. 

(2) Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen, wer in einer berufsbildenden Schule oder einer 
sonstigen Berufsbildungseinrichtung ausgebildet worden ist, wenn dieser Bildungsgang der 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. Ein Bildungsgang entspricht der 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, wenn er  

1. nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang der jeweiligen Ausbildungsordnung gleichwertig 
ist, 

2. systematisch, insbesondere im Rahmen einer sachlichen und zeitlichen Gliederung, durchgeführt 
wird und 
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3. durch Lernortkooperation einen angemessenen Anteil an fachpraktischer Ausbildung 
gewährleistet. 

 
§ 47 

Prüfungsordnung 
 
(1) Die zuständige Stelle hat eine Prüfungsordnung für die Abschlussprüfung zu erlassen. Die 
Prüfungsordnung bedarf der Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde. 
(2) Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, 
die Erteilung der Prüfungszeugnisse, die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und die 
Wiederholungsprüfung regeln. Sie kann vorsehen, dass Prüfungsaufgaben, die überregional oder von 
einem Aufgabenerstellungsausschuss bei der zuständigen Stelle erstellt oder ausgewählt werden, zu 
übernehmen sind, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder ausgewählt werden, die 
entsprechend § 40 Abs. 2 zusammengesetzt sind. 
(3) Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung erlässt für die Prüfungsordnung 
Richtlinien. 
 

Kapitel 4 
Berufsbildung für besondere Personengruppen 

 
Abschnitt 1 

Berufsbildung behinderter Menschen 
 

§ 64 
Berufsausbildung 

 
Behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) sollen in anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet werden. 
 

§ 65 
Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen 

 
(1) Regelungen nach den §§ 9 und 47 sollen die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen 
berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die zeitliche und sachliche Gliederung der Ausbildung, die 
Dauer von Prüfungszeiten, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen 
Dritter wie Gebärdensprachdolmetscher für hörbehinderte Menschen. 
(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten Menschen ist in das Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse (§ 34) einzutragen. Der behinderte Mensch ist zur Abschlussprüfung auch 
zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen. 
 

§ 66 
Ausbildungsregelungen der zuständigen Stellen 

 
(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht kommt, treffen die zuständigen Stellen auf 
Antrag der behinderten Menschen oder ihrer gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen 
Ausbildungsregelungen entsprechend den Empfehlungen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung. Die Ausbildungsinhalte sollen unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des 
allgemeinen Arbeitsmarktes aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden. Im 
Antrag nach Satz 1 ist eine Ausbildungsmöglichkeit in dem angestrebten Ausbildungsgang 
nachzuweisen. 
(2) § 65 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
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§ 67 
Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung 

 
Für die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung behinderter Menschen gelten die §§ 64 
bis 66 entsprechend, soweit es Art und Schwere der Behinderung erfordern. 
 

Abschnitt 2 
Berufsausbildungsvorbereitung 

 
§ 68 

Personenkreis und Anforderungen 
 
(1) Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich an lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte 
Personen, deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf noch nicht erwarten lässt. Sie muss nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen 
Erfordernissen des in Satz 1 genannten Personenkreises entsprechen und durch umfassende 
sozialpädagogische Betreuung und Unterstützung begleitet werden. 
(2) Für die Berufsausbildungsvorbereitung, die nicht im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
oder anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnahmen durchgeführt wird, gelten die §§ 27 bis 
33 entsprechend. 
 

§ 69 
Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung 

 
(1) Die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit (§ 1 Abs. 2) kann 
insbesondere durch inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lerneinheiten erfolgen, die aus den Inhalten 
anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden (Qualifizierungsbausteine). 
(2) Über vermittelte Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit stellt der Anbieter der 
Berufsausbildungsvorbereitung eine Bescheinigung aus. Das Nähere regelt das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung im Einvernehmen mit den für den Erlass von Ausbildungsordnungen 
zuständigen Fachministerien nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
 

§ 70 
Überwachung, Beratung 

 
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Berufsausbildungsvorbereitung zu untersagen, 
wenn die Voraussetzungen des § 68 Abs. 1 nicht vorliegen. 
(2) Der Anbieter hat die Durchführung von Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung vor Beginn 
der Maßnahme der zuständigen Stelle schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den 
wesentlichen Inhalt des Qualifizierungsvertrages sowie die nach § 88 Abs. 1 Nr. 5 erforderlichen 
Angaben. 
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 76 finden keine Anwendung, soweit die Berufsausbildungsvorbereitung 
im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter 
Maßnahmen durchgeführt wird. 
 

Abschnitt 2 
Überwachung der Berufsbildung 

 
§ 76 

Überwachung, Beratung 
 
(1) Die zuständige Stelle überwacht die Durchführung  
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1. der Berufsausbildungsvorbereitung, 
2. der Berufsausbildung und 
3. der beruflichen Umschulung 
und fördert diese durch Beratung der an der Berufsbildung beteiligten Personen. Sie hat zu diesem 
Zweck Berater oder Beraterinnen zu bestellen. 

(2) Ausbildende, Umschulende und Anbieter von Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung sind 
auf Verlangen verpflichtet, die für die Überwachung notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen sowie die Besichtigung der Ausbildungsstätten zu gestatten. 
(3) Die Durchführung von Auslandsaufenthalten nach § 2 Abs. 3 überwacht und fördert die zuständige 
Stelle in geeigneter Weise. Beträgt die Dauer eines Ausbildungsabschnitts im Ausland mehr als vier 
Wochen, ist hierfür ein mit der zuständigen Stelle abgestimmter Plan erforderlich. 
(4) Auskunftspflichtige können die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie 
selbst oder einen der in § 52 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 
(5) Die zuständige Stelle teilt der Aufsichtsbehörde nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
Wahrnehmungen mit, die für die Durchführung des Jugendarbeitsschutzgesetzes von Bedeutung sein 
können. 
 

§ 88 
Erhebungen 

 
(1) Die jährliche Bundesstatistik erfasst  

1. für jeden Auszubildenden und jede Auszubildende: 
a) Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehörigkeit; 
b) allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnahme an berufsvorbereitender 
Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung, berufliche Vorbildung; 
c) Ausbildungsberuf einschließlich Fachrichtung; 
d) Ort der Ausbildungsstätte, Wirtschaftszweig, Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst; 
e) Ausbildungsjahr, Abkürzung der Ausbildungsdauer, Dauer der Probezeit; 
f) Monat und Jahr des Beginns der Berufsausbildung, Monat und Jahr der vorzeitigen Auflösung 
des Berufsausbildungsverhältnisses; 
g) Anschlussvertrag bei Stufenausbildung mit Angabe des Ausbildungsberufs; 
h) Art der Förderung bei überwiegend öffentlich, insbesondere auf Grund des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch geförderten Berufsausbildungsverhältnissen; 
i) Monat und Jahr der Abschlussprüfung, Art der Zulassung zur Prüfung, Monat und Jahr der 
Wiederholungsprüfung, Prüfungserfolg; 

2. für jeden Prüfungsteilnehmer und jede Prüfungsteilnehmerin in der beruflichen Bildung mit 
Ausnahme der durch Nummer 1 erfassten Auszubildenden: Geschlecht, Geburtsjahr, 
Berufsrichtung, Vorbildung, Wiederholungsprüfung, Art der Prüfung, Prüfungserfolg; 

3. für jeden Ausbilder und jede Ausbilderin: Geschlecht, Geburtsjahr, Art der fachlichen Eignung; 
4. für jeden Ausbildungsberater und jede Ausbildungsberaterin: Geschlecht, Geburtsjahr, Vorbildung, 

Art der Beratertätigkeit, fachliche Zuständigkeit, durchgeführte Besuche von Ausbildungsstätten; 
5. für jeden Teilnehmer und jede Teilnehmerin an einer Berufsausbildungsvorbereitung, soweit der 

Anbieter der Anzeigepflicht des § 70 Abs. 2 unterliegt: Geschlecht, Geburtsjahr, 
Staatsangehörigkeit, Berufsrichtung. 

(2) Hilfsmerkmale sind Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen. Sie sind zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt, spätestens nach Abschluss der wiederkehrenden Erhebung zu löschen. 
(3) Auskunftspflichtig sind die zuständigen Stellen. 
(4) Zu Zwecken der Erstellung des Berufsbildungsberichts sowie zur Durchführung der 
Berufsbildungsforschung nach § 84 sind die nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 erhobenen Einzelangaben vom 
Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder an das Bundesinstitut für 
Berufsbildung zu übermitteln. Hierzu wird beim Bundesinstitut für Berufsbildung eine 
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Organisationseinheit eingerichtet, die räumlich, organisatorisch und personell von anderen 
Aufgabenbereichen des Bundesinstituts für Berufsbildung zu trennen ist. Die in der Organisationseinheit 
tätigen Personen müssen Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete sein. Sie 
dürfen die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse nur zur Erstellung des Berufsbildungsberichts 
sowie zur Durchführung der Berufsbildungsforschung verwenden. Die nach Satz 2 übermittelten Daten 
dürfen nicht mit anderen personenbezogenen Daten zusammen geführt werden. Das Nähere zur 
Ausführung der Sätze 2 und 3 regelt das Bundesministerium für Bildung und Forschung durch Erlass. 
 
 
b) Aus dem Gesetz zur Ordnung des Handwerks (Handwerksordnung - HwO) vom 17.September 1953 

(BGBl. I ;S. 1411), i.d.F. vom 25.Juli 2013 ( BGBl. I, S. 2749): 
 

Erster Abschnitt 
Berechtigung zum Einstellen und Ausbilden 

 
§ 21 

 

(1) Lehrlinge (Auszubildende) dürfen nur eingestellt und ausgebildet werden, wenn  
1. die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die Berufsausbildung geeignet ist, und 
2. die Zahl der Lehrlinge (Auszubildenden) in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der 

Ausbildungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten Fachkräfte steht, es sei denn, dass anderenfalls 
die Berufsausbildung nicht gefährdet wird. 

(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten nicht in vollem Umfang vermittelt werden können, gilt als geeignet, wenn diese durch 
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte vermittelt werden. 
 

§ 22	
 
(1) Lehrlinge (Auszubildende) darf nur einstellen, wer persönlich geeignet ist. Lehrlinge (Auszubildende) 
darf nur ausbilden, wer persönlich und fachlich geeignet ist. 
(2) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst ausbildet, darf Lehrlinge (Auszubildende) nur 
dann einstellen, wenn er persönlich und fachlich geeignete Ausbilder bestellt, die die 
Ausbildungsinhalte unmittelbar, verantwortlich und in wesentlichem Umfang vermitteln. 
(3) Unter der Verantwortung des Ausbilders kann bei der Berufsausbildung mitwirken, wer selbst nicht 
Ausbilder ist, aber abweichend von den besonderen Voraussetzungen des § 22b die für die Vermittlung 
von Ausbildungsinhalten erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und 
persönlich geeignet ist. 
 

§ 22a 

 
Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer  
1. Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf oder 
2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften und Bestimmungen verstoßen hat. 
 

§ 22b 

 
(1) Fachlich geeignet ist, wer die beruflichen sowie die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erforderlich sind. 
(2) In einem zulassungspflichtigen Handwerk besitzt die fachliche Eignung, wer  

1. die Meisterprüfung in dem zulassungspflichtigen Handwerk, in dem ausgebildet werden soll, oder 
in einem mit diesem verwandten Handwerk bestanden hat oder 
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2. in dem zulassungspflichtigen Handwerk, in dem ausgebildet werden soll, oder in einem mit 
diesem verwandten Handwerk 
a) die Voraussetzungen zur Eintragung in die Handwerksrolle nach § 7 erfüllt oder 
b) eine Ausübungsberechtigung nach § 7a oder § 7b erhalten hat oder 
c) eine Ausnahmebewilligung nach § 8 oder nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erhalten hat 
und den Teil IV der Meisterprüfung oder eine gleichwertige andere Prüfung, insbesondere eine 
Ausbildereignungsprüfung auf der Grundlage einer nach § 30 Abs. 5 des Berufsbildungsgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung, bestanden hat. 

(3) In einem zulassungsfreien Handwerk oder einem handwerksähnlichen Gewerbe besitzt die für die 
fachliche Eignung erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, wer  

1. die Meisterprüfung in dem zulassungsfreien Handwerk oder in dem handwerksähnlichen Gewerbe, 
in dem ausgebildet werden soll, bestanden hat, 

2. die Gesellen- oder Abschlussprüfung in einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung 
bestanden hat, 

3. eine anerkannte Prüfung an einer Ausbildungsstätte oder vor einer Prüfungsbehörde oder eine 
Abschlussprüfung an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Schule in einer dem 
Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden hat, 

4. eine Abschlussprüfung an einer deutschen Hochschule in einer dem Ausbildungsberuf 
entsprechenden Fachrichtung bestanden hat oder 

5. eine Gleichwertigkeitsfeststellung nach § 51e oder einen Bildungsabschluss besitzt, dessen 
Gleichwertigkeit nach anderen rechtlichen Regelungen festgestellt worden ist 
und im Falle der Nummern 2 bis 5 eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig 
gewesen ist. Der Abschlussprüfung an einer deutschen Hochschule gemäß Satz 1 Nr. 4 
gleichgestellt sind Diplome nach § 7 Abs. 2 Satz 4. Für den Nachweis der berufs- und 
arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten finden die auf der Grundlage des 
§ 30 Abs. 5 des Berufsbildungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen Anwendung. 

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie kann nach Anhörung des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, bestimmen, dass der Erwerb berufs- und arbeitspädagogischer Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten gesondert nachzuweisen ist. Dabei können Inhalt, Umfang und Abschluss 
der Maßnahmen für den Nachweis geregelt werden. Das Bestehen des Teils IV der Meisterprüfung gilt 
als Nachweis. 
(5) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann Personen, die die Voraussetzungen der Absätze 2, 3 
und 4 nicht erfüllen, die fachliche Eignung nach Anhören der Handwerkskammer widerruflich 
zuerkennen. 
 

§ 22c 

 
(1) In den Fällen des § 22b Abs. 3 besitzt die für die fachliche Eignung erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten auch, wer die Voraussetzungen für die Anerkennung seiner 
Berufsqualifikation nach der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22) erfüllt, sofern 
er eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig gewesen ist. 
(2) Die Anerkennung kann unter den in Artikel 14 der in Absatz 1 genannten Richtlinie aufgeführten 
Voraussetzungen davon abhängig gemacht werden, dass der Antragsteller oder die Antragstellerin 
zunächst einen höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang ableistet oder eine Eignungsprüfung ablegt. 
(3) Die Entscheidung über die Anerkennung trifft die Handwerkskammer. Sie kann die Durchführung von 
Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen regeln. 
 

§ 23 

 
(1) Die Handwerkskammer hat darüber zu wachen, dass die Eignung der Ausbildungsstätte sowie die 
persönliche und fachliche Eignung vorliegen. 
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(2) Werden Mängel der Eignung festgestellt, so hat die Handwerkskammer, falls der Mangel zu beheben 
und eine Gefährdung des Lehrlings (Auszubildenden) nicht zu erwarten ist, den Ausbildenden 
aufzufordern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist den Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel der 
Eignung nicht zu beheben oder ist eine Gefährdung des Lehrlings (Auszubildenden) zu erwarten oder 
wird der Mangel nicht innerhalb der gesetzten Frist beseitigt, so hat die Handwerkskammer der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde dies mitzuteilen. 
 

§ 24 

 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann für eine bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen 
und Ausbilden untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 21 nicht oder nicht mehr vorliegen. 
(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat das Einstellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die 
persönliche oder fachliche Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt. 
(3) Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die Handwerkskammer zu hören. Dies gilt nicht in den 
Fällen des § 22a Nr. 1. 
 

§ 36 

 
(1) Zur Gesellenprüfung ist zuzulassen,  

1. wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder wessen Ausbildungszeit nicht später als zwei 
Monate nach dem Prüfungstermin endet, 

2. wer an vorgeschriebenen Zwischenprüfungen teilgenommen sowie vorgeschriebene schriftliche 
Ausbildungsnachweise geführt hat und 

3. wessen Berufsausbildungsverhältnis in die Lehrlingsrolle eingetragen oder aus einem Grund nicht 
eingetragen ist, den weder der Lehrling (Auszubildende) noch dessen gesetzlicher Vertreter zu 
vertreten hat. 

(2) Zur Gesellenprüfung ist ferner zuzulassen, wer in einer berufsbildenden Schule oder einer sonstigen 
Berufsbildungseinrichtung ausgebildet worden ist, wenn dieser Bildungsgang der Berufsausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf (Gewerbe der Anlage A oder der Anlage B) entspricht. Ein 
Bildungsgang entspricht der Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, wenn er  

1. nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang der jeweiligen Ausbildungsordnung gleichwertig 
ist, 

2. systematisch, insbesondere im Rahmen einer sachlichen und zeitlichen Gliederung durchgeführt 
wird, und 

3. durch Lernortkooperation einen angemessenen Anteil an fachpraktischer Ausbildung 
gewährleistet. 

 
§ 38 

 
(1) Die Handwerkskammer hat eine Prüfungsordnung für die Gesellenprüfung zu erlassen. Die 
Prüfungsordnung bedarf der Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde. 
(2) Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, 
die Erteilung der Prüfungszeugnisse, die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und die 
Wiederholungsprüfung regeln. Sie kann vorsehen, dass Prüfungsaufgaben, die überregional oder von 
einem Aufgabenerstellungsausschuss bei der Handwerkskammer erstellt oder ausgewählt werden, zu 
übernehmen sind, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder ausgewählt werden, die 
entsprechend § 34 Abs. 2 zusammengesetzt sind. 
(3) Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung erlässt für die Prüfungsordnung 
Richtlinien. 
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Siebenter Abschnitt 
Berufliche Bildung behinderter Menschen, Berufsausbildungsvorbereitung 

 
§ 42k	

 
Behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) sollen in anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet werden. 
 

§ 42l	
	

(1) Regelungen nach den §§ 38 und 41 sollen die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen 
berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die zeitliche und sachliche Gliederung der Ausbildung, die 
Dauer von Prüfungszeiten, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen 
Dritter, wie Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen. 
(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten Menschen ist in die Lehrlingsrolle (§ 28) 
einzutragen. Der behinderte Mensch ist zur Gesellenprüfung auch zuzulassen, wenn die 
Voraussetzungen des § 36 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen. 
 

§ 42m	
 
(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht kommt, trifft die Handwerkskammer auf Antrag 
der behinderten Menschen oder ihrer gesetzlichen Vertreter Ausbildungsregelungen entsprechend den 
Empfehlungen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung. Die Ausbildungsinhalte 
sollen unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des allgemeinen Arbeitsmarktes aus den 
Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden. Im Antrag nach Satz 1 ist eine 
Ausbildungsmöglichkeit in dem angestrebten Ausbildungsgang nachzuweisen. 
(2) § 42l Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
 

§ 42n 

 
Für die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung behinderter Menschen gelten die §§ 42k 
bis 42m entsprechend, soweit Art und Schwere der Behinderung dies erfordern. 
 

§ 42o	
 
(1) Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich an lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte 
Personen, deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf (Gewerbe der Anlage A oder der Anlage B) noch nicht erwarten lässt. Sie muss nach 
Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen Erfordernissen des in Satz 1 genannten Personenkreises 
entsprechen und durch umfassende sozialpädagogische Betreuung und Unterstützung begleitet werden. 
(2) Für die Berufsausbildungsvorbereitung, die nicht im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
oder anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnahmen durchgeführt wird, gelten die §§ 21 bis 
24 entsprechend. 
 

§ 42p 

 

(1) Die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit (§ 1 Abs. 2 des 
Berufsbildungsgesetzes) kann insbesondere durch inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lerneinheiten 
erfolgen, die aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe (Gewerbe der Anlage A oder der Anlage 
B) entwickelt werden (Qualifizierungsbausteine). 
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(2) Über vermittelte Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit stellt der Anbieter der 
Berufsausbildungsvorbereitung eine Bescheinigung aus. Das Nähere regelt das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
 

§ 42q 

 
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Berufsausbildungsvorbereitung zu untersagen, 
wenn die Voraussetzungen des § 42o Abs. 1 nicht vorliegen. 
(2) Der Anbieter hat die Durchführung von Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung vor Beginn 
der Maßnahme der Handwerkskammer schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den 
wesentlichen Inhalt des Qualifizierungsvertrages sowie die nach § 88 Abs. 1 Nr. 5 des 
Berufsbildungsgesetzes erforderlichen Angaben. 
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 41a finden keine Anwendung, soweit die Berufsausbildungsvorbereitung 
im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter 
Maßnahmen durchgeführt wird. 
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7) Landesvorschriften zum Recht der Kindertagesbetreuung – Auszüge : 
 
 
a) Aus dem Gesetz über die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindergärten, anderen 

Tageseinrichtungen und der Kindertagespflege  (Kindertagesbetreuungsgesetz - KiTaG) von Baden-
Württemberg vom 9. April 2003 (GBl.S.164), i.d.F. vom 19.Oktober 2010 (GBl. S.748): 

 
§ 1 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für Tageseinrichtungen sowie für die Kindertagespflege. Tageseinrichtungen sind 

1. Kindergärten, Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen und 
2. Einrichtungen zur Kleinkindbetreuung (Betreuung in Kinderkrippen). 

(2) Kindergärten im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen von Trägern der Jugendhilfe, Gemeinden 
und Zweckverbänden sowie von privat-gewerblichen Trägern, die die rechtlichen und fachlichen 
Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung erfüllen, zur Förderung der Entwicklung von Kindern 
vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt, soweit es sich nicht um schulische 
Einrichtungen handelt. 
(3) Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen von 
Trägern der Jugendhilfe, Gemeinden und Zweckverbänden sowie von privat-gewerblichen Trägern, die 
die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung erfüllen, zur Förderung 
der Entwicklung von Kindern im Alter unter drei Jahren, vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum 
Schuleintritt und im schulpflichtigen Alter, soweit es sich nicht um schulische Einrichtungen handelt. 
(4) Einrichtungen mit integrativen Gruppen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen 
Kinder, die auf Grund ihrer Behinderung einer zusätzlichen Förderung bedürfen, in gemeinsamen 
Gruppen mit nicht behinderten Kindern betreut werden. 
(5) Betriebsformen von Einrichtungen im Sinne der Absätze 2 bis 4 sind insbesondere 

1. vor- oder nachmittags geöffnete Gruppen (Halbtagsgruppen); 
2. vor- und nachmittags jeweils mehrere Stunden geöffnete Gruppen (Regelgruppen); 
3. Gruppen mit verlängerten Öffnungszeiten; 
4. Gruppen mit durchgehend ganztägiger Betreuung. 

(6) Die Kleinkindbetreuung im Sinne dieses Gesetzes (Betreuung in Kinderkrippen) erfolgt in 
Einrichtungen von Trägern der Jugendhilfe, Gemeinden und Zweckverbänden sowie von privat-
gewerblichen Trägern, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der 
Einrichtung erfüllen, zur Förderung der Entwicklung von Kindern bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahres, die über eine Erlaubnis nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
verfügen. 
(7) Kindertagespflege ist die Betreuung und Förderung von Kindern durch geeignete 
Tagespflegepersonen nach § 23 SGB VIII. Die Kindertagespflege wird im Haushalt der Tagespflegeperson 
oder im Haushalt eines Personensorgeberechtigten geleistet. Sie kann auch in anderen geeigneten 
Räumen durchgeführt werden. In der Kindertagespflege dürfen nicht mehr als fünf fremde Kinder von 
einer Tagespflegeperson gleichzeitig betreut werden. Die Zahl der zu betreuenden Kinder kann in der 
nach § 43 SGB VIII zu erteilenden Erlaubnis eingeschränkt werden, wenn das Wohl der Kinder ansonsten 
nicht gewährleistet ist. Näheres regelt die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Arbeit und 
Soziales nach § 9 Abs. 1 Nr. 1. 
(8) Gruppe im Sinne dieses Gesetzes ist die in den Einrichtungen gebildete, mit Fachkräften nach § 7 
ausgestattete und durch Erlaubnis gemäß § 45 SGB VIII zugelassene Organisationsform, in der Kinder 
pädagogisch gefördert werden. 
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§ 2 

Aufgaben und Ziele 

 
(1) Die Tageseinrichtungen im Sinne von § 1 Abs. 2 bis 4 und 6 sowie die Tagespflegepersonen im Sinne 
von § 1 Abs. 7 sollen die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, die Erziehung und Bildung des Kindes in der Familie 
unterstützen und ergänzen und zur besseren Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 
beitragen. Diese Aufgaben umfassen die Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes nach § 22 Abs. 3 
SGB VIII zur Förderung seiner Gesamtentwicklung. 
(2) Kinder, die auf Grund ihrer Behinderung einer zusätzlichen Betreuung bedürfen, sollen zusammen 
mit Kindern ohne Behinderung in Gruppen gemeinsam gefördert werden, sofern der Hilfebedarf dies 
zulässt. Dies ist auch im Rahmen der kommunalen Bedarfsplanung nach § 3 Abs. 3 angemessen zu 
berücksichtigen. § 35 a SGB VIII und §§ 53, 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) bleiben 
unberührt. 
 

§ 4 

Ärztliche Untersuchung 

 

Jedes Kind ist vor der Aufnahme in eine Einrichtung oder in Kindertagespflege ärztlich zu untersuchen. 
 

§ 7 

Pädagogisches Personal und Zusatzkräfte 

 

(1) In den Einrichtungen sind die Kinder durch pädagogisch qualifizierte Fachkräfte zu betreuen, zu 
erziehen und zu bilden. Die Fachkräfte können durch weitere geeignete Personen (Zusatzkräfte) 
unterstützt werden. 
(2) Fachkräfte in Einrichtungen sind: 

1. staatlich anerkannte Erzieher und Erzieherinnen sowie staatlich anerkannte Erzieher und 
Erzieherinnen der Fachrichtung Jugend- und Heimerziehung; 

2. staatlich anerkannte Kindheitspädagogen und Kindheitspädagoginnen von Fachhochschulen, 
Pädagogischen Hochschulen oder sonstigen Hochschulen; 

3. staatlich anerkannte Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen, staatlich anerkannte 
Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen, Diplompädagogen und Diplompädagoginnen, Diplom-
Erziehungswissenschaftler und Diplom-Erziehungswissenschaftlerinnen mit sozialpädagogischem 
Schwerpunkt sowie Bachelor-Absolventen und Bachelor-Absolventinnen dieser Fachrichtungen; 

4. Personen mit der Befähigung für das Lehramt an Grundschulen, Grund- und Hauptschulen sowie 
Sonderschulen; 

5. Personen mit einem Studienabschluss im pädagogischen, erziehungswissenschaftlichen oder 
psychologischen Bereich mit mindestens vier Semestern Pädagogik mit Schwerpunkt Kinder und 
Jugendliche oder Schwerpunkt Entwicklungspsychologie; 

6. staatlich anerkannte Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen; 
7. staatlich anerkannte Heilpädagogen und Heilpädagoginnen; 
8. Personen mit einem Studienabschluss der Heilpädagogik; 
9. staatlich anerkannte Heilerziehungspfleger und Heilerziehungspflegerinnen sowie 
10. nach einer Qualifizierung in Pädagogik der Kindheit und Entwicklungspsychologie im Umfang von 

zusammen mindestens 25 Tagen, die auch berufsbegleitend durchgeführt werden kann, oder 
nach einem einjährigen betreuten Berufspraktikum 
a) Physiotherapeuten und Physiotherapeutinnen, Krankengymnasten und Krankengymnastinnen, 

Ergotherapeuten und Ergotherapeutinnen, Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten und 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutinnen, Logopäden und Logopädinnen, 
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b) Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, 
Hebammen, Entbindungspfleger, Haus- und Familienpfleger und Haus- und 
Familienpflegerinnen sowie Dorfhelfer und Dorfhelferinnen, 

c) Fachlehrer und Fachlehrerinnen für musisch-technische Fächer, 
d) Personen, die die erste Staatsprüfung für das Lehramt an Grundschulen oder Grund- und 

Hauptschulen oder für das Lehramt an Sonderschulen erfolgreich bestanden haben. 
... 
(4) Als Fachkräfte im Sinne des § 1 Absatz 8 gelten auch Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen, 
Erzieher und Erzieherinnen, Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen sowie Personen nach Absatz 2 
Nummer 10 jeweils während der Qualifizierung oder des Berufspraktikums. Das Landesjugendamt kann 
darüber hinaus auf Antrag des jeweiligen Trägers ausnahmsweise weitere Personen als Fachkräfte 
zulassen, sofern sie nach Vorbildung und Erfahrung geeignet sind. Absatz 9 bleibt unberührt. 
(5) Zusatzkräfte im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die auf Grund ihrer Qualifikation in anderen 
Feldern die pädagogische Arbeit in einer Einrichtung bereichern. Über die Eignung als Zusatzkraft 
entscheidet der jeweilige Träger der Einrichtung. Absatz 9 bleibt unberührt. 
…  
 
b) Aus dem Bayerisches Gesetz zur Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindergärten, 

anderen Kindertageseinrichtungen und in Tagespflege (Bayerisches Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetz - BayKiBiG) vom 8. Juli 2005* (GVBl. S. 236), i.d.F. vom 11.Dezember 2012 (GVBl. 
S.644 ):  

 
Art. 2 

Begriffsbestimmungen 
 

(1) Kindertageseinrichtungen sind außerschulische Tageseinrichtungen zur regelmäßigen Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kindern. Dies sind Kinderkrippen, Kindergärten, Horte und Häuser für 
Kinder: 

1. Kinderkrippen sind Kindertageseinrichtungen, deren Angebot sich überwiegend an Kinder unter 
drei Jahren richtet, 

2. Kindergärten sind Kindertageseinrichtungen, deren Angebot sich überwiegend an Kinder im Alter 
von drei Jahren bis zur Einschulung richtet, 

3. Horte sind Kindertageseinrichtungen, deren Angebot sich überwiegend an Schulkinder richtet und 
4. Häuser für Kinder sind Kindertageseinrichtungen, deren Angebot sich an Kinder verschiedener 

Altersgruppen richtet. 
Kindertageseinrichtungen müssen nicht zwingend gebäudebezogen sein. 

(2) Eine regelmäßige Bildung, Erziehung und Betreuung im Sinn des Abs. 1 Satz 1 setzt voraus, dass die 
überwiegende Zahl der Kinder über einen Zeitraum von mindestens einem Monat die 
Kindertageseinrichtung durchschnittlich mindestens 20 Stunden pro Woche besucht. 
(3) Integrative Kindertageseinrichtungen sind alle unter Abs. 1 genannten Einrichtungen, die von bis zu 
einem Drittel, mindestens aber von drei behinderten oder von Behinderung bedrohten Kindern besucht 
werden. 
… 
 

Bildungs- und Erziehungsarbeit 
 

Art. 10 
Auftrag zur Bildung, Erziehung und Betreuung in Kindertageseinrichtungen 

 
(1) Kindertageseinrichtungen bieten jedem einzelnen Kind vielfältige und entwicklungsangemessene 
Bildungs- und Erfahrungsmöglichkeiten, um beste Bildungs- und Entwicklungschancen zu 
gewährleisten, Entwicklungsrisiken frühzeitig entgegenzuwirken sowie zur Integration zu befähigen. 
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Eine angemessene Bildung, Erziehung und Betreuung ist durch den Einsatz ausreichenden und 
qualifizierten Personals sicherzustellen. 
(2) Die Kinder sollen entwicklungsangemessen an Entscheidungen zum Einrichtungsalltag und zur 
Gestaltung der Einrichtung beteiligt werden. 
 

Art. 11 
Bildungs- und Erziehungsarbeit in Kindertageseinrichtungen; Erziehungspartnerschaft 

 
(1) Das pädagogische Personal in Kindertageseinrichtungen soll alle Kinder entsprechend der Vielfalt des 
menschlichen Lebens unterschiedslos in die Bildungs- und Erziehungsprozesse einbinden und jedes 
Kind entsprechend seinen Bedürfnissen individuell fördern. Das pädagogische Personal soll die 
Kompetenzen der Kinder für eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben im Sinn eines sozialen 
Miteinanders fördern. 
(2) Eltern und pädagogisches Personal arbeiten partnerschaftlich bei der Bildung, Erziehung und 
Betreuung der Kinder zusammen. 
(3) Die pädagogischen Fachkräfte informieren die Eltern regelmäßig über den Stand der Lern- und 
Entwicklungsprozesse ihres Kindes in der Tageseinrichtung. Sie erörtern und beraten mit ihnen wichtige 
Fragen der Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes. 
 

Art. 12 
Bildungs- und Erziehungsarbeit in Kindertageseinrichtungen für Kinder bei besonderen Bedarfslagen 

 
(1) Kinder mit Behinderung und solche, die von einer Behinderung bedroht sind, sollen in einer 
Kindertageseinrichtung gemeinsam mit Kindern ohne Behinderung betreut und gefördert werden, um 
ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. 
(2)  Kindertageseinrichtungen sollen dazu beitragen, die Integrationsbereitschaft von Familien mit 
Migrationshintergrund zu fördern. Für Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund, die über keine 
oder unzureichende Deutschkenntnisse verfügen, sowie für Kinder mit sonstigem Sprachförderbedarf ist 
eine besondere Sprachförderung sicherzustellen. 
 

Art. 13 
Grundsätze für die Bildungs- und Erziehungsarbeit in förderfähigen Kindertageseinrichtungen; 

Bildungs- und Erziehungsziele 
 
(1) Das pädagogische Personal in förderfähigen Kindertageseinrichtungen hat die Kinder in ihrer 
Entwicklung zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten zu unterstützen, mit 
dem Ziel, zusammen mit den Eltern den Kindern die hierzu notwendigen Basiskompetenzen zu 
vermitteln. Dazu zählen beispielsweise positives Selbstwertgefühl, Problemlösefähigkeit, 
lernmethodische Kompetenz, Verantwortungsübernahme sowie Kooperations- und 
Kommunikationsfähigkeit. 
(2) Das pädagogische Personal in förderfähigen Kindertageseinrichtungen hat die Kinder ganzheitlich zu 
bilden und zu erziehen. Der Entwicklungsverlauf des Kindes ist zu beachten. 
(3) Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen legt Bildungs- und 
Erziehungsziele für förderfähige Kindertageseinrichtungen in der Ausführungsverordnung (Art. 30) fest. 
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c) Aus dem Berliner Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz - KitaFöG) vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 322), i.d.F. vom 13. Juli 2011 
(GVBl. S. 344): 

 
§ 1 

Aufgaben und Ziele der Förderung 
 

(1) Tageseinrichtungen ergänzen und unterstützen als sozialpädagogische Bildungseinrichtungen die 
Erziehung des Kindes in der Familie durch eine alters- und entwicklungsgemäße Förderung. 
Tageseinrichtungen sollen  

1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit fördern und 

2. die Eltern dabei unterstützen, Erwerbstätigkeit oder Ausbildung und Kindererziehung besser 
miteinander zu vereinbaren. 

Die Förderung umfasst die Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes. Sie soll allen Kindern gleiche 
Bildungschancen bieten, unabhängig von ihrem Geschlecht, ihrer ethnischen und religiösen 
Zugehörigkeit, der sozialen und ökonomischen Situation ihrer Familie und ihren individuellen 
Fähigkeiten, und soll soziale Benachteiligungen sowie behinderungsbedingte Nachteile möglichst 
ausgleichen.  
(2) Die Förderung in der Tageseinrichtung hat die individuellen Bedürfnisse und das jeweilige 
Lebensumfeld des Kindes und seiner Familie zu berücksichtigen. Die Kinder sollen darin unterstützt 
werden, ihre motorischen, kognitiven, sozialen und musischen Fähigkeiten zu erproben und zu 
entwickeln und ihre Lebenswelt außerhalb der Tageseinrichtung zu erkunden. Die Förderung des 
Erwerbs der deutschen Sprache ist ein Bestandteil des vorschulischen Bildungsauftrags, der in den 
Tageseinrichtungen verfolgt wird.  
(3) Die Förderung in Tageseinrichtungen soll insbesondere darauf gerichtet sein,  

1. das Kind auf das Leben in einer Gesellschaft vorzubereiten, in der Wissen, sprachliche Kompetenz, 
Neugier, Lernenwollen und -können, Problemlösen und Kreativität von entscheidender Bedeutung 
sind, 

2. das Kind auf das Leben in einer demokratischen Gesellschaft vorzubereiten, die für ihr Bestehen 
die aktive, verantwortungsbewusste Teilhabe ihrer Mitglieder im Geiste der Toleranz, der 
Verständigung und des Friedens benötigt und in der alle Menschen ungeachtet ihres Geschlechts, 
ihrer sexuellen Identität, ihrer Behinderung, ihrer ethnischen, nationalen, religiösen und sozialen 
Zugehörigkeit sowie ihrer individuellen Fähigkeiten und Beeinträchtigungen gleichberechtigt 
sind, 

3. das Kind auf das Leben in einer Welt vorzubereiten, für die der verantwortliche Umgang mit den 
natürlichen Ressourcen unverzichtbar ist, 

4.  Kind zu ermöglichen, eine eigenständige und selbstbewusste Persönlichkeit zu entwickeln, die 
die kulturelle Vielfalt anerkennt und bejaht, 

5. das Kind dabei zu unterstützen, ein Bewusstsein vom eigenen Körper und dessen Bedürfnissen zu 
erwerben, 

6. das Zusammenleben von Kindern mit und ohne Behinderung auf der Grundlage des Gebots der 
Gleichberechtigung von Menschen mit und ohne Behinderung zu unterstützen. 

(4) Die Tageseinrichtungen sollen sich mit anderen Einrichtungen und Diensten abstimmen und mit 
Einrichtungen der Familienbildung und der Erziehungsberatung kooperieren. Der Übergang zur Schule 
soll durch eine an dem Entwicklungsstand der Kinder orientierte Zusammenarbeit mit der Schule 
unterstützt werden. Dies betrifft insbesondere die in Absprache mit den Eltern vorzunehmende 
Übermittlung von Unterlagen aus der Sprachdokumentation in Vorbereitung des Schulbesuchs.  
(5) Bei der Gestaltung des Alltags in der Tageseinrichtung sind den Kindern ihrem Entwicklungsstand 
entsprechende Mitwirkungsmöglichkeiten zu eröffnen.  
(6) Die Kindertagespflege soll die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit in einer familiennahen Betreuungsstruktur fördern, die Erziehung 
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und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen und den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und 
Kindererziehung besser miteinander zu vereinbaren.  
 

§ 5a 
Sprachliche Förderung 

 
(1) Zur Förderung des Erwerbs der deutschen Sprache werden bei den Kindern entsprechend den durch 
die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung im Einvernehmen mit der für Schule 
zuständigen Senatsverwaltung festgelegten Vorgaben standardisierte Sprachstandsfeststellungen in den 
Tageseinrichtungen in der Verantwortung der Träger durchgeführt.  
(2) Die Feststellung des Sprachstands nach Absatz 1 und die Förderung des Erwerbs der deutschen 
Sprache nach § 1 Abs. 2 Satz 3 sind im Rahmen einer Vereinbarung nach § 13 von den Trägern 
sicherzustellen.Für alle Kinder ist das Ergebnis der Sprachstandserhebung gemäß der 
Sprachdokumentation nach § 13 an die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung in 
anonymisierter oder pseudonymisierter Form einrichtungsbezogen zu übermitteln.In der Vereinbarung 
nach § 13 sind verbindliche Regelungen vorzusehen, die es der für Jugend und Familie zuständigen 
Senatsverwaltung ermöglichen, die vorgeschriebene Umsetzung der Sprachstandserhebungen und der 
Sprachdokumentation bei Bedarf einrichtungs- und trägerbezogen zu überprüfen.  
(3) Sofern Kinder mit festgestelltem Sprachförderbedarf im letzten Jahr vor Beginn der regelmäßigen 
Schulpflicht die Förderung in einer Tageseinrichtung beenden, ist die Beendigung der Förderung dem 
zuständigen Jugendamt mitzuteilen, das das zuständige Schulamt benachrichtigt; bei Beendigung der 
Förderung in einer öffentlich finanzierten Kindertagespflege erfolgt die Mitteilung durch das Jugendamt 
an das zuständige Schulamt.  
 

§ 6 
Besondere Angebote für Kinder mit Behinderungen 

 
(1) Keinem Kind darf auf Grund der Art und Schwere seiner Behinderung oder seines besonderen 
Förderungsbedarfs die Aufnahme in eine Tageseinrichtung verwehrt werden. Kinder mit Behinderungen 
werden in der Regel gemeinsam mit anderen Kindern in integrativ arbeitenden Gruppen gefördert.  
(2) Kinder, die auf Grund ihrer Behinderung spezieller Förderung bedürfen, sollen durch ergänzende 
pädagogische Angebote in der Tageseinrichtung unterstützt werden; hierfür sind Personalzuschläge 
nach § 11 zu gewähren. Soweit für Kinder mit Behinderungen therapeutische und heilpädagogische 
Hilfen im Sinne der §§ 53 und 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. März 2005 (BGBl. I S. 818) geändert 
worden ist, oder des § 35a des Achten Buches Sozialgesetzbuch gewährt werden, sollen diese nach 
Möglichkeit in die Arbeit der Tageseinrichtung integriert werden. Zusätzliches sozialpädagogisches 
Fachpersonal nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a wird unter der Voraussetzung bereitgestellt, dass die 
Behinderung den entsprechenden Leistungsbereichen zugeordnet und ein aus der Behinderung 
folgender Bedarf an zusätzlichem geeigneten sozialpädagogischen Personal durch das Jugendamt auf 
Grundlage des dafür in der Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 9 geregelten Verfahrens festgestellt worden 
ist. Die Voraussetzungen für Personalzuschläge für Kinder mit Behinderungen werden vom zuständigen 
Jugendamt unter Einbeziehung der im Bezirk für Behinderte zuständigen Fachstelle geprüft. Diese 
Feststellung ist zu befristen und nach Fristablauf erneut zu prüfen, soweit die Art und Schwere der 
Behinderung einer Befristung nicht entgegenstehen. Ist im Einzelfall diese Bedarfsfeststellung im 
Rahmen der Bedarfsprüfung nach § 7 Abs. 3 noch nicht abschließend möglich, erfolgt sie vorläufig unter 
der für die Zukunft auflösenden Bedingung der Bestätigung. Die abschließende Feststellung ist 
unverzüglich nachzuholen.  
(3) Soweit besondere Gruppen für Kinder mit Behinderungen erforderlich sind und ihre Eltern eine 
solche Förderung wünschen, sind diese nach Möglichkeit in Tageseinrichtungen einzurichten.  
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§ 10 
Anforderungen an das Personal, pädagogische Konzeption, Fachberatung 

 
(1) In Tageseinrichtungen sind zur Förderung der Kinder sozialpädagogische Fachkräfte zu beschäftigen, 
die gewährleisten, dass die in § 1 genannten Ziele und Aufgaben verfolgt und wahrgenommen werden. 
Das Personal von Tageseinrichtungen in öffentlicher Trägerschaft soll bei Erfüllung seiner Aufgaben auf 
die weltanschaulich-religiöse Neutralität achten. In fachpädagogisch, konzeptionell begründeten Fällen 
können im erforderlichen Umfang auch andere geeignete Kräfte beschäftigt werden, soweit die 
regelmäßige Förderung durch sozialpädagogisches Fachpersonal für alle Kinder sichergestellt ist; 
Näheres ist in der Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 1 zu regeln.  
(2) Wünschen die Eltern unter ernsthafter Berufung auf ihre negative Glaubensfreiheit ausdrücklich, 
dass das für die Förderung ihres Kindes zuständige Betreuungspersonal einer Tageseinrichtung in 
öffentlicher Trägerschaft nach § 20 keine sichtbaren religiösen oder weltanschaulichen Symbole, die für 
die Betrachterin oder den Betrachter eine Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaft demonstrieren, oder keine auffallenden religiös oder weltanschaulich 
geprägten Kleidungsstücke trägt, so findet zunächst ein Vermittlungsgespräch zwischen den Eltern und 
dem Betreuungspersonal statt. Sollten die Eltern auch nach dem Vermittlungsgespräch ihren Wunsch 
aufrechterhalten, ist dem zu entsprechen. 3Dies kann auch durch organisatorische Veränderungen in der 
Tageseinrichtung oder im Bereich des öffentlichen Trägers geschehen.  
(3) In integrativ arbeitenden Gruppen gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2, in denen Kinder mit zusätzlichem 
Förderungsbedarf betreut werden, soll mindestens eine der eingesetzten Fachkräfte über eine 
entsprechende Zusatzqualifikation verfügen oder sich in der Weiterbildung zum Erwerb einer solchen 
Qualifikation befinden.  
(4) Zu den Aufgaben der Fachkräfte gehören auch die Teilnahme an Dienstbesprechungen, an 
Fachberatung und Fortbildung sowie die individuelle Vor- und Nachbereitung der praktischen Arbeit.  
(5) Die Fachkräfte arbeiten mit den im Sozialraum wirkenden Einrichtungen und Diensten des 
Jugendamtes, der Schulen oder anderer Träger eng zusammen. 2Sie sollen mit den Trägern von 
Angeboten der Familienbildung und Familienberatung kooperieren.  
(6) Jede Tageseinrichtung ist von einer im erforderlichen Umfang von den erzieherischen Aufgaben 
freigestellten Fachkraft zu leiten. Die dafür erforderliche Personalausstattung wird im Rahmen der 
Ermächtigung nach § 11 Abs. 1 durch Rechtsverordnung geregelt.  
(7) Die Leitung der Tageseinrichtung ist erfahrenen und besonders qualifizierten Fachkräften zu 
übertragen.  
(8) Der Träger der Einrichtung hat für die ausreichende und fortlaufende Qualifizierung des 
Fachpersonals sowie für die Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der pädagogischen 
Förderung in den von ihm betriebenen Einrichtungen Sorge zu tragen. Die Fachkräfte sind gehalten, an 
vom Träger veranstalteten oder empfohlenen Fortbildungsmaßnahmen teilzunehmen.  
(9) In jeder Tageseinrichtung ist eine pädagogische Konzeption zu erarbeiten, die die Umsetzung der 
Aufgaben nach § 1 in der täglichen Arbeit der Einrichtung beschreibt. In integrativ fördernden 
Tageseinrichtungen gehört hierzu auch die Beschreibung der Förderung des Zusammenlebens von 
behinderten und nicht behinderten Kindern. Die Konzeption soll insbesondere Aussagen treffen über das 
pädagogische Profil, die besonderen fachlichen Ziele und Schwerpunkte der Tageseinrichtung sowie 
über die Organisation der pädagogischen Arbeit und des Alltags, bei größeren Tageseinrichtungen 
einschließlich der hierfür vorgesehenen Organisation der erforderlichen Gruppenarbeit. Sie soll unter 
Berücksichtigung der Prinzipien einer lebenswelt- und sozialräumlich orientierten Jugendhilfe deutlich 
machen, welchen Bezug diese Aussagen zu der Lebenssituation der in der Tageseinrichtung geförderten 
Kinder und ihrer Familien sowie zum Umfeld der Tageseinrichtung haben.  
(10) Die Träger bieten den von ihnen betriebenen Tageseinrichtungen in angemessenem Umfang 
Fachberatung an. Diese unterstützt und berät das pädagogische Fachpersonal der Tageseinrichtung in 
allen für die Qualität der Arbeit bedeutsamen Fragen. Bei der konzeptionellen und strukturellen 
Weiterentwicklung der Tageseinrichtungen hat sie den Träger zu beraten.  
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§ 11 
Personalausstattung 

 
(1) Die Förderung der Kinder in den Tageseinrichtungen ist durch ausreichendes sozialpädagogisches 
Personal sicherzustellen. Die Voraussetzungen für die Anerkennung des sozialpädagogischen Personals 
sowie die Personalbemessung entsprechend dem Aufgabeninhalt, dem Aufgabenumfang und der 
Aufgabenintensität sind durch die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung durch 
Rechtsverordnung zu regeln. In den Vorgaben für die Personalausstattung nach Absatz 2 sind alle 
Ausfallzeiten bereits abschließend berücksichtigt. 
(2) Bei der Personalbemessung für das sozialpädagogische Fachpersonal sollen folgende Grundsätze 
gelten: 

1. 38,5 Wochenarbeitsstunden pädagogischen Fachpersonals sind vorzusehen 
a) bei Kindern vor Vollendung des zweiten Lebensjahres 

– für jeweils fünf Kinder bei Ganztagsförderung, 
– für jeweils sechs Kinder bei Teilzeitförderung, 
– für jeweils acht Kinder bei Halbtagsförderung; 

b) bei Kindern nach Vollendung des zweiten und vor Vollendung des dritten Lebensjahres 
– für jeweils sechs Kinder bei Ganztagsförderung, 
– für jeweils sieben Kinder bei Teilzeitförderung, 
– für jeweils neun Kinder bei Halbtagsförderung; 

c) bei Kindern nach Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Schuleintritt 
– für jeweils neun Kinder bei Ganztagsförderung, 
– für jeweils elf Kinder bei Teilzeitförderung, 
– für jeweils 14 Kinder bei Halbtagsförderung. 

1. Für Kinder, die länger als neun Stunden gefördert werden, sind Personalzuschläge zu gewähren. 
2. Zusätzliches sozialpädagogisches Personal soll insbesondere zur Verfügung gestellt werden für 

a) die Förderung von Kindern mit Behinderungen, 
b) die Förderung von Kindern nichtdeutscher Herkunftssprache in Tageseinrichtungen 

mit einem überdurchschnittlichen Anteil dieser Kinder, 
c) Kinder, die in Wohngebieten mit sozial benachteiligenden Bedingungen leben; die 

Verordnung nach Absatz 1 Satz 2 kann als weitere Voraussetzung vorsehen, dass die 
Kinder auch in ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen leben müssen. 

3.  Für die Leitung der Tageseinrichtung sind zusätzliche Personalzuschläge zu gewähren, die bei 
120 Kindern mit 38,5 Wochenarbeitsstunden zu bemessen sind. 

 
§ 12 

Bau und Ausstattung 
 
(1) Tageseinrichtungen im Sinne von § 3 Absatz 2 und 3 müssen in Bau, Ausstattung und 
Freiflächengestaltung so beschaffen sein, dass eine den Aufgaben und Zielen nach § 1 entsprechende 
Förderung der Kinder möglich ist. Dabei sind insbesondere die Bestimmungen über barrierefreies 
Bauen gemäß § 51 Absatz 2 bis 5 der Bauordnung für Berlin vom 29. September 2005 (GVBl. S. 495), die 
zuletzt durch Artikel XVII des Gesetzes vom 18. November 2009 (GVBl. S. 674, 677) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Bei der Planung und Umgestaltung von 
Tageseinrichtungen sind pädagogische Fachkräfte zu beteiligen.  
(2) Das Land Berlin hat im Rahmen der Gewährleistungsverpflichtung nach § 2 bei Bedarf für den Bau 
oder Ausbau vorhandener Einrichtungen Sorge zu tragen.  
(3) In allen Tageseinrichtungen ist eine pädagogische Nutzfläche von mindestens drei Quadratmetern 
pro Kind zur Verfügung zu stellen; bei der Errichtung von Tageseinrichtungen ist eine pädagogische 
Nutzfläche von 4,5 Quadratmetern anzustreben. Grundsätzlich ist ein angemessener Freiflächenanteil 
(eine der Außennutzung für Kinder zur Verfügung stehende Fläche) je Platz erforderlich. Beim Bau 
sowie bei der Ausstattung von Tageseinrichtungen dürfen nur gesundheitlich unbedenkliche Materialien 
verwendet werden. Die für den Betrieb von Tageseinrichtungen maßgeblichen Richtlinien der 
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Unfallkasse Berlin sind zu beachten; sonstige Vorgaben der Einrichtungsaufsicht gemäß § 45 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch oder anderer zuständiger Stellen bleiben unberührt. Im Hinblick auf die zum 
Betrieb erforderliche Erlaubnis gemäß § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sollen die Träger sich 
bereits im Planungsstadium beraten lassen.  
 
 
d) Aus dem Zweites Gesetz zur Ausführung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches - Kinder- und 

Jugendhilfe - (Kindertagesstättengesetz- KitaG) Brandenburg vom 27. Juni 2004 (GVBl.I, S.384), i.d.F. 
vom 11. Februar 2014 (GVBl.I, S.14 ): 
 

§ 3 
Aufgaben und Ziele der Kindertagesstätte 

 
(1) Kindertagesstätten erfüllen einen eigenständigen alters- und entwicklungsadäquaten Betreuungs-, 
Bildungs-, Erziehungs- und Versorgungsauftrag. Die Bildungsarbeit der Kindertagesstätte unterstützt die 
natürliche Neugier der Kinder, fordert ihre eigenaktiven Bildungsprozesse heraus, greift die Themen der 
Kinder auf und erweitert sie. Sie ergänzen und unterstützen die Erziehung in der Familie und 
ermöglichen den Kindern Erfahrungen über den Familienrahmen hinaus. Die gemäß § 23 Abs. 3 
vereinbarten Grundsätze über die Bildungsarbeit in Kindertagesstätten bilden den für alle Einrichtungen 
verbindlichen Rahmen. Der eigenständige Bildungs- und Erziehungsauftrag der Kindertagesstätten 
schließt ein, die Kinder in geeigneter Form auf die Grundschule vorzubereiten. Die Kindertagesstätten 
sind berechtigt und verpflichtet, bei den von ihnen betreuten Kindern im letzten Jahr vor der 
Einschulung den Sprachstand festzustellen und, soweit erforderlich, Sprachförderkurse durchzuführen. 
Einrichtungen in freier Trägerschaft können diese Aufgabe auch für Kinder durchführen, die in keinem 
Betreuungsverhältnis zu einer Kindertageseinrichtung stehen; kommunale Einrichtungen sind hierzu 
verpflichtet. Die Durchführung der Sprachstandsfeststellung und Sprachförderung lässt 
Leistungsverpflichtungen anderer Sozialleistungsträger unberührt. 
(2) Kindertagesstätten haben insbesondere die Aufgabe,  

1. die Entwicklung der Kinder durch ein ganzheitliches Bildungs-, Erziehungs-, Betreuungs- und 
Versorgungsangebot zu fördern, 

2. den Kindern Erlebnis-, Handlungs- und Erkenntnismöglichkeiten ausgehend von ihren 
Bedürfnissen in ihrem Lebensumfeld zu erschließen, 

3. die Eigenverantwortlichkeit und Gemeinschaftsfähigkeit der Kinder zu stärken, unter anderem 
durch eine alters- und entwicklungsgemäße Beteiligung an Entscheidungen in der Einrichtung,  

4. die Entfaltung der körperlichen, geistigen und sprachlichen Fähigkeiten der Kinder sowie ihrer 
seelischen, musischen und schöpferischen Kräfte zu unterstützen, regelmäßig den 
Entwicklungsstand der Kinder festzustellen und dem Kind Grundwissen über seinen Körper zu 
vermitteln, 

5. die unterschiedlichen Lebenslagen, kulturellen und weltanschaulichen Hintergründe sowie die 
alters- und entwicklungsbedingten Bedürfnisse der Jungen und Mädchen zu berücksichtigen; im 
angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden ist die Vermittlung und Pflege der 
sorbischen/wendischen Sprache und Kultur zu gewährleisten, 

6. das gleichberechtigte, partnerschaftliche, soziale und demokratische Miteinander sowie das 
Zusammenleben von Kindern mit und ohne Behinderungen zu fördern, 

7. eine gesunde Ernährung und Versorgung zu gewährleisten, 
8. einen verantwortungsvollen Umgang mit der Umwelt zu vermitteln und einen nach ökologischen 

Gesichtspunkten gestalteten Lernort zu bieten. 
(3) Die Umsetzung der Ziele und Aufgaben wird in einer pädagogischen Konzeption beschrieben, die in 
jeder Kindertagesstätte zu erarbeiten ist. In dieser Konzeption ist ebenfalls zu beschreiben, wie die 
Grundsätze elementarer Bildung Berücksichtigung finden und die Qualität der pädagogischen Arbeit 
überprüft wird. 
(4) Die Kindertagesstätten können durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe verpflichtet 
werden, ihre Arbeit durch Qualitätsfeststellungen überprüfen zu lassen. 
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(5) Kindertagesstätten in öffentlicher und privater Trägerschaft, die besonders der Pflege, Förderung und 
Vermittlung sorbischer/wendischer Sprache und Kultur dienen und dauerhaft einsprachig-
niedersorbische Bildungsangebote oder solche mit Niedersorbisch als einer von mehreren Sprachen 
anbieten, werden durch das Land gefördert und unterstützt. Das Land unterstützt durch geeignete 
Maßnahmen und im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel die Träger von 
Kindertagesstätten bei der Versorgung mit altersgerechten Lehr- und Lernmitteln für 
niedersorbischsprachige Bildungsarbeit in den Kindertagesstätten. 
 

§ 12 

Gewährleistung eines bedarfsgerechten Angebots 

 
(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die Aufgabe, die Kindertagesbetreuung nach § 1 
zu gewährleisten. Kreisangehörige Gemeinden und Ämter können sich durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag verpflichten, in ihrem Gebiet die Aufgabe für den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
durchzuführen; die örtliche Trägerschaft der öffentlichen Jugendhilfe bleibt davon unberührt. In dem 
öffentlich-rechtlichen Vertrag ist die Kostenerstattung zu regeln. Er ist durch den örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe öffentlich bekannt zu machen und dem für Jugend zuständigen Mitglied der 
Landesregierung anzuzeigen. Die Vorschriften des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
finden keine Anwendung.  
(2) Kinder mit einem besonderen Förderbedarf nach den §§ 27, 35a des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
oder den §§ 53, 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind in Kindertagesstätten aufzunehmen, 
wenn eine diesem Bedarf entsprechende Förderung und Betreuung gewährleistet werden können. Die 
Gruppengröße und die personelle Besetzung in diesen Gruppen sind den besonderen Anforderungen im 
Einzelfall anzupassen.  
(3) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt im Benehmen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe und den Gemeinden einen Bedarfsplan für die Kindertagesbetreuung auf und schreibt ihn 
rechtzeitig fort. Der Bedarfsplan weist die Einrichtungen aus, die zur Erfüllung des Rechtsanspruchs 
gemäß § 1 als erforderlich erachtet werden. Hierbei sind die Realisierung des Förderauftrages gemäß § 
3 dieses Gesetzes sowie der §§ 22 und 22a des Achten Buches Sozialgesetzbuch, die Erreichbarkeit, die 
tatsächliche Inanspruchnahme und das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten nach § 5 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch zu beachten.  
 

§ 13 

Bau und Ausstattung 

 

Die Lage, das Gebäude, die Räumlichkeiten, die Außenanlagen und die Ausstattung der 
Kindertagesstätten müssen den Aufgaben gemäß § 3 genügen. Sie müssen ausreichend und kindgemäß 
bemessen sein.  
 
 
e) Aus Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB) vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I, S.698), 

i.d.F. vom 23. Mai 2013 (GVBl. S. 207): 
 

§ 1 

Jugendhilfe 

 
(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen und ihrer 
Familien nach § 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 11. September 2012 (BGBl. I 
S. 2022). Die Wahrnehmung der Aufgaben der Jugendhilfe dient der Verwirklichung der Ziele nach § 1 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Die Jugendhilfe soll darauf hinwirken, positive 
Entwicklungsbedingungen für junge Menschen und ihre Familien zu schaffen und zu erhalten. Sie soll 
Kinder und Jugendliche vor Vernachlässigung, Misshandlung, Missbrauch und Gewalt schützen. 
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(2) Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und Jungen sind 
Maßnahmen zu treffen, die die Verwirklichung der Chancengleichheit von Frauen und Männern zum Ziel 
haben. 
(3) Bei ihrer Aufgabe, junge Menschen in ihrer Entwicklung zu fördern und dazu beizutragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, soll die Jugendhilfe darauf hinwirken, dass 

1. die Integration junger Menschen mit Behinderung sowie die Inklusion nach Maßgabe des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
gefördert wird, 

2. die sozialen und kulturellen Interessen und Bedürfnisse junger Menschen mit 
Migrationshintergrund und ihrer Familien berücksichtigt werden und 

3. bedarfsgerechte und differenzierte Angebote und Einrichtungen der Jugendhilfe allen Kindern, 
Jugendlichen, jungen Volljährigen und ihren Familien gleichermaßen zugänglich sind. 
 

§ 22 
Förderung besonderer Angebote der Hilfe zur Erziehung, der Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche mit seelischer Behinderung und der Hilfe für junge Volljährige 
 
(1) Zur Sicherung eines bedarfsgerechten Angebotes von Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfen für 
Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung und Hilfen für junge Volljährige nach den §§ 27 bis 
41 des Achten Buches Sozialgesetzbuch gewährt das Land den örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe Finanzzuweisungen aus Mitteln des Kommunalen Finanzausgleichs, die dem Ausgleich der 
Belastungen durch diese Jugendhilfemaßnahmen dienen. 
(2) Finanzzuweisungen können auch gewährt werden für die Entwicklung und Erprobung neuer Formen 
der Hilfe zur Erziehung und der Hilfe für junge Volljährige. 
 

§ 23 
Zuständigkeit bei Maßnahmen für junge Menschen mit Mehrfachbehinderungen und bei Maßnahmen 

der Frühförderung für Kinder 
 
(1) Hat ein junger Mensch neben einer körperlichen oder geistigen Behinderung, die Maßnahmen der 
Eingliederungshilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch erfordert, auch eine seelische 
Behinderung, die Maßnahmen der Eingliederungshilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
erfordert, oder ist er von einer solchen Mehrfachbehinderung bedroht, so werden diese Maßnahmen der 
Eingliederungshilfe durch die Träger der Sozialhilfe nach den Vorschriften des Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch gewährt, wenn die Verbindung beider Maßnahmen zur Erreichung des 
Eingliederungsziels nach dem Vierten Abschnitt des Achten Buches Sozialgesetzbuch notwendig ist. 
Soweit kein Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
besteht, ist für den Bereich der jungen Menschen mit seelischen Behinderungen der Träger der 
Jugendhilfe zuständig. 
(2) Maßnahmen der Frühförderung für Kinder werden unabhängig von der Art der Behinderung von den 
Trägern der Sozialhilfe gewährt. Maßnahmen der Frühförderung schließen die integrative Erziehung von 
Kindern in Tageseinrichtungen ein. 
 
 
f) Aus dem Gesetz zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

Mecklenburg-Vorpommern (Kindertagesförderungsgesetz - KiföG M-V) vom 1. April 2004 ( GVOBl.  
S. 146), i.d.F. vom 16. Juli 2013 (GVOBl. S. 452) : 

 
§ 1 

Ziele und Inhalte der individuellen Förderung 
 
(1) Die individuelle Förderung aller Kinder hat sich pädagogisch und organisatorisch an den 
Bedürfnissen, dem Entwicklungsstand und den Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder und den 
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Bedürfnissen ihrer Familien zu orientieren. Sie ermöglicht den Kindern den aktiven Erwerb von 
entwicklungsangemessenen Kompetenzen über den Familienrahmen hinaus. 
Kinder, die nicht altersgerecht entwickelt sind, werden in besonderem Maße gefördert. Die Förderung 
soll die Personensorgeberechtigten bei der Erziehung und Betreuung ihrer Kinder durch ein vielfältiges 
Angebot an Bildung, Erziehung und Betreuung unterstützen und damit zur Entwicklung der Kinder zu 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten beitragen. Die Kinder sollen in 
besonderer Weise personale, soziale, kognitive, körperliche und motorische Kompetenzen sowie 
Kompetenzen im alltagspraktischen Bereich in folgenden Bildungs- und Erziehungsbereichen erwerben: 

 Kommunikation, Sprechen und Sprache(n), 
 Bewegung, 
 (inter)kulturelle und soziale Grunderfahrungen, 
 Werteerziehung, Ethik und Religion, 
 Musik, Ästhetik und bildnerisches Gestalten, 
 elementares mathematisches Denken, 
 Welterkundung und naturwissenschaftliche Grunderfahrungen, 
 Gesundheit. 

Frühkindliche Bildung und Erziehung unterstützen die psychische Widerstandsfähigkeit von Kindern 
gegenüber biologischen, psychologischen und psychosozialen Entwicklungsrisiken und beinhalten die 
Anleitung zur gesunden Lebensführung. Diese Anleitung zielt auf ein gesundes Aufwachsen der Kinder 
ab und hat die Entwicklung des Gesundheitsbewusstseins, insbesondere in Bezug auf hygienisches 
Verhalten, gesunde Ernährung und Bewegung der Kinder zu stärken. 
(2) Die Kindertagesförderung unterstützt den Gedanken der Gleichstellung der Geschlechter unter 
Beachtung der Geschlechterspezifik sowie die Erziehung zu Toleranz gegenüber anderen Menschen und 
Akzeptanz von anderen Kulturen und Lebensweisen. Sie ist ausgerichtet auf die Chancengerechtigkeit 
der Kinder, die individuelle Förderung von Begabungen und den Ausgleich von Benachteiligungen und 
erfolgt unter Berücksichtigung sozialer sowie sozialräumlicher Gegebenheiten. 
(3) Grundlage der individuellen Förderung ist die in Mecklenburg-Vorpommern verbindliche 
Bildungskonzeption für Kinder von null bis zehn Jahren, die schrittweise durch das fachlich zuständige 
Ministerium eingeführt wird. Für Kinder von drei bis sechs Jahren bildet die Vorbereitung auf die Schule 
einen besonderen Schwerpunkt. Die Umsetzung der Bildungskonzeption hat sich in den Leistungs-, 
Entgelt- und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen nach § 16 unter Beachtung der 
einrichtungsspezifischen Konzeption widerzuspiegeln. 
(4) Die Bildungskonzeption für Kinder von null bis zehn Jahren und die Rahmenpläne für die 
Grundschulen sind aufeinander abzustimmen. Die Kindertagesförderung hat den Auftrag, den Übergang 
der Kinder in die Grundschule gezielt vorzubereiten, zu begleiten und mitzugestalten. Dazu sollen die 
Fachkräfte der Kindertageseinrichtungen, die Tagespflegepersonen und die Lehrkräfte der Grundschulen 
in einem gleichberechtigten, partnerschaftlichen Verhältnis zusammenarbeiten und nach Möglichkeit in 
geeigneten Bereichen an gemeinsamen Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen teilnehmen. 
Grundlage der Zusammenarbeit zwischen Kindertageseinrichtungen und Grundschulen sollen 
Kooperationsvereinbarungen sein. 
(5) Grundlage der individuellen Förderung ist in allen Altersstufen eine alltagsintegrierte Beobachtung 
und Dokumentation des kindlichen Entwicklungsprozesses. Spätestens drei Monate nach Eintritt des 
Kindes in den Kindergarten erfolgt regelmäßig eine Beobachtung und Dokumentation auf Basis 
landesweit verbindlich festgelegter Verfahren. Entsprechendes ist für die Förderung in 
Kindertagespflege anzustreben. Die Ergebnisse sind auch Gegenstand von Entwicklungsgesprächen mit 
Personensorgeberechtigten. In einem Entwicklungsgespräch im Jahr des voraussichtlichen Eintritts des 
Kindes in die Schule sind die Personensorgeberechtigten über die Ergebnisse der Förderung nach 
Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie über eine weitere Nutzung der Ergebnisse der Beobachtung und 
Dokumentation gemäß den Absätzen 5 und 6 in der Schule sowie über das Erfordernis ihrer 
Einwilligung zur Datenübermittlung an die Schule zu unterrichten. Für die Unterrichtung der 
Personensorgeberechtigten nach Satz 5 und die Einwilligung zur Datenweitergabe ist ein amtlicher 
Vordruck des fachlich zuständigen Ministeriums zu verwenden. Die Ergebnisse der Beobachtung und 
Dokumentation werden mit der schriftlichen Einwilligung der Personensorgeberechtigten mit dem 



117 
 

amtlichen Vordruck den Grundschulen sowie den Horten zur Verfügung gestellt und von diesen in die 
weiterführende individuelle Förderung einbezogen. Die Einwilligung ist ein Jahr aufzubewahren und 
anschließend datenschutzgerecht zu vernichten. Willigen die Personensorgeberechtigten nicht in die 
Datenübermittlung ein, ist die Dokumentation ein Jahr, nach dem das Kind die Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflege verlassen hat, datenschutzgerecht zu vernichten. 
(6) Weisen die Ergebnisse der Beobachtung nach Absatz 5 Satz 2 eine erhebliche Abweichung von der 
altersgerechten, sozialen, kognitiven, emotionalen oder körperlichen Entwicklung aus, soll eine gezielte 
individuelle Förderung auf der Grundlage eines jährlich fortzuschreibenden Entwicklungsplans erfolgen, 
für die das Land nach Maßgabe dieses Gesetzes zusätzlich finanzielle Mittel bereitstellt. Die Träger von 
Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen treffen in eigener Verantwortung 
Entscheidungen über den gezielten Einsatz der zusätzlich zur Verfügung gestellten finanziellen Mittel. 
Leistungen nach diesem Gesetz sind gegenüber Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch nachrangig. 
 

§ 2 

Arten der Förderung 

 
(1) Kindertageseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind familienunterstützende Einrichtungen, die 
als Kindertagesstätte, Krippe, Kindergarten und Hort geführt werden können. In 
Kindertageseinrichtungen werden Kinder bis zum Schuleintritt oder schulpflichtige Kinder für einen Teil 
des Tages oder ganztags gefördert. 
(2) In Kindertagesstätten erfolgt die Förderung in mindestens zwei der in den Absätzen 3 bis 5 
genannten Förderarten. 
(3) In Krippen werden Kinder bis zum Beginn des Monats, in dem sie das dritte Lebensjahr vollenden, 
gefördert. 
(4) In Kindergärten werden Kinder vom Beginn des Monats, in dem sie das dritte Lebensjahr vollenden, 
bis zum Eintritt in die Schule gefördert. 
(5) In Horten werden Kinder vom Eintritt in die Schule bis zum Ende des Besuchs der Grundschule 
gefördert. Eine darüber hinausgehende Hortförderung erfolgt längstens bis zum Ende der 
Jahrgangsstufe 6 in den Fällen, in denen eine dem Kindeswohl entsprechende Bildung, Erziehung und 
Betreuung wegen der individuellen Entwicklung des Kindes oder seiner familiären Situation nicht 
gewährleistet ist, und in den Fällen, in denen das Kind nicht in der Lage ist, seinen außerschulischen 
Alltag selbstständig zu bewältigen. 
(6) Die individuelle Förderung von Kindern mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Kinder 
soll vorrangig in Kindertageseinrichtungen erfolgen. In integrativen Einrichtungen werden den Kindern 
gemeinsame Erfahrungsfelder und Lernanreize geboten, die sie in ihrer Persönlichkeitsentwicklung 
fördern und ihnen die Möglichkeit geben, Beziehungen zueinander aufzubauen, die trotz 
unterschiedlicher Kompetenzen und Beeinträchtigungen der einzelnen Kinder durch persönliche 
Wertschätzung, wechselseitige Anerkennung und gegenseitige Unterstützung gekennzeichnet sind. 
(7) Die Kindertagespflege ist eine familienergänzende und -unterstützende Form der regelmäßigen 
Förderung durch eine Person, die nicht personensorgeberechtigt für die Kinder ist (Tagespflegeperson). 
Die Kindertagespflege wird im Haushalt der Tagespflegeperson oder der Personensorgeberechtigten 
oder in anderen geeigneten Räumen durchgeführt. 
(8) Einzelintegration ist Förderung einzelner Kinder mit Behinderung oder von Behinderung bedrohter 
Kinder in Regeleinrichtungen nach den Absätzen 2 bis 5 oder in Kindertagespflege nach Absatz 7. 
 

§ 9 

Gesundheitsvorsorge 

 
(1) Die Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen sollen vor der Aufnahme eines Kindes 
von den Personensorgeberechtigten Angaben über den Zeitpunkt und die Stufe der letzten 
Früherkennungsuntersuchung und den Impfstatus verlangen. Bei festgestellten (diagnostizierten) 
Entwicklungsauffälligkeiten wirken die Fachkräfte der Kindertageseinrichtungen und die 
Tagespflegepersonen gemeinsam mit den Personensorgeberechtigen auf deren Beseitigung hin. 
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(2) Die Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen sollen den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst bei der Durchführung von Untersuchungen und Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention unterstützen. Sie wirken gegenüber den 
Personensorgeberechtigten darauf hin, dass die Kinder an den Früherkennungsuntersuchungen nach § 
26 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und an den öffentlich empfohlenen Schutzimpfungen 
teilnehmen. 
(3) Der Anspruch auf Aufnahme des Kindes und das Wahlrecht der Personensorgeberechtigten nach § 3 
bleiben unberührt. 
(4) Aus Gründen der Gesundheitsvorsorge und der Suchtvorbeugung darf in den 
Kindertageseinrichtungen und den Räumen der Kindertagespflege nicht geraucht und keine 
alkoholischen Getränke zu sich genommen werden. 
 
 
g) Aus dem Niedersächsischen Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) vom 7. Februar 2002 

(GVBl. S.57 ), i.d.F. vom 07.November 2012 (GVBl. S. 417): 
 

§ 2 
Auftrag der Tageseinrichtungen 

 
(1) Tageseinrichtungen dienen der Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern. Sie haben einen 
eigenen Erziehungs- und Bildungsauftrag. Tageseinrichtungen sollen insbesondere 

 die Kinder in ihrer Persönlichkeit stärken, 
 sie in sozial verantwortliches Handeln einführen, 
 ihnen Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die eine eigenständige Lebensbewältigung im 

Rahmen der jeweiligen Möglichkeiten des einzelnen Kindes fördern, 
 die Erlebnisfähigkeit, Kreativität und Fantasie fördern, 
 den natürlichen Wissensdrang und die Freude am Lernen pflegen, 
 die Gleichberechtigung von Jungen und Mädchen erzieherisch fördern und 
 den Umgang von behinderten und nicht behinderten Kindern sowie von Kindern unterschiedlicher 

Herkunft und Prägung untereinander fördern. Das Recht der Träger der freien Jugendhilfe, ihre 
Tageseinrichtungen entsprechend ihrer erzieherischen Grundrichtung in eigener Verantwortung 
zu gestalten, bleibt unberührt. 

(2) Die Tageseinrichtungen arbeiten mit den Familien der betreuten Kinder zusammen, um die 
Erziehung und Förderung der Kinder in der Familie zu ergänzen und zu unterstützen.  Dabei ist auf die 
besondere soziale, religiöse und kulturelle Prägung der Familien der betreuten Kinder Rücksicht zu 
nehmen. 
(3) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages sind die Tageseinrichtungen so zu gestalten, 
dass sie als anregender Lebensraum dem Bedürfnis der Kinder nach Begegnung mit anderen Kindern, 
Eigentätigkeit im Spiel, Bewegung, Ruhe, Geborgenheit, neuen Erfahrungen und Erweiterung der 
eigenen Möglichkeiten gerecht werden können. 
 

§ 3 
Arbeit in der Tageseinrichtung 

 
(1) Die Tageseinrichtung hat unter Berücksichtigung ihres Umfeldes und der Zusammensetzung ihrer 
Gruppen auf der Grundlage der Konzeption des Trägers unter Mitarbeit der Fachkräfte Schwerpunkte 
und Ziele der Arbeit in der Tageseinrichtung und deren Umsetzung festzulegen. Die Konzeption ist 
regelmäßig fortzuschreiben. 
(2) Die Tageseinrichtung hat dem Alter und Entwicklungsstand der einzelnen Kinder bei der Gestaltung 
der Arbeit Rechnung zu tragen. Kinder mit sozialen oder individuellen Benachteiligungen sollen 
pädagogisch besonders gefördert werden. 
(3) Die Tageseinrichtung gibt den Kindern in einer ihrem Alter angemessenen Weise Gelegenheit zur 
Mitwirkung bei der Gestaltung der Arbeit in ihrer Tageseinrichtung. 
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(4) Die Tageseinrichtung bezieht das örtliche Gemeinwesen als Ort für lebensnahes Lernen in die 
Gestaltung des Alltags mit ein. 
(5) Die Tageseinrichtung soll mit solchen Einrichtungen ihres Einzugsbereichs, insbesondere mit den 
Grundschulen, zusammenarbeiten, deren Tätigkeit im Zusammenhang mit dem Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Tageseinrichtung steht. 
(6) Kinder, die eine wesentliche Behinderung im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buchs des 
Sozialgesetzbuchs (SGB IX) haben und leistungsberechtigt gemäß § 53 Abs. 1 SGB XII sind, sollen nach 
Möglichkeit in einer ortsnahen Kindertagesstätte (§ 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2) gemeinsam mit Kindern ohne 
Behinderung in einer Gruppe betreut werden. Hierauf wirken das Land, die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe (örtliche Träger) und die Gemeinden hin, die die Förderung der Kinder in 
Tageseinrichtungen nach § 13 des Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG 
KJHG) wahrnehmen. 
 

§ 7 
Größe der Kindertagesstätten und ihrer Gruppen 

 
(1) Kindertagesstätten sollen nicht mehr als fünf gleichzeitig anwesende Gruppen umfassen. Die nach § 9 
Abs. 2 Satz 1 AG KJHG bestimmten Behörden können Ausnahmen zulassen. 
(2) Der Träger einer Kindertagesstätte hat die Anzahl der in einer Gruppe betreuten Kinder so 
festzulegen, dass sie entsprechend ihrem Alter gefördert werden können. Werden in einer Gruppe auch 
behinderte Kinder betreut, so ist der besondere Aufwand für die Förderung dieser Kinder bei der 
Festlegung der Gruppengröße zu berücksichtigen. Ebenfalls soll der besondere Aufwand berücksichtigt 
werden, der durch die Förderung von Kindern ausländischer Herkunft und Kindern aus besonders 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen entsteht. 
 

§ 18 
Besondere Personalausgaben 

 
(1) Findet die gemeinsame Erziehung von Kindern mit und ohne Behinderungen in dafür genehmigten 
Gruppen statt, so gewährt das Land eine zusätzliche, angemessene Finanzhilfe zu den nicht durch 
Leistungen nach dem Zwölften Buch des Sozialgesetzbuchs gedeckten Ausgaben, die sich nach dem 
höheren Betreuungsaufwand richtet. 
(2) Das Land kann Zuwendungen nach Maßgabe seines Haushalts für Kräfte gewähren, die in 
Kindertagesstätten mit einem hohen Anteil an Kindern ausländischer Herkunft oder an Kindern aus 
besonders benachteiligten Bevölkerungsgruppen zusätzlich zu den in § 4 vorgesehenen Kräften 
erforderlich sind. 
 

§ 22 
Ausführung des Gesetzes 

 
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verordnung für Kindertagesstätten und für Kleine 
Kindertagesstätten die notwendigen Räume, die Mindestgröße der Gruppenräume und der 
Außenflächen zum Spielen (§ 6) sowie die Größe der Gruppen (§ 7) festzulegen. Dabei können für Kleine 
Kindertagesstätten kürzere Verfügungszeiten (§ 5) sowie geringere Anforderungen an die personelle 
Ausstattung (§ 4), die Räume, die Außenflächen zum Spielen und kleinere Gruppengrößen vorgesehen 
werden. 
(2) Das für Tageseinrichtungen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung 

1. für die gemeinsame Erziehung von Kindern mit und ohne Behinderung (§ 3 Abs. 6) zusätzliche 
Anforderungen an das Betreuungspersonal, dessen Verfügungszeit, die Größe der Gruppen und 
ihre Zusammensetzung, die Größe der Räume und die Betreuungszeiten vorzusehen sowie die 
Versorgung von Kindern mit Behinderung in einem bestimmten Gebiet von einer Vereinbarung 
der Beteiligten abhängig zu machen, 
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2. für die Kinderspielkreise hinsichtlich der personellen Ausstattung, der Verfügungszeiten, der 
Räume, der Außenflächen zum Spielen, Größe und Anzahl der Gruppen sowie der 
Betreuungszeiten (§ 8) von Kindertagesstätten abweichende Anforderungen vorzusehen, 

3. für die Finanzhilfe nach den §§ 16, § 16 a, 18 Abs. 1 und § 21 Abs. 2 die erforderlichen Angaben 
einschließlich einer Anzeigepflicht für Änderungen im Betrieb einer Tageseinrichtung sowie die 
Berechnung und das Zahlungsverfahren festzulegen, 

4. für die Finanzhilfe nach den §§ 16, 16 a und 18 Abs. 1 die Beträge für 
Jahreswochenstundenpauschalen der Fach- und Betreuungskräfte sowie der 
Berufspraktikantinnen und Berufspraktikanten der Fachschule oder Fachhochschule für 
Sozialpädagogik einschließlich der Erhöhung dieser Beträge um 1,5 vom Hundert jährlich ab 
Beginn des jeweiligen Kindergartenjahres festzusetzen. 

 
 
h) Aus dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) - 

Viertes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - SGB VIII – Nordrhein-
Westfalen vom 30. Oktober 2007 (GV. S. 462), i.d.F. vom 13. November 2012 (GV.S. 510): 

 
§ 7 

Diskriminierungsverbot 
 
Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung darf nicht aus Gründen seiner Rasse oder 
ethnischen Herkunft, seiner Nationalität, seines Geschlechtes, seiner Behinderung, seiner Religion oder 
seiner Weltanschauung verweigert werden. Die verfassungsmäßigen Rechte der Kirchen bleiben 
unberührt. 
 

§ 8 
Integrative Bildungs- und Erziehungsarbeit 

 
Kinder mit Behinderungen und Kinder, die von einer Behinderung bedroht sind, sollen gemeinsam mit 
Kindern ohne Behinderung gefördert werden. Die besonderen Bedürfnisse von Kindern mit 
Behinderungen und von Kindern, die von einer Behinderung bedroht sind, sind bei der pädagogischen 
Arbeit zu berücksichtigen. 
 

§ 10  
Gesundheitsvorsorge 

 
(1) Bei der Aufnahme in die Tageseinrichtung ist der Nachweis über eine altersentsprechend 
durchgeführte Gesundheitsvorsorgeuntersuchung des Kindes durch Vorlage des 
Vorsorgeuntersuchungsheftes für Kinder oder einer entsprechenden ärztlichen Bescheinigung zu 
erbringen. 
(2) In den Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege ist die gesundheitliche Entwicklung 
der Kinder zu fördern. Bei Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung sind die 
Eltern frühzeitig zu informieren und geeignete Hilfen zu vermitteln; bei fortbestehender Gefährdung ist 
das Jugendamt entsprechend § 8 a SGB VIII zu informieren. 
(3) Das Jugendamt arbeitet mit den für die Durchführung ärztlicher und zahnärztlicher 
Vorsorgeuntersuchungen zuständigen Stellen zusammen und hat für jährliche ärztliche und 
zahnärztliche Untersuchungen der Kinder in den Tageseinrichtungen Sorge zu tragen. Diese können nur 
entfallen, wenn sicher gestellt ist, dass diese jährlichen Untersuchungen für jedes Kind anderweitig 
erfolgen. 
(4) In Kindertageseinrichtungen darf nicht geraucht werden. Auch in Räumen, die für die Betreuung von 
Kindern in Kindertagespflege bestimmt sind, ist das Rauchen nicht gestattet. 
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§ 13 
Grundsätze der Bildungs- und Erziehungsarbeit 

 
(1) Tageseinrichtungen führen die Bildung, Erziehung und Betreuung nach einem eigenen träger- oder 
einrichtungsspezifischen pädagogischen Konzept durch. 
(2) Die Bildungs- und Erziehungsarbeit zielt darauf ab, das Kind unter Beachtung der in Artikel 7 der 
Landesverfassung des Landes Nordrhein-Westfalen genannten Grundsätze in seiner Entwicklung zu 
einer eigenständigen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern, es zu 
Verantwortungsbereitschaft, Gemeinsinn und Toleranz zu befähigen, seine interkulturelle Kompetenz zu 
stärken, die Herausbildung kultureller Fähigkeiten zu ermöglichen und die Aneignung von Wissen und 
Fertigkeiten in allen Entwicklungsbereichen zu unterstützen. 
(3) Die Einrichtungen haben ihre Bildungskonzepte so zu gestalten, dass die individuelle 
Bildungsförderung die unterschiedlichen Lebenslagen der Kinder und ihrer Eltern berücksichtigt und 
unabhängig von der sozialen Situation der Kinder sichergestellt ist. Die Einrichtungen sollen die Eltern 
über die Ergebnisse der Bildungsförderung regelmäßig unterrichten. 
(4) Die Kinder wirken bei der Gestaltung des Alltags in der Kindertageseinrichtung ihrem Alter und ihren 
Bedürfnissen entsprechend mit. 
(5) Die Entwicklung des Kindes soll beobachtet und regelmäßig dokumentiert werden. Die 
Bildungsdokumentation setzt die schriftliche Zustimmung der Eltern voraus. 
(6) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages gehört die kontinuierliche Förderung der 
Sprachentwicklung des Kindes im Sinne des § 22 Abs. 3 SGB VIII. Das pädagogische Konzept nach Absatz 
1 muss Ausführungen zur Sprachförderung enthalten. Verfügt ein Kind nicht in altersgemäß üblichem 
Umfang über deutsche Sprachkenntnisse, hat die Tageseinrichtung dafür Sorge zu tragen, dass es eine 
zusätzliche Sprachförderung erhält. Soweit ein Kind an zusätzlichen Sprachfördermaßnahmen in der 
Tageseinrichtung teilnimmt, hat die Tageseinrichtung auf Wunsch der Eltern die Teilnahme zu 
bescheinigen. 
 
 
i) Aus dem Kindertagesstättengesetz Rheinland-Pfalz vom 15. März 1991 (GVBl. S. 79), i.d.F. vom 7. 

März 2008 (GVBl. S. 52): 
 

§ 2 
Grundsätze der Erziehung, Bildung und Betreuung in Kindertagesstätten 

 
(1) Kindertagesstätten sollen die Gesamtentwicklung des Kindes fördern und durch allgemeine und 
gezielte erzieherische Hilfen und Bildungsangebote sowie durch differenzierte Erziehungsarbeit die 
körperliche, geistige und seelische Entwicklung des Kindes anregen, seine Gemeinschaftsfähigkeit 
fördern und soziale Benachteiligungen möglichst ausgleichen. Hierzu ist die Beobachtung und 
Dokumentation der kindlichen Entwicklungsprozesse unter Beachtung der trägerspezifischen Konzeption 
und des Datenschutzes erforderlich. Diese sind zugleich Grundlage für Entwicklungsgespräche mit den 
Eltern.  
(2) Die Tagesbetreuung von Kindern soll sich an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien 
orientieren. Kindertagesstätten sollen mit den Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten bei der 
Erziehung des Kindes zusammenarbeiten und mit ihnen erzieherische Probleme und Bedürfnisse des 
Kindes erörtern. Sie sollen auf die Inanspruchnahme notwendiger Hilfen auch in Fällen von 
Vernachlässigung, Misshandlung oder sexuellem Missbrauch von Kindern hinwirken und dabei mit den 
Jugendämtern und sonstigen geeigneten Stellen vertrauensvoll zusammenarbeiten.  
(3) Kindertagesstätten haben auch die Aufgabe, bei der Früherkennung von Entwicklungsrückständen 
und Behinderungen mitzuwirken. Für die gemeinsame Erziehung behinderter und nichtbehinderter 
Kinder soll eine ausreichende Anzahl geeigneter Plätze in Kindertagesstätten vorhanden sein; die Plätze 
sollen auch entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik so weit wie möglich 
barrierefrei im Sinne des § 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen 
gestaltet sein.  
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§ 2a 
Übergang zur Grundschule 

 
(1) Der Kindergarten soll in dem Jahr, welches der Schulpflicht unmittelbar vorausgeht, möglichst von 

allen Kindern besucht werden. Hierauf wirken die Träger der öffentlichen Jugendhilfe hin.  
(2) In diesem Kindergartenjahr wird nach Maßgabe der jeweiligen Konzeption insbesondere der 

Übergang zur Grundschule vorbereitet und über die allgemeine Förderung nach § 2 hinaus die 
Sprachentwicklung der Kinder beobachtet und durch gezielte Bildungsangebote gefördert. 

(3) Die Kindergärten arbeiten mit den Grundschulen zur Information und Abstimmung ihrer 
jeweiligen Bildungskonzepte zusammen. Hierzu werden geeignete Kooperationsformen, wie 
Arbeitsgemeinschaften, gegenseitige Hospitationen und gemeinsame Fortbildungen, zwischen 
Kindergärten und Grundschulen vereinbart.  

 
 

j) Aus dem Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen (Gesetz über 
Kindertageseinrichtungen – SächsKitaG) vom 27.November 2001 (GVBl. S. 705 ), i.d.F. vom 27.Januar 
2012 (GVBl. S. 144): 

 
§ 2 

Aufgaben und Ziele 
 
(1) Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege begleiten, unterstützen und ergänzen die Bildung 
und Erziehung des Kindes in der Familie. Sie bieten dem Kind vielfältige Erlebnis- und 
Erfahrungsmöglichkeiten über den Familienrahmen hinaus. Sie erfüllen damit einen eigenständigen 
alters- und entwicklungsspezifischen Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag im Rahmen einer 
auf die Förderung der Persönlichkeit des Kindes orientierten Gesamtkonzeption. Der Sächsische 
Bildungsplan ist die Grundlage für die Gestaltung der pädagogischen Arbeit in den 
Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege. Dieser wird vom Staatsministerium für Kultus 
und Sport erstellt und weiterentwickelt. 
(2) Der ganzheitliche Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag dient vor allem 

1. dem Erwerb und der Förderung sozialer Kompetenzen wie der Selbständigkeit, der 
Verantwortungsbereitschaft und der Gemeinschaftsfähigkeit, der Toleranz und Akzeptanz 
gegenüber anderen Menschen, Kulturen und Lebensweisen sowie gegenüber behinderten 
Menschen und 

2. der Ausbildung von geistigen und körperlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten insbesondere zum 
Erwerb von Wissen und Können, einschließlich der Gestaltung von Lernprozessen. 
Alle Mädchen und Jungen sind in ihren individuellen Wesens- und Interessenlagen 
wahrzunehmen. Diese sind angemessen zu berücksichtigen, um Benachteiligungen 
entgegenzuwirken und die Chancengleichheit zu fördern. Die Arbeit in den Einrichtungen soll sich 
am aktuellen Erkenntnisstand der Pädagogik, der Entwicklungspsychologie und 
Entwicklungsphysiologie sowie der Familien- und Bildungsforschung orientieren. 

(3) Die regelmäßige Gestaltung von Bildungsangeboten in Kindertageseinrichtungen hat dem Übergang 
in die Schule Rechnung zu tragen. Dazu wird im Kindergarten zur Schulvorbereitung, insbesondere im 
letzten Kindergartenjahr (Schulvorbereitungsjahr), vorrangig der Förderung und Ausprägung 
sprachlicher Kompetenzen, der Grob- und Feinmotorik, der Wahrnehmungsförderung und der 
Sinnesschulung Aufmerksamkeit geschenkt. In diese Vorbereitung sollen im letzten Kindergartenjahr die 
für den Einzugsbereich zuständigen Schulen einbezogen werden. Die Kosten für zusätzliches Personal 
zur Umsetzung der Schulvorbereitung werden den Gemeinden vom Freistaat Sachsen im Rahmen des 
Landeszuschusses nach § 18 Abs. 1 erstattet. Das Staatsministerium für Kultus und Sport wird ermächtigt, 
das Nähere zum Inhalt und zur Organisation der Schulvorbereitung durch Rechtsverordnung zu regeln. 
(4) Die Integration der Kinder mit Behinderungen und der von Behinderung bedrohten Kinder in 
Kindertageseinrichtungen ist zu fördern. Ihrem spezifischen Förderbedarf ist zu entsprechen. 
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(5) Kindertageseinrichtungen im sorbischen Siedlungsgebiet sollen dazu beitragen, dass die sorbische 
Sprache und Kultur vermittelt und gepflegt und sorbische Traditionen bewahrt werden. 
(6) Kindertagespflege als Alternative zur Förderung in Kindertageseinrichtungen unterstützt und ergänzt 
die Bildung und Erziehung des Kindes in der Familie. 
 

§ 7 
Gesundheitsvorsorge, Gesundheitspflege 

 
(1) Die Erziehungsberechtigten haben vor Aufnahme des Kindes in die Kindertageseinrichtung 
nachzuweisen, dass das Kind ärztlich untersucht worden ist und keine gesundheitsbezogenen Bedenken 
gegen den Besuch der Einrichtung bestehen. Sie haben dem Träger ferner nachzuweisen, dass das Kind 
seinem Alter und Gesundheitszustand entsprechend alle öffentlich empfohlenen Schutzimpfungen 
erhalten hat, oder zu erklären, dass sie ihre Zustimmung zu bestimmten Schutzimpfungen nicht erteilen. 
(2) Die Erziehungsberechtigten sind von Anfang an in alle Maßnahmen der Gesundheitspflege 
einzubeziehen. Das Gesundheitsamt oder von ihm Beauftragte führen bei Kindern, die aufgrund dieses 
Gesetzes betreut werden, jährlich zahnärztliche Reihenuntersuchungen und eine einmalige ärztliche 
Untersuchung auf Seh- und Hörstörungen sowie motorische und Sprachauffälligkeiten in der Regel im 
vierten Lebensjahr durch. Die Untersuchungen sind nur mit Einwilligung der Erziehungsberechtigten 
zulässig. Die Untersuchungsergebnisse werden in anonymisierter zusammengefasster Form auf 
Landesebene sowie auf der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte ausgewertet. Sie sind 
Grundlage für die Maßnahmen der Gesundheitsförderung in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflegestellen. 
(3) Werden an einem Kind Anzeichen von Misshandlung oder grober Vernachlässigung wahrgenommen, 
hat die Leitung der Einrichtung oder die Kindertagespflegeperson den örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe umgehend in Kenntnis zu setzen. 
(4) In Kindertageseinrichtungen und den nach § 1 Abs. 6 Satz 2 von der Gemeinde zugelassenen anderen 
kindgerechten Räumlichkeiten ist das Rauchen untersagt; dies gilt auch für die zum Aufenthalt der 
Kinder bestimmten Räumlichkeiten im Haushalt der Kindertagespflegeperson. 
 

§ 19 
Förderung der Integration von Kindern mit Behinderungen 

 
Kinder mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte Kinder sind in Kindertageseinrichtungen 
aufzunehmen, wenn ihre Förderung gewährleistet ist und es zu ihrer Förderung nicht einer 
heilpädagogischen Einrichtung bedarf. Über die Aufnahme entscheidet der Träger der 
Kindertageseinrichtung. Dem besonderen Förderbedarf dieser Kinder ist bei der Bemessung der 
Personalschlüssel und bei der baulichen Gestaltung und Ausstattung der Einrichtung Rechnung zu 
tragen. Sind Maßnahmen der Eingliederungshilfe nach den §§ 53, 54des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XII) – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 
3023), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 3. August 2010 (BGBl. I S. 1112, 1124), in 
der jeweils geltenden Fassung, oder nach § 35a SGB VIII in Kindertageseinrichtungen zu gewähren, 
übernimmt der zuständige Rehabilitationsträger die hierdurch entstehenden Kosten, soweit sie die im 
Rahmen dieses Gesetzes finanzierten Kosten übersteigen. Näheres über die Aufnahme in 
Kindertageseinrichtungen sowie die Bedingungen für eine Förderung von Kindern mit Behinderungen 
regelt das Staatsministerium für Kultus und Sport durch Rechtsverordnung. 
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k) Aus dem Gesetz zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und  
in Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt (Kinderförderungsgesetz - KiFöG) 
vom 5. März 2003 (GVBl. S. 48), i.d.F. vom 23. Januar 2013 (GVBl. S. 38): 

 
§ 8 

Besondere Angebote für Kinder mit Behinderung 
 
Kinder mit Behinderung haben einen Anspruch, gemeinsam mit Kindern ohne Behinderung in 
Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen gefördert und betreut zu werden. Je nach Art der 
Behinderung ist ein zusätzlicher Bedarf nach § 35a des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder nach den 
§§ 53 und 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 55 Abs. 2 Nr. 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch zu decken. 
 

§ 18 
Medizinische Betreuung 

 
(1) Vor Aufnahme eines Kindes in eine Tageseinrichtung ist eine ärztliche Bescheinigung über die 
gesundheitliche Eignung des Kindes und über die Durchführung der für das jeweilige Alter gemäß § 26 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, vorgesehenen Kinderuntersuchungen oder, soweit die Kinder 
nicht gesetzlich versichert sind, einer gleichwertigen Kinderuntersuchung vorzulegen. 
(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat in Abstimmung mit dem Gesundheitsamt für eine 
begleitende ärztliche und zahnärztliche Untersuchung der in einer Tageseinrichtung befindlichen Kinder 
zu sorgen. 
(3) Die Tageseinrichtungen setzen sich mit den Frühförderstellen in Verbindung, um die erforderlichen 
therapeutischen Angebote für Kinder mit Behinderungen oder Beeinträchtigungen sicherzustellen. 
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8) Landesvorschriften zum Schulrecht – Auszüge : 
 
 

a) Aus dem Schulgesetz von Baden-Württemberg vom 23.März 1976 (GBl.S. 410 ), i.d.F vom 24. April 
2012 (GBl. S. 209): 

 
§ 15 

Sonderpädagogische Förderung in Sonderschulen und allgemeinen Schulen 
 
(1) Die Sonderschule dient der Erziehung, Bildung und Ausbildung von behinderten Schülern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf, die in den allgemeinen Schulen nicht die ihnen zukommende 
Erziehung, Bildung und Ausbildung erfahren können. Sie gliedert sich in Schulen oder Klassen, die dem 
besonderen Förderbedarf der Schüler entsprechen und nach sonderpädagogischen Grundsätzen 
arbeiten; sie führt je nach Förderungsfähigkeit der Schüler zu den Bildungszielen der übrigen 
Schularten, soweit der besondere Förderbedarf der Schüler nicht eigene Bildungsgänge erfordert. 
Sonderschulen werden insbesondere in den Typen 

1. Schulen für Blinde, 
2. Schulen für Hörgeschädigte, 
3. Schulen für Geistigbehinderte, 
4. Schulen für Körperbehinderte, 
5. Förderschulen, 
6. Schulen für Sehbehinderte, 
7. Schulen für Sprachbehinderte, 
8. Schulen für Erziehungshilfe, 
9. Schulen für Kranke in längerer Krankenhausbehandlung 
geführt. 

(2) Wenn die besondere Aufgabe der Sonderschule die Heimunterbringung der Schüler gebietet oder die 
Erfüllung der Schulpflicht sonst nicht gesichert ist, ist der Schule ein Heim anzugliedern, in dem die 
Schüler Unterkunft, Verpflegung und eine familiengemäße Betreuung erhalten (Heimsonderschule). 
(3) Wenn die besondere Aufgabe der Sonderschule erfüllt ist, sind die Schüler in die allgemeinen 
Schulen einzugliedern. 
(4) Die Förderung behinderter Schüler ist auch Aufgabe in den anderen Schularten. Behinderte Schüler 
werden in allgemeinen Schulen unterrichtet, wenn sie aufgrund der gegebenen Verhältnisse dem 
jeweiligen gemeinsamen Bildungsgang in diesen Schulen folgen können. Die allgemeinen Schulen 
werden hierbei von den Sonderschulen unterstützt. 
(5) Die allgemeinen Schulen sollen mit den Sonderschulen im Schulleben und im Unterricht, soweit es 
nach den Bildungs- und Erziehungszielen möglich ist, zusammenarbeiten. 
(6) Im Rahmen der gegebenen Verhältnisse können an den Grund-, Haupt-, Werkreal- und Realschulen 
sowie an den Gymnasien Außenklassen von Sonderschulen gebildet werden. Die Entscheidung hierüber 
trifft die Schulaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit den beteiligten Schulträgern. 
 

§ 21 
Hausunterricht 

 
Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, 

1. deren Pflicht zum Besuch einer Sonderschule gemäß § 82 Abs. 3 ruht oder 
2. die infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schule nicht besuchen können, 

soll Hausunterricht in angemessenem Umfang erteilt werden. Das Kultusministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit den beteiligten Ministerien Umfang und Inhalt des Hausunterrichts sowie 
die Voraussetzungen für seine Erteilung und für die Unterrichtspersonen zu bestimmen. 
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Pflicht zum Besuch der Sonderschule (§§ 82-84) 
 

§ 82  
Allgemeines 

 
(1) Die in § 15 Abs. 1 genannten Schüler sind zum Besuch der für sie geeigneten Sonderschule 
verpflichtet. 
(2) Darüber, ob die Pflicht zum Besuch einer Sonderschule im Einzelfall besteht, und darüber, welcher 
Typ der Sonderschule (§ 15 Abs. 1) für den Sonderschulpflichtigen geeignet ist, entscheidet die 
Schulaufsichtsbehörde; sie strebt das Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten an. Auf Verlangen 
der Schulaufsichtsbehörde haben sich Kinder und Jugendliche an einer pädagogisch-psychologischen 
Prüfung (Schuleignungs- oder Schulleistungsprüfung und Intelligenztest) zu beteiligen und vom 
Gesundheitsamt untersuchen zu lassen. 
(3) Die Pflicht zum Besuch einer Sonderschule ruht, 

1. wenn der Schulweg zu weit oder besonders schwierig ist und eine geeignete Heimsonderschule 
nicht zur Verfügung steht oder 

2. wenn Schüler die Sonderschule wegen medizinisch zu diagnostizierender Besonderheiten nicht 
besuchen können. Zur Prüfung dieser Voraussetzungen sind sie verpflichtet, sich auf Verlangen 
der Schulaufsichtsbehörde vom Gesundheitsamt untersuchen zu lassen. 

Die Entscheidung hierüber trifft die Schulaufsichtsbehörde. 
(4) Von der Pflicht zum Besuch einer Sonderschule ist befreit, wer eine von der Schulaufsichtsbehörde 
als gleichwertig anerkannte Unterweisung erfährt. 
 

§ 83 
Beginn und Dauer der Pflicht zum Besuch der Sonderschule 

 
Für Beginn und Dauer der Pflicht zum Besuch der Sonderschule gelten die §§ 73, 74, 75, 77 und 78 
entsprechend mit folgenden Maßgaben: 

1. Für Schulpflichtige, die während des Besuchs einer allgemeinen Schule sonderschulbedürftig 
werden, beginnt die Pflicht zum Besuch der Sonderschule mit der Entscheidung der 
Schulaufsichtsbehörde nach § 82 Abs. 2; 

1 a. für blinde, hörgeschädigte und körperbehinderte Sonderschulpflichtige dauert die Schulpflicht 
gemäß § 75 Abs. 1 mindestens fünf Jahre; 

2. für blinde, hörgeschädigte, geistigbehinderte und körperbehinderte Sonderschulpflichtige kann im 
Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten die Pflicht zum Besuch der Sonderschule über die 
in § 75 Abs. 2 bestimmte Zeit hinaus bis zur Dauer von insgesamt zwei Jahren verlängert werden, 
wenn anzunehmen ist, dass sie dadurch dem Ziel der Sonderschule nähergebracht werden 
können. Aus dem gleichen Grund kann für Sonderschulpflichtige die Pflicht zum Besuch der 
Sonderschule über die in § 78 Abs. 1 und 2 bestimmte Zeit um ein Jahr verlängert werden; 

3. die Pflicht zum Besuch einer Sonderschule endet, wenn festgestellt wird, daß der 
Sonderschulpflichtige mit Erfolg am Unterricht der allgemeinen Schule teilnehmen kann. Die 
Feststellung hierüber trifft die Schulaufsichtsbehörde. 

 
§ 84 

Erfüllung der Pflicht zum Besuch der Sonderschule 
 
(1) Die Pflicht zum Besuch der Sonderschule wird durch den Besuch derjenigen geeigneten 
Sonderschule erfüllt, in deren Schulbezirk der Schulpflichtige wohnt. § 76 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 
(2) Soweit nicht eine Schule nach Absatz 1 zuständig ist, haben die Erziehungsberechtigten das Recht, 
unter den für ihre sonderschulpflichtigen Kinder geeigneten Sonderschulen zu wählen. Die 
Schulaufsichtsbehörde kann aus wichtigen Gründen in Abweichung von Satz 1 Sonderschulpflichtige 
einer geeigneten Sonderschule zuweisen. 
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(3) Wenn es zur Erfüllung der Pflicht zum Besuch der Sonderschule erforderlich ist, können die 
Sonderschulpflichtigen mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten in einem Heim oder in 
Familienpflege untergebracht werden. Die Entscheidung trifft die Schulaufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit dem zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und gegebenenfalls 
mit dem zuständigen Träger der Sozialhilfe. Verweigern die Erziehungsberechtigten ihre Zustimmung, 
so kann eine Entscheidung des Familiengerichts nach § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
herbeigeführt werden. 
 
 
b) Aus dem Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen vom 31.Mai 2000 (GVBl. S. 

141 ), i.d.F. vom 24.Juli 2013 (GVBl. S. 465): 
 

Art. 2 
Aufgaben der Schulen 

 
(1) Die Schulen haben insbesondere die Aufgabe, 

 Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln und Fähigkeiten zu entwickeln, 
 zu selbständigem Urteil und eigenverantwortlichem Handeln zu befähigen, 
 zu verantwortlichem Gebrauch der Freiheit, zu Toleranz, friedlicher Gesinnung und Achtung vor 

anderen Menschen zu erziehen, zur Anerkennung kultureller und religiöser Werte zu erziehen, 
 Kenntnisse von Geschichte, Kultur, Tradition und Brauchtum unter besonderer Berücksichtigung 

Bayerns zu vermitteln und die Liebe zur Heimat zu wecken, 
 zur Förderung des europäischen Bewusstseins beizutragen, 
 im Geist der Völkerverständigung zu erziehen, 
 die Bereitschaft zum Einsatz für den freiheitlich-demokratischen und sozialen Rechtsstaat und zu 

seiner Verteidigung nach innen und außen zu fördern, 
 die Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern und auf die 

Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken, 
 die Schülerinnen und Schüler zur gleichberechtigten Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten in 

Familie, Staat und Gesellschaft zu befähigen, insbesondere Buben und junge Männer zu 
ermutigen, ihre künftige Vaterrolle verantwortlich anzunehmen sowie Familien- und Hausarbeit 
partnerschaftlich zu teilen, 

 auf Arbeitswelt und Beruf vorzubereiten, in der Berufswahl zu unterstützen und dabei 
insbesondere Mädchen und Frauen zu ermutigen, ihr Berufsspektrum zu erweitern, 

 Verantwortungsbewusstsein für die Umwelt zu wecken. 
(2) Inklusiver Unterricht ist Aufgabe aller Schulen. 
(3) Die Schulen erschließen den Schülerinnen und Schülern das überlieferte und bewährte Bildungsgut 
und machen sie mit Neuem vertraut. 
(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter, die Lehrkräfte, die Schülerinnen und Schüler und ihre 
Erziehungsberechtigten (Schulgemeinschaft) arbeiten vertrauensvoll zusammen.  Mit dem Ziel der 
Qualitätssicherung und -entwicklung gestaltet die Schule den Unterricht, die Erziehung und das 
Schulleben sowie die Leitung, Organisation und Verwaltung im Rahmen des verfassungsrechtlichen 
Bildungsauftrags und der Rechts- und Verwaltungsvorschriften in eigener Verantwortung 
(eigenverantwortliche Schule). Dabei ist die Schulgemeinschaft bestrebt, das Lernklima und das 
Schulleben positiv und transparent zu gestalten und Meinungsverschiedenheiten in der Zuständigkeit 
der in der Schulgemeinschaft Verantwortlichen zu lösen. In einem Schulentwicklungsprogramm bündelt 
die Schule die kurz- und mittelfristigen Entwicklungsziele und Maßnahmen der Schulgemeinschaft unter 
Berücksichtigung der Zielvereinbarungen gemäß Art. 111 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Art. 113c Abs. 4; dieses 
überprüft sie regelmäßig und aktualisiert es, soweit erforderlich. 
(5)  Die Öffnung der Schule gegenüber ihrem Umfeld ist zu fördern.  Die Öffnung erfolgt durch die 
Zusammenarbeit der Schulen mit außerschulischen Einrichtungen, insbesondere mit Betrieben, Sport- 
und anderen Vereinen, Kunst- und Musikschulen, freien Trägern der Jugendhilfe, kommunalen und 
kirchlichen Einrichtungen sowie mit Einrichtungen der Weiterbildung. 
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Förderschulen und Schulen für Kranke 
 

Art. 19 
Aufgaben der Förderschulen 

 
(1) Die Förderschulen diagnostizieren, erziehen, unterrichten, beraten und fördern Kinder und 
Jugendliche, die der sonderpädagogischen Förderung bedürfen und deswegen an einer allgemeinen 
Schule (allgemein bildende oder berufliche Schule) nicht oder nicht ausreichend gefördert und 
unterrichtet werden können. 
(2) Zu den Aufgaben der Förderschulen gehören: 

1. die schulische Unterrichtung und Förderung in Klassen mit bestimmten Förderschwerpunkten, 
2. die vorschulische Förderung durch die Schulvorbereitenden Einrichtungen, 
3. im Rahmen der verfügbaren Stellen und Mittel 

a) die vorschulische Förderung durch die Mobile Sonderpädagogische Hilfe und 
b) die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste zur Unterstützung förderbedürftiger Schülerinnen 

und Schüler in allgemeinen Schulen oder in Förderschulen. 
(3) Die Förderschulen erfüllen den sonderpädagogischen Förderbedarf, indem sie eine den Anlagen und 
der individuellen Eigenart der Kinder und Jugendlichen gemäße Bildung und Erziehung vermitteln. Sie 
tragen zur Persönlichkeitsentwicklung bei und unterstützen die soziale und berufliche Entwicklung. Bei 
Kindern und Jugendlichen, die ständig auf fremde Hilfe angewiesen sind, können Erziehung und 
Unterrichtung pflegerische Aufgaben beinhalten. 
(4) Auf die Förderschulen sind die Vorschriften für die allgemeinen Schulen unter Berücksichtigung der 
sonderpädagogischen Anforderungen entsprechend anzuwenden. Für die Förderzentren gelten Art. 7 
Abs. 4 und Art. 7a Abs. 4 entsprechend. Soweit es mit den jeweiligen Förderschwerpunkten vereinbar 
ist, vermitteln die Förderschulen die gleichen Abschlüsse wie die vergleichbaren allgemeinen Schulen. 
 

Art. 20 
Förderschwerpunkte, Aufbau und Gliederung der Förderschulen 

 
(1) Förderschulen können gebildet werden für 

1. den Förderschwerpunkt Sehen, 
2. den Förderschwerpunkt Hören, 
3. den Förderschwerpunkt körperliche und motorische Entwicklung, 
4. den Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, 
5. den Förderschwerpunkt Sprache, 
6. den Förderschwerpunkt Lernen, 
7. den Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung. 

(2) Die Schulen umfassen 
1. Förderzentren mit Klassen 

a) der Grundschulstufe mit den Jahrgangsstufen 1 bis 4, wobei die Klassen der Jahrgangsstufen 1 
und 2 als Sonderpädagogische Diagnose- und Förderklassen geführt und um eine 
Jahrgangsstufe 1 A erweitert werden können, wenn die Diagnose- und Fördermaßnahmen für 
die Jahrgangsstufen 1 und 2 ein drittes Schulbesuchsjahr erfordern; bei Schulen mit den 
Förderschwerpunkten Sehen und Hören ist die Jahrgangsstufe 1 A verpflichtend. 

b) der Mittelschulstufe mit den Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder Teilstufen davon und, sofern Mittlere-
Reife-Klassen gebildet werden können, auch mit der Jahrgangsstufe 10, wobei zur 
Vorbereitung auf die berufliche Ausbildung die Jahrgangsstufen 7 bis 9 als 
sonderpädagogische Diagnose- und Werkstattklassen ausgebildet werden können, 

c) der Berufsschulstufe mit den Jahrgangsstufen 10 bis 12 bei Schulen mit dem unkt geistige 
Entwicklung, wobei die Berufsschulstufe auch die Aufgaben der Berufsschule für Schülerinnen 
und Schüler mit diesem Förderschwerpunkt erfüllt, 

d) mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde - des Berufsvorbereitungsjahres bei Schulen mit 
dem Förderschwerpunkt Sehen, Hören oder körperliche und motorische Entwicklung, 
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2. sonstige allgemein bildende Schulen zur sonderpädagogischen Förderung, 
3. berufliche Schulen zur sonderpädagogischen Förderung. 

Um gleiche Abschlüsse zu erreichen, kann der Unterricht außer bei den Förderzentren über eine 
Jahrgangsstufe mehr als bei den vergleichbaren allgemeinen Schulen vorgesehen verteilt 
werden.  Klassen der Mittelschulstufen zur sonderpädagogischen Förderung, die auf der Grundlage der 
Lehrpläne der Hauptschule unterrichten und die Voraussetzungen des Art. 7a Abs. 1 Satz 3 erfüllen, 
können die Bezeichnung Mittelschule zur sonderpädagogischen Förderung führen.  Förderzentren 
können auch ohne ein Ganztagsangebot im Sinn des Art. 6 Abs. 5 die Bezeichnung Mittelschule führen, 
wenn ein teilstationäres Betreuungsangebot der Jugendhilfe oder Sozialhilfe besteht. 
(3) Förderzentren, die die Förderschwerpunkte Sprache, Lernen sowie emotionale und soziale 
Entwicklung umfassen, sind Sonderpädagogische Förderzentren. Die Förderschulen im Sinn von Abs. 2 
Satz 1 Nrn. 2 und 3 führen die Bezeichnung der entsprechenden allgemeinen Schulart mit dem Zusatz 
,zur sonderpädagogischen Förderung‘ und der Angabe des Schwerpunkts nach Abs. 1. Förderschulen 
können Klassen für Kranke angegliedert werden. 
 

Art. 21 
Mobile Sonderpädagogische Dienste 

 
(1) Die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste unterstützen die Unterrichtung von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die nach Maßgabe des Art. 41 eine allgemeine Schule 
besuchen können; sie können auch an einer anderen Förderschule eingesetzt werden, wenn eine 
Schülerin oder ein Schüler in mehreren Förderschwerpunkten sonderpädagogischen Förderbedarf hat 
und vom Lehrpersonal der besuchten Förderschule nicht in allen Schwerpunkten gefördert werden kann. 
Mobile Sonderpädagogische Dienste diagnostizieren und fördern die Schülerinnen und Schüler, sie 
beraten Lehrkräfte, Erziehungsberechtigte und Schülerinnen und Schüler, koordinieren 
sonderpädagogische Förderung und führen Fortbildungen für Lehrkräfte durch. Mobile 
Sonderpädagogische Dienste werden von den nächstgelegenen Förderschulen mit entsprechendem 
Förderschwerpunkt geleistet, soweit nicht nach Art. 30a Abs. 9 Satz 3 etwas anderes durch die 
Regierung bestimmt wurde. 
(2) Für die Fördermaßnahmen können einschließlich des anteiligen Lehrerstundeneinsatzes je Schülerin 
bzw. Schüler in der besuchten allgemeinen Schule im längerfristigen Durchschnitt nicht mehr 
Lehrerstunden aufgewendet werden, als in der entsprechenden Förderschule je Schülerin bzw. Schüler 
eingesetzt werden. 
 

Art. 22 
Schulvorbereitende Einrichtungen und Mobile Sonderpädagogische Hilfe 

 
(1) Noch nicht schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die zur Entwicklung ihrer 
Fähigkeiten auch im Hinblick auf die Schulfähigkeit sonderpädagogischer Anleitung und Unterstützung 
bedürfen, sollen in Schulvorbereitenden Einrichtungen gefördert werden, sofern sie die notwendige 
Förderung nicht in anderen, außerschulischen Einrichtungen (z.B. Kindergärten) erhalten. 
Schulvorbereitende Einrichtungen sind Bestandteile von Förderzentren; der Schulleiter leitet auch die 
Schulvorbereitende Einrichtung. Eine Schulvorbereitende Einrichtung hat keine anderen 
Förderschwerpunkte als die Förderschule, der sie angehört. Die Schulvorbereitenden Einrichtungen 
verfolgen die in Art. 19 Abs. 3 genannten Ziele in den letzten drei Jahren vor dem regelmäßigen Beginn 
der Schulpflicht. Sie leisten die Förderung in Gruppen, in denen die Kinder höchstens im zeitlichen 
Umfang wie in der Jahrgangsstufe 1 der entsprechenden Schule unterwiesen werden. 
(2) Für noch nicht schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die zur Entwicklung 
ihrer Fähigkeiten, ihrer Gesamtpersönlichkeit und für ein selbständiges Lernen und Handeln auch im 
Hinblick auf die Schulreife spezielle sonderpädagogische Anleitung und Unterstützung benötigen, 
können die fachlich entsprechenden Förderschulen bei anderweitig nicht gedecktem Bedarf Mobile 
Sonderpädagogische Hilfe in der Familie, in den Kindertageseinrichtungen und im Rahmen der 
interdisziplinären Frühförderung (z.B. Frühförderstellen) leisten. Sie fördern die Entwicklung der Kinder, 
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beraten die Eltern und Erzieher und verfolgen dabei die in Art. 19 Abs. 3 Satz 2 genannten Ziele in 
interdisziplinärer Zusammenarbeit mit den medizinischen, psychologischen, sonstigen pädagogischen, 
sozialen und anderen im Rahmen der Frühförderung zusammenwirkenden Diensten, deren Aufgaben, 
Rechtsgrundlagen, Organisation und Finanzierung unberührt bleiben. Die Förderung setzt das 
Einverständnis der Eltern und bei der sonderpädagogischen Hilfe in den Kindertageseinrichtungen die 
Absprache mit der Leitung der Kindertageseinrichtungen voraus. 
 

Art. 23 
Schulen für Kranke; Hausunterricht 

 
(1) Schulen für Kranke unterrichten Schülerinnen und Schüler, die sich in Krankenhäusern oder 
vergleichbaren, unter ärztlicher Leitung stehenden Einrichtungen aufhalten müssen. Die Schülerinnen 
und Schüler bleiben Schülerinnen und Schüler der bisher besuchten Schulart und Schule; sie werden in 
der Regel nach den für diese Schulart geltenden Lehrplänen unter Berücksichtigung der sich aus den 
Krankheiten und dem Krankenhausaufenthalt ergebenden Bedingungen unterrichtet. Die Schule für 
Kranke soll möglichst den Anschluss an die Schulausbildung gewährleisten und den Heilungsprozess 
unterstützen. 
(2) Hausunterricht kann für längerfristig Kranke oder aus gesundheitlichen Gründen nicht 
schulbesuchsfähige Schülerinnen und Schüler sowie für Schülerinnen und Schüler, die auf Grund 
behördlicher Anordnung freiheitsentziehend in Jugendhilfeeinrichtungen untergebracht sind, erteilt 
werden. Zuständig ist in der Regel die bisher besuchte Schule. 
(3) Beim Unterricht nach den Abs. 1 und 2 sollen im Rahmen der verfügbaren Mittel die Möglichkeiten 
der modernen Datenkommunikation genutzt werden; der Unterricht kann ganz oder teilweise in Form 
des durch Datenkommunikation unterstützten Fernunterrichts (virtueller Unterricht) erfolgen. 
 

Art. 24 
Förderschulen und Schulen für Kranke; Ausführungsbestimmungen 

 
Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus wird ermächtigt, so weit erforderlich im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen und im Benehmen mit dem Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen, bei nachfolgenden Nrn. 8 und 9 auch im Benehmen mit dem 
Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit, durch Rechtsverordnung 

1. die Zuständigkeit der einzelnen Förderschulformen zu beschreiben und voneinander abzugrenzen; 
2. die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, das Verfahren bei der Aufnahme und bei 

der Überweisung in eine Förderschule sowie beim freiwilligen Besuch der Förderschule über die 
Schulpflicht hinaus, außerdem das Verfahren bei der Überweisung aus der Förderschule in die 
Grundschule, die Mittelschule oder die Berufsschule zu regeln; 

3. die Voraussetzungen für die gemeinsame Förderung von Kindern und Jugendlichen mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf in den Förderschulen zu regeln; 

4. Aufgaben, Formen und Inhalt der Förderung sowie Organisation der Schulvorbereitenden 
Einrichtungen einschließlich des Zusammenwirkens zwischen privaten und öffentlichen 
Aufgabenträgern und die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs der Kinder im 
Vorschulalter zu regeln; 

5. Aufgaben, Formen, Inhalt, Umfang und Organisation der Mobilen Sonderpädagogischen Hilfe nach 
Art. 22 Abs. 2 zu regeln; für die Mobile Sonderpädagogische Hilfe können je Kind einschließlich 
der anteiligen Erzieherstunden in Kindertageseinrichtungen nicht mehr Betreuungsstunden 
aufgewendet werden, als anteilig je Kind für die Förderung in der Gruppe der entsprechenden 
Schulvorbereitenden Einrichtung eingesetzt werden; 

6. Aufgaben, Formen und Inhalt sowie Organisation der Mobilen Sonderpädagogischen Dienste 
einschließlich des Zusammenwirkens öffentlicher und privater Schulen und die Verpflichtung der 
Schülerinnen und Schüler, von den Fördermaßnahmen Gebrauch zu machen, zu regeln; 

7. Aufgaben, Ziele, Organisation und Zuordnung der Sonderpädagogischen Diagnose- und 
Förderklassen sowie der Sonderpädagogischen Diagnose- und Werkstattklassen zu regeln; 
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8. Aufbau, Formen, Inhalt und Organisation der Schulen für Kranke zu regeln sowie die Erlaubnis zur 
Weitergabe ärztlicher Erkenntnisse an die Schulen für Kranke im erforderlichen Umfang zu 
schaffen; 

9. Voraussetzungen, Umfang und Organisation von Hausunterricht zu regeln; die Einholung von 
fachärztlichen oder amtsärztlichen Gutachten kann vorgeschrieben werden. 

 
Art. 30a 

Zusammenarbeit von Schulen, kooperatives Lernen 
 
(1) Die Schulen aller Schularten haben zusammenzuarbeiten. Dies gilt insbesondere für Schulen im 
gleichen Einzugsbereich zur Ergänzung des Unterrichtsangebots und zur Abstimmung der 
Unterrichtszeiten. Die Schulen stimmen sich beim Wechsel einer Schülerin oder eines Schülers an eine 
andere Schule ab.  Schulübergreifende Schulveranstaltungen können durchgeführt werden. 
(2) Die Zusammenfassung beruflicher Schulen innerhalb von beruflichen Schulzentren ist anzustreben. 
(3) Schülerinnen und Schüler mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf können gemeinsam in 
Schulen aller Schularten unterrichtet werden. Die allgemeinen Schulen werden bei ihrer Aufgabe, 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu unterrichten, von den 
Förderschulen unterstützt. 
(4) Die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den 
Förderschwerpunkten Sehen, Hören sowie körperliche und motorische Entwicklung in die allgemeine 
Schule bedarf der Zustimmung des Schulaufwandsträgers; die Zustimmung kann nur bei erheblichen 
Mehraufwendungen verweigert werden. 
(5) Ein sonderpädagogischer Förderbedarf begründet nicht die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Schulart. Schulartspezifische Regelungen für die Aufnahme, das Vorrücken, den Schulwechsel und die 
Durchführung von Prüfungen an weiterführenden Schulen bleiben unberührt. Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf müssen an der allgemeinen Schule die Lernziele der besuchten 
Jahrgangsstufe nicht erreichen, soweit keine schulartspezifischen Voraussetzungen bestehen. Die 
Festschreibung der Lernziele der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
durch einen individuellen Förderplan sowie den Nachteilsausgleich regeln die 
Schulordnungen. Schülerinnen und Schüler, die auf Grund ihres sonderpädagogischen Förderbedarfs 
die Lernziele der Mittelschulen und Berufsschulen nicht erreichen, erhalten ein Abschlusszeugnis ihrer 
Schule mit einer Beschreibung der erreichten individuellen Lernziele sowie eine Empfehlung über 
Möglichkeiten der beruflichen Eingliederung und zum weiteren Bildungsweg. 
(6) Die Zusammenarbeit zwischen Förderschulen und allgemeinen Schulen soll im Unterricht und im 
Schulleben besonders gefördert werden. Sie wird unterstützt durch eine überörtliche Planung durch die 
Regierungen und Staatlichen Schulämter, soweit betroffen, im Einvernehmen mit den zuständigen 
Ministerialbeauftragten. Die Schulaufsichtsbehörden arbeiten dabei mit den allgemeinen Schulen, 
Förderschulen und den Schulträgern sowie mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
insbesondere mit der Jugendhilfe und der Sozialhilfe, zusammen. 
(7) Formen des kooperativen Lernens sind: 

1. Kooperationsklassen: 
In Kooperationsklassen der Grundschulen, Mittelschulen und Berufsschulen wird eine Gruppe von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf zusammen mit Schülerinnen 
und Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf gemeinsam unterrichtet. Dabei erfolgt 
eine stundenweise Unterstützung durch die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste. 

2. Partnerklassen: 
Partnerklassen der Förderschule oder der allgemeinen Schule kooperieren mit einer 
Partnerklasse der jeweils anderen Schulart. Formen des gemeinsamen, regelmäßig 
lernzieldifferenten Unterrichts sind darin enthalten. Gleiches gilt für Partnerklassen verschiedener 
Förderschularten. 

3. Offene Klassen der Förderschule: 
In offenen Klassen der Förderschule, in denen auf der Grundlage der Lehrpläne der allgemeinen 
Schule unterrichtet wird, können Schülerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen 
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Förderbedarf unterrichtet werden. Voraussetzung ist, dass kein Mehrbedarf hinsichtlich des 
benötigten Personals und der benötigten Räume entsteht. Im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel können die Schulaufsichtsbehörden bei Förderzentren mit den 
Förderschwerpunkten Sehen, Hören oder körperliche und motorische Entwicklung in Abweichung 
von Satz 2 Schülerinnen und Schüler ohne Förderbedarf bis zu 20 v.H. der vom Staatsministerium 
festgelegten Schülerhöchstzahl je Klasse bei der Klassenbildung berücksichtigen. 

(8) Die Schülerinnen und Schüler können sich in ihrem sozial- oder jugendhilferechtlichen Hilfebedarf 
durch Schulbegleiterinnen oder Schulbegleiter nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen 
unterstützen lassen. Bei mehreren Kindern und Jugendlichen in Kooperationsklassen, die ständig auf 
fremde Hilfe angewiesen sind, können Erziehung und Unterricht pflegerische Aufgaben enthalten. 
(9) Kooperations- und Partnerklassen sollen auf Anregung der Erziehungsberechtigten bei 
entsprechendem Bedarf mit Zustimmung der beteiligten Schulaufwandsträger und der beteiligten 
Schulen eingerichtet werden, wenn dies organisatorisch, personell und sachlich möglich ist. 
Elternbeiräte der beteiligten Schulen sind anzuhören. Sind unterschiedliche Förderschwerpunkte 
betroffen, bestimmt die zuständige Regierung in Abstimmung mit dem zuständigen Schulamt die für die 
sonderpädagogische Förderung zuständige Förderschule oder die zuständigen Förderschulen. 
 

Art. 30b 
Inklusive Schule 

 
(1) Die inklusive Schule ist ein Ziel der Schulentwicklung aller Schulen. 
(2) Einzelne Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die die allgemeine 
Schule, insbesondere die Sprengelschule, besuchen, werden unter Beachtung ihres Förderbedarfs 
unterrichtet. Sie werden nach Maßgabe der Art. 19 und 21 durch die Mobilen Sonderpädagogischen 
Dienste unterstützt. Art. 30a Abs. 4, 5 und 8 Satz 1 gelten entsprechend. 
(3) Schulen können mit Zustimmung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde und der beteiligten 
Schulaufwandsträger das Schulprofil ,Inklusion’ entwickeln. Eine Schule mit dem Schulprofil ,Inklusion’ 
setzt auf der Grundlage eines gemeinsamen Bildungs- und Erziehungskonzepts in Unterricht und 
Schulleben individuelle Förderung im Rahmen des Art. 41 Abs. 1 und 5 für alle Schülerinnen und Schüler 
um; Art. 30a Abs. 4 bis 6 gelten entsprechend. Unterrichtsformen und Schulleben sowie Lernen und 
Erziehung sind auf die Vielfalt der Schülerinnen und Schüler mit und ohne sonderpädagogischem 
Förderbedarf auszurichten. Den Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf wird in besonderem Maße Rechnung getragen. Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln. 
(4) In Schulen mit dem Schulprofil ,Inklusion’ werden Lehrkräfte der Förderschule in das Kollegium der 
allgemeinen Schule eingebunden und unterliegen den Weisungen der Schulleiterin oder des 
Schulleiters; Art. 59 Abs. 1 gilt entsprechend. Die Lehrkräfte der allgemeinen Schule gestalten in 
Abstimmung mit den Lehrkräften für Sonderpädagogik und gegebenenfalls weiteren Fachkräften die 
Formen des gemeinsamen Lernens. Die Lehrkräfte für Sonderpädagogik beraten die Lehrkräfte, die 
Schülerinnen und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten und diagnostizieren den 
sonderpädagogischen Förderbedarf. Sie fördern Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf und unterrichten in Klassen mit Schülerinnen und Schülern ohne und mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf. Der fachliche Austausch zwischen allgemeiner Schule und 
Förderschule ist zu gewährleisten. Hinsichtlich der möglichen Unterstützung durch Schulbegleiterinnen 
und Schulbegleiter gilt Art. 30a Abs. 8 Satz 1 entsprechend; sind mehrere Schülerinnen und Schüler 
einer Klasse pflegebedürftig, gilt Art. 30a Abs. 8 Satz 2 entsprechend. 
(5) Für Schülerinnen und Schüler mit sehr hohem sonderpädagogischen Förderbedarf können in 
Schulen mit dem Schulprofil ,Inklusion’ Klassen gebildet werden, in denen sie im gemeinsamen 
Unterricht durch eine Lehrkraft der allgemeinen Schule und eine Lehrkraft für Sonderpädagogik 
unterrichtet werden. Die Lehrkraft für Sonderpädagogik kann durch sonstiges Personal unterstützt bzw. 
teilweise nach Maßgabe der Art. 60 Abs. 2 Sätze 1 und 2 ersetzt werden. Diese Klassen bedürfen der 
Zustimmung des Schulaufwandsträgers und der Regierung. 
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Schulpflicht der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und Schulpflicht der 
Schülerinnen und Schüler mit längerfristiger Erkrankung 

 
Art. 41 

 
(1) Schulpflichtige mit sonderpädagogischem Förderbedarf erfüllen ihre Schulpflicht durch den Besuch 
der allgemeinen Schule oder der Förderschule. Die Förderschule kann besucht werden, sofern die 
Schülerin oder der Schüler einer besonderen sonderpädagogischen Förderung bedarf, ansonsten nur im 
Rahmen der offenen Klassen nach Art. 30a Abs. 7 Nr. 3. Die Erziehungsberechtigten entscheiden, an 
welchem der im Einzelfall rechtlich und tatsächlich zur Verfügung stehenden schulischen Lernorte ihr 
Kind unterrichtet werden soll; bei Volljährigkeit und Vorliegen der notwendigen Einsichtsfähigkeit 
entscheiden die Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf selbst. 
(2) Schulpflichtige, die sich wegen einer Krankheit längere Zeit in Einrichtungen aufhalten, an denen 
Schulen oder Klassen für Kranke gebildet sind, haben die jeweilige Schule oder Klasse für Kranke zu 
besuchen, soweit dies nicht aus medizinischen Gründen ausgeschlossen ist. 
(3) Die Erziehungsberechtigten eines Kindes mit festgestelltem oder vermutetem sonderpädagogischem 
Förderbedarf sollen sich rechtzeitig über die möglichen schulischen Lernorte an einer schulischen 
Beratungsstelle informieren. Zu der Beratung können weitere Personen, z. B. der Schulen, der Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste sowie der Sozial- oder Jugendhilfe, beigezogen werden. 
(4) Die Erziehungsberechtigten melden ihr Kind unter Beachtung der schulartspezifischen Regelungen 
für Aufnahme und Schulwechsel (Art. 30a Abs. 5 Satz 2, Art. 30b Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2) an der 
Sprengelschule, einer Schule mit dem Schulprofil ,Inklusion’ oder an der Förderschule an. Die 
Aufnahme an der Förderschule setzt die Erstellung eines sonderpädagogischen Gutachtens voraus. 
Sofern nach Einschätzung der Schule ein Ausnahmefall des Abs. 5 vorliegt oder die Voraussetzungen der 
Art. 30a Abs. 4, Art. 30b Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 oder Art. 43 Abs. 2 und 4 nicht erfüllt sind, 
unterrichtet die Schule die Erziehungsberechtigten darüber, das Kind nicht aufzunehmen. 
(5) Kann der individuelle sonderpädagogische Förderbedarf an der allgemeinen Schule auch unter 
Berücksichtigung des Gedankens der sozialen Teilhabe nach Ausschöpfung der an der Schule 
vorhandenen Unterstützungsmöglichkeiten sowie der Möglichkeit des Besuchs einer Schule mit dem 
Schulprofil ,Inklusion’ nicht hinreichend gedeckt werden und 

1. ist die Schülerin oder der Schüler dadurch in der Entwicklung gefährdet oder 
2. beeinträchtigt sie oder er die Rechte von Mitgliedern der Schulgemeinschaft erheblich, 

besucht die Schülerin oder der Schüler die geeignete Förderschule. 
(6) Kommt keine einvernehmliche Aufnahme zustande, entscheidet die zuständige 
Schulaufsichtsbehörde nach Anhörung der Erziehungsberechtigten und der betroffenen Schulen über 
den schulischen Lernort. Sie kann ihre Lernortentscheidung auch zeitlich begrenzt aussprechen. Das 
Nähere einschließlich der Einholung eines sonderpädagogischen, ärztlichen oder schulpsychologischen 
Gutachtens sowie der Beauftragung einer Fachkommission regeln die Schulordnungen. 
(7) Über eine Zurückstellung von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf entscheidet die 
Grundschule oder die Förderschule, sofern das Kind dort angemeldet wurde. Die Grundschule kann sich 
von der Förderschule beraten lassen. Eine zweite Zurückstellung von der Aufnahme kann nur in 
besonderen Ausnahmefällen erfolgen; sie kann mit Empfehlungen zur Förderung verbunden werden. 
Die Förderschule ist zu beteiligen, sofern die Grundschule die von den Erziehungsberechtigten 
gewünschte Zurückstellung ablehnt oder die Erziehungsberechtigten eine zweite Zurückstellung 
beantragen. Das Nähere bestimmen die Schulordnungen. 
(8) Für Schülerinnen oder Schüler, die nach Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a oder im Rahmen des Art. 
30a Abs. 7 Nr. 3 die Jahrgangsstufe 1 A besuchen, endet die Vollzeitschulpflicht nach zehn Schuljahren. 
Für Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, die ein Förderzentrum 
mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung besuchen, endet die Vollzeitschulpflicht nach zwölf 
Schuljahren, sofern sie nicht bereits auf anderem Weg erfüllt wurde; Art. 39 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 2 und 3 
gelten entsprechend. Bei Schülerinnen und Schülern mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, 
die die Berufsschulstufe nach Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c besuchen, kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Vollzeitschulpflicht ab Jahrgangsstufe 12 beenden, um die Teilnahme der Schülerin oder 
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des Schülers an Maßnahmen der Arbeitsverwaltung zu ermöglichen; die Schülerin oder der Schüler 
wird durch diese Beendigung berufsschulpflichtig. 
(9) Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die den erfolgreichen Abschluss 
der Mittelschule, den qualifizierenden Abschluss der Mittelschule oder den erfolgreichen Abschluss ihrer 
Förderschulform nicht erreicht haben, dürfen über das Ende der Vollzeitschulpflicht hinaus auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten die Schule bis zu zwei weitere Schuljahre, in besonderen Ausnahmefällen 
nach Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde auch ein drittes Jahr besuchen. Art. 38 Satz 2 und Art. 53 
Abs. 7 Satz 3 gelten entsprechend. 
(10) Für die Berufsschulpflicht der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
gilt Art. 39, für die Berufsschulberechtigung Art. 40 entsprechend. Nicht mehr Berufsschulpflichtige sind 
nach Maßgabe der Schulordnung zum Besuch der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung 
berechtigt, wenn sie an einer berufsvorbereitenden Maßnahme der Arbeitsverwaltung teilnehmen oder 
ein Berufsvorbereitungsjahr besuchen wollen. Umschülerinnen und Umschüler haben das Recht, am 
Unterricht der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung teilzunehmen, sofern ein solcher 
Unterricht für Schulpflichtige eingerichtet ist. Die Berufsschulpflicht für Schülerinnen und Schüler mit 
dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung ist durch den mindestens zwölfjährigen Besuch des 
Förderzentrums, einschließlich Berufsschulstufe, erfüllt. 
(11) Schulpflichtige können nach Maßgabe der Abs. 1 und 5 auf Antrag der Schulleiterin oder des 
Schulleiters der besuchten Schule oder auf Antrag der Erziehungsberechtigten, bei Volljährigkeit auf 
eigenen Antrag, an eine Förderschule oder an eine allgemeine Schule überwiesen werden. Vor der 
Entscheidung findet eine umfassende Beratung der Erziehungsberechtigten bzw. der volljährigen 
Schülerin oder des volljährigen Schülers statt. Abs. 6 gilt entsprechend; es entscheidet die 
Schulaufsichtsbehörde der bislang besuchten Schule. Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für die 
Überweisung von einer Förderschulform in eine andere Förderschulform. 
 
 
c) Aus dem Schulgesetz für Berlin vom 26.Januar 29004 (GVBl.S. 26), i.d.F. vom 26. März 2014 (GVBl. 

S. 78):  
 

§ 2 
Recht auf Bildung und Erziehung 

 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf zukunftsfähige schulische Bildung und Erziehung ungeachtet 
seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Sprache, seiner Herkunft, einer Behinderung, seiner 
religiösen oder politischen Anschauungen, seiner sexuellen Identität und der wirtschaftlichen oder 
gesellschaftlichen Stellung seiner Erziehungsberechtigten.  
(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes dienen der Verwirklichung des Rechts auf Bildung gemäß 
Artikel 20 Abs. 1 der Verfassung von Berlin. Jeder junge Mensch hat entsprechend seinen Fähigkeiten 
und Begabungen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen ein Recht auf gleichen Zugang zu allen 
öffentlichen Schulen. Aus dem Recht auf schulische Bildung und Erziehung ergeben sich individuelle 
Ansprüche, wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
bestimmt sind.  
 

§ 4 
Grundsätze für die Verwirklichung 

 
(1) Die Schule, die Erziehungsberechtigten und die Jugendhilfe wirken bei der Erfüllung des Rechts der 
Schülerinnen und Schüler auf größtmögliche Entfaltung ihrer Persönlichkeit und Fähigkeiten zusammen. 
Die Schule achtet das verfassungsmäßige Recht der Erziehungsberechtigten auf die Erziehung ihrer 
Kinder und nimmt Rücksicht auf die Empfindungen und Überzeugungen Andersdenkender. Sie 
ermöglicht den Schülerinnen und Schülern gemäß ihrem Alter und ihrer Entwicklung ein Höchstmaß an 
Mitwirkung in Unterricht und Erziehung, damit sie ihren Bildungsweg individuell und 
eigenverantwortlich gestalten und zur Selbständigkeit gelangen können.  
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(2) Jede Schule trägt die Verantwortung dafür, dass die Schülerinnen und Schüler, unabhängig von ihren 
Lernausgangslagen, an ihrer Schule zu ihrem bestmöglichen Schulabschluss geführt werden. Die Schule 
ist so zu gestalten, dass die gemeinsame Unterrichtung und Erziehung sowie das gemeinsame Lernen 
der Schülerinnen und Schüler verwirklicht, Benachteiligungen ausgeglichen und Chancengleichheit 
hergestellt werden. Dabei ist das Prinzip des Gender Mainstreaming und die interkulturelle Ausrichtung 
der Schulgestaltung zu berücksichtigen, wonach alle erziehungs- und bildungsrelevanten Maßnahmen 
und Strukturen unter Einbeziehung der Geschlechterperspektive und der interkulturellen Perspektive zu 
entwickeln sind. Der Unterricht ist nach Inhalt und Organisation so zu differenzieren, dass alle 
Schülerinnen und Schüler Lern- und Leistungsfortschritte machen können.  
(3) Schülerinnen und Schüler mit besonderen Begabungen, hohen kognitiven Fähigkeiten oder mit 
erheblichen Lernschwierigkeiten sind besonders zu fördern. Drohendem Leistungsversagen und anderen 
Beeinträchtigungen des Lernens, der sprachlichen, körperlichen, sozialen und emotionalen Entwicklung 
soll mit Maßnahmen der Prävention, der Früherkennung und der rechtzeitigen Einleitung von 
zusätzlicher Förderung begegnet werden. Die Förderung von Schülerinnen und Schülern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf soll vorrangig im gemeinsamen Unterricht erfolgen.  
(4) Unterricht und Erziehung sind als langfristige, systematisch geplante und kumulativ angelegte 
Lernprozesse in der Vielfalt von Lernformen, Lernmethoden und Lernorten zu gestalten. Die 
intellektuellen, körperlichen, emotionalen, kulturellen und sozialen Fähigkeiten, Begabungen, 
Interessen und Neigungen der Schülerinnen und Schüler sowie die Bereitschaft zur Anstrengung, zur 
Leistung und zum Weiterlernen sollen bis zu ihrer vollen Entfaltung gefördert und gefordert werden.  
(5) Die Schule ist zum Schutz der seelischen und körperlichen Unversehrtheit, der geistigen Freiheit und 
der Entfaltungsmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler so zu gestalten, dass die Anforderungen 
und die Belastungen durch Schulwege, Unterricht und dessen Organisation, Leistungsnachweise, 
Hausaufgaben und sonstige Schulveranstaltungen altersgemäß und zumutbar sind und ausreichend Zeit 
für eigene Aktivitäten bleibt.  
(6) Jede Schule ist für die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags verantwortlich und gestaltet 
den Unterricht und seine zweckmäßige Organisation selbständig und eigenverantwortlich. Dazu 
entwickelt sie ihr pädagogisches Konzept in einem Schulprogramm. Das Schulpersonal, 
Erziehungsberechtigte sowie Schülerinnen und Schüler wirken dabei zusammen.  
(7) Die allgemein bildende Schule führt in die Arbeits- und Berufswelt ein und trägt in Zusammenarbeit 
mit den anderen Stellen zur Vorbereitung der Schülerinnen und Schüler auf Berufswahl und 
Berufsausübung sowie auf die Arbeit in der Familie und in anderen sozialen Zusammenhängen bei.  
(8) Zur Sicherung des Bildungs- und Erziehungsauftrags, der Leistungsfähigkeit und der 
Qualitätsstandards überprüft jede Schule regelmäßig und systematisch die Qualität ihrer pädagogischen 
Arbeit. Die Schulaufsicht unterstützt die Schulen bei der Sicherung der Standards, der Qualität und ihrer 
Weiterentwicklung.  
(9) in den Schulen werden Schülerinnen und Schüler gemeinsam unterrichtet und erzogen 
(Koedukation). Sofern es pädagogisch sinnvoll ist und einer zielgerichteten Förderung dient, können 
Schülerinnen und Schüler zeitweise nach Geschlechtern getrennt unterrichtet und erzogen werden.  
(10) Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache sollen unter Achtung ihrer ethnischen 
und kulturellen Identität durch den Erwerb und sicheren Gebrauch der deutschen Sprache sowie durch 
besondere Angebote so gefördert werden, dass sie mit Schülerinnen und Schülern deutscher Sprache 
gemeinsam unterrichtet und zu den gleichen Abschlüssen geführt werden sowie aktiv am Schulleben 
teilnehmen können.  
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Abschnitt 5 
Sonderpädagogische Förderung 

 
§ 36 

Grundsätze 
 
(1) Schülerinnen und Schüler, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten derart 
beeinträchtigt sind, dass sie im Unterricht der allgemein bildenden und beruflichen Schulen ohne 
sonderpädagogische Unterstützung nicht hinreichend gefördert werden können, haben 
sonderpädagogischen Förderbedarf. Sie haben Anspruch auf besondere Förderung im Rahmen 
schulischer Bildung, Erziehung und Betreuung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. Im 
Interesse einer ihre Persönlichkeit stärkenden Entwicklung erfolgt eine enge Abstimmung und 
Zusammenarbeit zwischen der sonderpädagogischen Förderung in der Schule und der Jugendhilfe. 
Sonderpädagogische Förderschwerpunkte sind die Bereiche „Hören“, „Sehen“, „Sprache“, „Lernen“, 
„Geistige Entwicklung“, „Körperliche und motorische Entwicklung“, „Emotionale und soziale 
Entwicklung“ und „Autistische Behinderung“ sowie „Kranke Schülerinnen und Schüler“.  
(2) Die sonderpädagogische Förderung kann an allgemeinen Schulen oder an Schulen mit 
sonderpädagogischem Förderschwerpunkt erfolgen. Ziel ist es, die Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf zu den in diesem Gesetz vorgesehenen Abschlüssen zu führen und 
ihnen den Wechsel von einem Bildungsgang in einen anderen zu ermöglichen. Sonderpädagogische 
Förderung soll vorrangig an allgemeinen Schulen im gemeinsamen Unterricht mit Schülerinnen und 
Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf erfolgen. Bei der Planung und Durchführung des 
gemeinsamen Unterrichts, insbesondere bei der Erstellung von Förderplänen, arbeiten die Lehrkräfte für 
Sonderpädagogik und die der allgemeinen Schulen sowie andere Fachkräfte zusammen.  
(3)Die Schulaufsichtsbehörde trifft auf Antrag der Erziehungsberechtigten oder der Schule, an der die 
Schülerin oder der Schüler angemeldet wird oder die sie oder er besucht, die Feststellung, ob die 
Schülerin oder der Schüler sonderpädagogischen Förderbedarf hat. Bei der Ermittlung des 
Förderbedarfs kann die Schulaufsichtsbehörde ein sonderpädagogisches Gutachten hinzuziehen und 
sich der Beratung Dritter bedienen. 3Sie hat die Erziehungsberechtigten über mögliche Bildungswege 
ihrer Kinder zu beraten.  
(4) Die Erziehungsberechtigten einer Schülerin oder eines Schülers mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf wählen, ob sie oder er eine allgemeine Schule oder eine Schule mit sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt besuchen soll.  
(5) Für die sonderpädagogische Förderung gelten die Rahmenlehrpläne für Unterricht und Erziehung, 
die Stundentafeln und die sonstigen für die allgemeine Schule geltenden Bestimmungen, soweit durch 
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. Grundlage der 
sonderpädagogischen Förderung sind individuelle Förderpläne, die regelmäßig fortzuschreiben sind.  
(6) Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“, die die 
Voraussetzungen für einen Abschluss nach § 21 Abs. 1 nicht erfüllen, können am Ende der 
Jahrgangsstufe 10 den berufsorientierenden Schulabschluss und, wenn sie die dafür erforderlichen 
Voraussetzungen erfüllen, einen der Berufsbildungsreife gleichwertigen Abschluss erwerben. Bei dem 
berufsorientierenden Schulabschluss werden auch praxisbezogene Leistungen einbezogen. Schülerinnen 
und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ erhalten am 
Ende des Bildungsgangs ein Abschlusszeugnis.  
(7) Für die Vorbereitung auf den Übergang von der Schule in das Berufs- und Arbeitsleben ist eine 
intensive behinderungsspezifische Berufsberatung und Berufsvorbereitung erforderlich. Über die 
weitere Förderung soll eine frühzeitige Abstimmung mit den weiterführenden Ausbildungs-, 
Förderungs- und Beschäftigungsträgern erfolgen.  
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§ 37 
Gemeinsamer Unterricht 

 
(1)Im gemeinsamen Unterricht in der allgemeinen Schule kann zielgleich oder zieldifferent unterrichtet 
werden. Bei zielgleicher Integration werden die Schülerinnen und Schüler nach den für die allgemeine 
Schule geltenden Rahmenlehrplänen und Vorschriften unterrichtet. Organisatorische und methodische 
Abweichungen sind zulässig, soweit die Art der Behinderung es erfordert.  
(2) Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ oder 
„Geistige Entwicklung“ werden zieldifferent unterrichtet. Lernziele und Leistungsanforderungen richten 
sich in den Unterrichtsfächern, in denen die Leistungsanforderungen der allgemeinen Schule nicht 
erfüllt werden können, nach denen des entsprechenden Bildungsgangs der Schulen mit 
sonderpädagogischem Förderschwerpunkt. Diese Schülerinnen und Schüler rücken bis in die 
Jahrgangsstufe 10 jeweils mit Beginn eines Schuljahres in die nächsthöhere Jahrgangsstufe auf. Für 
Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ darf eine 
Wiederholung einer Jahrgangsstufe abweichend von § 59 Abs. 4 Satz 2 nur angeordnet werden, wenn zu 
erwarten ist, dass danach die Leistungsanforderungen der allgemeinen Schule erfüllt werden.  
(3)Die Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen Schule darf eine angemeldete Schülerin oder 
einen angemeldeten Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf nur abweisen, wenn für eine 
angemessene Förderung die personellen, sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten nicht 
vorhanden sind. Ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter eine Aufnahme nach Satz 1 nicht möglich, so 
legt sie oder er den Antrag der Schulaufsichtsbehörde vor. Diese richtet zur Vorbereitung ihrer 
Entscheidung einen Ausschuss ein, der die Erziehungsberechtigten und die Schule anhört. Die 
Schulaufsichtsbehörde entscheidet im Einvernehmen mit der zuständigen Schulbehörde abschließend 
auf der Grundlage einer Empfehlung des Ausschusses und unter Beachtung der personellen, sächlichen 
und organisatorischen Möglichkeiten über die Aufnahme der Schülerin oder des Schülers in die 
gewählte allgemeine Schule, eine andere allgemeine Schule oder eine Schule mit 
sonderpädagogischem Förderschwerpunkt.  
 

§ 38 
Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 

 
(1) Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt (Sonderschulen) sind Grundschulen und 
Schulen der Sekundarstufen I und II für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf. Die Organisation dieser Schulen richtet sich nach den sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkten „Sehen“, „Hören“, „Körperliche und motorische Entwicklung“, „Lernen“, 
„Sprache“ und „Geistige Entwicklung“. Im Bereich der beruflichen Schulen stehen für die 
sonderpädagogische Förderung Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben zur Verfügung.  
(2) Schulpflichtige besuchen die für sie geeignete Schule mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, 
wenn deren Erziehungsberechtigte es wünschen oder die Schülerin oder der Schüler gemäß § 37 Abs. 3 
nicht in die allgemeine Schule aufgenommen werden kann.  
(3) Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt sind zugleich sonderpädagogische 
Förderzentren, die die pädagogische und organisatorische Entwicklung des gemeinsamen Unterrichts in 
der jeweiligen Region koordinierend unterstützen. Die räumliche, organisatorische und personelle 
Kooperation von allgemeinen Schulen und Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt sowie 
sonderpädagogischen Einrichtungen ist zu fördern.  
 

§ 39 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 
Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über die sonderpä-
dagogische Förderung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere  

1. die Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte einschließlich der spezifischen 
Bildungsangebote, 
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2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs einschließlich der Anfor-
derungen an das sonderpädagogische Gutachten, 

3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben und Empfehlungskriterien von Ausschüssen, 
4. die Organisationsformen sonderpädagogischer Förderung und die schulergänzenden Maßnahmen 

sowie die besonderen Organisationsformen für die sonderpädagogischen Förderschwerpunkte 
„emotional-soziale Entwicklung“, „Autistische Behinderung“ und Unterricht für kranke Schülerin-
nen und Schüler, 

5. die Abweichungen von den Regelungen der allgemeinen Schule im gemeinsamen Unterricht, 
6. die Aufgaben der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, der sonderpädagogi-

schen Einrichtungen sowie der Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben einschließlich 
der abweichenden Regelungen zu der allgemeinen Schule, 

7. das Verfahren für den Übergang von der Schule mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt in 
die allgemeine Schule, 

8. die Voraussetzungen für den Erwerb des berufsorientierenden Schulabschlusses und für die 
Gleichwertigkeit mit der Berufsbildungsreife, 

9. die Schülerbeförderung und die Schulwegbegleitung. 
 
 
d) Aus dem Gesetz über die Schulen im Land Brandenburg (Brandenburgisches Schulgesetz- 

BbgSchulG) vom vom 02. August 2002 (GVBl.I, S.78), i.d.F. vom 11. Februar 2014  (GVBl.I/14): 
 

§ 3 
Recht auf Bildung 

 
(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes dienen der Verwirklichung des Rechts auf Bildung gemäß Artikel 
29 Abs. 1 der Verfassung des Landes Brandenburg. Die Schulen sind so zu gestalten, dass gleicher 
Zugang, unabhängig von der wirtschaftlichen und sozialen Lage, der nationalen Herkunft, der 
politischen oder religiösen Überzeugung und des Geschlechts, gewährleistet wird. Es ist Aufgabe aller 
Schulen, jede Schülerin und jeden Schüler individuell zu fördern. Schülerinnen und Schüler mit 
besonderen Begabungen, sozial benachteiligte Schülerinnen und Schüler sowie Schülerinnen und 
Schüler mit Behinderungen sind besonders zu fördern. 
(2) Besonders leistungsfähige und begabte Schülerinnen und Schüler sollen besonders durch eine 
Zusammenarbeit mit Hochschulen gemäß § 9 Abs. 1, Schulen mit besonderer Prägung gemäß § 8a und 
§ 143, die Möglichkeit des Überspringens oder der Vorversetzung gemäß § 59 Abs. 6, die 
Berücksichtigung des besonderen Unterrichtsbedarfs gemäß § 109 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und durch 
individuelle Hilfen gefördert werden. Das für die Schule zuständige Ministerium kann zur individuellen 
Förderung von geeigneten Schülerinnen und Schülern zu jedem Schuljahr an ausgewählten Gymnasien 
und Gesamtschulen nach von der Schule einvernehmlich mit dem Schulträger gestelltem Antrag die 
Bildung von Leistungs- und Begabungsklassen ab der Jahrgangsstufe 5 ohne vorherige Durchführung 
eines Schulversuchs genehmigen. Hierfür bestimmt das für Schule zuständige Ministerium die Zahl von 
Klassen. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für Ersatzschulen. Insgesamt sind nicht mehr als 35 
Leistungs- und Begabungsklassen zu genehmigen. Das für Schule zuständige Mitglied der 
Landesregierung wird ermächtigt, die Anforderungen an die Errichtung von Leistungs- und 
Begabungsklassen durch Rechtsverordnung zu regeln. Dazu ist rechtzeitig und nach umfassender 
Information das Einvernehmen mit dem für Bildung zuständigen Ausschuss des Landtages herzustellen. 
(3) Sozial Benachteiligte sollen besonders durch eine Zusammenarbeit mit Trägern der Jugendhilfe und 
Trägern der sozialen Sicherung gemäß § 9 Abs. 1, die Schaffung von Ganztagsangeboten gemäß § 18, 
besondere Unterrichtsangebote und Fördermaßnahmen gemäß § 23 Nr. 2, die Berücksichtigung des 
Unterrichtsbedarfs gemäß § 109 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und durch individuelle Hilfen im Rahmen der 
Lernmittelfreiheit gemäß § 111 und der Schülerfahrtkostenerstattung gemäß § 112 gefördert werden. 
(4) Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf sollen gemäß § 29 Abs. 2 
vorrangig im gemeinsamen Unterricht mit Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf oder in Schulen oder Klassen mit einem entsprechenden sonderpädagogischen 
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Förderschwerpunkt (Förderschulen oder Förderklassen), durch Ganztagsangebote oder Ganztagsschulen 
gemäß § 18 Abs. 5, durch die Berücksichtigung des besonderen Unterrichtsbedarfs gemäß § 109 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 und durch individuelle Hilfen besonders gefördert werden. 
 

§ 4 
Ziele und Grundsätze der Erziehung und Bildung 

 
(1) Die Schule trägt als Stätte des Lernens, des Lebens und der Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen 
bei zur Achtung und Verwirklichung der Werteordnung des Grundgesetzes und der Verfassung des 
Landes Brandenburg und erfüllt die in Artikel 28 der Verfassung des Landes Brandenburg 
niedergelegten Aufgaben von Erziehung und Bildung. 
(2) Die Schule achtet das Recht und die Pflicht der Eltern zur Erziehung ihrer Kinder und arbeitet eng mit 
ihnen zusammen. Sie unterstützt die wachsende Einsichtsfähigkeit und die zunehmende 
Selbstständigkeit junger Menschen und fördert die Aneignung von Werten und die Eigenverantwortung. 
(3) Die Schule ist zum Schutz der seelischen und körperlichen Unversehrtheit, der geistigen Freiheit und 
der Entfaltungsmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler verpflichtet. Die Sorge für das Wohl der 
Schülerinnen und Schüler erfordert es auch, jedem Anhaltspunkt für Vernachlässigung oder 
Misshandlung nachzugehen. Die Schule entscheidet rechtzeitig über die Einbeziehung des Jugendamtes 
oder anderer Stellen. In der Schule und auf dem Schulgelände sowie bei schulischen Veranstaltungen 
außerhalb der Schule ist das Rauchen während des Schulbetriebs verboten. Die Anforderungen und die 
Belastungen durch Schulwege, Unterricht und dessen Organisation, Hausaufgaben und sonstige 
Schulveranstaltungen müssen der Entwicklung der Schülerin oder des Schülers entsprechen, zumutbar 
sein und ausreichend Zeit für eigene Aktivitäten lassen. 
(4) Die Schule wahrt die Freiheit des Gewissens sowie Offenheit und Toleranz gegenüber 
unterschiedlichen kulturellen, religiösen, weltanschaulichen und politischen Wertvorstellungen, 
Empfindungen und Überzeugungen. Keine Schülerin und kein Schüler darf einseitig beeinflusst werden. 
Keine Schülerin und kein Schüler darf wegen der Rasse, Abstammung, Nationalität, Sprache, des 
Geschlechts, der sexuellen Identität, der sozialen Herkunft oder Stellung, der Behinderung, der 
religiösen, weltanschaulichen oder politischen Überzeugung bevorzugt oder benachteiligt werden. Einer 
Benachteiligung von Mädchen und Frauen ist aktiv entgegenzuwirken. 
(5) Bei der Vermittlung von Kenntnissen, Fähigkeiten und Werthaltungen fördert die Schule 
insbesondere die Fähigkeit und Bereitschaft der Schülerinnen und Schüler, 

1. für sich selbst, wie auch gemeinsam mit anderen zu lernen und Leistungen zu erbringen,  
2. die eigene Wahrnehmungs-, Empfindungs- und Ausdrucksfähigkeit zu entfalten und in diesem 

Sinne auch mit Medien sachgerecht, kritisch und kreativ umzugehen,  
3. sich Informationen zu verschaffen und kritisch zu nutzen sowie die eigene Meinung zu vertreten, 

die Meinungen anderer zu respektieren und sich mit diesen unvoreingenommen auseinander zu 
setzen,  

4. Kreativität und Eigeninitiative zu entwickeln,  
5. Beziehungen zu anderen Menschen auf der Grundlage von Achtung, Gerechtigkeit und Solidarität 

zu gestalten, Konflikte zu erkennen und zu ertragen sowie an vernunftgemäßen und friedlichen 
Lösungen zu arbeiten,  

6. sich für die Gleichberechtigung von Mann und Frau einzusetzen und den Wert der 
Gleichberechtigung auch über die Anerkennung der Leistungen von Frauen in Geschichte, 
Wissenschaft, Kultur und Gesellschaft einzuschätzen,  

7. eigene Rechte zu wahren und die Rechte anderer auch gegen sich selbst gelten zu lassen,  
8. ihr künftiges privates, berufliches und öffentliches Leben verantwortlich zu gestalten und die 

Anforderungen des gesellschaftlichen Wandels zu bewältigen,  
9. soziale und politische Mitverantwortung durch individuelles Handeln und durch die 

Wahrnehmung gemeinsamer Interessen zu übernehmen und zur demokratischen Gestaltung 
einer gerechten und freien Gesellschaft beizutragen,  

10. Ursachen und Gefahren der Ideologie des Nationalsozialismus sowie anderer zur 
Gewaltherrschaft strebender politischer Lehren zu erkennen und ihnen entgegenzuwirken,  
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11. die eigene Kultur sowie andere Kulturen, auch innerhalb des eigenen Landes und des eigenen 
Umfeldes, zu verstehen und zum friedlichen Zusammenleben der Kulturen und Völker 
beizutragen sowie für die Würde und die Gleichheit aller Menschen einzutreten,  

12. sich auf ihre Aufgaben als Bürgerinnen und Bürger in einem gemeinsamen Europa vorzubereiten,  
13. ihre Verantwortung für die eigene Gesundheit, für den Erhalt der Umwelt und die Sicherung der 

natürlichen Lebensgrundlagen zu begreifen und wahrzunehmen,  
14. ein Verständnis für die Lebenssituation von Menschen mit körperlichen, seelischen und geistigen 

Beeinträchtigungen zu entwickeln und zur Notwendigkeit gemeinsamer Lebenserfahrungen 
beizutragen.  

Die Vermittlung und Förderung von Kenntnissen und das Verstehen der sorbischen/wendischen 
Identität, Kultur und Geschichte sind besondere Aufgaben der Schule. In den Schulen im angestammten 
Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden sind sorbische/wendische Geschichte und Kultur in die 
Bildungsarbeit einzubeziehen und in der Schule als Ort offener kultureller Tätigkeit nach Maßgabe des 
§ 7 Absatz 8 zu vermitteln. Die Schule fördert die Bereitschaft zur friedlichen Zusammenarbeit mit den 
polnischen Nachbarn.  
(6) Lebenspraktische und berufsqualifizierende Fähigkeiten im Rahmen schulischer Bildung sind 
besonders zu fördern. 
(7) Schülerinnen und Schüler werden gemeinsam erzogen und unterrichtet. Bei sonderpädagogischem 
Förderbedarf gilt dies nach Maßgabe des § 29. Sofern es pädagogisch sinnvoll ist, können Schülerinnen 
und Schüler in Unterrichtsfächern, Lernbereichen oder übergreifenden Themenkomplexen zeitweise 
nach Geschlechtern getrennt unterrichtet werden. 
(8) Die Eingliederung fremdsprachiger Schülerinnen und Schüler ist Aufgabe der Schule. Dem sollen 
insbesondere gezielte Unterrichtsangebote und Fördermaßnahmen dienen, damit sie ihrer Eignung 
entsprechend zusammen mit Schülerinnen und Schülern deutscher Sprache unterrichtet und zu den 
gleichen Abschlüssen geführt werden können. 
 

Abschnitt 6 
Sonderpädagogische Förderung 

 
§ 29 

Grundsätze, gemeinsamer Unterricht 
 
(1) Schülerinnen und Schüler mit Lern-, Leistungs- und Entwicklungsbeeinträchtigungen verschiedener 
Ursachen, die in der Schule individueller, sonderpädagogischer Hilfe bedürfen, haben ein Recht auf 
sonderpädagogische Förderung. Diese Förderung hat das Ziel, ihnen einen ihren Fähigkeiten, 
Leistungen und Neigungen entsprechenden Platz in der Gesellschaft zu sichern. 
(2) Sonderpädagogische Förderung sollen Grundschulen, weiterführende allgemein bildende Schulen 
und Oberstufenzentren durch gemeinsamen Unterricht mit Schülerinnen und Schülern ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllen, wenn eine angemessene personelle, räumliche und 
sächliche Ausstattung vorhanden ist oder nach Maßgabe gegebener Finanzierungsmöglichkeiten 
geschaffen werden kann. 
(3) Gemeinsamer Unterricht wird in enger Zusammenarbeit mit einer Förderschule oder einer 
Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstelle organisiert. Er ermöglicht ein wohnungsnahes 
Schulangebot. Die Formen des gemeinsamen Unterrichts sollen individuell entwickelt werden. Sie 
können zeitlich befristet oder stufenweise ausgeweitet werden. 
(4) Sonderpädagogische Förder- und Beratungsstellen nehmen Aufgaben im gemeinsamen Unterricht 
wahr und erbringen vorrangig für den schulischen Bereich ein wohnungsnahes sonderpädagogisches 
Förder- und Beratungsangebot, das auch präventive Maßnahmen für schulpflichtige Kinder und 
Jugendliche, die von einer Behinderung bedroht sind, umfasst. Noch nicht schulpflichtige Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im Bereich des Hörens, des Sehens oder der sprachlichen 
Entwicklung sollen im Rahmen spezieller Fördermaßnahmen von den fachlich jeweils zuständigen 
Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstellen betreut werden, wenn entsprechende 
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Förderangebote anderer Träger nicht zumutbar erreicht werden können. Für das fachliche Personal der 
Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstellen gilt § 67 Abs. 2 entsprechend. 
(5) In Oberstufenzentren können bei Bedarf besondere Bildungsgänge eingerichtet werden, die 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf auf einen Beruf vorbereiten oder für 
ihn qualifizieren. 
 

§ 30 
Die Bildungsgänge der Förderschulen 

 
(1) Förderschulen fördern die schulische und berufliche Eingliederung, gesellschaftliche Teilhabe und 
selbstständige Lebensgestaltung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf. Sie vermitteln eine allgemeine Bildung und umfassen den Bildungsgang der Grundschule, 
die Bildungsgänge der Sekundarstufe I und den Bildungsgang zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife. Die Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "Lernen" oder die Schule 
mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "geistige Entwicklung" vermittelt eine allgemeine 
Bildung und führt jeweils einen Bildungsgang zum Erwerb eines eigenen Abschlusses.  
(2) Schulpflichtige, deren Eltern es wünschen oder für die in den anderen Schulformen die 
Voraussetzungen gemäß § 29 Abs. 2 nicht vorhanden sind, besuchen die für sie geeignete Förderschule 
oder Förderklasse. 
(3) Der Unterricht in der Förderschule wird in der Regel im Klassenverband erteilt. Das staatliche 
Schulamt kann zulassen, dass eine Förderschule, deren Schülerzahl für die Bildung 
jahrgangsstufenbezogener Klassen nicht ausreicht oder die nach besonderen pädagogischen Konzepten 
arbeitet, in den Jahrgangsstufen 1 bis 6, die Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
"Lernen" in den Jahrgangsstufen 1 bis 10, jahrgangsstufenübergreifende Klassen bildet. An 
Förderschulen, die nach einem besonderen pädagogischen Konzept arbeiten, kann in den 
Jahrgangsstufen 7 bis 10 jahrgangsstufenübergreifender Unterricht durchgeführt werden, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen, die für einen jahrgangsstufenübergreifenden Unterricht an den Schulen der 
Sekundarstufe I gelten. 
(4) Förderschulen und Förderklassen werden nach Förderschwerpunkten in die folgenden Typen 
gegliedert: 

1. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "Lernen",  
2. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "Sprache",  
3. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "emotionale und soziale Entwicklung",  
4. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "geistige Entwicklung",  
5. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "Hören",  
6. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "körperliche und motorische 

Entwicklung",  
7. Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "Sehen" und  
8. Schule für Kranke.  

Förderschulen können auch förderschwerpunktübergreifend organisiert sein. 
(5) Abweichend von § 16 Abs. 1 werden die Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
"Lernen" und die Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "geistige Entwicklung" nicht 
in Schulstufen gegliedert. Die Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "geistige 
Entwicklung" gliedert sich in bildungsspezifische Lernstufen. Die Schülerinnen und Schüler mit einer 
geistigen Behinderung oder schwerer Mehrfachbehinderung erfüllen in der Regel in der Schule mit dem 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkt "geistige Entwicklung" ihre Berufsschulpflicht. Wer eine 
entsprechende Schule besucht und die Schulpflicht erfüllt hat, ist bis zum Ablauf des Schuljahres, in 
dem das 21. Lebensjahr vollendet wird, berechtigt, diese Schule zu besuchen, wenn dort im begründeten 
Einzelfall eine bessere Förderung erfolgt. 
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§ 31 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 
Das für Schule zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, das Nähere zur Ausgestaltung 
der sonderpädagogischen Förderung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 

1. die unterschiedlichen Formen des gemeinsamen Unterrichts in den allgemeinen Schulen und die 
für diese Formen erforderlichen räumlichen, sächlichen und personellen Voraussetzungen,  

2. die Aufgaben und die Organisation der Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstellen,  
3. die Art und den Umfang der Zusammenarbeit mit Sonderpädagogischen Förder- und 

Beratungsstellen, regionalen Frühförder- und Beratungsstellen, der schulpsycho-logischen 
Beratung und anderen Behörden,  

4. das Verfahren zur Ermittlung des sonderpädagogischen Förderbedarfs sowie der Entscheidung 
des staatlichen Schulamtes gemäß § 50 Abs. 2.  

Dazu ist rechtzeitig und nach umfassender Information das Benehmen mit dem für Schule zuständigen 
Ausschuss des Landtages herzustellen. 
 

Teil 4 
Schulpflicht 

 
§ 36 

Grundsätze 
 
(1) Die allgemeine Schulpflicht gewährleistet die schulische Erziehung und Bildung jedes jungen 
Menschen. Schulpflichtig ist, wer im Land Brandenburg seine Wohnung oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder seine Ausbildungs- oder Arbeitsstätte hat. Völkerrechtliche Abkommen und 
zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben unberührt. 
(2) Schulpflichtig sind auch die ausländischen jungen Menschen, denen aufgrund eines Asylantrags der 
Aufenthalt im Land Brandenburg gestattet ist oder die hier geduldet werden. 
(3) Die allgemeine Schulpflicht umfasst die Pflicht zum Besuch des Bildungsgangs der Grundschule und 
eines Bildungsgangs der Sekundarstufe I (Vollzeitschulpflicht) sowie eines Bildungsgangs gemäß § 15 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a, b und e (Berufsschulpflicht). Die Berufsschulpflicht kann auch in 
Bildungsgängen gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c, d, f und g erfüllt werden. Sie wird durch den 
Besuch einer Schule in öffentlicher Trägerschaft oder einer Ersatzschule erfüllt. Schulpflichtige junge 
Menschen mit Behinderungen und Kranke, die nicht am Unterricht einer Schule teilnehmen können, 
haben Anspruch auf Hausunterricht oder Unterricht im Krankenhaus. 
(4) Im Rahmen der Vollzeitschulpflicht kann das staatliche Schulamt eine Schülerin oder einen Schüler 
auf Antrag der Eltern von der Pflicht zum Schulbesuch befreien, wenn ein wichtiger Grund dies 
rechtfertigt und eine entsprechende gleichwertige Förderung anderweitig gewährleistet ist. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Sicherung des Bildungsanspruchs eine therapeutisch 
oder anderweitig begleitete angemessene Wissensvermittlung außerhalb der Schule erfordert. Dies gilt 
auch im Rahmen der Berufsschulpflicht, wenn dies der Förderung der beruflichen Entwicklung dient. 
Die Befreiung vom Besuch der Schule ist grundsätzlich zu befristen. Sie kann wiederholt ausgesprochen 
werden. Entfällt die Voraussetzung der Befreiung, besteht wieder die Pflicht zum Schulbesuch, wenn die 
verbleibende Schulbesuchszeit eine sinnvolle Förderung erwarten lässt. Auf Antrag entscheidet das 
staatliche Schulamt, ob die anderweitige Förderung auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet wird 
oder die Vollzeit- oder Berufsschulpflicht als erfüllt gilt. 
(5) Schulpflichtige junge Menschen, die wegen einer Jugendstrafe oder Untersuchungshaft nicht am 
Unterricht einer Schule teilnehmen können, sollen Unterricht in einer Justizvollzugsanstalt erhalten. Der 
Unterricht berücksichtigt die besonderen Verhältnisse der jungen Menschen und die Belange des 
Vollzugs. Das für Schule zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, das Nähere zur 
Durchführung des Unterrichts durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 

1. Umfang und Inhalt,  
2. die möglichen Abschlüsse und  
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3. mögliche Angebote für nicht mehr schulpflichtige junge Menschen.  
(6) Das staatliche Schulamt kann junge Menschen, die außerhalb des Landes Brandenburg die 
Schulpflicht erfüllt haben, von der Vollzeitschulpflicht oder der Berufsschulpflicht befreien, wenn 
insbesondere wegen der Kürze der verbleibenden Schulbesuchszeit eine sinnvolle Förderung nicht 
erwartet werden kann. 
 

§ 39 
Dauer und Erfüllung der Berufsschulpflicht 

 
(1) Nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht beginnt die Berufsschulpflicht. Die Berufsschulpflicht kann an 
einer Förderschule erfüllt werden, jedoch nicht an einer Schule mit dem sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkt "Lernen " . 
…  
 

§ 46 
Informations- und Beteiligungsrechte der Schülerinnen und Schüler und der Eltern 

 
(1) Die Schülerinnen und Schüler und deren Eltern sind in allen grundsätzlichen Schulangelegenheiten 
zu informieren und zu beraten. Dazu gehören insbesondere 

1. der Aufbau und die Gliederung der Schule und der Bildungsgänge,  
2. die Übergänge zwischen den Bildungsgängen und Schulstufen,  
3. die Abschlüsse und Berechtigungen der Bildungsgänge in den Sekundarstufen I und II, 
4. die Grundlagen der Planung und Gestaltung des Unterrichts, Grundzüge der Unterrichtsinhalte 

und Unterrichtsziele, Grundsätze der Leistungsbewertung, der Kurseinstufung und der 
Versetzung, 

5. ihre Mitwirkungsmöglichkeiten in der Schule und in überschulischen Gremien sowie 
6. die wesentlichen Ergebnisse der Evaluation gemäß § 44 Abs. 4, die Prüfungen, Vergleichsarbeiten 

und Testvorhaben. 
(2) Die Eltern haben das Recht, unter Berücksichtigung der pädagogischen Situation der Klasse nach 
vorheriger Anmeldung bei der unterrichtenden Lehrkraft den Unterricht zu besuchen. 
(3) Die Schule soll die Schülerinnen und Schüler und deren Eltern individuell in angemessenem Umfang 
informieren und beraten, insbesondere über 

1. die Lernentwicklung, den Leistungsstand und das Arbeits- und Sozialverhalten,  
2. die Leistungsbewertung, Versetzung und Kurseinstufung sowie  
3. die Maßnahmen bei Entwicklungsauffälligkeiten oder Lern- und Leistungsbeeinträchtigungen 

verschiedener Ursachen oder bei sonderpädagogischem Förderbedarf. 
… 
 

§ 50 
Grundsätze 

 
(1) Über die Aufnahme in die Schule entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter unter Beachtung 
der Vorgaben des Schulträgers und der Schulbehörden. Innerhalb dieser Vorgaben können 
Gastschülerinnen oder Gastschüler aufgenommen werden. Ihr Schulverhältnis kann zeitlich befristet 
gelten. Die Aufnahme erfolgt in der Regel zu Beginn des Schuljahres. 
(2) Über die Aufnahme oder die Zuweisung einer Schülerin oder eines Schülers mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in den gemeinsamen Unterricht gemäß § 29 Abs. 2 und 3 oder in 
eine Förderschule oder Förderklasse entscheidet nach Antrag oder Anhörung der Eltern und möglichst 
der betroffenen Schülerin oder des betroffenen Schülers das staatliche Schulamt auf der Grundlage der 
Bildungsempfehlung des Förderausschusses. 
(3) Die Aufnahme in eine Schule kann abgelehnt werden, wenn 

1. ihre Aufnahmekapazität erschöpft ist,  
2. die Zahl der Anmeldungen niedriger ist als für den geordneten Schulbetrieb notwendig oder  
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3. die erforderliche Eignung für den Besuch des gewünschten Bildungsgangs nicht besteht. 
Die Aufnahmekapazität ist so zu bemessen, dass nach Ausschöpfung der verfügbaren personellen, 
räumlichen, sächlichen und fachspezifischen Ausstattung die Unterrichts- und Erziehungsarbeit 
gesichert ist. 
(4) Das staatliche Schulamt kann eine Schülerin oder einen Schüler einer bestimmten Schule im 
Einvernehmen mit dem Schulträger zuweisen. Dies gilt insbesondere, wenn der beantragten Aufnahme 
im Rahmen der Schulpflicht in eine von den Eltern gewünschte Schule nicht stattgegeben werden kann. 
Ist die Aufnahmekapazität an Schulen der gewählten Schulform erschöpft, kann auch einer Schule einer 
anderen Schulform mit dem gewünschten Bildungsgang zugewiesen werden. 
 

§ 53 
Aufnahme in eine weiterführende allgemein bildende Schule 

 
(1) Für die Aufnahme in eine weiterführende allgemein bildende Schule sind neben dem Wunsch der 
Eltern die Fähigkeiten, Leistungen und Neigungen (Eignung) der Schülerin oder des Schülers 
maßgebend. Die Eltern wählen durch einen Erstwunsch und einen Zweitwunsch je eine Schule, an der 
ihr Kind den gewünschten Bildungsgang belegen soll. 
(2) Die Eltern sind durch die Lehrkräfte der weiterführenden allgemein bildenden Schule über das 
Auswahlverfahren bei Übernachfrage, die Abschlüsse und Berechtigungen der Bildungsgänge der 
Sekundarstufe I und die sich daraus jeweils ergebenden Möglichkeiten der Fortsetzung der Ausbildung 
in der Sekundarstufe II sowie über die jeweiligen Bildungsziele des gewählten Bildungsgangs zu 
beraten. Dabei ist insbesondere auf die Bedeutung der Fremdsprachenfolge einzugehen. 
(3) Der Besuch eines Bildungsgangs setzt die dafür erforderliche Eignung voraus. Übersteigt die Zahl der 
Anmeldungen für eine Schule die Aufnahmekapazität, wird ein Auswahlverfahren durchgeführt. Die 
Auswahl erfolgt an Gymnasien nach 

1. besonderen Härtefällen gemäß Absatz 4,  
2. dem Vorrang der Eignung gemäß Absatz 5 und  
3. dem Vorliegen besonderer Gründe.  

Das Vorliegen eines besonderen Grundes rechtfertigt den Vorrang einer Schülerin oder eines Schülers 
bei gleicher Eignung für den Bildungsgang in der gewählten Schule. Die Auswahl erfolgt an 
Oberschulen  

1. nach besonderen Härtefällen gemäß Absatz 4 und  
2. im Übrigen nach der Nähe der Wohnung zur Schule.  

Im Umfang von bis zu 50 vom Hundert der Aufnahmekapazität können Schülerinnen und Schüler 
vorrangig berücksichtigt werden, wenn ein besonderer Grund vorliegt. An Gesamtschulen erfolgt die 
Aufnahme zu einem Drittel der Aufnahmekapazität für den Bildungsgang zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife nach dem Vorrang der Eignung gemäß Absatz 5 Satz 4 bis 6 und zu zwei Dritteln der 
Aufnahmekapazität entsprechend dem Aufnahmeverfahren an Oberschulen.  
(4) Im Umfang von bis zu 10 vom Hundert der Gesamtplätze sind Schülerinnen und Schüler vorrangig zu 
berücksichtigen, wenn Umstände vorliegen, die den Besuch einer anderen als der gewünschten Schule 
unzumutbar erscheinen lassen. Dieses trifft insbesondere zu, wenn 

1. aufgrund einer Behinderung lediglich eine bestimmte Schule erreichbar ist oder notwendige 
bauliche Ausstattungen oder räumliche Voraussetzungen nur an der gewählten Schule vorhanden 
sind,  

2. durch besondere familiäre oder soziale Situationen Belastungen entstehen, die das üblicherweise 
Vorkommende bei weitem überschreiten oder  

3. aufgrund der Verkehrsverhältnisse eine ansonsten in Betracht kommende Schule nur unter 
unzumutbaren Schwierigkeiten erreicht werden kann.  

(5) Die Eignung für den sechsjährigen Bildungsgang an Gymnasien ist durch eine bestandene 
Eignungsprüfung nachzuweisen. Die Eignungsprüfung ist bestanden, wenn sie ergibt, dass eine 
erfolgreiche Teilnahme am Unterricht zu erwarten ist. Einer Eignungsprüfung bedarf es nicht, wenn die 
Schülerin oder der Schüler über die Bildungsgangempfehlung zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife verfügt und der Zahlenwert der Noten aus den Fächern Mathematik, Deutsch und erste 
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Fremdsprache im Halbjahreszeugnis der Jahrgangsstufe 6 den Wert von sieben nicht übersteigt. Der 
Vorrang der Eignung ist durch Auswertung des Grundschulgutachtens und des Halbjahreszeugnisses der 
Jahrgangsstufe 6 zu ermitteln, wobei in die Noten des Halbjahreszeugnisses mit hoher Gewichtung die 
Ergebnisse zentraler Vergleichsarbeiten in Deutsch und Mathematik eingehen. Ferner können mit den 
Eltern und den Schülerinnen oder Schülern Gespräche geführt werden. Auf Wunsch der Eltern sind diese 
Gespräche zu führen. 
(6) Bei Übernachfrage kann das staatliche Schulamt Ausgleichskonferenzen mit den Schulen der 
betroffenen Schulformen durchführen. Auf Vorschlag des staatlichen Schulamtes werden wohnungsnahe 
Plätze unter Berücksichtigung der Eignung entsprechend dem Wunsch der Eltern vergeben. Liegt kein 
Elternwunsch vor, erfolgt eine Zuweisung gemäß § 50 Abs. 4. 
(7) Die Eignung für die Aufnahme in eine Leistungs- und Begabungsklasse ist auf der Grundlage der 
Empfehlung der Grundschule, eines prognostischen Tests und eines Gesprächs mit der Schülerin oder 
dem Schüler festzustellen. Sie setzt voraus, dass der Zahlenwert der Noten aus den Fächern Deutsch, 
Mathematik und erste Fremdsprache oder Deutsch, Mathematik und Sachkunde im Halbjahreszeugnis 
der Jahrgangsstufe 4 den Wert von fünf nicht übersteigt. Für die Aufnahme an Spezialschulen, in 
Spezialklassen und in Leistungs- und Begabungsklassen können mit Genehmigung des für Schule 
zuständigen Ministeriums weitere, auf die Besonderheit der Schule oder der Klasse bezogene Kriterien 
zur Bestimmung der Eignung und des Vorrangs der Eignung hinzugezogen werden. Die Absätze 3 bis 5 
sind entsprechend anzuwenden. 
 
 
e) Aus dem Bremischen Schulgesetz (BremSchulG) vom 28.Juni 2005 (GBl. S. 260), i.d.F. vom 28.Januar 

2014 (GBl. S.72 ): 
 

§ 3 
Allgemeines 

 
(1) Der Auftrag der Schule wird bestimmt durch den Erziehungs- und Bildungsauftrag der 
Landesverfassung, ergänzt durch die sich wandelnden gesellschaftlichen Anforderungen an die Schule.  
(2) Der Auftrag der Schule umfasst die allgemeine Gestaltung des Schullebens (§ 4), und die Gestaltung 
von Teilbereichen des Unterrichts (§§ 7, 10 und 11), Verpflichtungen gegenüber dem einzelnen Schüler 
und der einzelnen Schülerin und gegenüber den Erziehungsberechtigten (§§ 5 und 6), die Verpflichtung 
zur eigenen Fortentwicklung (§§ 8 und 9) und die Verpflichtung, zur Fortentwicklung des gesamten 
Schulwesens beizutragen (§ 14).  
(3) Die Schule soll ihren Auftrag im Zusammenwirken von Schülerinnen und Schülern, 
Erziehungsberechtigten, Lehrkräften, nicht-unterrichtendem Personal sowie betrieblichem 
Ausbildungspersonal mit dem Ziel einer größtmöglichen Konsensbildung auch unterschiedlicher 
Interessen und Positionen verwirklichen.  
(4) Bremische Schulen haben den Auftrag, sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln. Sie sollen im 
Rahmen ihres Erziehungs- und Bildungsauftrages die Inklusion aller Schülerinnen und Schüler 
unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Staatsbürgerschaft, Religion oder einer 
Beeinträchtigung in das gesellschaftliche Leben und die schulische Gemeinschaft befördern und 
Ausgrenzungen Einzelner vermeiden.  
 

§ 4 
Allgemeine Gestaltung des Schullebens 

 
(1) Die Schule hat allen Kindern und Jugendlichen zu ermöglichen, ihr Recht auf Bildung im Sinne des 
Artikels 27 der Landesverfassung zu verwirklichen.  
(2) Die Schule ist Lebensraum ihrer Schülerinnen und Schüler, soll ihren Alltag einbeziehen und eine an 
den Lebensbedingungen der Schülerinnen und Schüler und ihrer Familien orientierte Betreuung, 
Erziehung und Bildung gewährleisten. Schülerinnen und Schüler sollen altersangemessen den 
Unterricht und das weitere Schulleben selbst- oder mitgestalten und durch Erfahrung lernen.  
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(3) Die Schule hat die Aufgabe, gegenseitiges Verständnis und ein friedliches Zusammenleben in der 
Begegnung und in der wechselseitigen Achtung der sozialen, kulturellen und religiösen Vielfalt zu 
fördern und zu praktizieren. Die Schule hat im Rahmen ihres Erziehungs- und Bildungsauftrages die 
Integration der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in das gesellschaftliche Leben und 
die schulische Gemeinschaft zu befördern und Ausgrenzungen einzelner zu vermeiden. Sie soll der 
Ungleichheit von Bildungschancen entgegenwirken und soziale Benachteiligungen abbauen sowie 
Voraussetzungen zur Förderung der Gleichberechtigung der Geschlechter schaffen. Insbesondere im 
Rahmen der Berufsorientierung soll der geschlechtsspezifischen Ausgrenzung beruflicher Bereiche 
entgegengewirkt werden.  
(4) Die Schule ist so zu gestalten, dass eine wirkungsvolle Förderung die Schülerinnen und Schüler zu 
überlegtem persönlichen, beruflichen und gesellschaftlichen Handeln befähigt. Grundlage hierfür sind 
demokratisches und nachvollziehbares Handeln und der gegenseitige Respekt aller an der Schule 
Beteiligten. Die Schule muss in ihren Unterrichtsformen und -methoden dem Ziel gerecht werden, 
Schülerinnen und Schüler zur Selbsttätigkeit zu erziehen.  
(5) Der Unterricht und das weitere Schulleben sollen für behinderte und nicht behinderte Schülerinnen 
und Schüler gemeinsam gestaltet werden. Die Schule hat der Ausgrenzung von jungen Menschen mit 
Behinderungen entgegenzuwirken. Sie soll Beeinträchtigungen in der Entwicklung der Kinder und 
Jugendlichen durch geeignete Maßnahmen vorbeugen sowie Auswirkungen von Behinderungen 
mindern und ausgleichen und auf die gleichberechtigte Teilhabe behinderter Schülerinnen und Schüler 
am Schulleben unter Berücksichtigung ihrer Beeinträchtigungen hinwirken.  
(6) Die Schule ist Teil des öffentlichen Lebens ihrer Region und prägt deren soziales und kulturelles Bild 
mit. Sie ist offen für außerschulische, insbesondere regionale Initiativen und wirkt im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten an ihnen mit. Ihre Unterrichtsinhalte sollen regionale Belange berücksichtigen. Alle 
Beteiligten sollen schulische Angebote und das Schulleben so gestalten, dass die Schule ihrem Auftrag 
je nach örtlichen Gegebenheiten gerecht wird.  
(7) Das Mitführen von Waffen ist an Schulen und auf schulischen Veranstaltungen grundsätzlich 
untersagt. Als Waffen gelten dabei alle Waffen im Sinne des Waffengesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung, unabhängig von dort geregelten Einzelerlaubnissen oder von dortigen Regelungen, nach 
denen der Umgang erlaubnisfrei gestellt ist.  
(8) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung vorzusehen, dass das Mitführen gefährlicher 
Gegenstände, die ihrer Art und den Umständen nach als Angriffs- oder Verteidigungsmittel mitgeführt 
werden, an Schulen und deren unmittelbaren räumlichem Umfeld und auf schulischen Veranstaltungen 
verboten werden kann.  
 

§ 12 
Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 

 
(1) Zur Erfüllung ihres Auftrages arbeitet die Schule zusammen mit Institutionen, die allgemein für die 
Angebote und Hilfe in gesundheitlichen, sozialen, kriminalpräventiven und berufsbezogenen Fragen 
zuständig sind, insbesondere mit den außerschulischen Bildungs-, Förderungs- und 
Beratungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe, mit Institutionen des Gesundheitswesens, mit der 
Polizei, mit den örtlichen Beiräten sowie sozialen und kulturellen Einrichtungen der Region, 
einschließlich der Kirchen, der im Sinne von Artikel 61 der Landesverfassung anerkannten Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften und der Einrichtungen der Weltreligionen sowie mit der 
Arbeitswelt der Region. Die Schule soll sich auch bemühen, internationale Kontakte zu pflegen.  
 (2) Die Schulen sind berechtigt und sollen das Jugendamt über offenkundige Anhaltspunkte einer 
Gefährdung des Kindeswohls im Sinne des § 8a des Achten Sozialgesetzbuches SGB VIII unterrichten, 
soweit die Gefährdung nicht durch schulische Maßnahmen und die Zusammenarbeit mit den 
Erziehungsberechtigten nach § 6 zu beheben ist. Die Erziehungsberechtigten sind über die Mitteilung in 
Kenntnis zu setzen. Eine Verpflichtung zur Kenntnisgabe besteht nicht, soweit dadurch eine zusätzliche 
Gefährdung des Kindes entsteht oder mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. Die Schule wirkt in 
ihrem Rahmen an abgestimmten Hilfeplanmaßnahmen des Jugendamtes mit.  
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§ 22 
Zentrum für unterstützende Pädagogik 

 
(1) Sonderpädagogische und weitere unterstützende pädagogische Förderung wird in den allgemeinen 
Schulen durch eingegliederte Zentren für unterstützende Pädagogik gewährleistet. Das Zentrum für 
unterstützende Pädagogik unterstützt die Schule bei der inklusiven Unterrichtung.  
(2) Zentren für unterstützende Pädagogik haben die Aufgabe, die allgemeine Schule in allen Fragen 
sonderpädagogischer und weiterer unterstützender pädagogischer Förderung zu beraten und zu 
unterstützen. Sie fördern die Begegnung, gegenseitige Unterstützung sowie den Erfahrungsaustausch 
von den behinderten Schülerinnen und Schülern untereinander. Sie wirken an der Betreuung und 
Erziehung entsprechend der Behinderung, des sonderpädagogischen Förderbedarfs und der 
individuellen Problemlagen der Schülerinnen und Schüler mit. Soweit auf die jeweilige Behinderung 
bezogene spezielle Fertigkeiten und Kompetenzen vermittelt werden, können sie die Schülerinnen und 
Schüler auch unterrichten. Sie können dafür auch therapeutische, soziale und sonstige Hilfen 
außerschulischer Träger einbeziehen.  
(3) In den allgemeinen Schulen können Zentren für unterstützende Pädagogik eingerichtet werden, die 
sich nach der Art ihrer sonderpädagogischen Förderschwerpunkte und nach dem Angebot an 
Bildungsgängen unterscheiden. Die einzelnen Förderschwerpunkte von Zentren für unterstützende 
Pädagogik, ihre jeweiligen Bildungsgänge und deren Dauer sowie das Nähere über die wegen der Form 
der Behinderung notwendigen Abweichungen von den Zeugnis- und Versetzungsbestimmungen regelt 
eine Rechtsverordnung.  
 

§ 35 
Sonderpädagogische Förderung 

 
(1) Behinderte und von Behinderung bedrohte Schülerinnen und Schüler haben einen Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung. Sie unterstützt und begleitet diese Schülerinnen und Schüler durch 
individuelle Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung im Rahmen der Schulpflicht und zum Besuch 
weiterführender Bildungsgänge.  
(2) Sonderpädagogischer Förderbedarf umschreibt individuelle Förderbedürfnisse im Sinne spezieller 
unterrichtlicher und erzieherischer Erfordernisse, deren Einlösung eine sonderpädagogische 
Unterstützung oder Intervention nötig macht. Sonderpädagogischer Förderbedarf besteht bei Kindern 
und Jugendlichen, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten so beeinträchtigt sind, 
dass sie im Unterricht ohne sonderpädagogische Unterstützung nicht hinreichend gefördert werden 
können.  
(3) Auf der Grundlage förderdiagnostischer Gutachten werden die individuellen Förderbedürfnisse 
ermittelt. Das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs bei Schülerinnen und 
Schülern wird vor der Einschulung oder während des späteren Schulbesuchs auf Antrag der jeweiligen 
Schule nach Beratung mit dem zuständigen Zentrum für unterstützende Pädagogik, der 
Erziehungsberechtigten, des zuständigen Gesundheitsamtes oder auf eigene Entscheidung in 
Verantwortung der Fachaufsicht durchgeführt. Die Ermittlung des sonderpädagogischen Förderbedarfs 
setzt die Beteiligung der Erziehungsberechtigten, ein förderdiagnostisches Gutachten, ein schulärztliches 
Gutachten und auf Wunsch der Erziehungsberechtigten auch ein schulpsychologisches Gutachten voraus. 
Die jeweiligen Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, an den notwendigen Untersuchungen, 
einschließlich schulischer Testverfahren, mitzuwirken und sich der schulärztlichen Untersuchung zu 
unterziehen. Widersprechen Erziehungsberechtigte dem Verfahren zur Ermittlung des 
sonderpädagogischen Förderbedarfs, kann bei Nachteilen für die Schülerin oder den Schüler die 
zuständige Schulbehörde auf der Grundlage einer weiteren Überprüfung, die durch Rechtsverordnung 
zu regeln ist, die Durchführung des Verfahrens veranlassen.  
(4) Ein Entwicklungsplan des Landes zur schulischen Förderung von Schülerinnen und Schülern mit 
Bedarf an unterstützender Pädagogik und sonderpädagogischer Förderung soll einen Zeitrahmen für 
den Übergang nach § 70a, Perspektiven und Maßnahmen für die Realisierung des Auftrags nach § 4 
Abs. 5 aufzeigen und fortschreiben. Die schulische Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Bedarf 



148 
 

an unterstützender Pädagogik und sonderpädagogischer Förderung ist Auftrag des gesamten 
Schulsystems. Alle Schulen müssen Perspektiven und Maßnahmen für die Realisierung des Auftrags 
nach § 4 Abs. 5 erarbeiten.  
(5) Das Nähere über das Verfahren zur Feststellung des Förderbedarfs nach Absatz 3, über den 
Förderort, über die Art der zu erwerbenden Berechtigungen und über das Verfahren zur Entscheidung 
über Form und Inhalt der sonderpädagogischen Förderung in der allgemeinen Schule regelt eine 
Rechtsverordnung.  
 

§ 36 
Einschulungsvoraussetzungen, Sprachförderung 

 
(1) Bis zum 31. Mai eines jeden Jahres findet in der Regel am Standort der zuständigen Grundschule bei 
allen Kindern, die im folgenden Kalenderjahr regelmäßig schulpflichtig werden, eine Feststellung der 
Kenntnisse der deutschen Sprache (Sprachstandsfeststellung) statt, an der teilzunehmen jedes Kind 
verpflichtet ist.  
(2) Kinder, deren deutsche Sprachkenntnisse nach der Sprachstandsfeststellung nicht ausreichen, um 
dem Unterricht sprachlich zu folgen, sind verpflichtet, im Jahr vor der Einschulung nach näherer 
Bestimmung durch die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit an besonderen schulischen 
oder außerschulischen Sprachfördermaßnahmen teilzunehmen. Das Nähere, insbesondere zur Form 
und zu den Anforderungen der Sprachstandsfeststellung, Ort, Dauer und Trägerschaft der Maßnahmen 
regelt eine Rechtsverordnung.  
(3) Schülerinnen und Schüler, die nicht über die für den Schulbesuch erforderlichen deutschen 
Sprachkenntnisse verfügen, beginnen ihre Schulzeit mit einem mehrmonatigen Sprachförderkurs, nach 
dessen erfolgreicher Teilnahme, spätestens mit Beendigung des Kurses, sie in die Jahrgangsstufe 
überwechseln, der sie bereits zu Beginn zugeordnet wurden. Das Nähere über die Anforderungen an die 
Sprachkenntnisse als Voraussetzung für die Einschulung regelt eine Rechtsverordnung.  
(4) Im Jahr vor der Einschulung findet eine schulärztliche Untersuchung statt, an der teilzunehmen jedes 
Kind verpflichtet ist. Wenn Schülerinnen und Schüler, deren Einschulung in eine höhere als die 1. 
Jahrgangsstufe erfolgen soll, noch nicht in einem anderen Bundesland eine öffentliche Schule oder 
private Ersatzschule besucht haben, sind auch sie zur Teilnahme an einer schulärztlichen Untersuchung 
verpflichtet.  
(5) Kinder mit Behinderungen können auf Antrag der Erziehungsberechtigten zusätzlich bereits im Jahr 
vor der Untersuchung nach Absatz 4 an einer schulärztlichen Untersuchung teilnehmen.  
 

§ 70a 
Förderzentrum 

 
(1) Abweichend von § 22 bestehen in den Stadtgemeinden Förderzentren übergangsweise bis zur 
bedarfsdeckenden Einführung von in den allgemeinen Schulen eingegliederten Zentren für 
unterstützende Pädagogik fort. Die Einführung von in den allgemeinen Schulen eingegliederten Zentren 
für unterstützende Pädagogik beginnt mit dem Schuljahr 2010/2011. Schülerinnen und Schüler, die sich 
am 31. Juli 2013 in einem Förderzentrum befinden, durchlaufen den Bildungsgang nach den bis zum 
Ablauf dieses Tages geltenden Bestimmungen. Bestehen bleiben als Wahlangebot für Schülerinnen und 
Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderbedarf Hören die Schule für Hörgeschädigte An der 
Marcusallee, für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderbedarf Sehen die 
Schule für Sehgeschädigte An der Gete und für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen 
Förderbedarf körperliche und motorische Entwicklung in Fällen einer schweren umfänglichen multiplen 
Beeinträchtigung die Schule für körperliche und motorische Entwicklung An der Louis-Seegelken-
Straße.  
(2) Erziehungsberechtigte von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
den Bereichen Sehen, Hören oder körperliche und motorische Entwicklung haben, so lange die in Absatz 
1 Satz 4 genannten Schulen bestehen, das Recht darüber zu entscheiden, ob die sonderpädagogische 
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Förderung in den allgemeinen Schulen oder im Rahmen der Kapazitäten der in den in Absatz 1 Satz 4 
genannten Schulen stattfindet.  
(3) Die Entscheidung über den Förderort des Kindes oder der oder des Jugendlichen trifft nach 
Beteiligung der Erziehungsberechtigten in der Stadtgemeinde Bremen die Senatorin für Bildung, 
Wissenschaft und Gesundheit, in der Stadtgemeinde Bremerhaven der Magistrat.  
(4) Abweichend von § 22 besteht bis zum 31. Juli 2018 das Förderzentrum für den Förderbedarf im 
Bereich sozial-emotionale Entwicklung. Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf, die durch ihr Verhalten während des Schulbesuchs die Sicherheit 
von Menschen erheblich gefährden oder den Schulbetrieb nachhaltig und schwer beeinträchtigen, 
können von der Fachaufsicht dem Förderzentrum für sozial-emotionale Entwicklung zugewiesen 
werden, wenn eine Änderung des schulischen Verhaltens für die Zukunft nicht erwartet werden kann 
und eine vorübergehende Zuweisung an ein Regionales Beratungs- und Unterstützungszentrum nach § 
55 Absatz 4 zuvor erfolglos geblieben ist oder mit hoher Wahrscheinlichkeit voraussichtlich nicht 
erfolgreich sein wird. Der Fortbestand der Zuweisung ist mindestens jährlich zu überprüfen. 4Eine 
Rückführung in die allgemeine Schule ist anzustreben. 5Die Voraussetzungen und das Verfahren der 
Zuweisung und der Rückführung regelt eine Rechtsverordnung.  
 
 
f) Aus dem Hamburgischen Schulgesetz vom 16.April 1997 (GVBl. S.97 ), i.d.F. vom 28. Januar 2014 

(GVBl. S. 37): 
 

§ 1 
Recht auf schulische Bildung 

 
Jeder junge Mensch hat das Recht auf eine seinen Fähigkeiten und Neigungen entsprechende Bildung 
und Erziehung und ist gehalten, sich nach seinen Möglichkeiten zu bilden. Dies gilt ungeachtet seines 
Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen oder einer Behinderung. Das Recht auf 
schulische Bildung und Erziehung wird durch ein Schulwesen gewährleistet, das nach Maßgabe dieses 
Gesetzes einzurichten und zu unterhalten ist. Aus dem Recht auf schulische Bildung ergeben sich 
individuelle Ansprüche, wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in diesem Gesetz oder aufgrund 
dieses Gesetzes bestimmt sind. 
 

§ 3 
Grundsätze für die Verwirklichung 

 
(1) Das Schulwesen ist so zu gestalten, dass die gemeinsame Erziehung und das gemeinsame Lernen von 
Kindern und Jugendlichen in größtmöglichem Ausmaß verwirklicht werden können. Diesem Grundsatz 
entsprechend sollen Formen äußerer und innerer Differenzierung der besseren Förderung der einzelnen 
Schülerin oder des einzelnen Schülers dienen. Eine Lernkultur mit stärkerer und dokumentierter 
Individualisierung bestimmt das schulische Lernen. 
(2) Staatliche Schulen sind grundsätzlich Koedukationsschulen. Mädchen und Jungen können in 
einzelnen Fächern zeitweise getrennt unterrichtet werden, wenn dies einer zielgerechten Förderung 
dient. 
(3) Unterricht und Erziehung sind auf den Ausgleich von Benachteiligungen und auf die Verwirklichung 
von Chancengerechtigkeit auszurichten. Sie sind so zu gestalten, dass Schülerinnen und Schüler in ihren 
individuellen Fähigkeiten und Begabungen, Interessen und Neigungen gestärkt und bis zur vollen 
Entfaltung ihrer Leistungsfähigkeit gefördert und gefordert werden. Die Ausrichtung an schulform- und 
bildungsgangübergreifenden Bildungsstandards gewährleistet die Durchlässigkeit des Bildungswesens. 
Kinder und Jugendliche, deren Erstsprache nicht Deutsch ist, sind so zu fördern, dass ihnen eine aktive 
Teilnahme am Unterrichtsgeschehen und am Schulleben ermöglicht wird. 
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(4) Die Schule achtet das verfassungsmäßige Recht der Sorgeberechtigten auf die Erziehung ihrer 
Kinder. Schule und Eltern arbeiten vertrauensvoll zusammen und informieren sich wechselseitig über 
die Entwicklung der Schülerinnen und Schüler. 
(5) Staat und Wirtschaft kooperieren insbesondere bei der Gestaltung des beruflichen Schulwesens. 
Vertreterinnen und Vertreter der Wirtschaft wirken unter Wahrung der Letztverantwortlichkeit des 
Staates nach dem Prinzip gleichberechtigter Partnerschaft bei der Gestaltung der Berufsschule, der 
Berufsvorbereitungsschule und der in sozialpädagogischen Bildungsgängen vollqualifizierenden 
Schulformen mit. 
(6) Die Schule eröffnet Schülerinnen und Schülern alters- und entwicklungsgemäß ein größtmögliches 
Maß an Mitgestaltung von Unterricht und Erziehung, um sie zunehmend in die Lage zu versetzen, ihren 
Bildungsprozess in eigener Verantwortung zu gestalten. 
(7) Die Schulen wirken im Rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauftrages mit anderen behördlichen 
Einrichtungen zusammen. Auch nach Erfüllung der Schulpflicht kooperieren die Schulen mit den 
Trägern der beruflichen Bildung und den Sozialleistungsträgern, um solche Schülerinnen und Schüler zu 
beraten und zu fördern, die noch keine Ausbildung abgeschlossen haben. 
 

§ 12 
Integration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf und Betreuung 

kranker Schülerinnen und Schüler 
 
(1) Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben das Recht, allgemeine 
Schulen zu besuchen. Sie werden dort gemeinsam mit Schülerinnen und Schülern ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf unterrichtet und besonders gefördert. Die Förderung kann zeitweilig 
in gesonderten Lerngruppen erfolgen, wenn dieses im Einzelfall pädagogisch geboten ist. 
(2) Sonderpädagogischer Förderbedarf besteht bei Schülerinnen und Schülern, die auf Grund einer 
Behinderung so schwerwiegend in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten beeinträchtigt 
sind, dass sie im Unterricht der allgemeinen Schule ohne eine spezifische fachliche Unterstützung nicht 
hinreichend gefördert werden können. Sonderpädagogischer Förderbedarf kann in den Bereichen 
„Lernen”, „Sprache“ „emotionale und soziale Entwicklung“ „geistige Entwicklung“ „körperliche und 
motorische Entwicklung“ „Hören“ und „Sehen“ bestehen. 
(3) Sonderpädagogischer Förderbedarf wird auf der Grundlage eines sonderpädagogischen Gutachtens 
unter Einbeziehung der Sorgeberechtigten durch die zuständige Behörde festgestellt. 
(4) Ist sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt worden, werden Art und Ausmaß der Hilfen in 
einem diagnosegestützten Förderplan festgelegt. Bei dessen Aufstellung sollen die Sorgeberechtigten 
und nach Maßgabe ihrer oder seiner Einsichtsfähigkeit die Schülerin oder der Schüler sowie die sie oder 
ihn außerhalb der Schulzeit betreuenden Einrichtungen der Jugendhilfe und der Sozialleistungsträger 
beteiligt werden. Mit dem Förderplan werden auch die Integrationsleistungen bewilligt, für die der 
Schulträger zuständig ist. Der Förderplan ist spätestens nach Ablauf eines Jahres fortzuschreiben, soweit 
nicht eine wesentliche Veränderung der Lebensumstände der Schülerin oder des Schülers eine 
kurzfristige Anpassung erfordert. Bei der Festlegung des Lernortes sind die Wünsche der 
Sorgeberechtigten zu berücksichtigen, § 42 Absätze 3 und 4 gilt entsprechend. Schulen erfüllen die 
gegenüber Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf erhöhte Aufsichtspflicht 
und leisten die notwendigen Hilfestellungen bei den regelmäßig anfallenden Verrichtungen im 
Schulalltag. Das Nähere zur Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs nach Absatz 3 und 
zur Aufstellung des Förderplans regelt der Senat durch Rechtsverordnung. 
(5) Schülerinnen und Schüler, die wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Erkrankung auf längere 
Zeit oder auf Dauer keine Schule besuchen können, werden im Haus- und Krankenhausunterricht 
schulisch betreut. 
(6) Absatz 4 gilt entsprechend auch für solche Schülerinnen und Schüler, die wegen einer Behinderung 
besonderer Integrationsleistungen im Zusammenhang mit dem Schulbesuch bedürfen, jedoch keinen 
sonderpädagogischen Förderbedarf haben. 
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§ 13 
Ganztägige Bildung und Betreuung 

 
(1) Schülerinnen und Schüler von der Vorschulklasse bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres haben 
Anspruch auf eine umfassende Bildung und Betreuung in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr an jedem 
Schultag. Der Anspruch nach Satz 1 wird durch den Besuch einer Ganztagsschule oder einer Schule in 
Verbindung mit der Inanspruchnahme von Leistungen von Trägern der Jugendhilfe, mit denen die 
Schule kooperiert, erfüllt. Wer für ein Schuljahr seine Teilnahme an dem Betreuungsangebot im 
Anschluss an die Unterrichtszeit erklärt, ist zur Inanspruchnahme in diesem Schuljahr verpflichtet. 
(2) In der Ganztagsschule ist die Teilnahme am Unterricht nach Stundentafel stets verpflichtend. Den 
Umfang der Teilnahmepflicht an den ergänzenden Angeboten legt die Schule fest, die Schule kann auch 
festlegen, dass Sorgeberechtigte die Teilnahme wählen können. Ein Rechtsanspruch auf den Besuch 
einer Ganztagsschule besteht nicht. 
(2a) Die Behörde stellt sicher, dass ein regional ausgewogenes Angebot Halbtagsbeschulung in 
zumutbarer Entfernung zum Wohnort besteht. 
(3) Schülerinnen und Schüler haben das Recht, über den in Absatz 1 vorgesehenen zeitlichen Umfang 
hinaus Betreuungsleistungen zwischen 6.00 Uhr und 8.00 Uhr sowie 16.00 Uhr und 18.00 Uhr an jedem 
Schultag und in den Schulferien in Anspruch zu nehmen. Aus organisatorischen Gründen kann auch 
eine Inanspruchnahme des Betreuungsangebotes an einer anderen als der Stammschule oder in einer 
Tageseinrichtung mit speziellem Förderangebot erforderlich sein. Die Leistungen nach Satz 1 sowie 
Bildung und Betreuung für Schülerinnen und Schüler in Vorschulklassen ab 13.00 Uhr sind 
gebührenpflichtig. Soweit solche Leistungen in Kooperation mit der Schule als Jugendhilfeleistung 
erbracht werden, wird eine pauschalierte Kostenbeteiligung gemäß § 90 Absatz 1 Nummer 3 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 14. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3135), zuletzt geändert am 
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2975, 2976), in der jeweils geltenden Fassung durch die Schule als Gebühr 
erhoben. Bei der Bemessung dieser Gebühren sind insbesondere das Einkommen, die Anzahl der 
betreuten Kinder in der Familie und die tägliche Betreuungszeit zu berücksichtigen. Soweit eine 
Erfüllung des Anspruches nach Satz 1 nicht als Gruppenangebot erfolgen kann, kann der Anspruch auch 
durch Nachweis einer Tagespflegeperson erfüllt werden; die §§ 28 und 29 des Hamburger 
Kinderbetreuungsgesetzes vom 27. April 2004 (HmbGVBl. S. 211), zuletzt geändert am 19. Juni 2012 
(HmbGVBl. S. 263), in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. 
(4) Sonderschulen mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung und körperliche und motorische 
Entwicklung werden in der Regel als Ganztagsschule geführt. 
 

§ 19 
Sonderschule 

 
Sonderschulen sind entsprechend dem Förderbedarf ihrer Schülerinnen und Schüler in ihrer Arbeit auf 
die Förderschwerpunkte Lern- und Leistungsverhalten, Hören, Sehen, Sprache, emotionale und soziale 
Entwicklung, geistige Entwicklung und körperliche und motorische Entwicklung ausgerichtet. Im 
Rahmen einer Sonderschule können mehrere Förderschwerpunkte sowohl als organisatorische als auch 
als pädagogische Einheit geführt werden. Den Sonderschulen kann eine Vorschulklasse angegliedert 
sein. 
 

§ 34 
Schulärztliche, schulzahnärztliche, schulpsychologische und sonderpädagogische Untersuchungen 

 
(1) Soweit zur Vorbereitung einer Entscheidung nach diesem Gesetz im Einzelfall schulärztliche, 
schulpsychologische und sonderpädagogische Untersuchungen erforderlich werden, sind schulpflichtig 
werdende Kinder sowie Schülerinnen und Schüler verpflichtet, sich untersuchen zu lassen. 
(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und ihre Sorgeberechtigten haben die für diese Untersuchungen 
erforderlichen Angaben zu machen. Die Beantwortung von Fragen zum gesundheitlichen Zustand und 
zur Vorgeschichte einschließlich der sich darauf beziehenden Angaben zur sozialen Situation ist 
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freiwillig. Die Betroffenen sind hierauf vor Beginn der Untersuchung hinzuweisen sowie über den Zweck 
der Untersuchung zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit zur Besprechung der Ergebnisse und zur 
Einsichtnahme in die Unterlagen gemäß § 32 Absatz 3 zu geben. 
(3) Schülerinnen und Schüler werden schulärztlich und schulzahnärztlich betreut, um gesundheitlichen 
Gefährdungen vorzubeugen, bereits vorliegende Erkrankungen und Behinderungen zu erkennen sowie 
bei gesundheitlichen Beeinträchtigungen Hilfestellung zu geben. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
Die Sorgeberechtigten werden über das Ergebnis aller schulärztlichen Untersuchungen informiert und 
auf notwendige oder empfehlenswerte Maßnahmen der Gesundheitsförderung hingewiesen. 
(4) Die schulärztliche Betreuung beginnt mit der ersten schulärztlichen Untersuchung im Rahmen der 
Vorstellung bei der regional zuständigen Grundschule gemäß § 42 Absatz 1. Zweck der ersten 
schulärztlichen Untersuchung ist es, gesundheitliche Probleme bei Kindern, die eine erfolgreiche 
Teilnahme am Unterricht gefährden könnten, rechtzeitig zu erkennen und für die betroffenen Kinder auf 
geeignete Maßnahmen hinzuwirken. 
(5) Im zeitlichen Zusammenhang mit der Anmeldung zur Grundschule gemäß § 42 Absatz 2 findet eine 
Schuleingangsuntersuchung statt; Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Hierbei sind, soweit vorhanden, das 
Vorsorgeheft der Kinderuntersuchungen nach § 26 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (SGB V) vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert am 23. 
Dezember 2002 (BGBl. I S. 4637), in der jeweils geltenden Fassung, und der Impfausweis vorzulegen. 
Absatz 2 gilt entsprechend. 
(6) Von der Verpflichtung zur Teilnahme an den Untersuchungen im Rahmen der schulärztlichen und 
schulzahnärztlichen Betreuung nach den Absätzen 3 und 4 kann bei Vorlage einer Bescheinigung über 
die letzte altersgemäße ärztliche Vorsorgeuntersuchung im Vorsorgeheft der Kinderuntersuchungen 
nach § 26 SGB V oder einer ärztlichen Bescheinigung über eine einschlägige ärztliche Betreuung befreit 
werden. Über die Durchführung solcher Untersuchungen sowie über die Möglichkeiten der Befreiung 
von der Teilnahme sind die Schülerinnen und Schüler und ihre Sorgeberechtigten rechtzeitig zu 
unterrichten. Für die Vorlage der zur Befreiung erforderlichen Unterlagen nach Satz 1 kann die Schule 
eine Frist setzen. 
 

§ 51 
Schulprogramm 

 
(1) Die Schule legt die besonderen Ziele, Schwerpunkte und Organisationsformen ihrer pädagogischen 
Arbeit sowie Kriterien für die Zielerreichung in einem Schulprogramm fest. Sie konkretisiert darin den 
allgemeinen Bildungs- und Erziehungsauftrag im Hinblick auf die spezifischen Voraussetzungen und 
Merkmale ihrer Schülerschaft und die spezifischen Gegebenheiten der Schule und ihres regionalen 
Umfeldes unter Nutzung der ihr nach diesem Gesetz gegebenen inhaltlichen und 
unterrichtsorganisatorischen Gestaltungsmöglichkeiten. 3Zu den Festlegungen des Schulprogramms 
können gehören: 

- besondere didaktisch methodische Schwerpunkte im Unterricht, 
- die Umsetzung der fächerübergreifend zu unterrichtenden Aufgabengebiete, 
- die Ausgestaltung der Stunden- und Pausenordnung, 
- besondere Maßnahmen zur Förderung spezifischer Schülergruppen, insbesondere von 

Schülerinnen und Schülern mit Lernschwierigkeiten, von Schülerinnen und Schülern mit 
besonderen Begabungen, von behinderten oder von Behinderung bedrohten Schülerinnen und 
Schülern und von zwei- oder mehrsprachig aufwachsenden Schülerinnen und Schülern, 

- besondere Beratungs-, Betreuungs- und Freizeitangebote, 
- besondere Formen der Schülermitwirkung, 
- besondere Maßnahmen zur Förderung des Schullebens, 
- die Kooperation mit anderen Schulen und Einrichtungen des Stadtteils. 

(2) Bei der Erarbeitung des Schulprogramms sind die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
insbesondere die in den §§ 1 bis 3 niedergelegten Ziele und Grundsätze sowie die Bildungspläne, zu 
beachten. 
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(3) Die Ziele und die Umsetzung des Schulprogramms überprüft die Schule in regelmäßigen Abständen 
auch eigenverantwortlich im Rahmen der Evaluation nach § 100. 
 

§ 64 
Bildung und Aufgaben des Schülerrats 

 
(1) Die Sprecherinnen und Sprecher aller Klassen in den Sekundarstufen bilden mit den nach § 65 
gewählten Schulsprecherinnen und Schulsprechern und den Vertreterinnen und Vertretern im 
Kreisschülerrat den Rat der Schülerinnen und Schüler (Schülerrat) der Schule. An Schulen für 
Geistigbehinderte können auf Beschluss der Schulkonferenz anstelle eines Schülerrats alters- und 
entwicklungsgemäße Formen der Mitwirkung eingerichtet werden. 
… 
 

§ 83 
Landesschulbeirat 

 
(1) Der Landesschulbeirat dient der Zusammenarbeit zwischen den am Schulwesen unmittelbar 
beteiligten Gruppen und den mittelbar beteiligten öffentlichen Institutionen. Er kann zu allen 
Grundsatzfragen des Schulwesens Stellung nehmen und berät die zuständige Behörde bei 
grundlegenden Änderungen des Schulwesens. 
(2) Der Landesschulbeirat besteht aus 

1. den Vorsitzenden der Lehrerkammer, der Elternkammer und der Schülerkammer, 
2. je einem Mitglied, das auf Vorschlag der Handelskammer Hamburg, der Handwerkskammer 

Hamburg, des Integrationsbeirates, des Senatskoordinators für die Gleichstellung behinderter 
Menschen, der Landesarbeitsgemeinschaft für Behinderte, der Agentur für Arbeit Hamburg, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes Hamburg, der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft Hamburg, 
des Deutschen Beamtenbundes Hamburg, der Universität Hamburg, der Technischen Universität 
Hamburg-Harburg, der Hochschule für angewandte Wissenschaften, der Evangelischen Kirche, 
der Katholischen Kirche, der Arbeitsgemeinschaft der freien Schulträger in der Freien und 
Hansestadt Hamburg, der Jüdischen Gemeinde, des Rates der islamischen Gemeinden und des 
Verbandes freier Weltanschauungsgemeinschaften Hamburg e.V. von der zuständigen Behörde 
berufen wird, 

3. je zwei Mitgliedern, die von der Elternkammer, der Lehrerkammer und der Schülerkammer aus 
deren Mitte gewählt werden. 

 
 
g) Aus dem Hessischen Schulgesetz vom 14.Juni 2005 (GVBl. I, S. 441 ), i.d.F. vom 18.Dezember 2012 

(GVBl. S. 645): 
 

§ 1 
Recht auf schulische Bildung 

 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Bildung. Dieses Recht wird durch ein Schulwesen 
gewährleistet, das nach Maßgabe dieses Gesetzes einzurichten und zu unterhalten ist. Aus diesem Recht 
auf schulische Bildung ergeben sich einzelne Ansprüche, wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in 
diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes bestimmt sind. 
(2) Für die Aufnahme in eine Schule dürfen weder Geschlecht, Behinderung, Herkunftsland oder 
Religionsbekenntnis noch die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung der Eltern bestimmend sein. 
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§ 3 
Grundsätze für die Verwirklichung 

 
(1) Die Schule achtet die Freiheit der Religion, der Weltanschauung, des Glaubens und des Gewissens 
sowie das verfassungsmäßige Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder und nimmt Rücksicht auf 
die Empfindungen und Überzeugungen Andersdenkender. 
(2) Um dem Grundsatz der Gleichberechtigung von Frauen und Männern Rechnung zu tragen, ist darauf 
hinzuwirken, dass Ausschüsse, Beiräte, Kommissionen, sonstige Gremien und Kollegialorgane, die 
aufgrund dieses Gesetzes zu bilden sind, paritätisch besetzt werden. Das Nähere wird in den jeweiligen 
Verfahrensordnungen geregelt. 
(3) Die Schule darf keine Schülerin und keinen Schüler wegen des Geschlechts, der Abstammung, der 
Rasse, der Sprache, der Heimat und Herkunft, einer Behinderung, des Glaubens und der religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligen oder bevorzugen. 
(4) Die Schule soll Voraussetzungen zur Förderung der Gleichberechtigung von Jungen und Mädchen 
schaffen. Schülerinnen und Schüler werden grundsätzlich gemeinsam unterrichtet. Sofern es 
pädagogisch sinnvoll ist, können sie zeitweise auch getrennt unterrichtet werden. 
(5) In Verwirklichung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags entwickeln die Schulen ihr eigenes 
pädagogisches Konzept und planen und gestalten den Unterricht und seine Organisation selbstständig. 
Die einzelne Schule legt die besonderen Ziele und Schwerpunkte ihrer Arbeit in einem Schulprogramm 
fest. Sie ist für die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags verantwortlich. 
(6) Die Schule ist so zu gestalten, dass die gemeinsame Erziehung und das gemeinsame Lernen aller 
Schülerinnen und Schüler in einem möglichst hohen Maße verwirklicht wird und jede Schülerin und 
jeder Schüler unter Berücksichtigung der individuellen Ausgangslage in der körperlichen, sozialen und 
emotionalen sowie kognitiven Entwicklung angemessen gefördert wird. Es ist Aufgabe der Schule, 
drohendem Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen des Lernens, der Sprache sowie der 
körperlichen, sozialen und emotionalen Entwicklung mit vorbeugenden Maßnahmen entgegenzuwirken. 
(7) Hochbegabte Schülerinnen und Schüler sollen durch Beratung und ergänzende Bildungsangebote in 
ihrer Entwicklung gefördert werden. 
(8) Die Gliederung des Schulwesens wird durch die Besonderheiten der Altersstufen, die Vielfalt der 
Anlagen und Fähigkeiten der Schülerinnen und Schüler und die Mannigfaltigkeit der Lebens- und 
Berufsaufgaben bestimmt. Die Schulstufen und Schulformen wirken zusammen, um den Übergang 
zwischen diesen zu erleichtern. 
(9) Die Schule ist zur Wohlfahrt der Schülerinnen und Schüler und zum Schutz ihrer seelischen und 
körperlichen Unversehrtheit, geistigen Freiheit und Entfaltungsmöglichkeit verpflichtet. Darauf ist bei 
der Gestaltung des Schul- und Unterrichtswesens Rücksicht zu nehmen. Rauchen ist im Schulgebäude 
und auf dem Schulgelände nicht gestattet. Die Anforderungen und die Belastungen der Schülerinnen 
und Schüler durch Unterricht, Hausaufgaben und sonstige Schulveranstaltungen müssen altersgemäß 
und zumutbar sein und ihnen ausreichend Zeit für eigene Aktivitäten lassen. 
(10) Die Schule arbeitet mit den Jugendämtern zusammen. Sie soll das zuständige Jugendamt 
unterrichten, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung oder Beeinträchtigung des Wohls einer Schülerin 
oder eines Schülers bekannt werden. Dies gilt auch für Schulen in freier Trägerschaft. 
(11) Der Unterricht ist unentgeltlich (Unterrichtsgeldfreiheit). Den Schülerinnen und Schülern werden die 
an der besuchten Schule eingeführten Lernmittel unentgeltlich zum Gebrauch überlassen 
(Lernmittelfreiheit). 
(12) Die Schule muss in ihren Unterrichtsformen und Methoden dem Ziel gerecht werden, Schülerinnen 
und Schüler zur Selbsttätigkeit zu erziehen. Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der 
Schule wirken die Beteiligten, insbesondere Eltern, Lehrerinnen und Lehrer sowie Schülerinnen und 
Schüler, zusammen. Alle Beteiligten müssen schulische Angebote und das Schulleben so gestalten 
können, dass die Schule in die Lage versetzt wird, ihrem Auftrag je nach örtlichen Gegebenheiten 
gerecht zu werden. 
(13) Die Schule trägt in Zusammenarbeit mit den anderen Stellen zur Vorbereitung der Schülerinnen und 
Schüler auf Berufswahl und Berufsausübung sowie auf die Arbeit in der Familie und in anderen sozialen 
Zusammenhängen bei. 



155 
 

(14) Schülerinnen und Schüler, deren Sprache nicht Deutsch ist, sollen unabhängig von der eigenen 
Pflicht, sich um den Erwerb hinreichender Sprachkenntnisse zu bemühen, durch besondere Angebote so 
gefördert werden, dass sie ihrer Eignung entsprechend zusammen mit Schülerinnen und Schülern 
deutscher Sprache unterrichtet und zu den gleichen Abschlüssen geführt werden können. 
(15) Auf die Einheit des deutschen Schulwesens ist Bedacht zu nehmen. 
 

§ 10 
Zulassung von Schulbüchern und digitalen Lehrwerken 

 
(1) Schulbücher sind Druckwerke, die dazu bestimmt sind, von Schülerinnen und Schülern im Unterricht 
für einen längeren Zeitraum benutzt zu werden. Digitale Lehrwerke stehen den Schulbüchern gleich, 
sofern sie ebenfalls für einen längeren Zeitraum benutzt werden. 
(2) Schulbücher und digitale Lehrwerke dürfen an einer Schule nur eingeführt werden, wenn sie zuvor 
zugelassen worden sind. Über die Zulassung entscheidet das Kultusministerium, sofern dessen Befugnis 
nicht allgemein für bestimmte Verwendungszwecke, Fachbereiche oder Schulformen oder im Einzelfall 
den Schulaufsichtsbehörden oder den Schulleiterinnen und Schulleitern übertragen worden ist. 
Schulbücher und digitale Lehrwerke sind zuzulassen, wenn 

1. sie allgemeinen Verfassungsgrundsätzen und Rechtsvorschriften nicht widersprechen, 
2. sie mit den Kerncurricula, Bildungsstandards und Lehrplänen vereinbar sind und nach Umfang 

und Inhalt ein für das Unterrichtsfach und die Schulform vertretbares Maß nicht überschreiten, 
3. sie nach methodischen und didaktischen Grundsätzen den pädagogischen Anforderungen 

genügen, keine schwerwiegenden Fehler in der Sachdarstellung aufweisen und insbesondere 
nicht ein geschlechts-, behinderten-, religions- oder rassendiskriminierendes Verständnis fördern 
und 

4. die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel bei Beachtung einer wirtschaftlichen 
Haushaltsführung die Einführung rechtfertigen. 

(3) Die Schulbücher und digitalen Lehrwerke für den Religionsunterricht bedürfen der Zustimmung der 
Kirche oder Religionsgemeinschaft hinsichtlich der Übereinstimmung mit deren Grundsätzen. 
(4) Über die Einführung eines zugelassenen Schulbuches oder digitalen Lehrwerkes im Rahmen der 
technischen Voraussetzungen an einer Schule entscheidet die Fachkonferenz im Rahmen der der Schule 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und der Beschlüsse der Gesamtkonferenz zu deren Verteilung. 
In Parallelklassen oder -kursen einer Schule sind in der Regel die gleichen Schulbücher und digitalen 
Lehrwerke zu verwenden. Schulen, die einen Schulverbund bilden, sollen sich bei der Einführung der 
Schulbücher und digitalen Lehrwerke untereinander abstimmen. 
(5) Das Verfahren zur Zulassung der Schulbücher und digitalen Lehrwerke wird durch Rechtsverordnung 
näher geregelt. 
 

§ 15 
Betreuungsangebote und ganztägige Angebote der Schulen 

 
(1) Formen der Betreuung und der ganztägigen Angebote sind 

1. Betreuungsangebote der Schulträger, 
2. Schulen mit Ganztagsangeboten, 
3. Ganztagsschulen. 

(2) Betreuungsangebote nach Abs. 1 Nr. 1, die über den zeitlichen Rahmen der Stundentafel 
hinausgehen, führen zu einer für die Eltern zeitlich verlässlichen und mit den Aufgaben der Schule 
abgestimmten Betreuung. Die Schulträger können sie an den Grundschulen sowie den eigenständigen 
Förderschulen einrichten. Eine enge Zusammenarbeit mit Kinderhorten und freien Initiativen zur 
ganztägigen Betreuung von Kindern ist dabei anzustreben. Die Teilnahme an diesen Angeboten ist 
freiwillig. 
(3) Die Schule mit Ganztagsangeboten nach Abs. 1 Nr. 2 führt Ganztagsangebote in Zusammenarbeit mit 
freien Trägern, den Eltern oder qualifizierten Personen durch, die die kulturelle, soziale, sportliche, 
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praktische, sprachliche und kognitive Entwicklung der Schülerinnen und Schüler fördern. Die Teilnahme 
an diesen Ganztagsangeboten ist freiwillig. 
(4) Die Ganztagsschule nach Abs. 1 Nr. 3 erweitert über die Angebote der Schulen mit 
Ganztagsangeboten hinaus den der Schule zur Verfügung stehenden zeitlichen Rahmen, um die 
pädagogischen und in Förderschulen auch sonderpädagogischen Belange ganzheitlich berücksichtigen 
zu können. Die Teilnahme an diesen Angeboten ist teilweise oder vollständig verpflichtend; die 
Entscheidung darüber trifft die Schulkonferenz. 
(5) Zu Schulen mit Ganztagsangeboten und Ganztagsschulen können Grundschulen, Schulen der 
Mittelstufe (Sekundarstufe I) und Förderschulen, insbesondere mit Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung, entwickelt werden. 
 

§ 18 
Vorklassen und Eingangsstufen 

 
(1) In Vorklassen und Eingangsstufen wird in besonderem Maße dem unterschiedlichen körperlichen, 
geistigen und seelischen Entwicklungsstand der Kinder Rechnung getragen. Durch die Verbindung von 
sozialpädagogischen und unterrichtlichen Lern- und Arbeitsformen wird der Übergang in die 
Grundschule erleichtert. 
(2) In Vorklassen können Kinder aufgenommen werden, die bei Beginn der Schulpflicht körperlich, 
geistig oder seelisch noch nicht so weit entwickelt sind, um am Unterricht mit Erfolg teilnehmen zu 
können, und deshalb nach § 58 Abs. 3 zurückgestellt worden sind. Vorklassen sind Bestandteil der 
Grundschulen oder der Förderschulen. Der Schulträger entscheidet im Schulentwicklungsplan (§ 145) 
dem voraussichtlichen öffentlichen Bedürfnis entsprechend, in welcher Zahl Vorklassen eingerichtet und 
unterhalten werden. Die Schulaufsichtsbehörde entscheidet jährlich im Benehmen mit dem Schulträger 
nach der Zahl und den regionalen Schwerpunkten der Rückstellungen sowie nach den personellen 
Möglichkeiten, an welcher Grundschule oder Förderschule der Unterricht der Vorklasse angeboten wird. 
Der Unterricht darf nur aufgenommen werden, wenn die Zahl der Schülerinnen und Schüler den für die 
Bildung einer Klasse festgelegten Mindestwert (§ 144a Abs. 4) erreicht. 
(3) In Eingangsstufen können Kinder, die bis zum 30. Juni das fünfte Lebensjahr vollenden, 
aufgenommen und innerhalb von zwei Schuljahren kontinuierlich an die unterrichtlichen Lern- und 
Arbeitsformen der Grundschule herangeführt werden, Sozialpädagogische Methoden und Methoden des 
Unterrichts sind miteinander zu verbinden. Die Eingangsstufe ist Bestandteil der Grundschule; sie ersetzt 
die Jahrgangsstufe 1. 
 

 
Sonderpädagogische Förderung 

 
§ 49 

Anspruch auf sonderpädagogische Förderung 
 
(1) Kinder und Jugendliche, die zur Gewährleistung ihrer körperlichen, sozialen und emotionalen sowie 
kognitiven Entwicklung in der Schule sonderpädagogischer Hilfen bedürfen, haben einen Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung. 
(2) Den Anspruch auf sonderpädagogische Förderung erfüllen 

1. die allgemeinbildenden und beruflichen Schulen (allgemeine Schulen), die unter Ausschöpfung 
ihrer personellen, räumlichen und sächlichen Möglichkeiten eine den Bedürfnissen aller 
Schülerinnen und Schüler in gleicher Weise gerecht werdende Ausstattung zur Verfügung stellen 
können; § 51 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt, 

2. die Förderschulen mit ihren verschiedenen Förderschwerpunkten nach § 50 Abs. 3. 
(3) Die sonderpädagogische Förderung erfolgt für jede Schülerin und jeden Schüler auf der Grundlage 
eines individuellen Förderplans. Nach Maßgabe des § 54 stellt die Schule im individuellen Förderplan 
Art und Umfang der Förderung dar. Der Förderplan wird regelmäßig fortgeschrieben. 
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§ 50 
Förderauftrag und Förderschwerpunkte 

 
(1) Die allgemeinen Schulen und die Förderschulen haben den gemeinsamen Auftrag, bei der 
Rehabilitation und Integration der Kinder und Jugendlichen mit Anspruch auf sonderpädagogische 
Förderung in die Gesellschaft mitzuwirken und dabei mit den Behörden und Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe und den Trägern der Sozialhilfe zusammenzuarbeiten. Dabei haben die 
sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren, die nach § 53 Abs. 2 an Förderschulen 
eingerichtet worden sind, besondere Bedeutung. Der Erfüllung des Auftrags dienen insbesondere 
Maßnahmen der Prävention und Minderung von Beeinträchtigungen sowie Maßnahmen der Förderung 
von Schülerinnen und Schülern in der allgemeinen Schule. Die Maßnahmen sind in Zusammenarbeit 
von allgemeiner Schule, Förderschule und sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren zu 
entwickeln. 
(2) Zu den vorbeugenden Maßnahmen gehören weitere Fördersysteme wie zum Beispiel Angebote der 
dezentralen Erziehungshilfe und der Sprachheilförderung. 
(3) Die sonderpädagogische Förderung ist nach Förderschwerpunkten gegliedert. Förderschwerpunkte 
mit einer der allgemeinen Schule entsprechenden Zielsetzung sind: 

1. Sprachheilförderung, 
2. emotionale und soziale Entwicklung, 
3. körperliche und motorische Entwicklung, 
4. Sehen, 
5. Hören, 
6. kranke Schülerinnen und Schüler. 

Förderschwerpunkte mit einer von der allgemeinen Schule abweichenden Zielsetzung sind: 
1. Lernen, 
2. geistige Entwicklung. 

(4) Aufgabe im Förderschwerpunkt Lernen ist es, Kinder und Jugendliche mit einer erheblichen und lang 
andauernden Lernbeeinträchtigung zu einem den Zielsetzungen entsprechenden Abschluss zu führen, 
soweit nicht der Übergang in den Bildungsgang einer allgemeinen Schule möglich ist. 
(5) Aufgabe im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung ist es, bei Kindern und Jugendlichen mit 
geistiger Behinderung die kulturelle und gesellschaftliche Teilhabe anzustreben, indem Schülerinnen 
und Schülern Kompetenzen und Kulturtechniken vermittelt werden, die sie befähigen, selbstbestimmt 
soziale Bezüge mit zu gestalten und zur eigenen Existenzsicherung beizutragen. 
 
 

§ 51 
Inklusive Beschulung in der allgemeinen Schule 

 
(1) Inklusive Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit Anspruch auf sonderpädagogische 
Förderung und ohne diesen Förderanspruch findet als Regelform in der allgemeinen Schule in enger 
Zusammenarbeit mit dem zuständigen sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentrum und 
gegebenenfalls unter Beteiligung der Förderschule statt. Bei der Planung und Durchführung der 
inklusiven Beschulung wirken Förderschullehrkräfte und Lehrkräfte der allgemeinen Schulen 
entsprechend dem individuellen Förderplan nach § 49 Abs. 3 zusammen. Die Beratung für die inklusive 
Beschulung erfolgt durch das zuständige sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentrum und die 
Schulaufsichtsbehörde. 
(2) Formen der inklusiven Beschulung für Schülerinnen und Schüler der allgemeinen Schule sind die 
umfassende Teilnahme am Unterricht der allgemeinen Schule und die teilweise Teilnahme mit 
zusätzlichen Förderangeboten an der allgemeinen Schule. Die Schulen sind im Rahmen der beim 
Schulträger vorhandenen Mittel von diesem räumlich und sächlich auszustatten. 
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§ 52 
Besonderer Unterricht in der Berufsschule 

 
In der Berufsschule kann der Anspruch auf sonderpädagogische Förderung außer in den Formen der 
inklusiven Beschulung in der Regelklasse auch als teilweise Teilnahme nach § 51 Abs. 2 oder in 
Bildungsgängen erfüllt werden, die auf eine Berufsausbildung oder eine Berufstätigkeit vorbereiten 
oder für einen Beruf qualifizieren. 
 

§ 53 
Förderschulen 

 
(1) Die Förderschulen sind Einrichtungen für Schülerinnen und Schüler, die auf Dauer oder für einen 
längeren Zeitraum einer sonderpädagogischen Förderung bedürfen. In ihnen sind pädagogische Hilfen 
auch zur Erleichterung des Übergangs ihrer Schülerinnen und Schüler in die allgemeinen Schulen zu 
geben. Die Beratung der allgemeinen Schulen in sonderpädagogischen Fragen ist Bestandteil 
sonderpädagogischer Förderung und gehört zu den Aufgaben der Förderschulen. Die Förderschulen 
können als eigenständige Schulen errichtet oder als Zweige, Abteilungen oder Klassen allgemeiner 
Schulen eingerichtet werden. Sie sollen entsprechend dem regionalen Bedürfnis in Abteilungen, die 
Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen Behinderungen aufnehmen können, gegliedert werden, 
damit dem Anspruch auf sonderpädagogische Förderung insbesondere der Schülerinnen und Schüler 
entsprochen werden kann, die mehrfach behindert sind. Berufsschulen können als eigenständige 
Förderschulen nur errichtet werden, wenn besondere Formen überregionaler Berufsausbildung eine 
Beschulung in enger Verbindung mit der Ausbildungsstätte erforderlich machen. 
(2) Sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentren übernehmen Aufgaben der Beratung und der 
ambulanten sonderpädagogischen Förderung in den allgemeinen Schulen. Sie stellen den allgemeinen 
Schulen Förderschullehrkräfte für die inklusive Beschulung im Rahmen des Stellenkontingents zur 
Verfügung. Sie sollen mit den Beratungsstellen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
zusammenarbeiten. Über die Einrichtung einer Förderschule als sonderpädagogisches Beratungs- und 
Förderzentrum entscheidet das Kultusministerium im Benehmen mit dem Schulträger. 
(3) Bei der Zusammenarbeit von Förderschulen mit allgemeinen Schulen ist das Ziel, die Schülerinnen 
und Schüler optimal zu fördern, um im Rahmen der Möglichkeiten besonderen Förderbedarf zu 
vermindern oder zu beseitigen. Dies schließt auch das Erreichen eines zielgleichen Schulabschlusses 
ein. Zwischen der Förderschule und der allgemeinen Schule können Formen der Kooperation entwickelt 
werden, in denen das Kind Schülerin oder Schüler der Förderschule bleibt (Kooperationsklassen). 
(4) Förderschulen unterscheiden sich in ihren Förderschwerpunkten in Formen mit einer der 
allgemeinen Schule entsprechenden Zielsetzung und in Formen mit abweichender Zielsetzung (§ 50 
Abs. 3). Schulen mit entsprechender Zielsetzung bieten in einer den Anforderungen des jeweiligen 
Förderschwerpunkts entsprechenden Unterrichtsorganisation die Bildungsgänge der allgemeinen 
Schule an. 
(5) An den Schulen mit den Förderschwerpunkten Sehen und Hören kann ein fünftes Grundschuljahr 
angeboten werden; über die Einrichtung entscheidet die Schulkonferenz nach Anhörung des 
Schulelternbeirats mit Zustimmung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde und des Schulträgers. 
 

§ 54 
Beschulung bei Anspruch auf sonderpädagogische Förderung 

 
(1) Alle schulpflichtigen Kinder werden in der allgemeinen Schule angemeldet. Bei Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung kann bei der Anmeldung durch die Eltern die unmittelbare Aufnahme in 
die Förderschule beantragt werden. Wenn zum Zeitpunkt der Anmeldung Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung bestehen kann und keine unmittelbare Aufnahme in die Förderschule 
beantragt wurde, entscheidet im Rahmen der Abs. 2 bis 4 die Schulleiterin oder der Schulleiter über Art, 
Umfang und Organisation der sonderpädagogischen Förderung. 
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(2) Kommt ein Anspruch auf sonderpädagogische Förderung bei einer Schülerin oder einem Schüler in 
Betracht und reichen allgemeine Maßnahmen der Prävention und der Förderung nicht aus oder sind 
solche nicht möglich, soll die Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen Schule nach Anhörung 
der Eltern im Benehmen mit der Schulaufsichtsbehörde über Art, Umfang und Organisation der 
sonderpädagogischen Förderung entscheiden, andernfalls gilt § 93 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 
Grundlage der Entscheidung ist die Empfehlung des Förderausschusses nach Abs. 3. Der Empfehlung 
sind eine Stellungnahme des sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentrums und, wenn 
erforderlich, ein schulärztliches sowie in Zweifelsfällen ein schulpsychologisches Gutachten zugrunde zu 
legen. Vor der Entscheidung ist die Empfehlung durch die Schulaufsichtsbehörde zu genehmigen. 
Bestehen gegen die Empfehlung erhebliche Bedenken, kann die Schulaufsichtsbehörde die Empfehlung 
zur erneuten Beratung zurückverweisen oder erforderlichenfalls selbst entscheiden.  Kann sich der 
Förderausschuss nicht auf Empfehlung einigen, entscheidet die Schulaufsichtsbehörde im Benehmen 
mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter auf der Grundlage der Stellungnahme und des 
gegebenenfalls eingeholten Gutachtens nach Satz 3 nach Anhörung der Eltern.  
(3) An der allgemeinen Schule wird im Rahmen der Entscheidung nach Abs. 2 über Art, Umfang und 
Organisation der sonderpädagogischen Förderung ein Förderausschuss eingerichtet. Ihm gehören 
jeweils an: 

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter, 
2. eine Lehrkraft der allgemeinen Schule, die das Kind unterrichtet, 
3. eine Lehrkraft des sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentrums oder der zuständigen 

Förderschule als Vorsitzende oder Vorsitzender im Auftrag der Schulaufsichtsbehörde, 
4. die Eltern des Kindes, 
5. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulträgers, wenn der Unterricht in der allgemeinen 

Schule besondere räumliche und sächliche Leistungen erfordert, 
6. mit beratender Stimme 

a) in der Primarstufe die Leiterin oder der Leiter des freiwilligen Vorlaufkurses oder des 
schulischen Sprachkurses nach § 58 Abs. 5, wenn das Kind daran teilgenommen hat oder 
teilnimmt, 

b) eine Lehrkraft für den herkunftssprachlichen Unterricht, wenn das Kind daran teilnimmt, 
c) in der Primarstufe eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich der Frühförderung oder 

des Kindergartens, wenn das Kind eine Einrichtung dieser Art besucht hat. 
Der Förderausschuss hat die Aufgabe, eine Empfehlung über Art, Umfang und Organisation der 
sonderpädagogischen Förderung zu erstellen, Vorschläge für den individuellen Förderplan nach § 49 
Abs. 3 zu erarbeiten und den schulischen Bildungsweg in der allgemeinen Schule zu begleiten. 
(4) Kann an der zuständigen allgemeinen Schule die notwendige sonderpädagogische Förderung nicht 
oder nicht ausreichend erfolgen, weil die räumlichen und personellen Möglichkeiten oder die 
erforderlichen apparativen Hilfsmittel oder die besonderen Lehr- und Lernmittel nicht zur Verfügung 
gestellt werden können, bestimmt die Schulaufsichtsbehörde auf der Grundlage einer Empfehlung des 
Förderausschusses nach Anhörung der Eltern, an welcher allgemeinen Schule oder Förderschule die 
Beschulung erfolgt. 
(5) Kann sich der Förderausschuss nicht auf eine Empfehlung einigen, entscheidet die 
Schulaufsichtsbehörde auf der Grundlage des festgestellten Förderschwerpunkts und einer Empfehlung 
der Schulleiterin oder des Schulleiters; in Zweifelsfällen ist ein Gutachten durch das 
sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentrum zu erstellen. Der Widerspruch und die 
Anfechtungsklage gegen eine Entscheidung nach Satz 1 und Abs. 4 haben keine aufschiebende Wirkung. 
(6) Die Schulaufsichtsbehörde entscheidet im Rahmen der personellen Voraussetzungen über die 
Gewährung von Sonderunterricht, wenn Schülerinnen oder Schüler auf Dauer oder für eine längere Zeit 
zum Besuch einer Schule nicht fähig sind oder auch in einer Förderschule nicht gefördert werden 
können. 
(7) Bei Schülerinnen und Schülern mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung trifft die 
Schulaufsichtsbehörde die Entscheidung über eine ergänzende, schülerbezogene personelle Zuweisung 
im Rahmen des zur Verfügung stehenden Stellenkontingents auf der Grundlage der Empfehlung des 
Förderausschusses. 
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§ 55 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 
Die nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung erfolgt durch Rechtsverordnung mit 
Regelungen insbesondere 

1. über die Durchführung vorbeugender Maßnahmen in der allgemeinen Schule, 
2. über die Zusammenarbeit von Förderschulen und beruflichen Schulen sowie über Maßnahmen, 

die den Übergang in die Berufs- und Arbeitswelt für Schülerinnen und Schüler aus der 
sonderpädagogischen Förderung sachangemessen gestalten helfen, 

3. zum Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs und zum Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung, 

4. zur Aufnahme in die allgemeine Schule oder in die Förderschule einschließlich der Aufgaben des 
Förderausschusses, 

5. über die unterschiedlichen Formen der inklusiven Beschulung in der allgemeinen Schule 
einschließlich der Versetzungen und Zeugnisse, die für diese Formen jeweils erforderlichen 
personellen und sächlichen Voraussetzungen und über Art und Umfang der Zusammenarbeit mit 
der Förderschule, 

6. über die Gestaltung der Förderschulen, ihres Unterrichts und ihrer Abschlüsse der jeweiligen 
Zielsetzung entsprechend, 

7. über die Aufgaben und die Organisation der sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren 
sowie der dezentralen Erziehungshilfe und Sprachheilförderung, 

8. über die Bildungsgänge nach § 39 Abs. 6 in der Berufsschule; dabei ist festzulegen, ob die 
Berufsschulpflicht nach Inhalt und Dauer der Ausbildung ganz oder teilweise durch ihren Besuch 
erfüllt werden kann. 

 
§ 63 

Erfüllung der Berufsschulpflicht 
 
(1) Die Berufsschulpflicht ist durch den Besuch der Berufsschule zu erfüllen, in deren Schulbezirk (§ 143 
Abs. 2 und 4 bis 6) der Beschäftigungsort liegt, bei berufsschulpflichtigen Behinderten im 
Arbeitstrainingsbereich der Ort der Werkstätte. Bei Berufsschulberechtigten ohne Ausbildungsverhältnis 
ist der Wohnort, bei Berufsschulberechtigten in Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit der 
Maßnahmeort maßgebend. 
…  

§ 99a 
Landesschulbeirat 

 
(1) Der Landesschulbeirat besteht aus 

1. fünf Vertreterinnen oder Vertretern des Landeselternbeirats, 
2. vier Vertreterinnen oder Vertretern des Landesausschusses für Berufsbildung, davon jeweils zwei 

Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, 
3. drei Vertreterinnen oder Vertretern der Hochschulen, 
4. je zwei Vertreterinnen oder Vertretern des 

a) Hauptpersonalrats der Lehrerinnen und Lehrer, 
b) Landesschülerrats, 

5. je einer Vertreterin oder eines Vertreters 
a) der evangelischen Kirche, 
b) der katholischen Kirche, 
c) der Landesstudierendenräte, 
d) der Schulen in freier Trägerschaft, 
e) der Arbeitsgemeinschaft der hessischen Ausländerbeiräte, 
f) des Landesjugendhilfeausschusses, 

6. je einer Vertreterin oder eines Vertreters 
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a) des Deutschen Gewerkschaftsbundes und 
b) des Deutschen Beamtenbundes, die Lehrerin oder Lehrer sein sollen, 

7. je einer Vertreterin oder eines Vertreters des Hessischen Städtetags und des Hessischen 
Landkreistags, sowie 

8. der oder dem Beauftragten der Hessischen Landesregierung für Menschen mit Behinderungen. 
(2) Die Mitglieder des Landesschulbeirates werden vom Kultusministerium auf Vorschlag des jeweiligen 
Dienstherrn oder des jeweiligen Gremiums für die Dauer von drei Jahren berufen. 
(3) Je ein Mitglied der Fraktionen im Hessischen Landtag kann an den Sitzungen des Landesschulbeirats 
als Gast teilnehmen. An den Sitzungen des Landesschulbeirats kann je eine Vertreterin oder ein 
Vertreter der Staatskanzlei sowie jeweils des für die Finanzen, für das Kommunalwesen, für die 
Landesentwicklung, für Frauenfragen, für die Kinder- und Jugendhilfe, für die Berufsbildung und für die 
Hochschulen zuständigen Ministeriums mit beratender Stimme teilnehmen. 
(4) Der Landesschulbeirat tritt mindestens einmal jährlich zusammen. Er wird vom Kultusministerium 
einberufen. Die Kultusministerin oder der Kultusminister oder eine Beauftragte oder ein Beauftragter 
nimmt an den Sitzungen des Landesschulbeirats teil und leitet sie. 
(5) Die Mitglieder des Landesschulbeirats sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten Ersatz der Fahrkosten, 
ein Sitzungsgeld für jeden Sitzungstag und ein Übernachtungsgeld, sofern eine Übernachtung außerhalb 
des Wohnortes erforderlich ist. 
 

§ 145 
Schulentwicklungsplanung 

 
(1) Die Schulträger stellen Schulentwicklungspläne für ihr Gebiet auf. In den Plänen werden der 
gegenwärtige und zukünftige Schulbedarf sowie die Schulstandorte ausgewiesen. Für den Schulort ist 
anzugeben, welche Bildungsangebote dort vorhanden sind und für welche Einzugsbereiche sie gelten 
sollen. Schulen in freier Trägerschaft können bei der Planung mit einbezogen werden, soweit ihre 
Träger damit einverstanden sind; die regelmäßige Zahl ihrer Schülerinnen und Schüler ist bei der 
Prognose des Schulbedarfs zu berücksichtigen. Es sind auch die Bildungsbedürfnisse zu erfassen, die 
durch Schulen im Gebiet eines Schulträgers nicht sinnvoll befriedigt werden können. Die 
Schulentwicklungspläne müssen sowohl die langfristige Zielplanung als auch die 
Durchführungsmaßnahmen unter Angabe der Rangfolge ihrer Verwirklichung enthalten. Sie sind mit 
den benachbarten Schulträgern und mit anderen Fachplanungen, insbesondere der Jugendhilfeplanung, 
abzustimmen. 
(2) Die Schulentwicklungspläne müssen die erforderliche Zahl von Vorklassen an Grundschulen und 
Förderschulen (§ 18 Abs. 2) sowie Fördersysteme (§ 50 Abs. 2) erfassen. In ihnen ist auszuweisen, 
welche allgemeinen Schulen für Unterrichtsangebote für Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen 
oder Beeinträchtigungen nach den Förderschwerpunkten nach § 50 Abs. 3 unterhalten werden (§ 51 
Abs. 2). Auf der Grundlage einer regionalen Konzeption ist ferner festzulegen, welche Berufsfelder, 
Berufsgruppen oder Ausbildungsberufe in den beruflichen Schulen jeweils erfasst und welche 
Bildungsgänge angeboten werden (§ 43 Abs. 2). 
(3) Die regionale Schulentwicklungsplanung soll ein möglichst vollständiges und wohnortnahes 
Bildungsangebot sichern und gewährleisten, dass die personelle Ausstattung der Schulen im Rahmen 
der Bedarfs- und Finanzplanung des Landes möglich ist. 
(4) Die Schulentwicklungsplanung soll die planerischen Grundlagen eines regional ausgeglichenen 
Bildungsangebots im Lande berücksichtigen. Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind zu 
beachten. Bei der Planung der beruflichen Schulen sind die Entwicklungen der Berufsbildung und die 
Planungen des Landes für die Bildung schulträgerübergreifender Schulbezirke (§ 143 Abs. 5) zu 
berücksichtigen. 
(5) Schulentwicklungspläne sind innerhalb von fünf Jahren nach der Zustimmung zu ihnen auf die 
Zweckmäßigkeit der Schulorganisation hin zu überprüfen und fortzuschreiben, soweit es erforderlich 
wird. 
(6) Schulentwicklungspläne und ihre Fortschreibung bedürfen der Zustimmung des Kultusministeriums. 
Diese ist zu versagen, wenn der Schulentwicklungsplan den in Abs. 1 bis 4 genannten Anforderungen 
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nicht entspricht oder wenn er mit einer zweckmäßigen Schulorganisation nicht vereinbar ist oder einer 
ordnungsgemäßen Gestaltung des Unterrichts entgegensteht. Das Kultusministerium kann 
Schulentwicklungsplänen auch unter Erteilung von Auflagen oder lediglich in Teilen zustimmen. Für die 
Erfüllung von Auflagen ist keine weitere Fortschreibung des Schulentwicklungsplans erforderlich; für die 
Erfüllung können Fristen gesetzt werden. 
(7) Zur Förderung eines regional ausgeglichenen Bildungsangebots im Rahmen der Finanzplanung des 
Landes kann das Kultusministerium anordnen, dass mehrere Schulträger einen Planungsverband bilden. 
§ 140 gilt entsprechend. 
 

§ 161 
Schülerbeförderung 

 
(1) Träger der Schülerbeförderung sind die Gemeinden, die Schulträger sind, die kreisfreien Städte und 
die Landkreise für die in ihrem Gebiet wohnenden Schülerinnen und Schüler der allgemein bildenden 
Schulen der Grundstufe (Primarstufe) und der Mittelstufe (Sekundarstufe I) und für die Schülerinnen und 
Schüler, die die Grundstufe der Berufsschule, das erste Jahr der Bildungsgänge nach § 39 Abs. 6 an der 
Berufsschule oder einer Berufsfachschule besuchen, durch deren Besuch die Vollzeitschulpflicht erfüllt 
werden kann. Abweichend von Satz 1 ist der Landeswohlfahrtsverband Hessen Träger der 
Schülerbeförderung für die Schülerinnen und Schüler, deren Beschulung nach § 139 Abs. 1 und 3, die 
Fachschulen für Sozialpädagogik ausgenommen, seine Aufgabe ist. 
(2) Eine Beförderung ist notwendig, wenn die kürzeste Wegstrecke zwischen Wohnung und Schule sowie 
zwischen Wohnung oder Schule und einem sonstigen Ort, an dem regelmäßig lehrplanmäßiger 
Unterricht erteilt wird, für Schülerinnen und Schüler der Grundschule mehr als zwei Kilometer und für 
Schülerinnen und Schüler ab der fünften Jahrgangsstufe mehr als drei Kilometer beträgt. Unabhängig 
von der Entfernung kann die Beförderung als notwendig anerkannt werden, wenn der Schulweg eine 
besondere Gefahr für die Sicherheit und die Gesundheit der Schülerinnen und Schüler bedeutet oder 
eine Schülerin oder ein Schüler ihn aufgrund einer Behinderung nicht ohne Benutzung öffentlicher oder 
privater Verkehrsmittel zurücklegen kann. Für Schülerinnen und Schüler, die eine Förderschule 
besuchen, gilt Satz 1 und 2 entsprechend; es sind ferner Art und Grad der Behinderung zu 
berücksichtigen. 
(3) Schulweg im Sinne des Abs. 2 ist auch der Weg zwischen der Wohnung der Schülerin oder des 
Schülers und dem Ort der auswärtigen Unterbringung, wenn der Anspruch auf sonderpädagogische 
Förderung einer Schülerin oder eines Schülers den Besuch einer heim- oder anstaltsgebundenen 
Förderschule erforderlich macht. 
(4) Die Träger der Schülerbeförderung entscheiden unter Berücksichtigung zumutbarer Bedingungen, 
der Interessen des Gesamtverkehrs und des Grundsatzes der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit über die 
Beförderungsart. Vorrangig haben die Schülerinnen und Schüler öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. 
Ist deren Benutzung nicht möglich oder nicht zumutbar, können die Schulträger Schulbusse einsetzen 
oder die Kosten für die Benutzung privater Kraftfahrzeuge in Höhe der Wegstrecken- und 
Mitnahmeentschädigung nach dem Hessischen Reisekostengesetz erstatten, wenn der Einsatz eines 
Schulbusses wirtschaftlich nicht vertretbar ist. 
(5) Notwendig sind die Beförderungskosten für den Besuch 

1. der nach dem siebten Abschnitt des dritten Teils und dem vierten Teil dieses Gesetzes zuständigen 
Schule, 

2. der Schule, der eine Schülerin oder ein Schüler zugewiesen worden ist (§ 143 Abs. 1). Ist der 
Besuch einer anderen als der zuständigen Schule gestattet worden (§ 66), sind die Fahrkosten zu 
erstatten, die beim Besuch der zuständigen Schule entstanden wären, höchstens jedoch die 
Aufwendungen für den tatsächlichen Schulweg. Wird für die Beförderung ein Schulbus eingesetzt, 
sind der Berechnung der erstattungsfähigen Kosten die Schülertarife eines öffentlichen 
Verkehrsmittels zugrunde zu legen, 

3. der nächstgelegenen, aufnahmefähigen Schule, deren Unterrichtsangebot es der Schülerin oder 
dem Schüler ermöglicht, den gewünschten Abschluss am Ende der Mittelstufe (Sekundarstufe 1) 
ohne Schulwechsel zu erreichen; der Entscheidung der Eltern entsprechend gilt dabei als 



163 
 

nächstgelegen entweder die Schule, in der der gewählte Bildungsgang der Mittelstufe 
schulformbezogen, oder diejenige Schule, in der er schulformübergreifend angeboten wird (§ 12 
Abs. 3). Nr. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(6) Zu den notwendigen Beförderungskosten gehören auch die Fahrkosten für eine Begleitperson, wenn 
eine Schülerin oder ein Schüler aufgrund einer Behinderung nicht in der Lage ist, den Schulweg allein 
zurückzulegen. 
(7) In außergewöhnlichen Härtefällen können Eltern oder Schülerinnen und Schülern auch Zuschüsse zu 
durch den Schulweg bedingten Beförderungskosten geleistet werden, die der Schulträger nicht als nach 
Abs. 1 bis 6 notwendig zu tragen hat. 
(8) Die für ein Schuljahr entstandenen Beförderungskosten werden den Eltern oder den Schülerinnen 
und Schülern nur erstattet, wenn die Erstattung spätestens bis zum 31. Dezember des Jahres beantragt 
wird, in dem das Schuljahr endet. 
(9) Der Träger der Schülerbeförderung kann natürlichen oder juristischen Personen des privaten Rechts 
mit deren Einverständnis die Befugnis verleihen, die ihm nach diesem Paragrafen obliegenden 
Verwaltungsaufgaben und die Durchführung von Widerspruchsverfahren im eigenen Namen und in den 
Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahrzunehmen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben bieten. Der oder die Beliehene unterliegt der Aufsicht des 
Trägers der Schülerbeförderung. 
(10) Abs. 1 bis 9 gelten auch für Ersatzschulen. 
 
 
h) Aus dem Schulgesetz für Nordrhein-Westfalen vom 15.Februar 2005 (GVBl. S. 102), i.d.F. vom 10. 

April 2014(GVBl. S. 268): 
 

§ 2 
Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule 

 
(1) Die Schule unterrichtet und erzieht junge Menschen auf der Grundlage des Grundgesetzes und der 
Landesverfassung. Sie verwirklicht die in Artikel 7 der Landesverfassung bestimmten allgemeinen 
Bildungs- und Erziehungsziele.  
(2) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln zu 
wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung. Die Jugend soll erzogen werden im Geist der 
Menschlichkeit, der Demokratie und der Freiheit, zur Duldsamkeit und zur Achtung vor der Überzeugung 
des anderen, zur Verantwortung für Tiere und die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, in Liebe 
zu Volk und Heimat, zur Völkergemeinschaft und zur Friedensgesinnung. 
(3) Die Schule achtet das Erziehungsrecht der Eltern. Schule und Eltern wirken bei der Verwirklichung 
der Bildungs- und Erziehungsziele partnerschaftlich zusammen. 
(4) Die Schule vermittelt die zur Erfüllung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags erforderlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Werthaltungen und berücksichtigt dabei die individuellen 
Voraussetzungen der Schülerinnen und Schüler. Sie fördert die Entfaltung der Person, die 
Selbstständigkeit ihrer Entscheidungen und Handlungen und das Verantwortungsbewusstsein für das 
Gemeinwohl, die Natur und die Umwelt. Schülerinnen und Schüler werden befähigt, verantwortlich am 
sozialen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, beruflichen, kulturellen und politischen Leben 
teilzunehmen und ihr eigenes Leben zu gestalten. Schülerinnen und Schüler werden in der Regel 
gemeinsam unterrichtet und erzogen (Koedukation). 
(5) Die Schülerinnen und Schüler sollen insbesondere lernen 

1. selbstständig und eigenverantwortlich zu handeln, 
2. für sich und gemeinsam mit anderen zu lernen und Leistungen zu erbringen, 
3. die eigene Meinung zu vertreten und die Meinung anderer zu achten, 
4. in religiösen und weltanschaulichen Fragen persönliche Entscheidungen zu treffen und 

Verständnis und Toleranz gegenüber den Entscheidungen anderer zu entwickeln, 
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5. Menschen unterschiedlicher Herkunft vorurteilsfrei zu begegnen, die Werte der unterschiedlichen 
Kulturen kennenzulernen und zu reflektieren sowie für ein friedliches und diskriminierungsfreies 
Zusammenleben einzustehen, 

6. die grundlegenden Normen des Grundgesetzes und der Landesverfassung zu verstehen und für die 
Demokratie einzutreten, 

7. die eigene Wahrnehmungs-, Empfindungs- und Ausdrucksfähigkeit sowie musisch-künstlerische 
Fähigkeiten zu entfalten, 

8. Freude an der Bewegung und am gemeinsamen Sport zu entwickeln, sich gesund zu ernähren und 
gesund zu leben,  

9. mit Medien verantwortungsbewusst und sicher umzugehen. 
(6) Die Schule wahrt Offenheit und Toleranz gegenüber den unterschiedlichen religiösen, 
weltanschaulichen und politischen Überzeugungen und Wertvorstellungen. Sie achtet den Grundsatz der 
Gleichberechtigung der Geschlechter und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. Sie 
vermeidet alles, was die Empfindungen anders Denkender verletzen könnte. Schülerinnen und Schüler 
dürfen nicht einseitig beeinflusst werden. 
(7) Die Schule ermöglicht und respektiert im Rahmen der freiheitlich demokratischen Grundordnung 
unterschiedliche Auffassungen. Schulleiterinnen und Schulleiter und Lehrerinnen und Lehrer nehmen 
ihre Aufgaben unparteilich wahr. 
(8) Der Unterricht soll die Lernfreude der Schülerinnen und Schüler erhalten und weiter fördern. Er soll 
die Schülerinnen und Schüler anregen und befähigen, Strategien und Methoden für ein lebenslanges 
nachhaltiges Lernen zu entwickeln. Drohendem Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen von 
Schülerinnen und Schülern begegnet die Schule unter frühzeitiger Einbeziehung der Eltern mit 
vorbeugenden Maßnahmen. 
(9) Schülerinnen und Schüler mit Entwicklungsverzögerungen oder Behinderungen werden besonders 
gefördert, um ihnen durch individuelle Hilfen ein möglichst hohes Maß an schulischer und beruflicher 
Eingliederung, gesellschaftlicher Teilhabe und selbstständiger Lebensgestaltung zu ermöglichen. 
(10) Die Schule fördert die Integration von Schülerinnen und Schülern, deren Muttersprache nicht 
Deutsch ist, durch Angebote zum Erwerb der deutschen Sprache. Dabei achtet und fördert sie die 
ethnische, kulturelle und sprachliche Identität (Muttersprache) dieser Schülerinnen und Schüler. Sie 
sollen gemeinsam mit allen anderen Schülerinnen und Schülern unterrichtet und zu den gleichen 
Abschlüssen geführt werden. 
(11) Besonders begabte Schülerinnen und Schüler werden durch Beratung und ergänzende 
Bildungsangebote in ihrer Entwicklung gefördert. 
(12) Die Absätze 1 bis 11 gelten auch für Ersatzschulen. 
 

§ 9 
Ganztagsschule, Ergänzende Angebote, Offene Ganztagsschule 

 
(1) Schulen können als Ganztagsschulen geführt werden, wenn die personellen, sächlichen und 
schulorganisatorischen Voraussetzungen erfüllt sind. Die Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 
Geistige Entwicklung und die Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Körperliche und motorische 
Entwicklung werden in der Regel als Ganztagsschule geführt. Die Entscheidung des Schulträgers bedarf 
der Zustimmung der oberen Schulaufsichtsbehörde. 
(2) An Schulen können außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote eingerichtet werden, 
die der besonderen Förderung der Schülerinnen und Schüler dienen. 
(3) Der Schulträger kann mit Trägern der öffentlichen und der freien Jugendhilfe und anderen 
Einrichtungen, die Bildung und Erziehung fördern, eine weitergehende Zusammenarbeit vereinbaren, 
um außerunterrichtliche Angebote vorzuhalten (Offene Ganztagsschule). Dabei soll auch die Bildung 
gemeinsamer Steuergruppen vorgesehen werden. Die Einbeziehung der Schule bedarf der Zustimmung 
der Schulkonferenz. Die Erhebung von Elternbeiträgen richtet sich nach § 10 Abs. 5 des Zweiten Gesetzes 
zur Ausführung des Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechtes (Gesetz über 
Tageseinrichtungen für Kinder – GTK). 
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§ 10 
Schulstufen, Schulformen, besondere Einrichtungen 

 
(1) Das Schulwesen ist nach Schulstufen aufgebaut und in Schulformen gegliedert. Schulstufen sind die 
Primarstufe, die Sekundarstufe I und die Sekundarstufe II. Die Schulformen sind so zu gestalten, dass die 
Durchlässigkeit zwischen ihnen gewahrt und die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Schulen 
gefördert wird. 
(2) Die Primarstufe besteht aus der Grundschule. 
(3) Die Sekundarstufe I umfasst die Hauptschule, die Realschule, die Sekundarschule und die 
Gesamtschule bis Klasse 10, das Gymnasium bis Klasse 9, in der Aufbauform bis Klasse 10. 
(4) Die Sekundarstufe II umfasst das Berufskolleg, das Berufskolleg als Förderschule und die gymnasiale 
Oberstufe des Gymnasiums und der Gesamtschule. 
(5) Das Gymnasium und die Gesamtschule werden in der Regel als Schulen der Sekundarstufen I und II 
geführt.  
(6) Den Stufenaufbau der Förderschulen und der Schule für Kranke regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung. Sie werden als Schulen einer oder mehrerer Schulstufen geführt. 
(7) Das Weiterbildungskolleg, das Kolleg für Aussiedlerinnen und Aussiedler und das Studienkolleg an 
einer Hochschule sind keiner Schulstufe zugeordnet. 
 

§ 19 
Sonderpädagogische Förderung 

 
(1) Schülerinnen und Schüler, die wegen ihrer körperlichen, seelischen oder geistigen Behinderung oder 
wegen ihres erheblich beeinträchtigten Lernvermögens nicht am Unterricht einer allgemeinen Schule 
(allgemein bildende oder berufsbildende Schule) teilnehmen können, werden nach ihrem individuellen 
Bedarf sonderpädagogisch gefördert. 
(2) Die Schulaufsichtsbehörde entscheidet auf Antrag der Eltern oder der Schule über 
sonderpädagogischen Förderbedarf, Förderschwerpunkte und Förderort. Vorher holt sie ein 
sonderpädagogisches Gutachten sowie ein medizinisches Gutachten der unteren Gesundheitsbehörde 
ein. Sie beteiligt die Eltern. In den Fällen des § 20 Abs. 7 und 8 ist die Zustimmung des Schulträgers 
erforderlich. 
(3) Das Ministerium bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Landtagsausschusses die Voraussetzungen und das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs sowie zur Festlegung der Förderschwerpunkte und des Förderorts einschließlich der 
Beteiligung der Eltern. 
(4) Schülerinnen und Schüler mit einer geistigen Behinderung, die ihre Schulpflicht erfüllt haben, sind 
bis zum Ablauf des Schuljahres, in dem sie das 25. Lebensjahr vollenden, berechtigt, eine Förderschule 
mit dem Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung zu besuchen, wenn sie dort dem Ziel des 
Bildungsganges näher gebracht werden können. 
(5) Kinder mit einer Hör- oder Sehschädigung werden auf Antrag der Eltern in die pädagogische 
Frühförderung aufgenommen. Sie umfasst die Hausfrüherziehung sowie die Förderung in einem 
Förderschulkindergarten als Teil der Förderschule, in einem Sonderkindergarten oder in einem 
allgemeinen Kindergarten mit sonderpädagogischer Unterstützung durch die Förderschule. Über die 
Aufnahme in die pädagogische Frühförderung entscheidet die Schulaufsichtsbehörde auf Antrag der 
Eltern, nachdem sie ein medizinisches Gutachten der unteren Gesundheitsbehörde eingeholt hat. 
 

§ 20 
Orte der sonderpädagogischen Förderung 

 
(1) Orte der sonderpädagogischen Förderung sind 

1. Allgemeine Schulen (Gemeinsamer Unterricht, Integrative Lerngruppen), 
2. Förderschulen, 
3. Sonderpädagogische Förderklassen an allgemeinen Berufskollegs, 
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4. Schulen für Kranke (§ 21 Abs. 2). 
(2) Förderschulen sind nach Förderschwerpunkten gegliedert 

1. Lernen, 
2. Sprache, 
3. Emotionale und soziale Entwicklung, 
4. Hören und Kommunikation, 
5. Sehen, 
6. Geistige Entwicklung, 
7. Körperliche und motorische Entwicklung. 

(3) Die Bezeichnung einer Förderschule richtet sich nach dem Förderschwerpunkt, in dem sie vorrangig 
unterrichtet. 
(4) Die sonderpädagogische Förderung hat das Ziel, die Schülerinnen und Schüler zu den Abschlüssen 
zu führen, die dieses Gesetz vorsieht. Für den Unterricht gelten grundsätzlich die Unterrichtsvorgaben 
(§ 29) für die allgemeine Schule sowie die Richtlinien für die einzelnen Förderschwerpunkte. Im 
Förderschwerpunkt Lernen und im Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung werden die Schülerinnen 
und Schüler zu eigenen Abschlüssen geführt. Im Förderschwerpunkt Lernen ist der Erwerb eines dem 
Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschlusses möglich. 
(5) Der Schulträger kann Förderschulen unterschiedlicher Förderschwerpunkte im Verbund als eine 
Schule in kooperativer oder integrativer Form führen. Der Schulträger kann Förderschulen zu 
Kompetenzzentren für die sonderpädagogische Förderung ausbauen. Sie dienen der schulischen 
Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf und Angeboten zur 
Diagnose, Beratung und ortsnahen präventiven Förderung. Das Ministerium wird ermächtigt, die 
Voraussetzungen zur Errichtung und die Aufgaben im Einzelnen durch Rechtsverordnung näher zu 
regeln. 
(6) Allgemeine Berufskollegs können mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde nach Maßgabe des § 
81 sonderpädagogische Förderklassen einrichten. 
(7) Gemeinsamen Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 
ohne sonderpädagogischen Förderbedarf kann die Schulaufsichtsbehörde mit Zustimmung des 
Schulträgers an einer allgemeinen Schule einrichten, wenn die Schule dafür personell und sächlich 
ausgestattet ist. 
(8) Integrative Lerngruppen kann die Schulaufsichtsbehörde mit Zustimmung des Schulträgers an einer 
Schule der Sekundarstufe I einrichten, wenn die Schule dafür personell und sächlich ausgestattet ist. In 
Integrativen Lerngruppen lernen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
der Regel nach anderen Unterrichtsvorgaben als denen der allgemeinen Schule. 
 

§ 21 
Hausunterricht, Schule für Kranke 

 
(1) Die Schulaufsichtsbehörde richtet auf Antrag der Eltern oder der Schule Hausunterricht ein für 

1. Schülerinnen und Schüler, die wegen Krankheit voraussichtlich länger als sechs Wochen die Schule 
nicht besuchen können, 

2. Schülerinnen und Schüler, die wegen einer lange andauernden Erkrankung langfristig und 
regelmäßig an mindestens einem Tag in der Woche nicht am Unterricht teilnehmen können, 

3. Schülerinnen in den Schutzfristen vor und nach der Geburt eines Kindes entsprechend dem 
Mutterschutzgesetz. 

(2) Die Schule für Kranke unterrichtet Schülerinnen und Schüler, die wegen einer stationären 
Behandlung im Krankenhaus oder einer vergleichbaren medizinisch-therapeutischen Einrichtung 
mindestens vier Wochen nicht am Unterricht ihrer Schule teilnehmen können. Sie unterrichtet auch 
kranke Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Schulen für Kranke können 
im Verbund geführt werden oder in einen Verbund nach § 20 Abs. 5 einbezogen werden. 
 
 
 



167 
 

§ 37  
Schulpflicht in der Primarstufe und in der Sekundarstufe I 

 
(1) Die Schulpflicht in der Primarstufe und der Sekundarstufe I dauert zehn Schuljahre, am Gymnasium 
neun Schuljahre (§ 10 Abs. 3). Sie wird durch den Besuch der Grundschule und einer weiterführenden 
allgemein bildenden Schule erfüllt. Sie endet vorher, wenn die Schülerin oder der Schüler einen der 
nach dem zehnten Vollzeitschuljahr vorgesehen Abschlüsse in weniger als zehn Schuljahren erreicht 
hat. Durchläuft eine Schülerin oder ein Schüler die Schuleingangsphase in drei Jahren (§ 11 Abs. 2 Satz 
4), wird das dritte Jahr nicht auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet. 
(2) Schulpflichtige mit zehnjähriger Vollzeitschulpflicht, die am Ende des neunten 
Vollzeitpflichtschuljahres in ein Berufsausbildungsverhältnis eintreten, erfüllen die Vollzeitschulpflicht 
im zehnten Jahr durch den Besuch der Fachklasse der Berufsschule (§ 22 Abs. 4 Nr. 1), im Falle des 
Abbruchs der Berufsausbildung durch den Besuch eines vollzeitschulischen Bildungsganges der 
Berufsschule (§ 22 Abs. 4 Nr. 2 bis 4). Die Schulaufsichtsbehörde kann in Ausnahmefällen zulassen, dass 
Schulpflichtige im zehnten Jahr der Schulpflicht einen Unterricht in einer schulischen oder 
außerschulischen Einrichtung besuchen, in der sie durch besondere Fördermaßnahmen die 
Allgemeinbildung erweitern können und auf die Aufnahme einer Berufsausbildung vorbereitet werden. 
(3) Die Schulpflicht zum Besuch der Förderschulen mit den Förderschwerpunkten Sehen, Hören und 
Kommunikation, Körperliche und motorische Entwicklung, Sprache sowie Geistige Entwicklung dauert 
elf Schuljahre. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 gelten entsprechend. 
(4) Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf können, wenn das Bildungsziel der 
Förderschule in anderer Weise nicht erreicht werden kann und Hilfen nach dem SGB VIII erforderlich 
sind, auf Vorschlag des Jugendamtes und mit Zustimmung der Eltern durch die Schulaufsichtsbehörde 
auch in Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht werden. Verweigern die Eltern ihre Zustimmung, 
so ist eine Entscheidung nach § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuches herbeizuführen. 
 

§ 40 
Ruhen der Schulpflicht 

 
(1) Die Schulpflicht ruht 

1. während des Besuchs einer Hochschule, 
2. während des Grundwehrdienstes oder Zivildienstes, 
3. während eines freiwilligen ökologischen oder sozialen Jahres, wenn der Träger der Einrichtung 

einen hinreichenden Unterricht erteilt, 
4. während eines öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses, wenn der Dienstherr in eigenen 

Einrichtungen einen hinreichenden Unterricht erteilt, 
5. vor und nach Geburt des Kindes einer Schülerin entsprechend dem Mutterschutzgesetz, 
6. wenn der Nachweis geführt wird, dass durch den Schulbesuch die Betreuung des Kindes der 

Schülerin oder des Schülers gefährdet wäre,  
7. während des Besuchs einer anerkannten Ausbildungseinrichtung für Heil- oder Heilhilfsberufe, 
8. für Personen mit Aussiedler- oder Ausländerstatus während des Besuchs eines anerkannten 

Sprachkurses oder Förderkurses, 
9. während des Besuchs des Bildungsgangs der Abendrealschule oder eines Vollzeitkurses einer 

Weiterbildungseinrichtung zum nachträglichen Erwerb eines Schulabschlusses. 
(2) Für Kinder und Jugendliche, die auch in einer Förderschule nach Ausschöpfen aller 
Fördermöglichkeiten nicht gefördert werden können, ruht die Schulpflicht. Die Entscheidung trifft die 
Schulaufsichtsbehörde; sie holt dazu ein Gutachten der unteren Gesundheitsbehörde ein und hört die 
Eltern an. 
(3) Das Ruhen der Schulpflicht wird auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet. 
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§ 52 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

 
(1) Am Ende eines Bildungsganges wird festgestellt, ob die Schülerin oder der Schüler das 
Ausbildungsziel erreicht hat. Das Ministerium erlässt unter Beachtung des Grundsatzes der 
eigenverantwortlichen Schule (§ 3) und mit Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Landtagsausschusses durch Rechtsverordnung Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, die insbesondere 
Regelungen enthalten über  

1. die Aufnahmevoraussetzungen und den Schulformwechsel,  
2. die Stundentafel, 
3. die Gliederung und die Dauer der Ausbildung,  
4. die Unterrichtsorganisation,  
5. die Unterrichtsfächer, die Lernbereiche, die Pflichtbedingungen, die Wahlmöglichkeiten,  
6. die Versetzung,  
7. die Leistungsnachweise bei Abschlüssen ohne Prüfung,  
8. den Zweck und die Gliederung der Prüfung,  
9. die Bildung und Zusammensetzung von Prüfungsausschüssen sowie die Teilnahme von 

Vertreterinnen und Vertretern des Schulträgers und der Eltern, 
10. die Zulassung zur Prüfung, 
11. den Ablauf und das Verfahren der Prüfung, 
12. die Prüfungsfächer, einschließlich Art, Zahl und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die 

Befreiung und Ersetzung von Prüfungsleistungen,  
13. den Rücktritt von der Prüfung und die Folgen des Nichterbringens von Prüfungsleistungen, 
14. die Folgen von Täuschungshandlungen, insbesondere den Ausschluss von der Prüfung und die 

nachträgliche Aberkennung des Prüfungszeugnisses, 
15. die Bewertung von Prüfungsleistungen sowie die Voraussetzungen für das Bestehen der Prüfung,  
16. die Erteilung von Abschluss- und Prüfungszeugnissen und die damit verbundenen 

Berechtigungen,  
17. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung sowie die Voraussetzungen und das Verfahren für 

Nachprüfungen und Wiederholungsprüfungen, 
18. den Ausgleich von Nachteilen der Schülerinnen und Schüler mit einer Behinderung. 

(2) Für Externenprüfungen erlässt das Ministerium mit Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Landtagsausschusses durch Rechtsverordnung Prüfungsordnungen in entsprechender Anwendung des 
Absatzes 1. 
(3) Für Prüfungen im Rahmen von vorbereitenden Lehrgängen an Weiterbildungseinrichtungen, die zum 
nachträglichen Erwerb eines Schulabschlusses der Sekundarstufe I führen, erlässt das Ministerium 
durch Rechtsverordnung die Prüfungsordnung. 
 

§ 97 
Schülerfahrkosten 

 
(1) Den Schülerinnen und Schülern der allgemein bildenden Schulen gemäß §§ 11, 14 bis 18, der 
Förderschulen gemäß § 20, der Schule für Kranke gemäß § 21 und der Berufskollegs in Vollzeitform 
gemäß § 22, die ihren Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen haben, werden die Kosten erstattet, die für ihre 
wirtschaftlichste Beförderung zur Schule und zurück notwendig entstehen. Dies gilt nicht für 
Schülerinnen und Schüler von Bildungsgängen des Berufskollegs, deren Besuch eine abgeschlossene 
Berufsausbildung voraussetzt. 
(2) Den Schülerinnen und Schülern der Bezirksfachklassen an Berufskollegs werden die notwendigen 
Fahrkosten erstattet, soweit sie einen zumutbaren Eigenanteil übersteigen. 
(3) Bietet der Schulträger oder ein von ihm beauftragtes Verkehrsunternehmen im Rahmen eines 
besonderen Tarifangebots der Verkehrsunternehmen Schülerzeitkarten an, die über den Schulweg 
hinaus auch zur sonstigen Benutzung von Angeboten des öffentlichen Nahverkehrs berechtigen, kann 
der Schulträger nach Maßgabe der Rechtsverordnung einen von den Eltern zu tragenden Eigenanteil 
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festsetzen. Der Eigenanteil entfällt für Schülerinnen und Schüler, für die Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) geleistet wird. Über weitere Entlastungen vom 
Eigenanteil entscheidet der Schulträger in eigener Verantwortung. Werden Schülerzeitkarten nach Satz 1 
zur Verfügung gestellt, sind sie die wirtschaftlichste Art der Beförderung; es entfällt jegliche Erstattung 
von Fahrkosten. 
(4) Das Ministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem Finanzministerium und 
dem Ministerium für den Bereich Verkehr durch Rechtsverordnung 

1. die Anforderungen an die wirtschaftlichste Beförderung, 
2. die Entfernungen und die sonstigen Umstände, bei denen Fahrkosten notwendig entstehen, 
3. Voraussetzungen und Höchstbetrag für die Erstattung und für den zumutbaren Eigenanteil, 
4. Ausnahmen für schwerbehinderte Schülerinnen und Schüler und für Schülerinnen und Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf, für arbeitslose Berufsschulpflichtige und für 
Berufsschülerinnen und Berufsschüler, für die es keine entsprechende Beschulungsmöglichkeit 
im Lande gibt, 

5. die Voraussetzungen der Erstattung von Schülerfahrkosten für Ersatzschulen. 
 
 
i) Aus dem Schulgesetz für Rheinland-Pfalz (SchulG)  vom 30.März 2004 (GVBl. S. 239), i.d.F. vom 

8.Oktober 2013 (GVBl. S. 359): 
 

§ 1 
Auftrag der Schule 

 
(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem Recht des jungen Menschen auf Förderung seiner 
Anlagen und Erweiterung seiner Fähigkeiten, unabhängig von seiner Religion, Weltanschauung, Rasse 
oder ethnischen Herkunft, einer Behinderung, seinem Geschlecht oder seiner sexuellen Identität sowie 
aus dem Anspruch von Staat und Gesellschaft an Bürgerinnen und Bürger zur Wahrnehmung von 
Rechten und Übernahme von Pflichten hinreichend vorbereitet zu sein. 
(2) In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die Schule zur Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott und 
den Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer Normen, zur Gleichberechtigung von Frau und Mann, zur 
Gleichstellung von behinderten und nicht behinderten Menschen, zur Achtung vor der Überzeugung 
anderer, zur Bereitschaft, Ehrenämter und die sozialen und politischen Aufgaben im freiheitlich-
demokratischen und sozialen Rechtsstaat zu übernehmen, zum gewaltfreien Zusammenleben und zur 
verpflichtenden Idee der Völkergemeinschaft. Sie führt zu selbständigem Urteil, zu 
eigenverantwortlichem Handeln und zur Leistungsbereitschaft; sie vermittelt Kenntnisse und Fertigkeiten 
mit dem Ziel, die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die Orientierung in der modernen Welt zu 
ermöglichen, Verantwortungsbewusstsein für Natur und Umwelt zu fördern sowie zur Erfüllung der 
Aufgaben in Staat, Gesellschaft und Beruf zu befähigen. Sie leistet einen Beitrag zur Integration von 
Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund. Alle Schulen wirken bei der Integration von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf mit. 
(3) Zum Auftrag der Schule gehört auch die Sexualerziehung. Sie ist als Erziehung zu 
verantwortungsbewusstem geschlechtlichem Verhalten Teil der Gesamterziehung und wird 
fächerübergreifend durchgeführt. Sie soll die Schülerinnen und Schüler ihrem Alter und ihrem Reifegrad 
entsprechend in gebotener Zurückhaltung mit den Fragen der Sexualität vertraut machen sowie zu 
menschlicher, sozialer und gleichberechtigter Partnerschaft befähigen. Die Sexualerziehung hat die vom 
Grundgesetz und von der Verfassung für Rheinland-Pfalz vorgegebenen Wertentscheidungen für Ehe 
und Familie zu achten und dem Gebot der Toleranz Rechnung zu tragen. Über Ziele, Inhalt und Form 
der Sexualerziehung hat die Schule die Eltern rechtzeitig zu unterrichten. 
(4) Bei der Gestaltung des Schulwesens ist darauf zu achten, dass die Beteiligten die Gleichstellung von 
Frauen und Männern bei der Planung, der Durchführung und der Bewertung aller Maßnahmen von 
Anfang an in allen Bereichen und auf allen Ebenen einbeziehen (Gender Mainstreaming). 
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(5) Das Schulverhältnis ist als besonderes Obhutsverhältnis zwischen Lehrkräften und Schülerinnen und 
Schülern geprägt von gegenseitigem Vertrauen, Achtung, Respekt und verantwortungsvollem Umgang 
mit Nähe und Distanz. 
 

§ 3 

Schülerinnen und Schüler 

 
(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen in der Schule ihr Recht auf Bildung und Erziehung wahr. 
(2) Die Schule fördert die Schülerinnen und Schüler in ihrer persönlichen Entwicklung. Sie bietet ihnen 
Information, Beratung, Unterstützung und Hilfe in allen für das Schulleben wesentlichen Fragen an und 
empfiehlt in schulischen Problemlagen Ansprechpersonen. Sind gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls einer Schülerin oder eines Schülers erkennbar, gilt § 4 des Gesetzes zur 
Kooperation und Information im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2975) in der jeweiligen 
Fassung. 
(3) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, vom schulischen Bildungs- und Erziehungsangebot 
verantwortlich Gebrauch zu machen. Unterricht und Erziehung erfordern Mitarbeit und Leistung. 
(4) Die Schülerinnen und Schüler werden ihrem Alter und ihrer Entwicklung entsprechend in die 
Entscheidungsfindung über die Gestaltung des Unterrichts, des außerunterrichtlichen Bereichs und der 
schulischen Gemeinschaft eingebunden. Es gehört zu den Aufgaben der Schule ihnen diese 
Mitwirkungsmöglichkeiten zu erschließen. 
(5) Behinderte Schülerinnen und Schüler sollen das schulische Bildungs- und Erziehungsangebot 
grundsätzlich selbständig, barrierefrei im Sinne des § 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung 
behinderter Menschen und gemeinsam mit nicht behinderten Schülerinnen und Schülern nutzen 
können, wenn hierfür die sächlichen, räumlichen, personellen und organisatorischen Bedingungen 
geschaffen werden können. Bei der Gestaltung des Unterrichts und bei Leistungsfeststellungen sind die 
besonderen Belange behinderter Schülerinnen und Schüler zu berücksichtigen und ihnen die zum 
Ausgleich ihrer Behinderung erforderlichen Arbeitserleichterungen zu gewähren. 
 

§ 10 

Aufgaben und Zuordnung der Schularten 

 
(1) Jede Schulart und jede Schule ist der individuellen Förderung der Schülerinnen und Schüler 
verpflichtet. Alle Maßnahmen der Leistungs- und Neigungsdifferenzierung in innerer und äußerer Form 
wie auch die sonderpädagogische Förderung durch Prävention und integrierte Fördermaßnahmen 
tragen diesem Ziel Rechnung. Das Nähere regeln die Schulordnungen. Die Schulen sind verpflichtet, sich 
an der Lehrerausbildung zu beteiligen. 
(2) Die Grundschule führt in schulisches Lernen ein und legt die Grundlage für die weitere schulische 
Bildung. Eine Grundschule kann mehrere Standorte umfassen. Die Grundschule kann für vom 
Schulbesuch zurückgestellte Kinder einen Schulkindergarten führen. Die Grundschule ist der Primarstufe 
zugeordnet und wird als volle Halbtagsschule geführt. 
(3) Die Realschule plus führt zur Qualifikation der Berufsreife, die zum Eintritt in berufsbezogene 
Bildungsgänge berechtigt und zum qualifizierten Sekundarabschluss I, der zum Eintritt in 
berufsbezogene und auch in studienbezogene Bildungsgänge berechtigt. Sie umfasst Schülerinnen und 
Schüler der Bildungsgänge zur Erlangung der Berufsreife und zur Erlangung des qualifizierten 
Sekundarabschlusses I. Sie ist in Schulformen gegliedert. Die Realschule plus arbeitet zu Fragen der 
Berufsorientierung eng mit der berufsbildenden Schule zusammen. Die Realschule plus ist der 
Sekundarstufe I zugeordnet. 
(4) Das Gymnasium führt zur allgemeinen Hochschulreife. Die Sekundarstufe I des Gymnasiums 
vermittelt den qualifizierten Sekundarabschluss I, der zum Eintritt in studienbezogene und in 
berufsbezogene Bildungsgänge berechtigt. Für leistungsstarke Schülerinnen und Schüler kann durch 
Zusammenfassung und Förderung im Klassenverband ein verkürzter Weg durch die Sekundarstufe I 
ermöglicht werden. Die gymnasiale Oberstufe eröffnet durch die Vermittlung der Studierfähigkeit den 
Zugang zur Hochschule und führt auch zu berufsbezogenen Bildungsgängen. Die gymnasiale Oberstufe 
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umfasst drei Jahrgangsstufen; sie ist an Schulen, an denen die allgemeine Hochschulreife nach 
Jahrgangsstufe 12 erworben wird, mit den Jahrgangsstufen 11 und 12, im Übrigen mit den 
Jahrgangsstufen 11, 12 und 13 der Sekundarstufe II zugeordnet. 
(5) In der gymnasialen Oberstufe werden die Schülerinnen und Schüler nach einer Einführungsphase 
von mindestens einem Schulhalbjahr in einem System von aufeinander aufbauenden Grund- und 
Leistungskursen unterrichtet. Im Rahmen dieses Systems setzen sie nach ihrer Befähigung und ihrem 
Interesse Schwerpunkte in ihrem schulischen Bildungsgang. Die Schülerinnen und Schüler wählen dazu 
aus einem Fächerangebot, welches das sprachlich-literarisch-künstlerische, das 
gesellschaftswissenschaftliche und das mathematisch-naturwissenschaftlich-technische Aufgabenfeld 
sowie die Fächer Religionslehre/Ethikunterricht und Sport umfasst, Fächer aus, die als Leistungs- oder 
Grundkurse unterrichtet werden. Dabei ist zur Sicherung einer allgemeinen Grundbildung so 
auszuwählen, dass alle in Satz 3 genannten Aufgabenfelder und Fächer erfasst werden. Die Leistungen 
der Schülerinnen und Schüler in den Kursen werden durch Noten und Punkte bewertet. Die 
Hochschulreife wird durch das Erreichen einer Gesamtqualifikation erworben, die sich aus Leistungen 
im Kurssystem und in der Abschlussprüfung zusammensetzt. Der Besuch der Oberstufe dauert 
mindestens zwei Jahre; er soll vier Jahre nicht übersteigen. Das Nähere, insbesondere die Zahl, Fächer 
und Kombination der im Kurssystem angebotenen Leistungs- und Grundkurse, Umfang und 
Bedingungen der Wahlmöglichkeit sowie die Leistungsbewertung regelt das fachlich zuständige 
Ministerium durch Rechtsverordnung. 
(6) Die Integrierte Gesamtschule führt zur Qualifikation der Berufsreife, die zum Eintritt in 
berufsbezogene Bildungsgänge berechtigt, zum qualifizierten Sekundarabschluss I, der zum Eintritt in 
berufsbezogene und in studienbezogene Bildungsgänge berechtigt, sowie zur Berechtigung zum 
Übergang in die gymnasiale Oberstufe. Die Integrierte Gesamtschule umfasst in der Regel eine 
gymnasiale Oberstufe nach Absatz 5, die zur allgemeinen Hochschulreife führt. Die Integrierte 
Gesamtschule fasst Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I in einem weitgehend gemeinsamen 
Unterricht zusammen. Der Unterricht in der Integrierten Gesamtschule findet im Klassenverband mit der 
Möglichkeit der inneren Differenzierung sowie in Kursen mit einer Differenzierung nach Leistung oder in 
klasseninternen Lerngruppen statt. 
(7) Die berufsbildende Schule ermöglicht durch ein differenziertes Bildungsangebot den Erwerb 
beruflicher und berufsübergreifender Kompetenzen und vermittelt Abschlüsse der Sekundarstufe I und 
II, die den Eintritt in eine qualifizierte Berufstätigkeit oder in weiterführende berufsbezogene oder 
studienbezogene Bildungsgänge ermöglichen; sie ergänzt außerdem in der Sekundarstufe I erworbene 
Kenntnisse und Fertigkeiten und kooperiert mit den an der dualen Ausbildung Beteiligten. Die 
berufsbildende Schule ist in Schulformen gegliedert. Sie ist der Sekundarstufe II zugeordnet. 
(8) Das Abendgymnasium führt Berufstätige zur allgemeinen Hochschulreife. Das Abendgymnasium ist 
der Sekundarstufe II zugeordnet. Absatz 5 gilt entsprechend. 
(9) Das Kolleg führt Erwachsene mit Berufserfahrung zur allgemeinen Hochschulreife. Das Kolleg ist der 
Sekundarstufe II zugeordnet. Absatz 5 gilt entsprechend. 
(10) Die Förderschule vermittelt Schülerinnen und Schülern, die nach Feststellung der Schulbehörde 
sonderpädagogischen Förderbedarf haben und nach Maßgabe des § 3 Abs. 5 Satz 1 keine Schule einer 
anderen Schulart besuchen, die für die Förderschule vorgesehenen oder sonstige ihren Fähigkeiten 
entsprechende Schulabschlüsse. Schülerinnen und Schüler, die wegen ihres sonderpädagogischen 
Förderbedarfs zunächst nicht in eine Berufsausbildung eintreten, werden in berufsbefähigenden 
Bildungsgängen so weit gefördert, dass sie nachträglich in einen berufsbezogenen Bildungsgang 
eintreten oder bessere Voraussetzungen für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit erlangen können. Die 
Förderschule beteiligt sich an der integrierten Förderung von Schülerinnen und Schülern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in anderen Schularten, wirkt an der Planung und Durchführung des 
gemeinsamen Unterrichts von behinderten und nicht behinderten Kindern mit und berät Eltern und 
Lehrkräfte. Die Förderschule ist in Schulformen gegliedert. Die Förderschule kann für vom Schulbesuch 
zurückgestellte Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf einen Förderschulkindergarten führen. 
Die Förderschule ist einer Schulstufe oder mehreren Schulstufen zugeordnet. 
 
 



172 
 

§ 12 
Formen der Förderschule 

 
Folgende Förderschulen können eingerichtet werden: 

1. Schulen für blinde Schülerinnen und Schüler, 
2. Schulen für sehbehinderte Schülerinnen und Schüler, 
3. Schulen für gehörlose Schülerinnen und Schüler, 
4. Schulen für hörbehinderte Schülerinnen und Schüler, 
5. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen, 
6. Schulen mit dem Förderschwerpunkt motorische Entwicklung, 
7. Schulen mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung, 
8. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Sprache, 
9. Schulen mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung. 

Über weitere Organisationsformen entscheidet das fachlich zuständige Ministerium. Mehrere Formen 
der Förderschule können in einer Schule zusammengefasst werden. 
 

§ 14 

Ganztagsschule 

 

(1) Die Ganztagsschule in Angebotsform und in verpflichtender Form verbindet Unterricht und weitere 
schulische Angebote zu einer pädagogischen und organisatorischen Einheit. Sie ist in folgender Weise 
organisiert: 

1. In Angebotsform erstreckt sich die Ganztagsschule auf die Vormittage und vier Nachmittage einer 
Woche. Sie kann Unterricht auf den Nachmittag legen und hält weitere pädagogische Angebote 
vor. Sie ist klassenbezogen, klassenübergreifend oder klassenstufenübergreifend organisiert. Für 
Schülerinnen und Schüler, die für das Ganztagsangebot angemeldet sind, besteht eine 
Teilnahmeverpflichtung für die Dauer eines Schuljahres. 

2. In verpflichtender Form verteilt die Ganztagsschule den Unterricht auf die Vormittage und in der 
Regel vier Nachmittage einer Woche. Sie hält weitere pädagogische Angebote vor. Die Teilnahme 
ist für die Schülerinnen und Schüler verpflichtend. 

(2) Die Ganztagsschule in offener Form verbindet Unterricht und außerunterrichtliche Betreuung zu 
einer pädagogischen und organisatorischen Einheit. Sie kann Unterricht auf den Nachmittag legen. Die 
Teilnahme an der außerunterrichtlichen Betreuung ist für die Schülerinnen und Schüler freiwillig. Die 
außerunterrichtliche Betreuung erfolgt durch Betreuungskräfte, die der Schulträger bereitstellt. 
(3) Die Schulbehörde kann nach dem schulischen Bedürfnis mit Zustimmung des Schulträgers eine 
Ganztagsschule in Angebotsform oder in verpflichtender Form errichten oder eine bestehende Schule zu 
einer Ganztagsschule in Angebotsform oder in verpflichtender Form erweitern; § 91 Abs. 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. Ohne Beteiligung der Schulbehörde kann die Schulleiterin oder der Schulleiter eine 
bestehende Schule mit Zustimmung des Schulträgers nach Anhörung der Gesamtkonferenz und des 
Schulelternbeirats zu einer Ganztagsschule in offener Form erweitern. 
(4) Die Förderschulen werden als Ganztagsschulen in verpflichtender Form geführt; Schulen mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen werden in Halbtagsform oder als Ganztagsschulen geführt. Die Schulbehörde 
kann Ausnahmen von Satz 1 Halbsatz 1 zulassen. Soweit die Besonderheiten der Förderschulen es 
erfordern, können in der Schulordnung von Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und Absatz 3 abweichende Regelungen 
getroffen werden. 
 

§ 18 

Zusammenarbeit von Schulen 

 
(1) Benachbarte Schulen arbeiten pädagogisch eng zusammen. Damit sollen insbesondere 
Lernangebote, Lehrverfahren sowie Lehr- und Lernmittel der beteiligten Schulen, insbesondere zwischen 
Grundschulen und Förderschulen sowie Schulen der Sekundarstufen I und II, aufeinander abgestimmt 



173 
 

werden. Dies dient der gemeinsamen Grundbildung innerhalb der differenzierten Bildungsangebote und 
fördert die Durchlässigkeit zwischen den Schularten. 
(2) Die Schulen der Sekundarstufe I sowie die Förderschulen arbeiten darüber hinaus eng mit den 
berufsbildenden Schulen zusammen. 
 

§ 31 

Vertretungen für Schülerinnen und Schüler 

 

(1) Bei der Verwirklichung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule wirken die Schülerinnen 
und Schüler durch ihre Vertretungen eigenverantwortlich mit. 
(2) Die Vertretungen nehmen die Interessen der Schülerinnen und Schüler in der Schule, gegenüber den 
Schulbehörden und in der Öffentlichkeit wahr und üben die Beteiligungsrechte der Schülerinnen und 
Schüler aus. Sie können im Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule selbstgestellte 
Aufgaben in eigener Verantwortung durchführen. 
(3) Bestehen zwischen der Schulleiterin oder dem Schulleiter und einer Vertretung für Schülerinnen und 
Schüler Meinungsverschiedenheiten über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Vertretung, so können 
die Beteiligten die Entscheidung des Schulausschusses herbeiführen. Die Rechte der Schulaufsicht 
bleiben unberührt. 
(4) Vertretungen für Schülerinnen und Schüler sind die Klassenversammlung, die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher sowie die Versammlung der Schülerinnen und Schüler. 
Sonstige Vertretungen werden nach Bedarf gebildet. 
(5) Vertretungen für Schülerinnen und Schüler werden an allen Schulen der Sekundarstufen I und II 
gebildet. In der Primarstufe können Vertretungen für Schülerinnen und Schüler gebildet werden. Kann 
eine Vertretung für Schülerinnen und Schüler an einer Förderschule nicht gebildet werden, sollen die 
Schülerinnen und Schüler in geeigneter Weise entsprechend ihren Möglichkeiten an der Gestaltung des 
Schullebens beteiligt werden. 
(6) Es können regionale und überregionale Vertretungen für Schülerinnen und Schüler gebildet werden. 
 

§ 55 
Ausschluss 

 
(1) Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf Zeit oder auf Dauer von der bisher besuchten Schule 
ausgeschlossen werden, wenn der Verbleib in der Schule eine ernstliche Gefahr für die Erziehung, die 
Sicherheit oder die Unterrichtung der anderen Schülerinnen und Schüler bedeutet. Die ernstliche Gefahr 
für die Unterrichtung der anderen Schülerinnen und Schüler ist insbesondere dann gegeben, wenn der 
Verbleib der Schülerin oder des Schülers den Schulfrieden so beeinträchtigen würde, dass die 
Aufrechterhaltung eines geordneten Schulbetriebes nicht mehr gewährleistet werden könnte. 
(2) Die Schulbehörde kann den Ausschluss von allen Schulen einer Schulart oder allen Schulen des 
Landes aussprechen. Der Ausschluss von allen Förderschulen ist unzulässig. 
(3) Eine Schülerin oder ein Schüler kann im Benehmen mit dem Gesundheitsamt auf Zeit vom 
Schulbesuch ausgeschlossen werden, wenn der Verbleib in der Schule eine ernstliche Gefahr für die 
Gesundheit der anderen Schülerinnen und Schüler bedeutet. 
(4) Die angewendete Maßnahme muss in einem angemessenen Verhältnis zu der Gefahr stehen. Der 
Ausschluss ist vorher anzudrohen; einer Androhung bedarf es nicht, wenn der durch sie verfolgte Zweck 
nicht oder nicht mehr erreicht werden kann. 
(5) Die Schulbehörde trifft im Benehmen mit dem Jugendamt die nach dem Ausschluss erforderlichen 
schulischen Maßnahmen. 
(6) Das Nähere über das Ausschlussverfahren regelt das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung. 
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§ 56 

Grundsatz 

 

(1) Der Besuch einer Schule ist Pflicht für alle Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden, die in 
Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben; völkerrechtliche Bestimmungen 
und zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben unberührt. 
(2) Die Pflicht zum Schulbesuch besteht für Kinder von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und sich 
ohne ihre Eltern in Rheinland-Pfalz aufhaltende Kinder und Jugendliche, die einen Asylantrag gestellt 
haben, sobald sie einer Gemeinde zugewiesen sind und solange ihr Aufenthalt gestattet ist. Für 
ausreisepflichtige Kinder und Jugendliche besteht die Pflicht zum Schulbesuch bis zur Erfüllung ihrer 
Ausreisepflicht. Im Übrigen unterliegen Kinder von Ausländerinnen und Ausländern der Pflicht zum 
Schulbesuch, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 
(3) Die Pflicht nach Absatz 1 wird durch den Besuch einer öffentlichen Schule, einer genehmigten 
Ersatzschule oder einer Ergänzungsschule nach § 16 des Privatschulgesetzes erfüllt. Mit Genehmigung 
der Schulbehörde kann in begründeten Fällen auch eine ausländische Schule besucht werden. 
(4) Nichtschulische Erziehung und Unterrichtung sind in begründeten Ausnahmefällen mit Genehmigung 
der Schulbehörde zulässig; Schülerinnen und Schüler, die sich wegen einer länger dauernden oder 
chronischen Krankheit oder Behinderung längere Zeit in Heilstätten, Kliniken oder Krankenhäusern 
befinden, sollen im Rahmen der personellen Bedingungen Krankenhausunterricht erhalten. Die 
Schulbehörde organisiert in Zusammenarbeit mit den Trägern der Krankenhäuser den Unterricht. 
Schülerinnen und Schülern, die aus gesundheitlichen Gründen für längere Zeit nicht schulbesuchsfähig 
sind, kann Hausunterricht erteilt werden. 
 

§ 58 

Vorzeitige Aufnahme, Zurückstellung vom Schulbesuch 

 
(1) Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind, können auf Antrag der Eltern in die Schule aufgenommen 
werden, wenn aufgrund ihrer Entwicklung zu erwarten ist, dass sie mit Erfolg am Unterricht teilnehmen 
werden. Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter im Benehmen mit der Schulärztin 
oder dem Schularzt. Zur Entscheidungsfindung soll mit Zustimmung der Eltern die Kindertagesstätte 
einbezogen werden. 
(2) Eine Zurückstellung vom Schulbesuch ist für schulpflichtige Kinder aus wichtigem Grund einmal auf 
Antrag der Eltern möglich. Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter im Benehmen 
mit der Schulärztin oder dem Schularzt. Eine Zurückstellung soll in der Regel nur vorgenommen 
werden, wenn dies aus gesundheitlichen Gründen erforderlich ist. Diese Kinder können in einem 
Schulkindergarten oder in einer Kindertagesstätte gefördert werden. 
 

§ 59 

Wahl der Schullaufbahn 

 
(1) Die Wahl der Schullaufbahn in den Sekundarstufen I und II obliegt den Eltern oder, wenn die 
Schülerinnen und Schüler volljährig sind, den Schülerinnen und Schülern. Besteht ein 
Berufsausbildungsverhältnis, so ist die Berufsschule zu besuchen. Unbeschadet des § 25 Abs. 2 Satz 1 
haben die Eltern und Schülerinnen und Schüler bei der Wahl der Schullaufbahn einen Anspruch auf 
Beratung. 
(2) Eine Schule der Sekundarstufe II kann frühestens nach neun Schuljahren besucht werden. Bei 
besonders begabten Schülerinnen und Schülern kann diese Frist angemessen verkürzt werden. 
(3) Wer nach neun Schuljahren die Berufsreife nicht erreicht hat, hat nach Wahl der Eltern die 
Gelegenheit, die Berufsreife durch ein Verbleiben bis zu zwei Jahren in dem zur Berufsreife führenden 
Bildungsgang der Realschule plus, der Integrierten Gesamtschule, in den entsprechenden 
Bildungsgängen der Förderschule oder durch den Besuch der Berufsschule zu erwerben. 
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(4) Schülerinnen und Schüler, die nach Feststellung der Schulbehörde sonderpädagogischen 
Förderbedarf haben, besuchen eine Förderschule oder nach Maßgabe des § 3 Abs. 5 eine andere 
Schule. Die Entscheidung trifft die Schulbehörde nach Anhören der Eltern. Das Nähere regelt die 
Schulordnung. 
 

§ 60 

Befreiung vom Schulbesuch 

 
(1) Vom Besuch einer Schule ist befreit, 

1. wem der Schulweg zu der für ihn geeigneten Förderschule oder geeigneten anderen Schule nach § 
59 Abs. 4 unzumutbar ist, solange eine Unterbringung nach § 63 nicht möglich ist, 

2. wer Wehrdienst, Jugendfreiwilligendienst im Sinne des Jugendfreiwilligendienstgesetzes vom 16. 
Mai 2008 (BGBl. I S. 842) in der jeweils geltenden Fassung oder Bundesfreiwilligendienst im 
Sinne des Bundesfreiwilligendienstgesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687) in der jeweiligen 
Fassung ableistet, 

3. eine Schülerin vor und nach der Entbindung entsprechend den im Mutterschutzgesetz bestimmten 
Fristen; auf Antrag kann die Schulleiterin oder der Schulleiter die Befreiung auf vier Monate vor 
und drei Monate nach der Entbindung ausdehnen. 

(2) Vom Besuch einer Schule ist ferner befreit, wer 
1. ein mindestens zweijähriges Berufsausbildungsverhältnis erfolgreich abgeschlossen hat, sofern 

kein erneutes Berufsausbildungsverhältnis begründet wird, 
2. die Berufsfachschule I oder die Berufsfachschule II erfolgreich abgeschlossen hat, sofern kein 

Berufsausbildungsverhältnis begründet wird, 
3. das 10. Schuljahr einer Realschule plus, Integrierten Gesamtschule oder eines Gymnasiums 

erfolgreich abgeschlossen hat, sofern kein Berufsausbildungsverhältnis begründet wird, 
4. nach Feststellung der Schulbehörde anderweitig hinreichend ausgebildet ist. 

 
§ 61 

Verlängerung des Schulbesuchs, Berechtigung zum Besuch der Berufsschule 

 
(1) Besteht nach Ablauf von zwölf Schuljahren noch ein Berufsausbildungsverhältnis, so hat die oder der 
Auszubildende die Berufsschule bis zu dessen Abschluss zu besuchen. Die Schulbehörde kann Zeiten 
vorangegangenen Schulbesuchs anrechnen. § 60 Abs. 2 Nr. 2 bleibt unberührt. 
(2) Wird eine Förderschule besucht, kann die Schulbehörde den Schulbesuch um bis zu drei Schuljahre 
verlängern; das fachlich zuständige Ministerium kann eine Verlängerung auch allgemein für bestimmte 
Gruppen behinderter Schülerinnen und Schüler festlegen. Eine Verlängerung ist nur zulässig, wenn zu 
erwarten ist, dass die Schülerinnen und Schüler dadurch dem Ziel der Förderschule näher gebracht 
werden. 
(3) Auszubildende, deren Berufsausbildungsverhältnis nach Beendigung der Pflicht zum Schulbesuch 
begründet worden ist, sind bis zu dessen Abschluss zum Besuch der Berufsschule berechtigt, längstens 
jedoch bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. 
 

§ 63 

Unterbringung in Heimen 

 
Schülerinnen und Schüler können, wenn es für den Besuch einer Förderschule erforderlich ist, mit 
Zustimmung der Eltern und nach Anhörung des Jugendamtes in Heimen, in teilstationären 
Einrichtungen oder in Familienpflege untergebracht werden. § 1631 b des Bürgerlichen Gesetzbuches 
bleibt unberührt. Die Schulbehörde entscheidet im Einvernehmen mit dem zuständigen Jugend- oder 
Sozialhilfeträger. 
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§ 64 

Teilnahme am Unterricht, Untersuchungen 

 

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben regelmäßig am Unterricht und an sonstigen für verbindlich 
erklärten Schulveranstaltungen teilzunehmen, eigene Leistungen und die erforderlichen 
Leistungsnachweise zu erbringen. 
(2) Sie sind verpflichtet, sich im Rahmen der Schulgesundheitspflege schulärztlich und schulzahnärztlich 
untersuchen zu lassen, soweit nicht in die körperliche Unversehrtheit eingegriffen wird. 
(3) Sie haben sich, soweit es zur Vorbereitung von für ihre schulische Entwicklung besonders 
bedeutsamen Maßnahmen und Entscheidungen erforderlich ist und soweit nicht in ihre körperliche 
Unversehrtheit eingegriffen wird, schulärztlich, schulzahnärztlich, schulpsychologisch und 
sonderpädagogisch untersuchen zu lassen. Zur Teilnahme an entsprechenden Testverfahren sind sie nur 
verpflichtet, wenn diese wissenschaftlich anerkannt sind. Die Eltern sind vorher über Untersuchungen 
und Testverfahren zu informieren; ihnen ist Gelegenheit zur Besprechung der Ergebnisse und Einsicht in 
die Unterlagen zu geben. Sind die Schülerinnen und Schüler volljährig, stehen ihnen die Rechte nach 
Satz 3 zu. 
 

§ 64 a 

Sprachförderung 

 
Kinder, die zur Einschulung anstehen, sind verpflichtet, an einer Feststellung des Sprachförderbedarfs 
teilzunehmen. Der nachweisliche Besuch eines Kindergartens nach dem Kindertagesstättengesetz ersetzt 
die Verpflichtung nach Satz 1. Soweit Defizite in der sprachlichen Entwicklung erkennbar werden, die 
einen erfolgreichen Schulbesuch nicht erwarten lassen, sollen die Kinder zur Teilnahme an 
Sprachfördermaßnahmen verpflichtet werden. Das Nähere, insbesondere über Zuständigkeit, Verfahren, 
Zeitpunkt und Inhalt der Feststellung des Sprachförderbedarfs, regelt die Schulordnung. Dabei ist der 
Zeitpunkt der Feststellung so zu bestimmen, dass ausreichend Zeit zur Durchführung der 
Sprachfördermaßnahmen bleibt. 
 

§ 69 

Beförderung der Schülerinnen und Schüler 

 
(1) Den Landkreisen und kreisfreien Städten obliegt es als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung für die 
Beförderung der Schülerinnen und Schüler zu den in ihrem Gebiet gelegenen Grundschulen und 
Förderschulen zu sorgen, wenn die Schülerinnen und Schüler ihren Wohnsitz in Rheinland-Pfalz haben 
und ihnen der Schulweg ohne Benutzung eines Verkehrsmittels nicht zumutbar ist. Das Gleiche gilt für 
die Beförderung zur nächstgelegenen Realschule plus in der jeweiligen Schulform sowie der 
Sekundarstufe I der Gymnasien, an denen die allgemeine Hochschulreife nach zwölf Jahren erworben 
wird, der Gymnasien, an denen die allgemeine Hochschulreife nach 13 Jahren erworben wird, und 
Integrierten Gesamtschulen. Wird eine Schule außerhalb von Rheinland-Pfalz besucht, trägt der 
Landkreis oder die kreisfreie Stadt, in deren Gebiet die Schülerin oder der Schüler den Wohnsitz hat, die 
Beförderungskosten. 
(2) Der Schulweg ist ohne Benutzung eines Verkehrsmittels nicht zumutbar, wenn er besonders 
gefährlich ist oder wenn der kürzeste nicht besonders gefährliche Fußweg zwischen Wohnung und 
Grundschule länger als zwei Kilometer, zwischen Wohnung und Realschule plus in der jeweiligen 
Schulform, Integrierter Gesamtschule oder Gymnasium länger als vier Kilometer ist. Für Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf gilt Satz 1 entsprechend; für die Zumutbarkeit des 
Schulwegs sind unabhängig von der jeweils besuchten Schulart auch Art und Grad der Behinderung 
maßgebend. 
(3) Beim Besuch einer anderen als der nächstgelegenen Schule nach Absatz 1 Satz 2 werden Kosten nur 
insoweit übernommen, als sie bei der Fahrt zur nächstgelegenen Schule zu übernehmen wären. Bei der 
Feststellung der nächstgelegenen Schule sind nur Schulen mit der gewählten ersten Fremdsprache zu 
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berücksichtigen. Wegunterschiede bis zu fünf Kilometer bleiben außer Betracht. Eine Schule, die zur Zeit 
der Aufnahme der Schülerin oder des Schülers die nächstgelegene ist, gilt außer bei einem Wechsel des 
Wohnortes für die Dauer des Schulbesuchs als die nächstgelegene Schule. 
(4) Die Aufgabe wird vorrangig erfüllt durch die Übernahme der notwendigen Fahrkosten für öffentliche 
Verkehrsmittel. Soweit zumutbare öffentliche Verkehrsverbindungen nicht bestehen, sollen Schulbusse 
eingesetzt werden. Kosten anderer Beförderungsmittel müssen nur bis zu der Höhe übernommen 
werden, wie sie nach Satz 1 entstehen würden. 
(5) Beim Einsatz der Schulbusse ist sicherzustellen, dass die Zahl der zulässigen Stehplätze nur auf 
kürzeren Strecken und nur bis zu 70 v. H. genutzt wird. Bei der Beförderung von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf ist für Begleitpersonen zu sorgen, wenn dies nach Art 
und Grad der Behinderung notwendig ist. 
(6) Fahrplan und Linienführung im Rahmen der Beförderung der Schülerinnen und Schüler legt der 
Landkreis im Benehmen mit den Gemeinden und Verbandsgemeinden fest, aus deren Gebiet 
Schülerinnen und Schüler zu befördern sind. Er soll den Schulelternbeiräten und den Schulleiterinnen 
und Schulleitern Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Die Sätze 1 und 2 gelten für die kreisfreien 
Städte entsprechend. 
(7) Der Landkreis kann die Aufgabe durch öffentlich-rechtlichen Vertrag ganz oder teilweise einer 
Verbandsgemeinde oder einer verbandsfreien Gemeinde übertragen. Bei Förderschulen mit großem 
Einzugsbereich soll der Landkreis oder die kreisfreie Stadt mit den Landkreisen und kreisfreien Städten, 
in deren Gebiet die Schülerinnen und Schüler wohnen, eine Beteiligung an den Kosten der Beförderung 
vereinbaren. Die Beteiligung kann bis zur Hälfte der auf den Landkreis oder die kreisfreie Stadt 
entfallenden Kosten betragen. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, kann ein betroffener Landkreis 
oder eine betroffene kreisfreie Stadt die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion um Entscheidung 
anrufen. Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion ist vor einer Entscheidung gehalten, auf eine 
gütliche Regelung hinzuwirken. 
(8) Für Schülerinnen und Schüler 

1. der Sekundarstufe II der Gymnasien und Integrierten Gesamtschulen, 
2. in den Vollzeitbildungsgängen der Fachschulen, für deren Besuch eine abgeschlossene Berufsaus-

bildung nicht zwingend erforderlich ist, sowie 
3. der beruflichen Gymnasien, der Berufsfachschulen, der Fachoberschulen und der Berufsober-

schulen 
gelten die für die Schülerinnen und Schüler der Realschulen plus in den Absätzen 1, 2, 3 Satz 1 und 
Absatz 4 Satz 1 und 3 getroffenen Regelungen entsprechend. Voraussetzung ist, dass eine 
Einkommensgrenze nicht überschritten wird, deren Ausgestaltung das fachlich zuständige Ministerium 
unter Berücksichtigung der sozialen Belastbarkeit der Betroffenen im Einvernehmen mit dem für das 
Kommunalrecht zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung regelt. Es soll ein angemessener 
Eigenanteil erhoben werden. Für Schülerinnen und Schüler der Berufsfachschulen I und II gelten die für 
Schülerinnen und Schüler der Realschulen plus getroffenen Regelungen mit Ausnahme von Absatz 4 
Satz 2 entsprechend. Für Schülerinnen und Schüler im Berufsvorbereitungsjahr mit Vollzeitunterricht 
gelten die für die Schülerinnen und Schüler der Realschulen plus getroffenen Regelungen mit 
Ausnahme von Absatz 4 Satz 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Schülerbeförderung bis zu der 
Schule gewährleistet wird, in deren Schulbezirk sie wohnen (§ 62 Abs. 3); das Gleiche gilt für 
Schülerinnen und Schüler, die weder in einem Berufsausbildungsverhältnis noch in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehen und einen besonderen Teilzeitunterricht der Berufsschule besuchen, 
soweit sie keine Förderung nach sonstigen landes- oder bundesrechtlichen Vorschriften erhalten. 
(9) Für Schülerinnen und Schüler, die Integrierte Gesamtschulen besuchen, für die ein Einzugsbereich 
nach § 93 gebildet ist, besteht eine Beförderungspflicht nur, soweit sie im Einzugsbereich wohnen, es 
sei denn, die jeweilige Schule ist bereits vor der Bildung des Einzugsbereiches besucht worden. 
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§ 70 
Lernmittelfreiheit 

 
(1) An den öffentlichen Schulen besteht Lernmittelfreiheit nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5. 
(2) Der Umfang der Lernmittelfreiheit bestimmt sich nach den notwendigen Schulbüchern einschließlich 
sie ersetzender oder ergänzender Druckschriften; er darf deren Kosten nicht übersteigen. Bei 
Förderschulen können aus pädagogischen Gründen auch andere notwendige Lernmittel bereitgestellt 
werden. 
(3) Alle Sorgeberechtigten und volljährigen Schülerinnen und Schüler der in die Lernmittelfreiheit 
einbezogenen Schularten, Schulformen, Bildungsgänge und Schulstufen haben einkommensunabhängig 
einen Anspruch darauf, Schulbücher einschließlich sie ersetzender Druckschriften gegen ein Entgelt, das 
pro Schuljahr nicht über einem Drittel des Ladenpreises liegen darf, auszuleihen. Dies gilt nicht für 
Schulbücher und sie ersetzende Druckschriften, die über einen Zeitraum von mehr als drei Schuljahren 
von einer Schülerin oder einem Schüler genutzt werden, sowie für Schulbücher ergänzende 
Druckschriften. Wird eine Einkommensgrenze unterschritten, deren Ausgestaltung das fachlich 
zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für das Kommunalrecht zuständigen Ministerium und 
dem für das Haushaltsrecht zuständigen Ministerium regelt, ist für die Ausleihe kein Entgelt nach Satz 1 
zu entrichten; zusätzlich sind Schulbücher und sie ersetzende Druckschriften, die über einen Zeitraum 
von mehr als drei Schuljahren von einer Schülerin oder einem Schüler genutzt werden, sowie die 
notwendigen Schulbücher ergänzenden Druckschriften kostenlos zur Verfügung zu stellen. Soweit 
Lernmittelfreiheit über Satz 1 und 2 hinaus gewährt wird, kann sie an eine Einkommensgrenze 
gebunden werden. Die Lernmittelfreiheit kann auf bestimmte Lernmittel beschränkt werden. Für die 
Sorgeberechtigten und volljährigen Schülerinnen und Schüler kann im Falle der Übereignung der 
Lernmittel ein Eigenanteil vorgesehen werden. 
(4) Das Nähere, insbesondere die Festlegung der in die Lernmittelfreiheit einbezogenen Schularten, 
Schulformen, Bildungsgänge, Schulstufen sowie Einzelheiten zur Festsetzung des Entgelts und zum 
Verfahren der Gebührenerhebung, das Verfahren der Ausleihe und weitere Einzelheiten zu Umfang und 
Art der Bereitstellung der Lernmittel regelt das fachlich zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem für das Kommunalrecht zuständigen Ministerium und dem für das Haushaltsrecht zuständigen 
Ministerium durch Rechtsverordnung. 
(5) Die Gewährung der Lernmittelfreiheit obliegt dem Schulträger. Für die kommunalen Schulträger ist 
sie Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung. Die kommunalen Schulträger erhalten vom Land Zuweisungen, 
die sich nach der Zahl der in die Lernmittelfreiheit einbezogenen Schülerinnen und Schüler und den 
erforderlichen Lernmittelausgaben richten. Sie verwalten die Entgelte nach Absatz 3 Satz 1; das 
Aufkommen steht dem Land zu. Das Nähere regelt das fachlich zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für das Kommunalrecht zuständigen Ministerium und dem für das 
Haushaltsrecht zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung. In dieser Rechtsverordnung ist eine 
Regelung zum Ausgleich der Mehrbelastungen der kommunalen Schulträger vorzusehen, die durch das 
Zweite Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 (GVBl. S. 418) hinsichtlich 
des Verwaltungsaufwands und der erforderlichen Lernmittelausgaben verursacht werden. 
(6) Träger staatlich anerkannter Ersatzschulen, die Lernmittelfreiheit nach Maßgabe der für öffentliche 
Schulen geltenden Bestimmungen gewähren, erhalten vom Land Zuweisungen in entsprechender 
Anwendung des Absatzes 5 Satz 3 bis 5. 
 

§ 74 
Kostenträger 

 
(1) Das Land stellt für die Schulen die Lehrkräfte, die pädagogischen und technischen Fachkräfte und für 
die Ganztagsschulen in Angebotsform und in verpflichtender Form auch das sonstige pädagogische 
Personal bereit; es trägt die hiermit verbundenen Kosten. 
(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften können für den Religionsunterricht Lehrkräfte stellen; 
Lehrkräfte können auch von kirchlichen Genossenschaften für den Unterricht an Schulen, soweit ihnen 
bisher ein Recht auf Unterrichtserteilung an diesen Schulen zustand, gestellt werden. Das Land erstattet 
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die mit der Gestellung verbundenen Kosten nach Maßgabe von Vereinbarungen zwischen dem fachlich 
zuständigen Ministerium und den Kirchen, Religionsgemeinschaften und kirchlichen Genossenschaften. 
(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, stellt der kommunale Schulträger (§§ 76, 77) das 
Verwaltungs- und Hilfspersonal für die Schulen, die an Ganztagsschulen in offener Form 
außerunterrichtlich eingesetzten Betreuungskräfte sowie den Sachbedarf der Schule bereit und trägt die 
hiermit verbundenen Kosten; zu den Kosten für die außerunterrichtlich eingesetzten Betreuungskräfte 
kann der Schulträger nach Maßgabe einer Satzung und des Kommunalabgabengesetzes Elternbeiträge 
nach § 68 Satz 2 erheben. Dies gilt nicht für Betreuungskräfte an Förderschulen, ausgenommen an 
Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen. Das fachlich zuständige Ministerium kann im 
Einvernehmen mit dem für das Kommunalrecht zuständigen Ministerium und dem für das 
Haushaltsrecht zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung oder durch Verwaltungsvorschriften 
Richtlinien über den Umfang der Bereitstellung erlassen. 
(4) Einstellung, Entlassung und anderweitige Verwendung von Verwaltungs- und Hilfspersonal sowie 
von Betreuungskräften durch den Schulträger erfolgen im Benehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter; bei Schulsekretariatskräften, die in nicht unerheblichem Umfang auch mit den Aufgaben der 
Schulleiterin oder des Schulleiters verbundene Verwaltungsangelegenheiten erledigen, ist das 
Einvernehmen erforderlich. Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, entscheidet die Schulbehörde. 
 

§ 75 
Abgrenzung der Kosten 

 
(1) Kosten nach § 74 Abs. 1 sind die Aufwendungen für die 

1. Dienstbezüge der Beamtinnen und Beamten und Vergütungen der Angestellten, 
2. Beiträge zur Sozialversicherung und zusätzlichen Altersversorgung, 
3. Sonderzuwendungen, Sachzuwendungen bei Dienstjubiläen, Mehrarbeitsentschädigungen und 

Überstundenvergütungen, 
4. Vergütungen für eine Tätigkeit im Nebenamt oder Nebenberuf, 
5. Ruhegehälter und Hinterbliebenenversorgung, 
6. Unterhaltsbeiträge, Übergangsgelder, Abfindungs- und Nachversicherungsbeträge, 
7. Beihilfen, Unterstützungen und Unfallfürsorgeleistungen, Zuschüsse zur Gemeinschaftsverpflegung 

und für Gemeinschaftsveranstaltungen, 
8. Reisekostenvergütungen, Trennungsgelder, Beiträge für Wohnraumbeschaffung und 

Umzugskosten, 
9. Kosten der Fortbildung, der gesundheitlichen Überwachung und der Stellenausschreibungen, 
10. Kosten des sonstigen pädagogischen Personals an Ganztagsschulen in Angebotsform und in 

verpflichtender Form. 
(2) Kosten nach § 74 Abs. 3 sind alle nicht unter Absatz 1 fallenden Aufwendungen, insbesondere die 
Aufwendungen für 

1. die Bezüge des Verwaltungs- und Hilfspersonals sowie die Vergütung der an Ganztagsschulen in 
offener Form außerunterrichtlich eingesetzten Betreuungskräfte, 

2. die Bereitstellung, laufende Unterhaltung und Bewirtschaftung der Schulgebäude und 
Schulanlagen einschließlich der Schulkindergärten, der Hausmeisterdienstwohnungen, der 
Räume für die Personalvertretung, die Schulgesundheitspflege und die Schullaufbahnberatung, 
der Einrichtungen für den Aufenthalt von auswärtigen Schülerinnen und Schülern außerhalb der 
Unterrichtszeit und die Versorgung der Schülerinnen und Schüler in Ganztagsschulen sowie der 
Räume für die Unterbringung von Fahrzeugen, die das Land für die Beförderung von 
Schülerinnen und Schülern bereitstellt, 

3. die Ausstattung der Schulgebäude und -anlagen mit Einrichtungsgegenständen und deren 
laufende Unterhaltung, 

4. die Beschaffung und laufende Unterhaltung der Lehr- und Unterrichtsmittel einschließlich der 
Ausstattung der Büchereien, 

5. die Verpflegung der Schülerinnen und Schüler in Ganztagsschulen, sofern sie nicht bei 
Unterbringung in einem Heim volle Verpflegung erhalten, 
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6. den Geschäftsbedarf der Schulleitung, des Schulausschusses, der Vertretungen für Schülerinnen 
und Schüler, der Elternvertretungen der Schule und der Personalvertretung, 

7. die notwendige Beförderung der Schülerinnen und Schüler während der Unterrichtszeit (z. B. zu 
Sportanlagen, zu Jugendverkehrsschulen) sowie von behinderten Schülerinnen und Schülern auch 
im Rahmen sonstiger schulischer Veranstaltungen, 

8. die Beschaffung und laufende Unterhaltung des für sonderpädagogische Maßnahmen 
erforderlichen besonderen Sachbedarfs (z. B. integrierte Fördermaßnahmen), 

9. die Schülerunfallversicherung und Haftpflichtversicherung der Schülerinnen und Schüler bei 
Betriebspraktika. 

 
§ 76 

Schulträger 
 
(1) Schulträger ist 

1. bei Grundschulen eine Verbandsgemeinde, eine verbandsfreie Gemeinde, eine große 
kreisangehörige Stadt oder eine kreisfreie Stadt, 

2. bei Realschulen plus, organisatorisch verbundenen Grund- und Realschulen plus und Schulen mit 
dem Förderschwerpunkt Lernen eine Verbandsgemeinde, eine verbandsfreie Gemeinde, eine 
große kreisangehörige Stadt, eine kreisfreie Stadt oder ein Landkreis, 

3. bei Gymnasien, Kooperativen Gesamtschulen, Integrierten Gesamtschulen, mit einer 
Fachoberschule organisatorisch verbundenen Realschulen plus, berufsbildenden Schulen und den 
übrigen Förderschulen eine kreisfreie Stadt oder ein Landkreis. 

Bei Grundschulen, deren Schulbezirk sich mit dem Gebiet einer Ortsgemeinde deckt, kann die 
Ortsgemeinde auf ihren Antrag Schulträger bleiben, wenn die Verbandsgemeinde und die Schulbehörde 
zustimmen. 
(2) Als Schulträger kann in besonderen Fällen auch ein Schulverband aus Gebietskörperschaften, die 
nach Absatz 1 Satz 1 für die jeweilige Schulart als Schulträger vorgesehen sind, festgelegt werden. An die 
Stelle eines Schulverbandes kann ein durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung der Beteiligten 
bestimmter Schulträger treten. 
(3) Verbandsgemeinden, verbandsfreie Gemeinden oder große kreisangehörige Städte können 
Mitglieder eines Schulverbandes gemäß Absatz 2 Satz 1 sein, der Träger einer Integrierten Gesamtschule 
ist. Sie können sich auch durch öffentlich- rechtliche Vereinbarung an der Erfüllung einzelner Aufgaben 
eines Trägers einer Integrierten Gesamtschule beteiligen. 
 

§ 82 
Bereitstellung von Grundstücken 

 
(1) Die Schulsitzgemeinden haben die für schulische Zwecke erforderlichen Grundstücke dem 
Schulträger unentgeltlich zu Eigentum zu übertragen und die damit zusammenhängenden Kosten sowie 
die Kosten der Erschließung nach dem Baugesetzbuch und dem Kommunalabgabengesetz zu 
übernehmen. Auf Verlangen des Schulträgers sind die Grundstücke frei von Gebäuden zu übertragen. 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Schulen mit den Förderschwerpunkten ganzheitliche Entwicklung und 
motorische Entwicklung, wenn eine Ortsgemeinde Schulsitzgemeinde ist. Die Ortsgemeinde hat sich in 
einem solchen Fall jedoch mit 25 v. H. an den Aufwendungen des Schulträgers nach Absatz 1 zu 
beteiligen; der Schulträger kann den Vomhundertsatz je nach der Finanzlage der Ortsgemeinde auf bis 
zu 35 v. H. erhöhen oder 15 v. H. ermäßigen. 
 

§ 83 
Besondere staatliche Schulen, Studienseminare 

 
(1) Das Land stellt den Personal- und Sachbedarf bereit von 

1. Aufbaugymnasien, Abendgymnasien und Kollegs, 
2. berufsbildenden Schulen für Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
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3. landwirtschaftlichen berufsbildenden Schulen, 
4. Fachschulen, Förderschulen sowie Gymnasien, bei denen wegen des besonderen Bildungsange-

bots und des überregionalen Einzugsbereiches ein kommunaler Schulträger nicht geeignet ist. 
(2) Das Land stellt den Personal- und Sachbedarf der staatlichen Studienseminare für die Ausbildung der 
Lehrkräfte bereit. 
(3) § 82 gilt entsprechend. 
 

§ 103 
Schulen des Bezirksverbandes Pfalz 

 
(1) Der Bezirksverband Pfalz ist Träger der kommunalen Schulen: 

1. Schule für gehörlose und hörbehinderte Schülerinnen und Schüler in Frankenthal mit den 
Abschlüssen der 
a) Grundschule, 
b) Realschule plus, 
c) Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen, 
d) Schule mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung, 
e) Berufsschule, 
f) Berufsfachschule I und II, 
g) Berufsoberschule I für Technik, 
h) Fachschule, Fachbereich Technik, Fachrichtung Maschinentechnik. 

 
 

j) Aus dem Schulgesetz für den Freistaat Sachsen (SchulG)  vom 16.Juli 2004 (GVBl. S. 298), i.d.F. vom 
19.Mai 2010 (GVBl. S. 142): 

 
§ 13 

Allgemein bildende Förderschulen 
 
(1) Schüler, die wegen der Beeinträchtigung einer oder mehrerer physischer oder psychischer 
Funktionen auch durch besondere Hilfen in den anderen allgemein bildenden Schulen nicht oder nicht 
hinreichend integriert werden können und deshalb über einen längeren Zeitraum einer 
sonderpädagogischen Förderung bedürfen, werden in den Förderschulen unterrichtet. 
Förderschultypen sind: 

1. Schulen für Blinde und Sehbehinderte, 
2. Schulen für Hörgeschädigte, 
3. Schulen für geistig Behinderte, 
4. Schulen für Körperbehinderte, 
5. Schulen zur Lernförderung, 
6. Sprachheilschulen, 
7. Schulen für Erziehungshilfe, 
8. Klinik- und Krankenhausschulen. 

An den Förderschulen können Abschlüsse der übrigen Schularten erworben werden. An Schulen zur 
Lernförderung wird der Hauptschulabschluss ohne Teilnahme an einer besonderen Leistungsfeststellung 
erworben. 
(2) Wenn die besondere Aufgabe der Förderschule die Heimunterbringung der Schüler gebietet oder die 
Erfüllung der Schulpflicht sonst nicht gesichert ist, hat der Schulträger dafür Sorge zu tragen, dass bei 
der Schule ein Heim eingerichtet wird, in dem die Schüler Unterkunft, Verpflegung, familiengemäße 
Betreuung und eine ihrer Behinderung entsprechende Förderung erhalten. Das Heim ist nicht 
Bestandteil der Förderschule. 
(3) Soweit in Heimen nach Absatz 2 Kinder betreut werden, die dafür keinen Anspruch auf 
Eingliederungshilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) – Sozialhilfe – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), zuletzt geändert durch Artikel 27 Nr. 2 des 
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Gesetzes vom 21. März 2005 (BGBl. I S. 818, 835), in der jeweils geltenden Fassung, in der jeweils 
geltenden Fassung, haben, erfolgt eine anteilige Finanzierung im Sinne des Sächsischen Gesetzes zur 
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen (Gesetz über Kindertageseinrichtungen – SächsKitaG) vom 
27. November 2001 (SächsGVBl. S. 705), zuletzt geändert durch Artikel 9 der Verordnung vom 10. April 
2003 (SächsGVBl. S. 94, 95), in der jeweils geltenden Fassung. Sondereinrichtungen im Sinne von § 2 
Abs. 1 der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales, Gesundheit und Familie gemäß 
§ 13 Abs. 4 Schulgesetz für den Freistaat Sachsen (VOSchulG) vom 14. Juli 1995 (SächsGVBl. S. 252), die 
zuletzt durch Artikel 58 der Verordnung vom 10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 100) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, werden bis zum 30. Juni 2005 nach den Bestimmungen dieser 
Verordnung finanziert. Das Nähere zu den Aufgaben und den Zielen pädagogischer Arbeit, zu den 
Anforderungen an das pädagogische Fachpersonal, zur Mitwirkung von Eltern und Kindern, zum Betrieb 
und zur Finanzierung der Heime regelt eine Rechtsverordnung des Staatsministeriums für Soziales im 
Einvernehmen mit den Staatsministerien des Innern, der Finanzen und für Kultus. Soweit Personal- und 
Gruppenschlüssel festgelegt werden, ist darüber hinaus das Benehmen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden herzustellen. 
(4) Die Träger von Förderschulen nach Absatz 1, von Heimen nach Absatz 2 sowie von 
Betreuungsangeboten nach § 16 Abs. 2 und 3 sind verpflichtet, eine ganzheitliche Betreuung der Schüler 
zu gewährleisten. 
(5) Bei den Förderschulen gibt es Beratungsstellen, die für die Früherfassung, Früherkennung und 
Frühförderung behinderter oder von Behinderung bedrohter Kinder zuständig sind. Sie sollen mit 
Frühförder- und Frühberatungsstellen und Sozialpädiatrischen Zentren zusammenarbeiten. Ihnen 
obliegt die behindertenspezifische Beratung von Eltern und Lehrern. 
(6) Die für die Erfüllung der besonderen Aufgabe der Förderschulen notwendige Betreuung der Schüler 
erfolgt unbeschadet der Verpflichtung Dritter zur Tragung von Kosten. Gleiches gilt für die Betreuung 
von Kindern nach Absatz 2 und § 16 Abs. 2 und 3. 
(7) Die Förderschule kann sich im Rahmen ihres pädagogischen Konzeptes zu einem 
Förderzentrum entwickeln. 
 

§ 13a 
Berufsbildende Förderschulen 

 
Schüler an berufsbildenden Schulen, die gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 einer sonderpädagogischen Förderung 
bedürfen, werden in berufsbildenden Förderschulen unterrichtet. Bildungsinhalte und 
Bildungsabschlüsse dieser Schulen entsprechen denen der übrigen berufsbildenden Schulen. § 13 Abs. 2 
bis 4 und 6 gilt entsprechend. 
 

§ 16 
Betreuungsangebote 

 
(1) Der Schulträger kann von der fünften bis zur zehnten Klassenstufe an Mittelschulen und Gymnasien 
außerunterrichtliche Betreuungsangebote vorhalten. 
(2) An Schulen zur Lernförderung, ausgenommen solche nach § 13 Abs. 2, hält der Schulträger 
Betreuungsangebote für Schüler der Klassenstufen 1 bis 4 vor. Es können auch Schüler der übrigen 
Klassenstufen einbezogen werden. Für Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 gilt § 13 Abs. 3 entsprechend. 
(3) An den übrigen Förderschulen, ausgenommen solche nach § 13 Abs. 2, hält der Schulträger 
Betreuungsangebote vor. Für Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 gilt § 13 Abs. 3 entsprechend. 
 

§ 22 
Schulträger 

 
(1) Die Gemeinden sind Schulträger der allgemein bildenden Schulen und der Schulen des zweiten 
Bildungsweges. Die Landkreise können Schulträger dieser Schulen sein. Die Landkreise und Kreisfreien 
Städte sind Schulträger der berufsbildenden Schulen. Schulträger der einjährigen Fachschulen im 
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Fachbereich Agrarwirtschaft der Fachrichtung Landwirtschaft in Döbeln, Freiberg, Großenhain, Löbau, 
Plauen und Zwickau sind die jeweiligen Landkreise. 
Der Landkreis Mittelsachsen ist Schulträger 

1. der landwirtschaftlichen Fachschule im Fachbereich Technik der Fachrichtung Agrartechnik mit 
den Schwerpunkten Hauswirtschaft und Ernährung, Landbau und Umwelt/Landschaft, 

2. der landwirtschaftlichen Fachschule im Fachbereich Wirtschaft der Fachrichtung Agrarwirtschaft, 
3. der einjährigen Fachschule im Fachbereich Agrarwirtschaft der Fachrichtung Hauswirtschaft  
und 
4. der Höheren Landbauschule 

am Standort Freiberg. 
(2) Der Freistaat Sachsen kann Schulträger von Förderschulen mit Heim sowie von Schulen besonderer 
pädagogischer Prägung oder besonderer Bedeutung sein. 
(3) Der Schulträger soll berufsbildende Schulen in Beruflichen Schulzentren zusammenfassen. Diese 
können in eigener Verantwortung über schulische Bildungsgänge hinaus Aufgaben der beruflichen 
Ausbildung, Umschulung, Fortbildung und Weiterbildung wahrnehmen. Der Schulträger kann allgemein 
bildende Förderschulen in Förderschulzentren zusammenfassen und Schulen des zweiten 
Bildungsweges als Teil einer allgemein bildenden Schule führen. § 21 Abs. 3 gilt entsprechend. 
(4) Die Schulträger sind verpflichtet, zur Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben 
zusammenzuarbeiten. Dies betrifft insbesondere die Einigung über die Bildung von 
Schulzweckverbänden oder Schulbezirken. Die Vorschriften über die kommunale Zusammenarbeit 
bleiben unberührt.4 
 

§ 25 
Schulbezirk und Einzugsbereich 

 
(1) Grundschulen sind Schulbezirken zugeordnet. 
(2) Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. Wenn in dessen Gebiet mehrere Grundschulen bestehen, 
kann der Schulträger Einzelschulbezirke oder gemeinsame Schulbezirke bestimmen. 
(3) Das Staatsministerium für Kultus kann nach Anhörung der betroffenen Schulträger für die 
Bildungsgänge der Berufsschule einschließlich der entsprechenden berufsbildenden Förderschulen 
Einzugsbereiche festlegen. Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
diese Zuständigkeit ganz oder teilweise auf die Sächsische Bildungsagentur zu übertragen. 
(4) Soweit ein Schulbezirk oder ein Einzugsbereich besteht, hat der Schüler die Schule zu besuchen, in 
deren Schulbezirk oder Einzugsbereich er wohnt. Dies gilt nicht für Schüler, die eine Schule in freier 
Trägerschaft besuchen. Auf Antrag der Eltern oder des volljährigen Schülers soll der Schulleiter der 
aufnehmenden Schule bei Vorliegen wichtiger Gründe, insbesondere wenn 

1. pädagogische Gründe dafür sprechen, 
2. besondere soziale Umstände vorliegen, 
3. die Verkehrsverhältnisse es erfordern oder 
4. die Berufsausbildung wesentlich erleichtert wird, 

Ausnahmen von Satz 1 zulassen. Vor der Genehmigung einer Ausnahme von der Pflicht zum Besuch der 
Schule des Schulbezirks ist die Zustimmung der Sächsischen Bildungsagentur einzuholen. 6 
 

§ 26 
Allgemeines 

 
(1) Schulpflicht besteht für alle Kinder und Jugendlichen, die im Freistaat Sachsen ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Ausbildungs- oder Arbeitsstätte haben. 
Völkerrechtliche Abkommen bleiben unberührt. 
(2) Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regelmäßigen Besuch des Unterrichts und der übrigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Schule einschließlich der Teilnahme an Evaluationsverfahren im 
Sinne des § 59a. Dasselbe gilt für Schüler, die nicht schulpflichtig sind. 
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(3) Die Schulpflicht wird grundsätzlich durch den Besuch einer öffentlichen Schule oder einer 
genehmigten Ersatzschule erfüllt. Die Sächsische Bildungsagentur kann Ausnahmen zulassen. 
(4) Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schule 
nicht besuchen können, soll Unterricht zu Hause oder im Krankenhaus im angemessenen Umfang 
angeboten werden. 
 

§ 26a 
Schulgesundheitspflege 

 
(1) Ziel der Schulgesundheitspflege ist es, Gesundheits- und Entwicklungsstörungen mit besonderer 
Bedeutung für einen erfolgreichen Schulbesuch frühzeitig zu erkennen und die Schüler und Eltern 
hinsichtlich notwendiger medizinischer und therapeutischer, die Schule hinsichtlich schulischer 
Fördermaßnahmen zu beraten; dazu gehören auch Maßnahmen zur Erkennung und Verhütung von 
Zahnerkrankungen. Die Schulgesundheitspflege wird von den Behörden des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes in Zusammenarbeit mit dem Schulleiter, den 
Lehrern, den Schülern und den Eltern wahrgenommen. 
(2) Untersucht werden: 

1. der physische Entwicklungsstatus; 
2. die für das Erlernen der Kulturtechniken notwendigen Wahrnehmungsleistungen; 
3. die Konzentrationsfähigkeit und die Belastbarkeit; 
4. die Fein- und Grobmotorik; 
5. das Niveau der Sprachentwicklung; 
6. der Ernährungszustand; 
7. der Haltungs- und Bewegungsapparat und 
8. Hinweise auf psychosoziale Auffälligkeiten und auf ansteckende oder chronische 
Krankheiten. 

(3) Den Eltern obliegt es, die erforderlichen Auskünfte zu geben. Das Ergebnis der Untersuchungen ist 
nur den Eltern mitzuteilen. Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes informieren die Schule 
über die notwendigen schulischen Maßnahmen. 
(4) Alle schulpflichtigen und die von den Eltern gemäß § 27 Abs. 2 angemeldeten Kinder sind 
verpflichtet, sich einer Schulaufnahmeuntersuchung zu unterziehen. Die Anwesenheit eines Elternteils 
bei der Schulaufnahmeuntersuchung ist erforderlich. 
(5) Weitere Untersuchungen werden in der Klassenstufe 2 oder 3 und in der Klassenstufe 6 durchgeführt. 
In den Förderschulen können zusätzliche Untersuchungen durchgeführt werden. Die Schüler sind 
verpflichtet, sich den Untersuchungen zu unterziehen. Bei den Untersuchungen können die Eltern 
anwesend sein. 
(6) Die Eltern können die Untersuchungen gemäß Absatz 5 Satz 1 durch einen Kinder- oder Hausarzt 
durchführen lassen. Die Untersuchung muss den Vorgaben für die Untersuchungen durch den 
öffentlichen Gesundheitsdienst entsprechen. Die Eltern legen dem Schulleiter eine ärztliche 
Bescheinigung über die Durchführung der Untersuchungen vor. 
(7) Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes geben dem Schulleiter die notwendigen 
allgemeinen Hinweise, soweit aus den Ergebnissen der Untersuchungen Folgerungen für die Schule zu 
ziehen sind. Die Eltern sind verpflichtet, gesundheitliche Beeinträchtigungen des Schülers, die sich im 
Schulbetrieb auswirken können, der Schule mitzuteilen. 
(8) Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 
Soziales durch Rechtsverordnung Inhalt, Umfang, Verfahren, Zuständigkeit und Durchführung der 
Schulgesundheitspflege zu regeln. 
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§ 28 
Dauer und Ende der Schulpflicht 

 
(1) Die Schulpflicht gliedert sich in 

1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule oder der Klassenstufen 1 bis 4 der allgemein bildenden 
Förderschule und einer weiterführenden allgemein bildenden Schule (Vollzeitschulpflicht) und 

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule oder der entsprechenden berufsbildenden 
Förderschule (Berufsschulpflicht). 

(2) Die Vollzeitschulpflicht dauert neun Schuljahre; die Berufsschulpflicht dauert in der Regel drei 
Schuljahre. 
(3) Die Berufsschulpflicht eines Auszubildenden endet mit dem Ende des Berufsausbildungsverhältnis-
ses. 
(4) Auszubildende, die vor Beendigung der Berufsschulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis beginnen, 
sind bis zum Ende des Berufsausbildungsverhältnisses berufsschulpflichtig. Auszubildende, die nach 
Beendigung der Berufsschulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis beginnen, können die Berufsschule 
oder die entsprechende berufsbildende Förderschule bis zum Ende des Berufsausbildungsverhältnisses 
besuchen. 
(5) Die Berufsschulpflicht wird vorzeitig für beendet erklärt, wenn der Jugendliche einen einjährigen 
vollzeitschulischen Bildungsgang an einer berufsbildenden Schule regelmäßig besucht hat oder die 
Sächsische Bildungsagentur feststellt, dass er anderweitig hinreichend ausgebildet ist. Sie lebt wieder 
auf, wenn der Jugendliche ein Berufsausbildungsverhältnis beginnt. 
 

§ 29 
Ruhen der Schulpflicht 

 
(1) Unbeschadet des unveräußerlichen Rechts eines jeden Einzelnen auf Bildung ruht die Schulpflicht, 
solange der Schulpflichtige körperlich, geistig oder psychisch so behindert ist, dass er in keiner Schule 
gefördert werden kann. Darüber entscheiden die Landkreise und Kreisfreien Städte für ihre 
schulpflichtigen Einwohner auf der Grundlage medizinischer und psychologischer Gutachten. 
(2) Die Berufsschulpflicht ruht 

1. während des Besuchs einer öffentlichen allgemein bildenden oder berufsbildenden Schule in 
Vollzeitform oder einer entsprechenden Ersatzschule oder einer Ergänzungsschule bei Aufnahme 
einer förderungsfähigen Ausbildung nach dem Bundesgesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Bundesausbildungsförderungsgesetz – BAföG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 1680), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2001 (BGBl. I S. 3986), in der jeweils geltenden Fassung; 

2. während des Besuchs einer Hochschule oder Fachhochschule; 
3. während des Wehr- oder Zivildienstes; 
4. während eines öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses, wenn der Dienstherr einen der 

Berufsschule gleichwertigen Unterricht erteilt; 
5. bei Bestehen eines Berufsausbildungsverhältnisses im Zeitraum vor und nach der Entbindung in 

entsprechender Anwendung des Mutterschutzgesetzes; 
6. während eines freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres; 
7. in weiteren, durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums für Kultus geregelten Fällen, in 

denen eine anderweitige Ausbildung oder Betreuung gesichert erscheint. 
(3) Das Ruhen der Schulpflicht wird auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet.9 
 

§ 30 
Besuch von Förderschulen 

 
(1) Schulpflichtige, die über eine längere Zeit einer sonderpädagogischen Förderung gemäß § 13 Abs. 1 
Satz 1 oder § 13a Satz 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Satz 1 bedürfen, sind für die Dauer ihrer 
Beeinträchtigung zum Besuch der für sie geeigneten Förderschule verpflichtet. Die Pflicht zum Besuch 
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der Förderschule ist aufzuheben, sobald festgestellt wird, dass eine sonderpädagogische Förderung 
nicht mehr erforderlich ist. 
(2) Die Sächsische Bildungsagentur entscheidet nach Anhörung der Eltern, ob die Verpflichtung nach 
Absatz 1 besteht oder aufzuheben ist und welche Förderschule der Schüler zu besuchen hat. Die 
Unterbringung in einer Förderschule mit Heim bedarf der Zustimmung der Eltern. Auf Verlangen der 
Schule oder der Sächsischen Bildungsagentur haben sich Kinder und Jugendliche an einer pädagogisch-
psychologischen Prüfung zu beteiligen und amtsärztlich untersuchen zu lassen. 
 

§ 31 
Verantwortung für die Erfüllung der Schulpflicht 

 
(1) Die Eltern haben den Schulpflichtigen anzumelden und dafür zu sorgen, dass der Schüler an 
Veranstaltungen nach § 26 Abs. 2 teilnimmt. Sie sind verpflichtet, den Schüler für die Teilnahme an den 
Schulveranstaltungen zweckentsprechend auszustatten und den zur Durchführung der 
Schulgesundheitspflege erlassenen Anordnungen nachzukommen. 
(2) Die Ausbildenden oder Arbeitgeber haben den Berufsschulpflichtigen bei der Berufsschule oder der 
entsprechenden berufsbildenden Förderschule anzumelden und ihm die zum Besuch der Berufsschule 
oder der entsprechenden berufsbildenden Förderschule erforderliche Zeit zu gewähren. 
(3) Werden die Anmeldepflichten gemäß Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 nicht erfüllt, treffen die Landkreise 
oder Kreisfreien Städte, deren Einwohner die Schulpflichtigen sind, die erforderlichen Maßnahmen. Sie 
sind befugt, zur Erfüllung dieser Aufgabe auch bei Meldebehörden, Schulaufsichtsbehörden, öffentlichen 
Schulen und Schulen in freier Trägerschaft die erforderlichen personenbezogenen Daten ihrer 
Einwohner, die gemäß den §§ 27 und 28 schulpflichtig sein können, und der Anmeldepflichtigen zu 
erheben. 
 

§ 35a 
Individuelle Förderung der Schüler 

 
(1) Die Ausgestaltung des Unterrichts und anderer schulischer Veranstaltungen orientiert sich an den 
individuellen Lern- und Entwicklungsvoraussetzungen der Schüler. Dabei ist insbesondere 
Teilleistungsschwächen Rechnung zu tragen. 
(2) Zur Förderung des Schülers und zur Ausgestaltung des Erziehungs- und Bildungsauftrages können 
zwischen dem Schüler, den Eltern und der Schule Bildungsvereinbarungen geschlossen werden. 

 
§ 35b 

Zusammenarbeit 
 
Die Schulen arbeiten mit den Trägern der öffentlichen und der freien Jugendhilfe und mit 
außerschulischen Einrichtungen, insbesondere Betrieben, Vereinen, Kirchen, Kunst- und Musikschulen 
und Einrichtungen der Weiterbildung, sowie mit Partnerschulen im In- und Ausland zusammen. 
 

§ 40 
Personalhoheit, Lehrer 

 
(1) Im Dienst des Freistaates Sachsen stehen: 

1. die Lehrer an öffentlichen Schulen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 3; 
2. die pädagogischen Unterrichtshilfen an den Förderschulen; 
3. das Personal an Heimen gemäß § 22 Abs. 2; 
4. das sonstige Personal an Schulen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3. 

Im Dienst des Schulträgers stehen: 
1. die Lehrer an den medizinischen Berufsfachschulen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2; 
2. die Lehrer an den Fachschulen gemäß § 22 Abs. 1 Satz 5; 
3. das Personal an Heimen gemäß § 13 Abs. 2 und § 13a in Verbindung mit § 13 Abs. 2; 
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4. das Personal an Einrichtungen gemäß § 16 Abs. 2 und 3; 
5. das medizinisch-therapeutische Personal an Förderschulen; 
6. das sonstige Personal an Schulen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2. 

(2) Der Lehrer trägt die unmittelbare pädagogische Verantwortung für die Erziehung und Bildung der 
Schüler im Rahmen der im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der jeweils geltenden 
Fassung, in der Verfassung des Freistaates Sachsen in der jeweils geltenden Fassung und der in diesem 
Gesetz niedergelegten Erziehungs- und Bildungsziele, Bildungsstandards, Lehrpläne sowie der übrigen 
für ihn geltenden Vorschriften und Anordnungen. Er ist verpflichtet, sich regelmäßig, insbesondere in 
der unterrichtsfreien Zeit, in angemessenem Umfang fortzubilden. Diese Verpflichtung umfasst neben 
der fachlichen und pädagogischen Fortbildung auch die Erweiterung der diagnostischen Fähigkeiten 
und der entwicklungspsychologischen Kenntnisse. 
(3) Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen 
über die Ausbildung, Weiterbildung und Prüfung der Lehrer zu erlassen. Die Rechtsverordnung kann 
insbesondere regeln: 

1. Dauer und Ausgestaltung des Vorbereitungsdienstes, 
2. den Erwerb weiterer Lehrbefähigungen. 

Für die Prüfungen gilt § 62 Abs. 3 entsprechend. Als Voraussetzung der Zulassung zur Prüfung können 
auch Dauer und inhaltliche Anforderungen des Studiums sowie die Anrechnung von in anderen 
Studiengängen oder an anderen Hochschulen erbrachten Studienzeiten sowie Studien- und 
Prüfungsleistungen geregelt werden. Für den Vorbereitungsdienst können Zulassungsbeschränkungen 
wegen Erschöpfung der tatsächlichen Ausbildungskapazitäten oder für den Fall geregelt werden, dass 
die bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben des Haushaltsplans des Freistaates Sachsen zur 
Verfügung stehenden Stellen und Mittel nicht ausreichen. Dabei können insbesondere die Zahl der 
vorhandenen Ausbildungsplätze, die Höchstzahl der je Lehramt zuzulassenden Bewerber, das 
Zulassungsverfahren einschließlich der Festsetzung von Ausschlussfristen und die Zulassungsquoten 
nach Maßgabe der Eignung und Leistung der Bewerber, der Fächer mit besonderem öffentlichen Bedarf, 
der Wartezeit sowie besonderer Härtefälle geregelt werden. 
 

§ 62 
Schul- und Prüfungsordnungen 

 
(1) Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Schulordnungen über 
Einzelheiten des Schulverhältnisses und Prüfungsordnungen zu erlassen. 
(2) In den Schulordnungen sind insbesondere zu regeln: 

1. das Verfahren zur Einschulung, einschließlich vorzeitiger Aufnahme und 
Zurückstellung; 
2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs; 
3. die vorzeitige Beendigung der Berufsschulpflicht; 
4. das Verfahren über die Aufnahme in die weiterführenden Schulen einschließlich des Wechsels des 

Bildungsgangs; dabei kann die Aufnahme 
a) von einer der Aufgabenstellung der Schule entsprechenden Prüfung abhängig gemacht 

werden; 
b) im notwendigen Umfang beschränkt werden, wenn mehr Bewerber als Ausbildungsplätze 

vorhanden sind; das Auswahlverfahren ist nach Gesichtspunkten der Eignung, Leistung und 
Wartezeit unter Berücksichtigung von Härtefällen zu gestalten; 

c) an Berufsfachschulen und Fachschulen beschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn der 
Bewerber aus personenbedingten Gründen für den angestrebten Beruf nicht geeignet 
erscheint; 

5. das Verfahren für Schulwechsel und Beendigung des Schulverhältnisses (Austritt und Entlassung), 
insbesondere kann der Verbleib an Schulen, die aufgrund der Schulordnung in besonderer Weise 
den Sport fördern, von der Aufgabenstellung der Schule entsprechenden Anforderungen oder 
einer Prüfung abhängig gemacht werden; 
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6. der Umfang der Pflicht zur Teilnahme am Unterricht und an den sonstigen schulischen 
Veranstaltungen einschließlich der Befreiung von der Teilnahme, Beurlaubung, 
Schulversäumnissen; 

7. das Aufsteigen in der Schule, insbesondere Versetzung, Wiederholung und Überspringen einer 
Klassenstufe; dabei ist das Verfahren zu regeln, die für die Entscheidung maßgeblichen Fächer 
und Schülerleistungen sowie die hierfür  geltenden Bewertungsmaßstäbe sind festzulegen; 

8. das Ausscheiden aus der Schule infolge Nichtversetzung; dabei kann bestimmt werden, dass ein 
Schüler aus der Schule und der Schulart ausscheidet, wenn er nach der Wiederholung einer 
Klassen- oder Jahrgangsstufe aus dieser oder aus der nachfolgenden Klassen- oder 
Jahrgangsstufe wiederum nicht versetzt wird; für das Gymnasium kann bestimmt werden, dass 
insgesamt nur zwei Wiederholungen wegen Nichtversetzung zulässig sind; 

9. die während des Schulbesuchs und, soweit keine besonderen Prüfungen stattfinden, bei dessen 
Abschluss zu erteilenden Zeugnisse einschließlich der zu bewertenden Fächer, der 
Bewertungsmaßstäbe und der mit einem erfolgreichen Abschluss verbundenen Berechtigungen; 
es kann vorgesehen werden, dass eine Bewertung auch in Form einer verbalen Einschätzung 
erfolgt; 

10. die Anerkennung außerhalb des Freistaates Sachsen erworbener schulischer Abschlüsse und 
Berechtigungen. 

(3) In den Prüfungsordnungen sind insbesondere zu regeln: 
1. der Zweck der Prüfung, die Prüfungsgebiete; 
2. das Prüfungsverfahren einschließlich der Zusammensetzung des Prüfungsausschusses, der 

Zulassungsvoraussetzungen, der Bewertungsmaßstäbe und der Voraussetzungen des Bestehens 
der Prüfung; 

3. die Erteilung von Prüfungszeugnissen und die damit verbundenen Berechtigungen; 
4. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung; dabei kann bestimmt werden, dass eine nicht 

bestandene Prüfung nur einmal wiederholt werden kann. 
(4) In den Schul- und Prüfungsordnungen kann für die Berufsschule, die Berufsfachschule und die 
Fachschule sowie die entsprechenden berufsbildenden Förderschulen bestimmt werden, dass in 
einzelnen oder allen Bildungsgängen der Erwerb des Hauptschulabschlusses, des mittleren 
Schulabschlusses oder der Fachhochschulreife möglich ist. Für das Abendgymnasium und das Kolleg 
kann bestimmt werden, dass der Erwerb des mittleren Schulabschlusses möglich ist. 
(5) Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Prüfung zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife für Spätaussiedler zu regeln. Absatz 3 gilt entsprechend. 
(6) Die Schul- und Prüfungsordnungen für die Fachschulen in den Berufen der Land-, Forst- und 
Hauswirtschaft sowie des Garten- und Landschaftsbaus erlässt das Staatsministerium für Umwelt und 
Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Kultus. 
 

§ 63 
Landesbildungsrat 

 
(1) Beim Staatsministerium für Kultus wird ein Landesbildungsrat gebildet. 
(2) Der Landesbildungsrat berät die oberste Schulaufsichtsbehörde bei Angelegenheiten von 
grundlegender Bedeutung für die Gestaltung des Bildungswesens. Der Landesbildungsrat ist vor Erlass 
von Rechtsverordnungen des Staatsministerium für Kultus und zu Gesetzentwürfen 
der Staatsregierung, welche die Schule betreffen, zu konsultieren. Er ist berechtigt, der obersten 
Schulaufsichtsbehörde Vorschläge und Anregungen zu unterbreiten. 
(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 

1. je ein Vertreter der Lehrer aus dem Bereich der Grundschulen, Mittelschulen, Gymnasien, 
Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschulen und allgemein bildenden Förderschulen; 

2. je ein Vertreter der Eltern aus dem Bereich der Grundschulen, Mittelschulen, Gymnasien, 
Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschulen und allgemein bildenden Förderschulen; 

3. je ein Vertreter der Schüler aus dem Bereich der Mittelschulen, Gymnasien, Berufsschulen, 
berufsbildenden Vollzeitschulen und allgemein bildenden Förderschulen; 
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4. je ein Vertreter der Hochschullehrer aus dem Bereich der Universitäten und Fachhochschulen; 
5. je ein Vertreter der Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern sowie ein weiterer 

Vertreter der übrigen für die Berufsausbildung zuständigen Stellen; 
6. je ein Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Deutschen Beamtenbundes und der 

Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft; 
7. je ein Vertreter der evangelischen Landeskirchen, der katholischen Kirche, des Landesverbandes 

Sachsen der jüdischen Gemeinden und ein Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen 
im Freistaat Sachsen; 

8. je ein Vertreter der kommunalen Landesverbände; 
9. ein Vertreter der Sorben im Freistaat Sachsen; 
10. ein Vertreter der Schulen in freier Trägerschaft; 
11. ein Vertreter des Staatsministeriums für Soziales. 

(4) Die Mitglieder werden vom Staatsministerium für Kultus auf Vorschlag der entsprechenden 
Einrichtungen und Organisationen berufen. 
(5) Das Nähere zu Mitgliedschaft, Zuständigkeit und Geschäftsordnung regelt das Staatsministerium für 
Kultus durch Rechtsverordnung. 
 
 
k) Aus dem Schulgesetz für Schleswig-Holstein (SchulG) vom 24.Januar 2007 (GOVBl. S. 39), i.d.F. vom 

4.Februar 2014 (GOVBl. S. 21): 
 

§ 4 

Bildungs- und Erziehungsziele 

 
(1) Der Auftrag der Schule wird bestimmt durch das Recht des jungen Menschen auf eine seiner 
Begabung, seinen Fähigkeiten und seiner Neigung entsprechende Erziehung und Ausbildung, durch das 
Recht der Eltern auf eine Schulbildung ihres Kindes sowie durch die staatliche Aufgabe, die einzelne 
Schülerin und den einzelnen Schüler auf ihre Stellung als Bürgerin und Bürger mit den entsprechenden 
Rechten und Pflichten vorzubereiten. 
(2) Es ist die Aufgabe der Schule, die geistigen, seelischen und körperlichen Fähigkeiten des jungen 
Menschen unter Wahrung des Gleichberechtigungsgebots zu entwickeln. Der Bildungsauftrag der Schule 
ist ausgerichtet an den im Grundgesetz verankerten Menschenrechten, den sie begründenden 
christlichen und humanistischen Wertvorstellungen und an den Ideen der demokratischen, sozialen und 
liberalen Freiheitsbewegungen. 
(3) Die Schule soll dem jungen Menschen zu der Fähigkeit verhelfen, in einer ständig sich wandelnden 
Welt ein erfülltes Leben zu führen. Sie soll dazu befähigen, Verantwortung im privaten, familiären und 
öffentlichen Leben zu übernehmen und für sich und andere Leistungen zu erbringen, insbesondere auch 
in Form von ehrenamtlichem Engagement. Es gehört zum Auftrag der Schule, die jungen Menschen zur 
Teilnahme am Arbeitsleben und zur Aufnahme einer hierfür erforderlichen Berufsausbildung zu 
befähigen. Sie arbeitet hierzu mit den nach dem Zweiten und Dritten Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB II 
und III) zuständigen Trägern der Grundsicherung für Arbeitssuchende und der Arbeitsförderung 
zusammen und wirkt darauf hin, dass die Schülerinnen und Schüler Beratung und Betreuung für die 
Vermittlung in Ausbildungsverhältnisse oder Qualifizierungsangebote in Anspruch nehmen. Die Schule 
soll Kenntnisse wirtschaftlicher und historischer Zusammenhänge vermitteln, Verständnis für Natur und 
Umwelt schaffen und die Bereitschaft wecken, an der Erhaltung der Lebensgrundlagen von Pflanzen, 
Tieren und Menschen mitzuwirken. 
(4) Die Schule soll die Offenheit des jungen Menschen gegenüber kultureller und religiöser Vielfalt, den 
Willen zur Völkerverständigung und die Friedensfähigkeit fördern. Sie soll den jungen Menschen 
befähigen, die Bedeutung der Heimat und der besonderen Verantwortung und Verpflichtung 
Deutschlands in einem gemeinsamen Europa sowie die Bedeutung einer gerechten Ordnung der Welt zu 
erfassen. Zum Bildungsauftrag der Schule gehört die Erziehung des jungen Menschen zur freien 
Selbstbestimmung in Achtung Andersdenkender, zum politischen und sozialen Handeln und zur 
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Beteiligung an der Gestaltung der Arbeitswelt und der Gesellschaft im Sinne der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. 
(5) Die Bildungswege sind so zu gestalten, dass jungen Menschen unabhängig von der wirtschaftlichen 
oder gesellschaftlichen Stellung oder der nationalen Herkunft ihrer Eltern und unabhängig von ihrer 
Geschlechtszugehörigkeit der Zugang zu allen Schularten eröffnet und ein Schulabschluss ermöglicht 
wird, der ihrer Begabung, ihren Fähigkeiten und ihrer Neigung entspricht. Die Eltern bestimmen im 
Rahmen der Rechtsvorschriften darüber, welche Schule das Kind besucht. 
(6) Bei der Erfüllung ihres Auftrages hat die Schule das verfassungsmäßige Recht der Eltern zur 
Erziehung ihrer Kinder (Artikel 6 Abs. 2 des Grundgesetzes) zu achten. Sie darf die religiösen und 
weltanschaulichen Grundsätze nicht verletzen, nach denen die Eltern ihre Kinder erzogen haben wollen. 
(7) Erziehungsauftrag der Schule ist es auch, die Sexualerziehung durch die Eltern in altersgemäßer 
Weise durch fächerübergreifenden Sexualkundeunterricht zu ergänzen. 
(8) Die Schule trägt vorbildhaft dazu bei, Schülerinnen und Schüler zu einer Lebensführung ohne 
Abhängigkeit von Suchtmitteln zu befähigen. Für alle Schulen gilt daher ein Rauch- und Alkoholverbot 
im Schulgebäude, auf dem Schulgelände und bei schulischen Veranstaltungen außerhalb der Schule. 
Das für Bildung zuständige Ministerium kann durch Verwaltungsvorschrift festlegen, unter welchen 
Voraussetzungen die Schulen bei schulischen Veranstaltungen außerhalb des Schulgeländes 
Ausnahmen hiervon zulassen können. Bei nichtschulischen Veranstaltungen kann der Schulträger durch 
die Benutzungsordnung Ausnahmen vom Verbot für den Bereich außerhalb des Schulgebäudes und 
beim Alkoholverbot auch für das Schulgebäude zulassen. 
(9) Die Schülerinnen und Schüler, deren Eltern, die Lehrkräfte und das Betreuungspersonal (§ 34 Abs. 2 
Satz 1, Abs. 3, 5 bis 7) sind zur gegenseitigen Rücksichtnahme und Achtung verpflichtet. Bei der Lösung 
von Konflikten und bei unterschiedlichen Interessen sollen sie konstruktiv zusammenarbeiten. 
(10) Die Schule darf Sachverhalte nicht politisch einseitig behandeln. Sie muss sich parteipolitisch 
neutral verhalten. 
(11) Zur Erreichung der Bildungs- und Erziehungsziele sind Schülerinnen und Schüler mit Behinderung 
besonders zu unterstützen. Das Ziel einer inklusiven Beschulung steht dabei im Vordergrund. 
 

§ 5 

Formen des Unterrichts 

 
(1) In den öffentlichen Schulen werden Schülerinnen und Schüler im Regelfall gemeinsam erzogen und 
unterrichtet. Aus pädagogischen Gründen kann in einzelnen Fächern zeitweise getrennter Unterricht 
stattfinden. Die begabungsgerechte und entwicklungsgemäße Förderung der einzelnen Schülerin und 
des einzelnen Schülers ist durchgängiges Unterrichtsprinzip in allen Schulen. 
(2) Schülerinnen und Schüler sollen unabhängig von dem Vorliegen eines sonderpädagogischen 
Förderbedarfs gemeinsam unterrichtet werden, soweit es die organisatorischen, personellen und 
sächlichen Möglichkeiten erlauben und es der individuellen Förderung der Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf entspricht (gemeinsamer Unterricht). 
(3) Die besonderen Belange hochbegabter Schülerinnen und Schüler sind im Unterricht zu 
berücksichtigen, soweit es die organisatorischen, personellen und sächlichen Möglichkeiten erlauben. 
(4) In der Regel wird der Unterricht in derselben Gruppe erteilt, soweit für einzelne Schularten nichts 
anderes bestimmt ist. Verbindlicher Unterricht kann schulart-, jahrgangs-, fächer- und 
lernbereichsübergreifend erteilt werden. 
(5) Das für Bildung zuständige Ministerium regelt durch Verordnung das Nähere zu besonderen 
Schulformen für Berufstätige (Abendschulen) einschließlich der Aufnahmevoraussetzungen, der Dauer 
des Schulbesuchs und des notwendigen Umfangs einer Berufstätigkeit während des Schulbesuchs. 
 

§ 6 
Ganztagsschulen und Betreuungsangebote 

 
(1) Soweit nicht für einzelne Schularten durch Rechtsvorschrift abweichend bestimmt, entscheiden die 
Schulträger der allgemein bildenden Schulen und Förderzentren, ob diese als Ganztagsschulen in 
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offener oder in gebundener Form geführt werden. Die Ganztagsschule verbindet Unterricht und weitere 
schulische Veranstaltungen zu einer pädagogischen Einheit, die mindestens an drei Wochentagen 
jeweils sieben Zeitstunden umfasst. Die Entscheidung des Schulträgers über die Einführung der 
Ganztagsschule bedarf der Genehmigung des für Bildung zuständigen Ministeriums. 
(2) Offene Ganztagsschulen bieten ergänzend zum planmäßigen Unterricht weitere schulische 
Veranstaltungen, für die sich Schülerinnen und Schüler freiwillig zur verbindlichen Teilnahme anmelden 
können. Die Schule kann die Teilnahme an bestimmten schulischen Veranstaltungen im Rahmen des 
Ganztagsangebotes für einzelne Schülerinnen und Schüler, die ihrer Förderung dienen, für verbindlich 
erklären. 
(3) Ganztagsschulen in gebundener Form bieten am Vor- und Nachmittag lehrplanmäßigen Unterricht 
sowie ihn ergänzende schulische Veranstaltungen. Die Schülerinnen und Schüler sind zur Teilnahme 
verpflichtet. Die Schule kann darüber hinaus weitere schulische Veranstaltungen ohne 
Teilnahmeverpflichtung anbieten. 
(4) Das für Bildung zuständige Ministerium kann für Ganztagsschulen durch Verordnung insbesondere 
regeln: 

1. Grundsätze der Organisation, 
2. die erforderliche räumliche, sächliche und personelle Ausstattung, 
3. die verbindliche Ausgestaltung als Ganztagsschule für Schulen bestimmter Schularten. 

(5) Für Kinder im Grundschulalter können mit Zustimmung des Schulträgers über den zeitlichen 
Rahmen des planmäßigen Unterrichts hinaus Betreuungsangebote vorgehalten werden. Die Teilnahme 
ist freiwillig. 
(6) Zur Unterstützung des Erziehungsauftrages der Schule kann das Land bei besonderem Bedarf nach 
Maßgabe der vom Landtag bewilligten Haushaltsmittel Angebote der Schulträger fördern, die der 
Betreuung, Beratung und Unterstützung der Schülerinnen und Schüler dienen (Schulsozialarbeit). 
 

§ 9 
Schularten 

 
(1) Die öffentlichen Schulen umfassen folgende Schularten: 

1. die Grundschule; 
2. die weiterführenden allgemein bildenden Schulen: 

a) die Regionalschule, 
b) die Gemeinschaftsschule, 
c) das Gymnasium; 

3. die Berufsbildenden Schulen: 
a) die Berufsschule, 
b) die Berufsfachschule, 
c) die Berufsoberschule, 
d) die Fachoberschule, 
e) das berufliche Gymnasium, 
f) die Fachschule; 

4. die Förderzentren. 
(2) Grundschulen, Regionalschulen, Gymnasien und Förderzentren können miteinander organisatorisch 
verbunden werden. Gemeinschaftsschulen können mit Grundschulen und Förderzentren organisatorisch 
verbunden werden. Außerdem können berufsbildende Schulen miteinander organisatorisch verbunden 
werden. 
(3) An den Regionalschulen und Gymnasien bilden jeweils die ersten beiden Jahrgangsstufen die 
Orientierungsstufe. In der Orientierungsstufe soll in einem Zeitraum der Erprobung, der Förderung und 
der Beobachtung in Zusammenarbeit mit den Eltern die für die Schülerin oder den Schüler geeignete 
dieser Schularten ermittelt werden. Regionalschulen und Gymnasien sollen bei Wahrung ihres 
jeweiligen Bildungsauftrages die Lernangebote, die Lehrverfahren sowie die Lehr- und Lernmittel für die 
Orientierungsstufe aufeinander abstimmen. Das Gymnasium weist die Schülerin oder den Schüler mit 
dem Abschluss der Orientierungsstufe der nächsten Jahrgangsstufe der Regional- oder 
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Gemeinschaftsschule zu (Schrägversetzung), wenn die Leistungen den Anforderungen des Gymnasiums 
nicht genügen. Die Regionalschule weist mit Zustimmung der Eltern die Schülerin oder den Schüler der 
nächsten Jahrgangsstufe des Gymnasiums zu, wenn zu erwarten ist, dass sie oder er den Anforderungen 
dieser Schulart gerecht werden kann. 
(4) Schulen aus dem gleichen oder benachbarten Einzugsbereich sollen pädagogisch 
zusammenarbeiten. 
 

§ 18 
Dauer des Schulbesuchs 

 
(1) Die regelmäßige Dauer des Schulbesuchs der einzelnen Schülerin und des einzelnen Schülers ergibt 
sich aus der Zahl der Schulleistungsjahre der Schularten (§§ 41 bis 45 und 88 bis 93). 
(2) Bis zum Ende der Sekundarstufe I darf die regelmäßige Dauer des Schulbesuchs um zwei Jahre 
überschritten werden. Hierbei unberücksichtigt bleibt der Zeitraum zwischen einer nicht bestandenen 
Abschluss- und einer Wiederholungsprüfung. 
(3) Der Besuch der Oberstufe des Gymnasiums, der Gemeinschaftsschule und des Beruflichen 
Gymnasiums dauert mindestens zwei und insgesamt höchstens vier Jahre; Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
(4) Auf Bildungsgänge der berufsbildenden Schularten, die mit einer Abschlussprüfung enden, findet 
Absatz 2 Satz 2 entsprechende Anwendung. Unbeschadet von Satz 1 kann der Besuch einer 
Berufsfachschule und einer Fachschule mit regelmäßiger Dauer von zwei und mehr Schuljahren 

1. um ein Schuljahr verlängert werden, wenn zu erwarten ist, dass in dieser Zeit der Abschluss der 
Schule erreicht werden kann, 

2. auf ein Schuljahr begrenzt werden, wenn aufgrund der in der ersten Jahrgangsstufe erzielten 
Leistungen nicht zu erwarten ist, dass der Bildungsgang erfolgreich abgeschlossen werden kann. 

(5) Der Besuch der Förderzentren dauert mindestens bis zur Erfüllung der Vollzeitschulpflicht, sofern 
nicht zu einem früheren Zeitpunkt eine Umschulung in eine andere Schulart erfolgt. Das für Bildung 
zuständige Ministerium kann durch Verordnung für die verschiedenen Förderzentren eine längere Dauer 
des Schulbesuchs zulassen. 
(6) Bei der Berechnung der Schulbesuchszeiten in den Fällen des Absatzes 2 bleibt bei einer 
Verweildauer von drei Schuljahren in der Eingangsphase der Grundschule und in der flexiblen 
Übergangsphase jeweils ein Schuljahr unberücksichtigt. Die Schulaufsichtsbehörde kann weitere 
Ausnahmen zulassen, wenn Gründe vorliegen, die weder die Schülerin oder der Schüler noch die Eltern 
zu vertreten haben. 
 

§ 20 
Umfang der Schulpflicht 

 
(1) Für Kinder und Jugendliche, die im Land Schleswig-Holstein ihre Wohnung oder ihre 
Ausbildungsstätte haben, besteht Schulpflicht. Andere Kinder und Jugendliche, die in einem Heim, einer 
Familienpflegestelle, einem Internat oder einem Krankenhaus untergebracht sind, können öffentliche 
Schulen im Lande besuchen. Völkerrechtliche Abkommen und zwischenstaatliche Vereinbarungen 
bleiben unberührt. 
(2) Die Schulpflicht gliedert sich in 

1. die Pflicht zum Besuch einer Grundschule und einer Schule der Sekundarstufe I oder eines 
Förderzentrums von insgesamt neun Schuljahren (Vollzeitschulpflicht) und 

2. die Pflicht zum Besuch eines Bildungsganges der Berufsschule (Berufsschulpflicht). 
(3) Die Schulaufsichtsbehörde kann Jugendliche, die im Ausland die dort geltende Schulpflicht erfüllt 
hatten, von der Vollzeitschulpflicht und der Berufsschulpflicht befreien, wenn insbesondere wegen der 
Kürze der verbleibenden Schulbesuchszeit eine sinnvolle Förderung nicht erwartet werden kann. 
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§ 21 

Erfüllung der Schulpflicht 

 
(1) Die Schulpflicht wird durch die Begründung eines Schulverhältnisses zu einer öffentlichen Schule 
oder durch den Besuch einer Ersatzschule erfüllt. Anderweitiger Unterricht darf nur ausnahmsweise von 
der Schulaufsichtsbehörde gestattet werden. 
(2) Die Vollzeitschulpflicht ist durch den Besuch eines Förderzentrums zu erfüllen, wenn die oder der 
Schulpflichtige einer sonderpädagogischen Förderung bedarf und auch mit besonderen Hilfen dauernd 
oder vorübergehend in anderen Schularten nicht ausreichend gefördert werden kann. Über die 
Zuweisung zu einem geeigneten Förderzentrum entscheidet die Schulaufsichtsbehörde nach Anhörung 
und Beratung der Eltern. 
 

§ 23 

Beginn und Ende der Berufsschulpflicht 

 
(1) Die Berufsschulpflicht beginnt für Minderjährige mit dem Verlassen einer weiterführenden allgemein 
bildenden Schule oder eines Förderzentrums nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht und dauert 

1. bis zum Abschluss eines bestehenden Ausbildungsverhältnisses oder, 
2. wenn kein Ausbildungsverhältnis besteht, bis zum Ende des Schulhalbjahres, in dem die Schülerin 

oder der Schüler volljährig wird. 
(2) Als Erfüllung der Berufsschulpflicht kann auch anerkannt werden, wenn die oder der 
Berufsschulpflichtige wegen einer Behinderung oder eines sonderpädagogischen Förderbedarfs in eine 
andere Einrichtung übertritt, sofern diese über ein entsprechendes Angebot verfügt. 
(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 ist die Berufsschulpflicht auch erfüllt, wenn die oder der 
Schulpflichtige eine Einrichtung des berufsbildenden Schulwesens mit Vollzeitunterricht mit einer Dauer 
von mindestens einem Schuljahr oder eine andere Einrichtung mit vergleichbarem Bildungsauftrag 
besucht hat oder nach Feststellung der Schulaufsichtsbehörde anderweitig hinreichend ausgebildet ist. 
(4) Die Berufsschulpflicht ruht, wenn die oder der Berufsschulpflichtige 

1. mit mindestens 30 Wochenstunden am Unterricht einer Berufsfachschule in freier Trägerschaft 
teilnimmt, die Ergänzungsschule ist und von der Schulaufsichtsbehörde als ausreichender Ersatz 
für den Berufsschulunterricht anerkannt ist, 

2. in einem Ausbildungsverhältnis für einen nichtärztlichen Heilberuf steht und die Ausbildung auch 
den Unterrichtsstoff der Berufsschule umfasst, 

3. sich im Vorbereitungsdienst für eine Beamtenlaufbahn befindet, 
4. eine Berufsschule außerhalb des Landes Schleswig-Holstein besucht. 

(5) Tritt eine Volljährige oder ein Volljähriger in ein Ausbildungsverhältnis für einen anerkannten 
Ausbildungsberuf ein, wird sie oder er bis zum Ende des Ausbildungsverhältnisses berufsschulpflichtig. 
Dies gilt auch für Volljährige beim Eintritt in Qualifizierungsmaßnahmen, die auf eine anschließende 
Erstausbildung angerechnet werden sollen. 
(6) Mit dem Eintritt in ein Umschulungsverhältnis für einen anerkannten Ausbildungsberuf mit 
mindestens zweijähriger Dauer wird die Umschülerin oder der Umschüler nicht erneut 
berufsschulpflichtig. Sie oder er kann in die Berufsschule einschließlich Bezirksfachklasse oder 
Landesberufsschule aufgenommen werden, wenn der Träger der Umschulungsmaßnahme oder der 
Umschulungsbetrieb sich bereit erklärt, für die Umschülerin oder den Umschüler abweichend von § 12 
Abs. 1 einen Beitrag zu zahlen. Der Beitrag ist an den Schulträger zu zahlen. Dieser führt einen Anteil 
von 75 % an das Land ab. 
(7) Die Höhe des nach Absatz 6 zu zahlenden Beitrags wird durch das für Bildung zuständige 
Ministerium für jedes Schuljahr im Voraus festgesetzt. Bei Besuch einer Landesberufsschule richtet sich 
der Beitrag nach den durchschnittlichen laufenden Sachkosten (§ 48 Abs. 1 Satz 2) und den 
durchschnittlichen Personalkosten (§ 36 Abs. 2). Bei Landesberufsschulen, die mit einem 
Schülerwohnheim verbunden sind (§ 125 Abs. 4), sind die Kosten der Unterhaltung und Bewirtschaftung 
des Heimes angemessen zu berücksichtigen. Bei Besuch einer Berufsschule oder Bezirksfachklasse 
richtet sich der Beitrag nach den durchschnittlichen laufenden Sachkosten (§ 48 Abs. 1 Satz 2) im Jahr 
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2010, die beginnend mit dem Jahr 2013 jährlich um 4 % zu erhöhen sind, und den durchschnittlichen 
Personalkosten (§ 36 Abs. 2). 
 

§ 24 

Zuständige Schule 

 
(1) Die Eltern oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler wählen im Rahmen der von der 
Schulaufsichtsbehörde nach Anhörung des Schulträgers festgesetzten Aufnahmemöglichkeiten aus dem 
vorhandenen Angebot an Grundschulen, weiterführenden allgemein bildenden Schulen und 
Förderzentren aus. Kann die ausgewählte Schule wegen fehlender Aufnahmemöglichkeiten nicht 
besucht werden, sind die Schülerinnen und Schüler in die zuständige Schule aufzunehmen. 
(2) Zuständig ist eine Schule des Schulträgers, in dessen Gebiet die zum Schulbesuch verpflichteten 
Kinder und Jugendlichen ihre Wohnung haben. Sind mehrere Schulen einer Schulart vorhanden, legt der 
Schulträger mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde die zuständige Schule fest. Wird eine Schulart 
gewählt, die der Schulträger des Wohnortes nicht vorhält, bestimmt die Schulaufsichtsbehörde die 
zuständige Schule im Gebiet eines anderen Schulträgers nach dessen Anhörung. Besteht für die 
Schulaufsichtsbehörde Anlass zu der Annahme, dass die Zahl der Anmeldungen an einer Schule deren 
Aufnahmemöglichkeiten erheblich überschreiten wird, kann sie vor Beginn des Anmeldeverfahrens im 
Einvernehmen mit dem Schulträger einen Zuständigkeitsbereich für diese Schule festlegen. Die Träger 
benachbarter Schulen derselben Schulart sind anzuhören. Eltern oder volljährige Schülerinnen und 
Schüler, die im Zuständigkeitsbereich einer Schule ihre Wohnung haben, sind nicht zur Anmeldung an 
dieser Schule verpflichtet. 
(3) Die Schulaufsichtsbehörde kann eine Schülerin oder einen Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf abweichend von den Absätzen 1 und 2 der Schule zuweisen, in der dem individuellen 
Förderbedarf am besten entsprochen werden kann. Wird die Schülerin oder der Schüler im 
gemeinsamen Unterricht nach § 5 Abs. 2 unterrichtet, legt die Schulaufsichtsbehörde auch das 
zuständige Förderzentrum fest. 
(4) Die Aufnahme in berufsbildende Schulen erfolgt im Rahmen der von der Schulaufsichtsbehörde 
festgesetzten Aufnahmemöglichkeiten. Bei Berufsschulen ist abweichend von Satz 1 die zuständige 
Schule zu besuchen. Die Zuständigkeit richtet sich danach, in welchem Gebiet die zum Schulbesuch 
Verpflichteten ihre Ausbildungsstätte haben. Für Bezirksfachklassen bestimmt das für Bildung 
zuständige Ministerium die zuständige Schule. Dies gilt auch für Umschülerinnen und Umschüler nach § 
23 Abs. 6. Mit Zustimmung ihres Ausbildungsbetriebes können die zum Schulbesuch Verpflichteten an 
einer anderen als der zuständigen Schule im Rahmen verfügbarer Plätze in vorhandenen Klassen 
aufgenommen werden, wenn diese näher oder verkehrsgünstiger zu ihrer Wohnung oder 
Ausbildungsstätte liegt. Besteht kein Ausbildungsverhältnis, ist die Berufsschule des Schulträgers 
zuständig, in dessen Gebiet die zum Schulbesuch Verpflichteten ihre Wohnung haben. Satz 6 gilt 
entsprechend. 
(5) Die Schulaufsichtsbehörde kann eine Schülerin oder einen Schüler aus wichtigem Grund abweichend 
von den Absätzen 1 bis 4 einer bestimmten Schule zuweisen. Ein wichtiger Grund kann insbesondere in 
der angemessenen Nutzung vorhandener Schulen bestehen. 
 

§ 26 
Verantwortung für den Schulbesuch 

 
(1) Eltern haben 

1. dafür zu sorgen, dass sich die Schülerin oder der Schüler in ihrem oder seinem Sozialverhalten 
dahingehend entwickelt, dass sie oder er zu einer Teilnahme am Schulleben befähigt wird und 
die Schülerin oder der Schüler am Unterricht und an sonstigen Schulveranstaltungen teilnimmt 
sowie die Pflichten als Schülerin oder Schüler erfüllt, 

2. die Schulpflichtige oder den Schulpflichtigen an- und abzumelden und dafür Sorge zu tragen, dass 
das Kind eine nach § 22 Abs. 2 Satz 2 bestehende Verpflichtung zur Teilnahme an einem 
Sprachförderkurs erfüllt, 
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3. die Schülerin oder den Schüler für die Teilnahme an Schulveranstaltungen zweckentsprechend 
auszustatten und die von der Schule verlangten Lernmittel zu beschaffen, 

4. den zur Durchführung der Schulgesundheitspflege erlassenen Anordnungen nachzukommen, 
5. bei Schulunfällen die notwendigen Angaben zu machen. 

(2) Nach Erreichen der Volljährigkeit treffen die Pflichten nach Absatz 1 die Schülerin oder den Schüler. 
(3) Die Schülerin oder der Schüler oder die zum Unterhalt Verpflichteten haben die Kosten des 
Schulbesuchs zu tragen, soweit nicht nach den §§ 12 und 13 Schulgeld- und Lernmittelfreiheit besteht. Zu 
den Kosten gehören auch die Kosten für ärztliche Atteste und ähnliche Bescheinigungen, die die Schulen 
als Nachweis im Einzelfall nach den jeweiligen Vorschriften verlangen können. 
(4) Ausbildende, Arbeitgeber oder Dienstherren haben die Berufsschulpflichtige oder den 
Berufsschulpflichtigen unverzüglich zur Schule anzumelden, die zur Erfüllung der Pflicht zum 
Schulbesuch erforderliche Zeit zu gewähren und sie oder ihn zur Erfüllung der Berufsschulpflicht 
anzuhalten. Die gleichen Pflichten treffen, wer eine Minderjährige oder einen Minderjährigen länger als 
einen Monat beschäftigt, wenn diese oder dieser noch berufsschulpflichtig ist. 
 

§ 27 
Untersuchungen 

 
(1) Kinder und Jugendliche, Schülerinnen und Schüler haben sich, soweit es zur Vorbereitung schulischer 
Maßnahmen und Entscheidungen erforderlich und durch Rechtsvorschrift zugelassen ist, schulärztlich, 
schulpsychologisch und sonderpädagogisch untersuchen zu lassen und müssen an vom für Bildung 
zuständigen Ministerium zugelassenen standardisierten Tests teilnehmen. Die zur 
Schulgesundheitspflege erforderlichen Maßnahmen regelt das für Bildung zuständige Ministerium 
durch Verordnung. 
(2) Zur Durchführung der Untersuchungen nach Absatz 1 dürfen diejenigen Anamnese- und Befunddaten 
als personenbezogene Daten erhoben, gespeichert und genutzt werden, die für den 
Untersuchungszweck notwendig sind. Hiervon unberührt bleibt die Pflicht der untersuchenden Stelle, 
besondere Erkenntnisse und die Unterrichtung der Eltern oder der volljährigen Schülerinnen und 
Schüler zu ihren Unterlagen zu nehmen. Schülerinnen, Schüler und Eltern haben die erforderlichen 
Angaben zu machen. Die Schülerinnen und Schüler dürfen dabei über die persönlichen Angelegenheiten 
der Eltern nicht befragt werden. Die Daten nach Satz 1 dürfen nur innerhalb der untersuchenden Stelle 
gespeichert, verändert und genutzt werden. 
(3) Die untersuchende Stelle darf nur das für die Schule oder die zuständige Stelle maßgebende 
Ergebnis einer Pflichtuntersuchung mitteilen. Daten über Entwicklungsauffälligkeiten und 
gesundheitliche Störungen dürfen grundsätzlich nur mit Einwilligung der Betroffenen übermittelt 
werden. Der Einwilligung bedarf es nicht, wenn 

1. die Betroffenen trotz eingehender Beratung durch die untersuchende Stelle die Einwilligung 
versagt haben und die Übermittlung nach Entscheidung der untersuchenden Stelle im Interesse 
der Schülerin oder des Schülers notwendig ist, 

2. die Übermittlung zur Wahrnehmung der Dienst- und Fachaufsicht oder innerhalb eines 
Verwaltungs-, Rechtsbehelfs- oder Gerichtsverfahrens erforderlich ist. 

(4) Die untersuchende Stelle hat die Schülerinnen und Schüler in einer ihrer Einsichtsfähigkeit gemäßen 
Form sowie die Eltern oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler über Sinn und Grenzen der 
Untersuchung und der Datenerhebung zu unterrichten. Besondere Erkenntnisse sind den Eltern oder 
den volljährigen Schülerinnen und Schülern mitzuteilen. Schülerinnen, Schülern und Eltern ist 
Gelegenheit zur Besprechung der Testergebnisse, Gutachten und Untersuchungsergebnisse und zur 
Einsichtnahme in die Unterlagen zu geben; für minderjährige Schülerinnen und Schüler wird das Recht 
durch die Eltern ausgeübt. § 30 Abs. 8 Satz 2 und Abs. 9 gilt entsprechend. 
(5) Zur Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht und der Schweigepflicht der Schulpsychologinnen und 
Schulpsychologen ist sicherzustellen, dass die gespeicherten personenbezogenen Daten vor dem Zugriff 
unbefugter Dritter geschützt werden. 
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§ 30 
Erhebung und Verarbeitung von Daten 

 
(1) Personenbezogene Daten der Schülerinnen, Schüler und Eltern dürfen von den Schulen, den 
Schulträgern und Schulaufsichtsbehörden erhoben und verarbeitet werden, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 
Es sind dies 

1. bei Schülerinnen und Schülern: 
Vor- und Familienname, Tag und Ort der Geburt, Geschlecht, Adressdaten (einschließlich Telefon 
und E-Mail-Adresse), Staatsangehörigkeit, Aussiedlereigenschaft, Herkunfts- und 
Verkehrssprache, Konfession, Krankenversicherung, Leistungs- und Schullaufbahndaten, Daten 
über das allgemeine Lernverhalten und das Sozialverhalten, Daten über sonderpädagogischen 
Förderbedarf, soweit sie für den Schulbesuch von Bedeutung sein können, die Ergebnisse der 
schulärztlichen, schulpsychologischen und sonderpädagogischen Untersuchungen, bei 
Berufsschülerinnen und Berufsschülern die Daten über Vorbildung, Berufsausbildung, 
Berufspraktikum und Berufstätigkeit sowie die Adressdaten (einschließlich Telefon) des 
Ausbildungsbetriebes oder der Praktikumsstelle; 

2. bei Eltern: 
Name, Adressdaten (einschließlich Telefon und E-Mail-Adresse). 

Schülerinnen, Schüler und Eltern haben die erforderlichen Angaben zu machen. Sie sind auf die 
Rechtsgrundlage für die Erhebung und Verarbeitung der Daten aufmerksam zu machen. 
(2) Die Daten der Schulverwaltung dürfen ausschließlich mit in der Schule befindlichen 
Datenverarbeitungsgeräten des Schulträgers verarbeitet werden. 
(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten zwischen den in Absatz 1 genannten Stellen und an 
andere öffentliche Stellen sowie der Datenaustausch mit Schulen in freier Trägerschaft ist zulässig, 
soweit dies zur jeweiligen Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Übermittlung personenbezogener 
Daten an Einzelpersonen oder private Einrichtungen ist nur mit Einwilligung der oder des Betroffenen 
zulässig, sofern nicht ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft 
gemacht wird und kein Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange der oder des 
Betroffenen überwiegen; § 29 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. Die Übermittlungsvorgänge sind 
aktenkundig zu machen. Bei der Datenübermittlung an Schulen in freier Trägerschaft und 
Übermittlungen nach Satz 2 hat die übermittelnde Stelle die empfangende Stelle zu verpflichten, die 
Daten nur zu dem Zwecke zu verwenden, zu dem sie übermittelt wurden. 
(4) Für Zwecke der Schulverwaltung und der Schulaufsicht können durch das für Bildung zuständige 
Ministerium und das Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein statistische Erhebungen 
durchgeführt werden. Zur Erstellung von Bildungsverlaufsanalysen auf wissenschaftlicher Grundlage 
können die Daten auch in pseudonymisierter Form unter den nachfolgenden Bedingungen erhoben und 
verarbeitet werden: 

1. Die Nutzung erfolgt ausschließlich durch Verwendung einer zweiten Datenbank, die nur 
pseudonymisierte Daten enthält. 

2. Die zweite Datenbank ist mit den in den §§ 5 und 6 des Landesdatenschutzgesetzes vom 9. Februar 
2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 169), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Februar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 168), genannten technisch-organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen zu 
schützen. 

3. Das Pseudonym ist so zu gestalten, dass ein Bezug zu Datensätzen der zweiten Datenbank 
herstellbar, die Identifikation einer Schülerin oder eines Schülers aber ausgeschlossen ist. 

4. Die Ergebnisse der pseudonymisierten Untersuchungen dürfen keine Einzelmerkmale enthalten, 
die einen Rückschluss auf die Identität einzelner Schülerinnen und Schüler zulassen. 

(5) Um die Erfüllung der Schulpflicht zu gewährleisten, übermittelt die Meldebehörde der zuständigen 
Grundschule folgende Daten der im jeweiligen Schulbezirk gemeldeten Kinder, die in dem folgenden 
Jahr erstmals schulpflichtig werden: 

1. Vor- und Familiennamen, 
2. Tag und Ort der Geburt, 
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3. Geschlecht, 
4. gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen sowie Anschrift), 

abweichend hiervon in Fällen des § 27 Abs. 8 Nr. 2 des Landesmeldegesetzes Vor- und 
Familiennamen nur der Personen, bei denen das Kind wohnt, 

5. Staatsangehörigkeiten und 
6. Anschrift. 

(6) Ferner übermittelt die Meldebehörde der zuständigen Schule zu dem in Absatz 5 genannten Zweck 
die dort genannten Daten sowie den Tag des Einzugs von schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen (§§ 
20, 22 und 23), die nach Schleswig-Holstein gezogen sind. Bei ausländischen schulpflichtigen Kindern 
und Jugendlichen sind die in Satz genannten Daten der zuständigen Schule auch dann zu übermitteln, 
wenn die Kinder und Jugendlichen aus dem Bezirk einer anderen Meldebehörde in Schleswig-Holstein 
zugezogen sind. 
(7) Um die Erfüllung der Berufsschulpflicht zu gewährleisten, übermitteln die weiterführenden allgemein 
bildenden Schulen und die Förderzentren der zuständigen Berufsschule die folgenden Daten der 
minderjährigen Schülerinnen und Schüler, die die Schule oder das Förderzentrum nach Erfüllung der 
Vollzeitschulpflicht verlassen: 

1. Vor- und Familienname, 
2. Tag und Ort der Geburt, 
3. gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familienname sowie Anschrift), 
4. Anschrift, 
5. Gesamtnoten und Ergebnisse der letzten beiden erteilten Zeugnisse, 
6. Zeitpunkt und Ergebnis der Abschlussprüfung. 

(8) Schülerinnen, Schüler und Eltern haben ein Recht auf Einsicht in die sie betreffenden Unterlagen und 
auf unentgeltliche Auskunft über die sie betreffenden Daten sowie die Stellen, an die Daten übermittelt 
worden sind; für minderjährige Schülerinnen und Schüler wird das Recht durch die Eltern ausgeübt. Die 
Einsichtnahme und die Auskunft können eingeschränkt oder versagt werden, wenn der Schutz der 
betroffenen Schülerin oder des betroffenen Schülers, der Eltern oder Dritter dieses erforderlich macht. 
(9) Persönliche Zwischenbewertungen des allgemeinen Lernverhaltens und des Sozialverhaltens in der 
Schule sowie persönliche Notizen der Lehrkräfte über Schülerinnen, Schüler und Eltern sind von dem 
Recht auf Einsichtnahme und Auskunft ausgenommen. 
(10) Die mit Einwilligung der Schülerinnen, Schüler und Eltern erhobenen Daten dürfen nur zu dem 
Zweck benutzt werden, zu dem sie von den Betroffenen mitgeteilt worden sind. Eine anderweitige 
Verwendung bedarf einer erneuten Einwilligung. 
(11) Soweit es zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Aufträge der Schule und der 
Schulaufsicht sowie zur Wahrnehmung gesetzlicher Mitwirkungsrechte erforderlich und unter Wahrung 
der überwiegenden schutzwürdigen Belange der Betroffenen möglich ist, regelt das für Bildung 
zuständige Ministerium durch Verordnung: 

1. den zulässigen Umfang der Verarbeitung von Daten, 
2. die Datenübermittlung einschließlich der Übermittlung zu statistischen Zwecken, 
3. die Sperrung, Löschung und Aufbewahrung von Daten, 
4. die Datensicherung, 
5. die Daten der Schulverwaltung und sonstigen personenbezogenen Daten, die durch Lehrkräfte 

außerhalb der Schule verarbeitet werden dürfen, 
6. die automatisierte Datenverarbeitung, 
7. die für statistische Erhebungen maßgebenden Erhebungs- und Hilfsmerkmale, den 

Berichtszeitraum und die Periodizität, 
8. die für die Aufgabe nach Absatz 4 Satz 2 zuständige Stelle, 
9. Zeitpunkt und Stand der nach Absatz 5 zu übermittelnden Daten. 

(12) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über die Erhebung und Verarbeitung von Daten bleiben 
unberührt, soweit sich nicht aus den vorstehenden Bestimmungen etwas anderes ergibt. 
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§ 111 
Schulkostenbeiträge für den Besuch von allgemein bildenden Schulen und von Förderzentren 

 
(1) Eine Gemeinde hat für eine Schülerin oder einen Schüler, die oder der in ihrem Gebiet wohnt und 
eine Grundschule, eine weiterführende allgemein bildende Schule oder ein Förderzentrum besucht, an 
deren oder dessen Trägerschaft die Gemeinde nicht beteiligt ist, an den Schulträger einen 
Schulkostenbeitrag zu zahlen. Die Höhe des Schulkostenbeitrages bestimmt sich aufgrund der laufenden 
Kosten nach § 48 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie der Verwaltungskosten, die dem Schulträger jeweils unter 
Abzug erzielter Einnahmen umgerechnet auf die einzelne Schülerin und den einzelnen Schüler der 
jeweiligen Schule entstanden sind, zuzüglich einer Investitionskostenpauschale. Verwaltungskosten sind 
die Aufwendungen der Schulträger für Personal- und Sachmittel, die für die Wahrnehmung der 
Aufgaben nach § 48 erforderlich sind. Die Höhe des Investitionskostenanteils beträgt je Schülerin und 
Schüler 250 Euro. Ist der Schulträger Träger von mehreren Schulen derselben Schulart, kann er den 
Schulkostenbeitrag einheitlich für diese Schulen aufgrund der in Satz 2 und 4 genannten Kosten 
festlegen. 
(2) Ist eine Schülerin oder ein Schüler der in Absatz 1 Satz 1 genannten Schulen in einem Heim, einer 
Familienpflegestelle, einem Internat oder einem Krankenhaus untergebracht und ist dieses die 
Wohnung nach § 2 Abs. 8, hat die Gemeinde den Schulkostenbeitrag zu zahlen, in der die Schülerin oder 
der Schüler die Wohnung vor der erstmaligen Unterbringung hatte. Erfolgt die Unterbringung in einem 
Heim oder einem Krankenhaus auf Kosten eines Sozialleistungsträgers von außerhalb des Landes, 
besteht der Anspruch des Schulträgers auf Zahlung eines Schulkostenbeitrages abweichend von Satz 1 
und Absatz 1 Satz 1 gegenüber dem Träger der Einrichtung. Satz 1 und 2 und Absatz 1 Satz 1 gelten 
entsprechend für einen Kreis oder eine kreisfreie Stadt beim Besuch eines Förderzentrums oder einer 
Förderzentrumsklasse der Schulart, deren Trägerschaft in § 54 Abs. 3 geregelt ist. 
(3) Die Schulkostenbeiträge für eine Schülerin oder einen Schüler, die oder der als Asylbewerberin oder 
als Asylbewerber oder als Kind von Asylbewerberinnen oder Asylbewerbern nach Durchführung des 
Aufnahmeverfahrens einer Gemeinde in Schleswig-Holstein zugewiesen sind, trägt diese Gemeinde. 
(4) Wird eine Schülerin oder ein Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf nach § 5 Abs. 2 
gemeinsam unterrichtet und wirkt hieran ein Förderzentrum in Trägerschaft einer Gemeinde mit, hat die 
Gemeinde, in der die Schülerin oder der Schüler wohnt, unabhängig von der Zahlungspflicht nach 
Absatz 1 Satz 1 auch an den Träger des Förderzentrums einen Schulkostenbeitrag zu zahlen. Für die 
Berechnung des Schulkostenbeitrages wird von den laufenden Kosten sowie den Verwaltungskosten des 
Schulträgers ein Betrag in Abzug gebracht, der dem prozentualen Anteil der Schülerinnen und Schüler 
entspricht, die zu dem Förderzentrum ein Schulverhältnis begründet haben. Der danach verbleibende 
Betrag wird auf die Schülerinnen und Schüler zu gleichen Teilen umgelegt, an deren gemeinsamen 
Unterricht in der allgemein bildenden Schule das Förderzentrum mitgewirkt hat. 
(5) Ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt hat für eine Schülerin oder einen Schüler, die oder der ein 
Förderzentrum in Trägerschaft des Landes besucht, an das Land einen Schulkostenbeitrag zu zahlen. Der 
Schulkostenbeitrag wird vom für Bildung zuständigen Ministerium für jedes Jahr im Voraus auf der 
Grundlage der im vorhergehenden Haushaltsjahr vom Land aufgewandten Mittel für eine Schülerin oder 
einen Schüler der Förderzentren nach § 54 Abs. 2 festgelegt; zu den Mitteln zählen nicht die Kosten des 
Internatsbetriebes und der Beschäftigten nach § 34. Die im Rahmen einer integrativen Maßnahme 
unterstützten Schülerinnen und Schüler bleiben bei der Berechnung nach Satz 2 unberücksichtigt. 
(6) Soweit die Gemeinde und der Schulträger keine abweichende Vereinbarung treffen, sind maßgebend 
für die Berechnung des Schulkostenbeitrages eines Jahres 

1. die Schülerzahl am für die jährliche Schulstatistik maßgeblichen Stichtag 
und 
3. die Aufwendungen des Trägers nach Absatz 1 Satz 2 des vorvergangenen Jahres, zuzüglich des 

Investitionskostenanteils nach Absatz 1 Satz 4. 
Die Angemessenheit der Höhe des Investitionskostenanteils nach Absatz 1 Satz 4 ist zum Jahr 2015 zu 
überprüfen. Von den Aufwendungen für ein Förderzentrum nach Absatz 1 Satz 2 wird ein Betrag in 
Abzug gebracht, der dem prozentualen Anteil der Schülerinnen und Schüler entspricht, an deren 
gemeinsamen Unterricht in der allgemein bildenden Schule das Förderzentrum mitgewirkt hat. Besteht 
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der Anspruch gegen den Träger einer Einrichtung nach Absatz 2 Satz 2, ist die Schülerzahl am 15. eines 
jeden Monats maßgebend. Das für Bildung zuständige Ministerium kann weitere Einzelheiten zu den bei 
der Berechnung des Schulkostenbeitrages berücksichtigungsfähigen Aufwendungen durch Verordnung 
regeln. 
(7) Die Ansprüche verjähren in vier Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit der Entstehung des 
Anspruchs. Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches über Hemmung und Neubeginn der 
Verjährung finden entsprechende Anwendung. 
 
 
l) Aus dem Thüringer Förderschulgesetz (ThürFSG) vom  30.April 2003 (GVBl. S. 233), i.d.F. vom 31. 

Januar 2013 (GVBl. S. 22): 
 

§ 1 
Grundlagen 

 
(1) Das Förderschulwesen in Thüringen nimmt Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf als Person in ihrer unveräußerlichen Würde an und bietet durch Erziehung, Unterricht und 
individuelle Fördermaßnahmen die Grundlage für erfolgreiches Lernen und für die soziale und 
berufliche Integration, damit sie zur Bewältigung ihres Lebens befähigt werden, ihre Eigenkräfte 
entfalten sowie zu einem erfüllten Leben gelangen.  
(2) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf werden, soweit möglich, in der Grundschule, in den 
zum Haupt- und Realschulabschluss, zum Abitur oder in zu den Abschlüssen der berufsbildenden 
Schulen führenden Schularten unterrichtet (gemeinsamer Unterricht). Können sie dort auch mit 
Unterstützung durch die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste nicht oder nicht ausreichend gefördert 
werden, sind sie in Förderschulen zu unterrichten, damit sie ihren Fähigkeiten und Neigungen 
entsprechende Schulabschlüsse erreichen können.  
(3) Die Rechte und Pflichten der Eltern nach diesem Gesetz nehmen die für die Person des 
minderjährigen Schülers Sorgeberechtigten wahr. Personen, denen die Erziehung minderjähriger 
Schüler durch Rechtsvorschrift oder Vertrag ganz oder teilweise übertragen ist, stehen insoweit den 
Eltern gleich. Volljährige Schüler nehmen die den Eltern zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden 
Pflichten selbst oder, soweit Betreuung angeordnet ist, durch ihren Betreuer wahr.  
(4) Dieses Gesetz gilt für die Förderschulen sowie für die Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht an den anderen allgemein 
bildenden und den berufsbildenden Schulen in Thüringen. Soweit dieses Gesetz keine spezielle 
Regelung enthält, gilt das Thüringer Schulgesetz.  
 

§ 2 
Förderschulen 

 
(1) Förderschulen sind sonderpädagogische Zentren für Unterricht, Förderung, Kooperation und 
Beratung. Die pädagogische Arbeit an der Förderschule hat die Integration der Schüler während und 
nach der Schulzeit zum Ziel. Förderschulen pflegen eine enge pädagogische Zusammenarbeit mit den 
anderen Schulen der Region. Kooperative und integrative Formen der Erziehung und des Unterrichts 
ermöglichen die gegenseitige Akzeptanz aller Schüler und fördern den Umgang miteinander. 
Förderschulen sind Ganztagsfördereinrichtungen, für die eine Gesamtstundentafel ausgewiesen wird. 
Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums.  
(2) Förderschulen sind:  

1. überregionale und regionale Förderzentren als allgemein bildende Schulen, 
2. berufsbildende Schulteile/Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder 

Förderberufsschulen als berufsbildende Schulen. 
(3) Überregionale Förderzentren gibt es mit den Förderschwerpunkten  

1. Hören, 
2. Sehen, 
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(4) Regionale Förderzentren gibt es mit den Förderschwerpunkten  
1. Hören, 
2. Sehen 
3. körperliche und motorische Entwicklung, 
4. Lernen, 
5. Sprache, 
6. emotionale und soziale Entwicklung sowie 
7. geistige Entwicklung. 

Regionale Förderzentren können einen oder mehrere der unter Satz 1 Nr. 1 bis 6 genannten 
Förderschwerpunkte beinhalten. Die Verbindung des Förderschwerpunkts nach Satz 1 Nr. 7 mit anderen 
Förderschwerpunkten in einem regionalen Förderzentrum ist nur im Ausnahmefall möglich und bedarf 
der Zustimmung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums. Regionale Förderzentren können 
auch überregionalen Charakter haben.  
(5) Regionale Förderzentren nehmen Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den 
Förderschwerpunkten Hören und Sehen auf, sofern aufgrund der Schwere der Behinderung deren 
sonderpädagogischer Förderbedarf nicht ausschließlich in einem überregionalen Förderzentrum erfüllt 
werden kann.  
(6) An Förderzentren können schulvorbereitende Einrichtungen als Teil des Förderzentrums geführt 
werden.  
(7) Die regional bestehenden berufsbildenden Schulteile/Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf sind organisatorisch mit berufsbildenden Schulen verbunden. Berufsschüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf können in diesen oder in Förderberufsschulen zur Facharbeiter- 
oder Gesellenprüfung hingeführt werden oder Abschlüsse nach § 48 des Berufsbildungsgesetzes oder 
nach § 42b der Handwerksordnung erreichen. § 1 Abs. 2 bleibt unberührt.  
 

§ 3 
Mobile Sonderpädagogische Dienste 

 
(1)Die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste sind Bestandteil der Förderschulen. Sie dienen der 
sonderpädagogischen Förderung und Beratung in vorschulischen, allgemein bildenden und in 
berufsbildenden Einrichtungen sowie der Prävention sonderpädagogischen Förderbedarfs, insbesondere 
in der Schuleingangsphase der Grund- und Gemeinschaftsschulen.  
(2) Die sonderpädagogische Förderung durch die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste trägt in 
besonderem Maße den individuellen Entwicklungs- und Lernvoraussetzungen der einzelnen Kinder und 
Jugendlichen in der Schule und in schulvorbereitenden Einrichtungen Rechnung. Vorrangige Aufgabe 
der Mobilen Sonderpädagogischen Dienste ist es, durch Beratung und Förderung sonderpädagogischem 
Förderbedarf vorzubeugen sowie ein weiteres Verbleiben der Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf am angestammten Lernort zu ermöglichen.  
(3)Neben den Lehrern werden auch Sonderpädagogische Fachkräfte an Förderschulen in den Mobilen 
Sonderpädagogischen Diensten tätig. Das Nähere zu Organisation und Inhalt der Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen 
Ministeriums geregelt.  

§ 5 
Wohnheime in Verbindung mit Förderschulen 

 
Förderschulen gemäß § 2 Abs. 2 sind mit einem Wohnheim für Behinderte verbunden, wenn die 
besondere Aufgabe der Förderschulen die Heimunterbringung der Schüler erfordert oder die Erfüllung 
der Schulpflicht sonst nicht gesichert ist. Das Wohnheim ist eine Einrichtung im Sinne des 
Bundessozialhilfegesetzes; es ist nicht Bestandteil der Förderschule. 3Im Wohnheim erhalten die Schüler 
Unterkunft, Verpflegung und behindertengerechte Betreuung. 4Träger des Wohnheims ist der jeweilige 
Schulträger oder ein freier Träger.  
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§ 6 
Schulpflicht und Förderschule 

 
(1) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die auch mit Unterstützung durch die Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste in der Grundschule sowie in den zum Haupt- und Realschulabschluss und 
zum Abitur führenden Schularten nicht oder nicht ausreichend gefördert werden können, erfüllen ihre 
Schulpflicht in einem ihrem Förderschwerpunkt entsprechenden Förderzentrum.  
(2) Die Pflicht zum Schulbesuch kann auf Antrag der Eltern ruhen, wenn zwingende Gründe dies 
rechtfertigen; die Entscheidung trifft das zuständige Schulamt für jeweils bis zu einem Schuljahr. 
Entfallen die Voraussetzungen für das Ruhen, besteht erneut die Pflicht zum Schulbesuch.  
(3) Für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Förderschwerpunkten körperliche und 
motorische Entwicklung, Sehen, Hören, emotionale und soziale Entwicklung, Sprache sowie Lernen 
endet die Schullaufbahn in der jeweiligen Förderschule in der Regel mit dem Haupt- oder 
Realschulabschluss oder dem Abschluss im Bildungsgang zur Lernförderung nach neun 
beziehungsweise zehn Schuljahren. Im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung endet die 
Schulpflicht einschließlich der Berufsschulpflicht nach zwölf Schuljahren; ein freiwilliger weiterer 
Schulbesuch von bis zu drei Jahren ist auf Antrag der Eltern nach Genehmigung durch das zuständige 
Schulamt zulässig. Der Schulbesuch endet in jedem Fall in dem Schuljahr, in dem der Schüler das 
24. Lebensjahr vollendet.  
(4) Ein Schulpflichtiger, der nach neun oder zehn Schulbesuchsjahren den erfolgreichen Abschluss im 
Bildungsgang zur Lernförderung, den Hauptschulabschluss oder den qualifizierenden 
Hauptschulabschluss nicht erreicht hat, bei dem aber zu erwarten ist, dass einer dieser Abschlüsse nach 
der gewährten Schulzeitverlängerung erreicht werden kann, darf im unmittelbaren Anschluss an das 
letzte Schulbesuchsjahr auf Antrag seiner Eltern in einem zehnten oder elften Schulbesuchsjahr das 
Förderzentrum besuchen; in besonderen Ausnahmefällen kann das zuständige Schulamt auch den 
weiteren Besuch in einem zwölften Schuljahr genehmigen. Satz 1 gilt nicht für Schüler im Bildungsgang 
zur individuellen Lebensbewältigung. Die Aufnahme kann abgelehnt werden, wenn zu erwarten ist, dass 
durch die Anwesenheit des Schülers die Sicherheit oder die Ordnung des Schulbetriebs oder die 
Verwirklichung des Bildungsziels der Schule erheblich gefährdet ist.  
(5) In besonders begründeten Einzelfällen kann ein Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
der geistigen Entwicklung nach zehn Schulbesuchsjahren und ein Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Bereich der emotionalen und sozialen Entwicklung nach acht Schulbesuchsjahren auf 
Antrag der Eltern von der Schulpflicht befreit werden, wenn die Förderung des Schülers in einer 
Einrichtung außerhalb der Schule für seine Entwicklung geeigneter erscheint. Die Eltern sind eingehend 
durch die Schule zu beraten. 3Die Entscheidung trifft das zuständige Schulamt nach Anhörung der 
Schule.  
 

§ 7 
Berufsschulpflicht und Förderschule 

 
(1) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die in den berufsbildenden Schulen nicht oder nicht 
ausreichend gefördert werden können, erfüllen die Berufsschulpflicht an berufsbildenden 
Schulteilen/Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder Förderberufsschulen. 
Diese bieten für die Schüler, die sich nicht in einem Berufsausbildungsverhältnis befinden und keinen 
nach den Richtlinien der Bundesanstalt für Arbeit organisierten Förderlehrgang besuchen, 
Berufsvorbereitungsjahre an, die als Vollzeitschuljahre mit unterschiedlichen Leistungsstufen 
ausgestaltet sind. Die Berufsschulpflicht beginnt am 1. August des Jahres, in dem die allgemein bildende 
Vollzeitschulpflicht im Rahmen der Förderzentren endet. In den Fällen des freiwilligen Schulbesuchs 
nach § 6 Abs. 4 ruht die Berufsschulpflicht bis zu dessen Beendigung. Ausbildende und Arbeitgeber, die 
Berufsschulpflichtige beschäftigen, sowie die von ihnen Beauftragten haben die Erfüllung der 
Berufsschulpflicht sowohl hinsichtlich minderjähriger wie volljähriger Berufsschulpflichtiger zu 
überwachen.  
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(2) Die Berufsschulpflicht endet in der Regel nach drei Schuljahren, spätestens jedoch mit dem Ablauf 
des Schuljahres, in dem der Schüler das 21. Lebensjahr vollendet.  
(3) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die nicht mehr berufsschulpflichtig sind, sich aber 
in Berufsausbildung befinden, sind zum Besuch der berufsbildenden Schulteile/Klassen für Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf oder der Förderberufsschule berechtigt. Die Ausbildenden haben 
den Besuch an diesen Berufsschulen zu gestatten.  
 

§ 8 
Aufnahme in Förderschulen 

 
(1) Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf können durch die Eltern direkt bei 
staatlichen Förderschulen oder bei entsprechenden Förderschulen in freier Trägerschaft angemeldet 
werden. Bei der Anmeldung entscheidet der Schulleiter auf der Grundlage eines sonderpädagogischen 
Gutachtens über die Notwendigkeit und die Form einer sonderpädagogischen Förderung. Näheres wird 
durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt.  
(2) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf können auf begründeten Antrag des Leiters der 
bisher besuchten Schule in staatliche Förderschulen überwiesen werden, soweit sie nicht von den Eltern 
bei einer entsprechenden Förderschule in freier Trägerschaft angemeldet werden. Für das 
Übertrittsverfahren gilt Absatz 3.  
(3) Ergeben sich bei einem Schüler, der eine Grundschule oder eine zum Haupt- und 
Realschulabschluss, zum Abitur oder zu den Abschlüssen der berufsbildenden Schulen führende 
Schulart besucht oder bei ihr angemeldet ist, Anhaltspunkte dafür, dass er infolge eines vermuteten 
sonderpädagogischen Förderbedarfs in diesen Schularten auch mit Unterstützung der Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste nicht oder nicht ausreichend gefördert werden kann, fordert der 
Schulleiter nach Rücksprache mit den Eltern ein sonderpädagogisches Gutachten von der voraussichtlich 
zuständigen Förderschule oder den Mobilen Sonderpädagogischen Diensten an. Dieses Gutachten wird 
den Eltern ausgehändigt und mit ihnen besprochen. Über den Antrag des Schulleiters auf Überweisung 
in die Förderschule entscheidet der Schulleiter der aufnehmenden Förderschule auf der Grundlage des 
sonderpädagogischen Gutachtens.  
(4) Belegen die vorliegenden Gutachten nicht eindeutig einen sonderpädagogischen Förderbedarf oder 
stimmen die Eltern einer Aufnahme in die Förderschule nicht zu, erfolgt die Entscheidung über die 
Aufnahme von Kindern und Jugendlichen in eine entsprechende Förderschule unter Beteiligung einer 
Aufnahmekommission.  
(5) Die Aufnahmekommission besteht in der Regel aus dem begutachtenden Pädagogen des Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienstes oder der Förderschule, Pädagogen der abgebenden Einrichtung oder 
Schule und der voraussichtlich aufnehmenden Förderschule, dem Schularzt und dem Schulpsychologen. 
Die Aufnahmekommission hört die Eltern an. Sie berät und entscheidet unter Einbeziehung der 
Stellungnahme der Eltern und des sonderpädagogischen Gutachtens sowie der gegebenenfalls 
eingeholten schulmedizinischen, fachärztlichen oder schulpsychologischen Gutachten über die 
Notwendigkeit und die Form einer sonderpädagogischen Förderung. Die Entscheidung der 
Aufnahmekommission wird mit den Eltern besprochen. Erklären sich die Eltern mit der Entscheidung 
der Aufnahmekommission nicht einverstanden, entscheidet das zuständige Schulamt. 6Näheres zum 
Aufnahmeverfahren wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
geregelt.  
(6) Vor Aufnahme in eine Förderschule kann dort eine zeitweise Beschulung bis zu sechs Wochen 
erfolgen. Der Schüler bleibt während dieser Zeit Schüler der ursprünglichen Schule.  
(7) Alle Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf erhalten mit Verlassen der allgemein bildenden 
Schulen ein sonderpädagogisches Gutachten, in dem Hinweise zum gegenwärtigen Entwicklungsstand, 
zu Fähigkeiten und Fertigkeiten, die sich auf die Anforderungen der Arbeitswelt beziehen, und zur 
möglichen weiteren sonderpädagogischen Förderung gegeben werden. Dieses Gutachten ist im 
Benehmen mit der Arbeitsverwaltung zu erstellen; es wird mit den Eltern besprochen.  
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(8) Für die Rücküberweisung von Schülern, bei denen erwartet werden kann, dass sie am Unterricht der 
zum Haupt- und Realschulabschluss, zur allgemeinen Hochschulreife sowie zum Abschluss der 
Berufsschule führenden Schularten mit Erfolg teilnehmen können, gilt Absatz 6 entsprechend.  
(9) Kinder und Jugendliche ohne sonderpädagogischen Förderbedarf können im Ausnahmefall auf 
Antrag der Eltern nach Maßgabe der räumlichen, sächlichen und personellen Voraussetzungen zur 
Beschulung in einer Förderschule zugelassen werden. Die Entscheidung darüber trifft das zuständige 
Schulamt.  
(10) Die Überweisung aus einem Bildungsgang in einen anderen Bildungsgang innerhalb des 
Förderzentrums ist durch ein sonderpädagogisches Gutachten zu begründen. Die Absätze 3 bis 5 gelten 
entsprechend.  
 

§ 9 
Schulvorbereitende Einrichtungen an Förderschulen 

 
(1) Bei entsprechendem Bedarf sind an Förderzentren schulvorbereitende Einrichtungen anzubieten. Die 
schulvorbereitenden Einrichtungen können für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf vom 
vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schulbeginn eingerichtet werden. Das Angebot an 
schulvorbereitenden Einrichtungen, an sonderpädagogischen und integrativen Tageseinrichtungen für 
Kinder sowie an Frühförderstellen und anderen bestehenden und familienentlastenden Diensten ist in 
Zusammenarbeit des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums mit dem für Gesundheit zuständigen 
Ministerium aufeinander abzustimmen. Im Benehmen mit dem örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe kann das zuständige Schulamt auf Antrag der Eltern im Einzelfall die Aufnahme von Kindern 
genehmigen, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben.  
(2) Für die Aufnahme in die schulvorbereitende Einrichtung gilt § 8 Abs. 1 bis 4 entsprechend.  
(3) Die schulvorbereitende Einrichtung wird in Gruppen geführt. Die schulvorbereitende Einrichtung und 
der Schulbereich haben eine gemeinsame Leitung.  
 

§ 10 
Bildungsgänge an Förderzentren 

 
(1) Die überregionalen Förderzentren können bei Bedarf folgende Bildungsgänge führen:  

1. Bildungsgang der Grundschule mit den Klassenstufen 1 bis 4, 
2. Bildungsgang der Regelschule mit den Klassenstufen 5 bis 9 oder 10, 
3. Bildungsgang zur Lernförderung mit den Klassenstufen 3 bis 9, eine zehnte Klassenstufe ist 

möglich, 
4. Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung mit den Klassenstufen 1 bis 12; je drei 

Klassenstufen werden in Unterstufe, Mittelstufe, Oberstufe sowie Werkstufe zusammengefasst. 
Näheres wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt.  
(2) Die regionalen Förderzentren können bei Bedarf folgende Bildungsgänge führen:  

1. Bildungsgang der Grundschule mit den Klassenstufen 1 bis 4, 
2. Bildungsgang der Regelschule mit den Klassenstufen 5 bis 9 oder 10, 
3. Bildungsgang zur Lernförderung mit den Klassenstufen 3 bis 9, eine zehnte Klassenstufe ist 

möglich, 
4. Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung mit den Klassenstufen 1 bis 12; je drei 

Klassenstufen werden in Unterstufe, Mittelstufe, Oberstufe sowie Werkstufe zusammengefasst. 
Das Führen des Bildungsgangs zur individuellen Lebensbewältigung neben anderen Bildungsgängen an 
einem regionalen Förderzentrum bedarf der Zustimmung des für das Schulwesen zuständigen 
Ministeriums. Näheres wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
geregelt.  
(3) An Förderzentren mit dem Bildungsgang der Grund- und Regelschule können eigene Klassen oder 
Gruppen für Kinder mit besonderen Lernschwierigkeiten eingerichtet werden, soweit entsprechender 
sonderpädagogischer Förderbedarf vorliegt.  
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§ 12 
Sonderregelungen zum Unterricht im Krankheitsfall 

 
(1) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die sich sechs Wochen und länger in medizinischen 
Einrichtungen aufhalten und deshalb nicht am Unterricht in der Schule teilnehmen können, erhalten 
Grundlagenunterricht.  
(2) Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der geistigen Entwicklung und im Bereich der 
emotionalen und sozialen Entwicklung können bei der Erteilung von Unterricht im Krankheitsfall 
Unterrichtsinhalte mit unmittelbarer lebenspraktischer oder verhaltensregulierender Bedeutung 
vermittelt werden.  
 

§ 13 
Leistungen 

 
Zum Nachweis des Leistungsstandes erbringen die Schüler in angemessenen Zeitabständen 
entsprechend den Erfordernissen des jeweiligen Bildungsganges, der betreffenden Klassenstufen, der 
einzelnen Fächer sowie unter Berücksichtigung ihres individuellen sonderpädagogischen Förderbedarfs 
schriftliche, mündliche und praktische Leistungen. Leistungsnachweise dienen der Leistungsbewertung 
und als Beratungsgrundlage. 3Näheres wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen 
zuständigen Ministeriums sowie in den Lehrplänen bestimmt.  
 

§ 14 
Versetzung 

 
Schüler im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung werden nach Schuljahresende in die 
nächsthöhere Klassenstufe und in der Regel nach drei Jahren in die nächsthöhere Schulstufe versetzt.  
 

§ 15 
Abschlüsse von Förderschulen 

 
(1) Die Förderschulen vermitteln den gleichen oder einen gleichwertigen Abschluss wie die zum Haupt- 
und Realschulabschluss oder zum Abschluss der Berufsschule führenden Schularten.  
(2) Schüler im Bildungsgang zur Lernförderung beenden in der Regel nach dem Besuch der 
9. Klassenstufe ihre allgemein bildende Vollzeitschulpflicht. Der erfolgreiche Abschluss ist erreicht, wenn 
sie die erforderlichen Leistungsnachweise erbracht und dabei den Anforderungen dieses Bildungsgangs 
genügt haben. Schüler an Förderzentren, die im Bildungsgang zur Lernförderung nicht die Klassenstufe 
9 erreichen und die nicht in den Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung überwiesen 
werden, beenden nach dem Besuch von neun Schuljahren ihre allgemein bildende Vollzeitschulpflicht. 
Nach dem Ende der allgemein bildenden Vollzeitschulpflicht bieten die berufsbildenden 
Schulteile/Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder die Förderberufsschulen für 
Schüler, die sich nicht in einem Berufsausbildungsverhältnis befinden und keinen nach den Richtlinien 
der Bundesanstalt für Arbeit organisierten Förderlehrgang besuchen, Berufsvorbereitungsjahre an, die 
mit unterschiedlichen Leistungsstufen ausgestaltet sind. Bei erfolgreichem Abschluss der 
10. Klassenstufe des Bildungsgangs zur Lernförderung ist der Erwerb eines dem Hauptschulabschluss 
gleichwertigen Abschlusses möglich; Näheres wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen 
zuständigen Ministeriums geregelt. § 6 Abs. 4 bleibt unberührt.  
(3) Schüler im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung beenden ihre Schulpflicht nach zwölf 
Schuljahren oder nach der gewährten Schulzeitverlängerung. Sie erhalten ein Abschlusszeugnis, das die 
individuelle Entwicklung der Persönlichkeit beschreibt.  
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§ 18 
Sonderpädagogische Fachkräfte 

 
(1) Sonderpädagogische Fachkräfte sind für die Planung, Durchführung und Auswertung 
sonderpädagogischer Fördermaßnahmen verantwortlich. Sie unterstützen die Erziehungs- und 
Unterrichtstätigkeit des Lehrers an der Förderschule und im gemeinsamen Unterricht; insbesondere in 
der Schuleingangsphase der Grund- und Gemeinschaftsschulen unterstützen sie den Lehrer bei der 
Prävention sonderpädagogischen Förderbedarfs. Die Sonderpädagogischen Fachkräfte erbringen in 
Erfüllung ihres pädagogischen Auftrags Teile der Grundpflege. Sie wirken im Ganztagsförderbereich an 
der Förderschule eigenständig mit.  
(2) Eigenständiger Unterricht innerhalb der Pflichtstunden wird durch Sonderpädagogische Fachkräfte 
nur in besonderen Ausnahmefällen erteilt. Er kann auf Antrag des Schulleiters vom zuständigen 
Schulamt für die Dauer eines Schuljahres befristet genehmigt werden.  
(3) Sonderpädagogische Fachkräfte sind Erzieher, Heilpädagogen und Heilerziehungspfleger mit jeweils 
einer sonderpädagogischen Zusatzausbildung in zwei sonderpädagogischen Fachrichtungen. Über die 
Zulassung von Personen mit geeigneter anderweitiger Berufsausbildung sowie die jeweils erforderliche 
Zusatzausbildung entscheidet das für das Schulwesen zuständige Ministerium.  
(4) Näheres, insbesondere zur Ausbildung der Sonderpädagogischen Fachkräfte sowie zur 
Prüfungsordnung und zu den Abschlüssen, wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen 
zuständigen Ministeriums geregelt.  
 

§ 18a 
Pflege und Therapie 

 
(1) Der Schulträger stellt die notwendigen medizinisch-therapeutischen und pflegerischen Leistungen an 
den Förderschulen sicher. Im Rahmen dieses Sicherstellungsauftrags hat der Schulträger die 
Räumlichkeiten und die sächliche Ausstattung zur Durchführung der notwendigen medizinisch-
therapeutischen und pflegerischen Leistungen an der Schule vorzuhalten, die zur Gewährleistung des 
Unterrichts erforderlich sind. Für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen 
Unterricht gelten die Sätze 1 und 2 nach Maßgabe der gegebenen Finanzierungsmöglichkeiten des 
Schulträgers entsprechend. Der Schulträger ermittelt die zur Berechnung des Pflegebudgets 
notwendigen Grundlagen und organisiert die Erbringung der erforderlichen Leistungen durch 
entsprechendes Fachpersonal.  
(2) Die erforderlichen Leistungen nach Absatz 1 sind an der Schule zu erbringen. § 5 bleibt unberührt.  
(3) Zivildienstleistende können zusätzlich als Betreuungspersonal für Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf tätig sein. Die Bestimmungen über die Beschäftigung von Zivildienstleistenden bleiben 
unberührt.  
 

§ 19 
Lehrerkonferenz, Klassenkonferenz und Schulkonferenz an Förderschulen 

 
(1) An jeder Förderschule besteht eine Lehrerkonferenz. Mitglieder der Lehrerkonferenz sind alle Lehrer, 
die an der Schule eigenverantwortlich Unterricht erteilen sowie die Sonderpädagogischen Fachkräfte.  
(2) Die Klassenkonferenz besteht aus den Lehrern und den Sonderpädagogischen Fachkräften, die in der 
Klasse, in den Lerngruppen oder in den Kursen unterrichten oder die Kinder fördern; medizinisches, 
therapeutisches und pflegerisches Fachpersonal kann beratend hinzugezogen werden. Vorsitzender der 
Klassenkonferenz ist der Klassenlehrer.  
(3) An den Förderschulen setzt sich die Schulkonferenz aus Eltern, Lehrern, Sonderpädagogischen 
Fachkräften und, nach Maßgabe ihres Einsichtsvermögens, auch Schülern zusammen. Medizinisches, 
therapeutisches und pflegerisches Fachpersonal kann zu Beratungen der Schulkonferenz hinzugezogen 
werden.  
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§ 26 
Rechtsverordnungen 

 
Das für das Schulwesen zuständige Ministerium erlässt im Benehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständigen Landtagsausschuss die Rechtsverordnungen, die erforderlich sind, um:  

1. die Beschreibung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, 
2. Unterrichtsorganisation, Unterrichtsinhalte, Mobile Sonderpädagogische Dienste, 

sonderpädagogische Förderung, sonderpädagogische Ferienbetreuung, 
3. das Aufnahmeverfahren in Förderschulen, Schulverhältnisse, Schulwechsel, 
4. die Rechte und Pflichten der Schüler sowie die Schülervertretung, 
5. Leistungen, Zeugnisse, Versetzung sowie 
6. Abschlüsse und Prüfungen 

zu regeln.  
 

§ 26a 
Gleichstellungsbestimmung 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form.  
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9. Landesvorschriften zum Hochschulrecht 
 

 
a) Aus dem Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg (Landeshochschulgesetz - LHG) 

vom 1. Januar 2005 (GBl. S.1), i.d.F. vom 1. April 2014 (GBl. S. 99): 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
(1) Die Hochschulen dienen entsprechend ihrer Aufgabenstellung der Pflege und der Entwicklung der 
Wissenschaften und der Künste durch Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung in einem 
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Die Hochschulen bereiten auf berufliche 
Tätigkeiten vor, welche die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wissenschaftlicher 
Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordern. Hierzu tragen die Hochschulen 
entsprechend ihrer besonderen Aufgabenstellung wie folgt bei: 

1. Den Universitäten obliegt in der Verbindung von Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung die 
Pflege und Entwicklung der Wissenschaften, 

2. den Pädagogischen Hochschulen obliegen lehrerbildende und auf außerschulische 
Bildungsprozesse bezogene wissenschaftliche Studiengänge; im Rahmen dieser Aufgaben 
betreiben sie Forschung, 

3. den Kunsthochschulen obliegt vor allem die Pflege der Künste auf den Gebieten der Musik, der 
darstellenden und der bildenden Kunst, die Entwicklung künstlerischer Formen und 
Ausdrucksmittel und die Vermittlung künstlerischer Kenntnisse und Fähigkeiten; sie bereiten 
insbesondere auf kulturbezogene und künstlerische Berufe sowie auf diejenigen 
kunstpädagogischen Berufe vor, deren Ausübung besondere künstlerische Fähigkeiten erfordert; 
im Rahmen dieser Aufgaben betreiben sie Forschung, 

4. die Hochschulen für angewandte Wissenschaften vermitteln durch anwendungsbezogene Lehre 
und Weiterbildung eine Ausbildung, die zu selbstständiger Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden oder zu künstlerischen Tätigkeiten in der Berufspraxis befähigt; sie 
betreiben anwendungsbezogene Forschung und Entwicklung, 

5. die Duale Hochschule vermittelt durch die Verbindung des Studiums an der Studienakademie mit 
der praxisorientierten Ausbildung in den beteiligten Ausbildungsstätten (duales System) die 
Fähigkeit zu selbstständiger Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in der 
Berufspraxis; sie betreibt im Zusammenwirken mit den Ausbildungsstätten auf die Erfordernisse 
der dualen Ausbildung bezogene Forschung (kooperative Forschung); im Rahmen ihrer Aufgaben 
betreibt sie Weiterbildung. 

Die Hochschulen unterstützen in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und anderen Arbeitgebern die 
Studierenden bei der Durchführung von Praktika sowie die Absolventinnen und Absolventen beim 
Übergang in das Berufsleben und fördern die Verbindung zu ihren Absolventinnen und Absolventen. 
Aufgabe der Universitäten ist auch die Ausbildung von Lehrkräften für das Lehramt an Gymnasien und 
beruflichen Schulen in wissenschaftlichen Studiengängen. Die Pädagogischen Hochschulen beteiligen 
sich an Veranstaltungen der Weiterbildung im Rahmen der staatlichen Lehrerfortbildung. Die 
Hochschulen fördern entsprechend ihrer Aufgabenstellung den wissenschaftlichen und künstlerischen 
Nachwuchs. Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit 
im Hochschulbereich und den Austausch mit ausländischen Hochschulen; sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse ausländischer Studierender. 
(2) Die Hochschulen beraten Studierende und studierwillige Personen über Studienmöglichkeiten, 
Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Studiums. Die Fakultäten und Studienakademien unterstützen 
die Studierenden während des gesamten Studiums durch eine studienbegleitende fachliche Beratung. 
(3) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit; sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen. Sie tragen 
dafür Sorge, dass Studierende mit Behinderung oder einer chronischen Erkrankung in ihrem Studium 
nicht benachteiligt werden und die Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch 
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nehmen können; sie bestellen hierfür eine Beauftragte oder einen Beauftragten, deren oder dessen 
Aufgaben in der Grundordnung geregelt werden. Sie fördern in ihrem Bereich die geistigen, musischen 
und sportlichen Interessen der Studierenden. 
(4) Die Hochschulen fördern die Chancengleichheit von Frauen und Männern und berücksichtigen die 
Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben; sie tragen insbesondere 
dafür Sorge, dass alle Mitglieder und Angehörigen unabhängig von der Herkunft und der ethnischen 
Zugehörigkeit, des Geschlechts, des Alters, der sexuellen Orientierung, einer Behinderung oder der 
Religion und Weltanschauung gleichberechtigt an der Forschung, der Lehre, dem Studium und der 
Weiterbildung im Rahmen ihrer Aufgaben, Rechte und Pflichten innerhalb der Hochschule teilhaben 
können. 
(5) Die Hochschulen tragen zum gesellschaftlichen Fortschritt bei. Sie fördern durch Wissens-, 
Gestaltungs- und Technologietransfer die Umsetzung und Nutzung der Ergebnisse der Forschung und 
Entwicklung in die Praxis sowie den freien Zugang zu wissenschaftlichen Informationen. 
(6) Andere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben dürfen die Hochschulen nur dann übernehmen 
oder ihnen übertragen werden, wenn sie mit den in Absatz 1 genannten Aufgaben zusammenhängen 
und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der neuen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Das 
Wissenschaftsministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit der betroffenen Hochschule und im 
Einvernehmen mit dem Finanz- und Wirtschaftsministerium durch Rechtsverordnung solche Aufgaben 
zu übertragen. 
(7) Zu den Aufgaben im Sinne von Absatz 6 gehören insbesondere die den Universitäten und 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften bereits übertragenen Aufgaben der Materialprüfung und 
der Studienkollegs sowie die von den Landesanstalten der Universität Hohenheim wahrgenommenen 
Aufgaben. Für eine Änderung findet Absatz 6 Satz 2 Anwendung. 
(8) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlichkeit regelmäßig über die Erfüllung ihrer Aufgaben und 
die dabei erzielten Ergebnisse. 
 

§ 32 
Prüfungen; Prüfungsordnungen 

 
(1) Das Studium wird durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche Prüfung 
abgeschlossen; in Bachelor- und Masterstudiengängen finden die Prüfungen studienbegleitend statt 
(Modulprüfungen). Zu einer Prüfung kann nur zugelassen werden, wer in dem betreffenden 
Studiengang eingeschrieben ist und den Prüfungsanspruch für den betreffenden Studiengang nicht 
verloren hat. 
(2) Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines Leistungspunktesystems bewertet 
werden, das die Anrechnung erbrachter Leistungen auf gleiche oder verwandte Studiengänge derselben 
oder anderer Hochschulen ermöglicht. Bei Kontaktstudien können für Studien- und Prüfungsleistungen 
Leistungspunkte (ECTS) vergeben werden. 
(3) Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abgelegt, die als Satzungen erlassen 
werden und die der Zustimmung der Rektorin oder des Rektors bedürfen. Die Zustimmung ist zu 
versagen, wenn die Prüfungsordnung 

1. gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, 
2. eine mit §§ 29, 31 oder 34 unvereinbare Regelstudienzeit vorsieht, 
3. keine Schutzbestimmungen entsprechend dem Mutterschutzgesetz sowie entsprechend den Fristen 

der gesetzlichen Elternzeit vorsieht und deren Inanspruchnahme nicht ermöglicht; sie muss 
flexible Fristen ermöglichen, wenn die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern 
oder pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes dies 
erfordern, oder 

4. die besonderen Belange Studierender mit Behinderung oder chronischer Erkrankung zur Wahrung 
ihrer Chancengleichheit nicht berücksichtigt. 

Sie kann aus wichtigen Gründen versagt werden, insbesondere wenn die Prüfungsordnung einer von 
den Ländern gemeinsam beschlossenen Empfehlung oder Vereinbarung, die die Gleichwertigkeit 
einander entsprechender Studien- und Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse und die Möglichkeit 
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des Hochschulwechsels gewährleisten soll, nicht entspricht. Das Wissenschaftsministerium kann die 
Änderung einer geltenden Prüfungsordnung verlangen, wenn diese nicht den Anforderungen der Sätze 
2 und 3 entspricht. 
(4) Die Prüfungsordnungen enthalten Regelungen zum Prüfungsverfahren und den 
Prüfungsanforderungen, insbesondere über 

1. die Regelstudienzeit (§§ 29, 31 und 34), die Prüfungen und die für den Abschluss des Studiums 
erforderlichen Module einschließlich der erforderlichen Leistungspunkte, den Abschlussgrad 
sowie das diploma supplement (Studiengangerläuterung), 

2. die Prüferberechtigung; an der DHBW auch über die Bestellung von Angehörigen der 
Ausbildungsstätten zu Prüfern, 

3. die Bewertung von Prüfungsleistungen, die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses sowie die 
Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 

4. die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, 
5. die Verlängerung von Prüfungsfristen für Studierende mit Kindern oder pflegebedürftigen 

Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes sowie Studierende mit 
Behinderung oder chronischer Erkrankung, 

6. die Wiederholung der Prüfung und die Wiederholungsmöglichkeiten; durch 
studienorganisatorische Maßnahmen soll sichergestellt werden, dass die Wiederholung in der 
Regel innerhalb einer Frist von sechs Monaten möglich ist; die Hochschule kann die 
Wiederholung einer Prüfung auch zur Notenverbesserung vorsehen, 

7. das Verfahren zur Anrechnung von Kompetenzen nach Maßgabe des § 35 Absatz 3 auf die nach der 
Prüfungsordnung nachzuweisenden Kompetenzen, 

8.die praktischen Tätigkeiten und an der DHBW über die Absolvierung der vorgesehenen 
Ausbildungsabschnitte in den Ausbildungsstätten als Zulassungsvoraussetzung für Prüfungen 
sowie die Anteile des Studiums in der Studienakademie im Verhältnis zu der Ausbildung in den 
Ausbildungsstätten. 

… 
 
 
b) Aus dem Bayerischen Hochschulgesetz vom 22.Mai 2006 (GVBl. S. 245), i.d.F. vom 7.Mai 2013, (GVBl. 

S. 252): 
 

Art. 2 
Aufgaben 

 
(1) Die Hochschulen dienen der Pflege und Entwicklung der Wissenschaften und der Künste durch 
Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat. Sie bereiten auf eine berufliche Tätigkeit vor, welche die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und wissenschaftlicher Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordert. 
Hierzu tragen die verschiedenen Hochschulen entsprechend ihrer besonderen Aufgabenstellung bei. Die 
Universitäten dienen vornehmlich der Forschung und Lehre und verbinden diese zu einer vorwiegend 
wissenschaftsbezogenen Ausbildung. Die Kunsthochschulen dienen vor allem der Pflege der Künste, der 
Entwicklung künstlerischer Fähigkeiten und der Vermittlung künstlerischer Kenntnisse und Fertigkeiten. 
Die Fachhochschulen vermitteln durch anwendungsbezogene Lehre eine Bildung, die zur 
selbstständigen Anwendung wissenschaftlicher Methoden und künstlerischer Tätigkeiten in der 
Berufspraxis befähigt; in diesem Rahmen führen sie anwendungsbezogene Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben durch. Die Hochschulen fördern die Weiterbildung ihres Personals. 
(2) Die Hochschulen fördern besonders leistungsfähige Studierende und - entsprechend ihrer 
Aufgabenstellung - den wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchs. Die Universitäten und, im 
Rahmen kooperativer Promotionen, auch die Fachhochschulen wirken auf die wissenschaftliche 
Betreuung der Personen hin, die eine Promotion anstreben; die Universitäten sollen für diese 
forschungsorientierte Studien anbieten. Zum Erwerb der pädagogischen Eignung für eine Professur 
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bieten die Hochschulen fächerübergreifend oder in Zusammenarbeit mehrerer Hochschulen geeignete 
Veranstaltungen an. 
(3) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. Sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern und unterstützen die Einrichtung von 
Kinderbetreuungsstätten für die Kinder von Mitgliedern der Hochschule.  Die Hochschulen 
berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Behinderung und bestellen einen 
Beauftragten oder eine Beauftragte für Studierende mit Behinderung, dessen oder deren Aufgaben in 
der Grundordnung geregelt werden. Sie tragen dafür Sorge, dass Studierende mit Behinderung in ihrem 
Studium nicht benachteiligt werden und die Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in 
Anspruch nehmen können. Die Hochschulen fördern in ihrem Bereich kulturelle und musische Belange 
sowie den Sport. 
(4) Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit im 
Hochschulbereich, und den Austausch zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen; sie 
berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse ausländischer Studierender. Sie fördern die Mobilität der 
Studierenden und wirken auf die gegenseitige Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen hin. 
(5) Die Hochschulen wirken entsprechend ihrer Aufgabenstellung mit der Wirtschaft und beruflichen 
Praxis zusammen und fördern den Wissens- und Technologietransfer sowie die akademische 
Weiterbildung. Sie fördern in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und der Arbeitsverwaltung den Erwerb 
von Zusatzqualifikationen, die den Übergang in das Berufsleben erleichtern. Die Hochschulen fördern 
die Verbindung zu ihren ehemaligen Studierenden. 
(6) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. 
(7) Andere Aufgaben dürfen einer Hochschule durch Rechtsverordnung oder durch Zielvereinbarungen 
(Art. 15) nur übertragen werden, wenn sie mit den in Abs. 1 Sätzen 1 und 2 genannten Aufgaben 
zusammenhängen. 
 

Art. 55 
Studienziel und Studienreform 

 
(1) Lehre und Studium sollen die Studierenden auf ein berufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihnen 
die dafür erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen Studiengang 
entsprechend so vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit und zu 
verantwortungsvollem Handeln in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat 
befähigt werden; dabei sollen die besonderen Belange von Menschen mit Behinderung berücksichtigt 
werden. 
(2) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit dem Staatsministerium und 
sonstigen zuständigen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick auf die Entwicklungen in 
Wissenschaft und Kunst, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen Veränderungen in 
der Berufswelt im internationalen Kontext zu überprüfen und weiterzuentwickeln sowie der Entwicklung 
professioneller Methoden des Lehrens und Lernens besondere Beachtung zu schenken. Dabei ist der 
Entwicklung und Einführung von Strukturen und Instrumenten zur Schaffung eines einheitlichen 
europäischen Hochschulraums Rechnung zu tragen. Bei der Reform von Lehre und Studium und bei der 
Bereitstellung des Lehrangebots sollen auch die Möglichkeiten eines Fernstudiums und der 
Informations- und Kommunikationstechnik genutzt werden. 
 

Art. 61 
Prüfungen, Prüfungsordnungen 

 
(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche 
Prüfung abgeschlossen. In Studiengängen nach Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 Nr. 1 finden die 
Prüfungen studienbegleitend statt (Modulprüfungen), in den sonstigen Studiengängen soll dies 
angestrebt werden. In Studiengängen nach Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3 findet eine Vor- oder 
Zwischenprüfung statt, die spätestens bis zum Ende des vierten Semesters durchzuführen ist; der 
Übergang in das Hauptstudium setzt in der Regel die erfolgreiche Ablegung einer Vor- oder 
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Zwischenprüfung voraus. Soweit Studiengänge mit einer staatlichen Prüfung abschließen, können die 
diese regelnden Prüfungsordnungen staatliche Vor- und Zwischenprüfungen oder entsprechende 
Hochschulprüfungen vorsehen. 5 Im Studiengang Rechtswissenschaft wird eine Zwischenprüfung als 
Hochschulprüfung durchgeführt. 
(2) Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abgenommen, die von den 
Hochschulen durch Satzung erlassen werden und der Genehmigung durch den Präsidenten oder die 
Präsidentin bedürfen. Bei Studiengängen, die ganz oder teilweise mit einer Staatsprüfung abschließen, 
ist das Einvernehmen mit dem für die betreffende Staatsprüfung zuständigen Staatsministerium 
erforderlich. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Prüfungsordnung 

1. gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, 
2. eine mit Art. 57 Abs. 2 unvereinbare Regelstudienzeit vorsieht, 
3. einer Empfehlung oder Vereinbarung der Länder in der Bundesrepublik Deutschland nicht 

entspricht, mit der die Einheitlichkeit oder die Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der 
Abschlüsse und die Möglichkeit des Hochschulwechsels gewährleistet werden, soweit dieses 
Gesetz keine abweichenden Regelungen trifft, 

4. keine Schutzbestimmungen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 MuSchG sowie entsprechend den 
Fristen des Gesetzes zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz - 
BEEG) vom 5. Dezember 2006 (BGBl I S. 2748) in der jeweils geltenden Fassung über die Elternzeit 
enthält bzw. deren Inanspruchnahme nicht ermöglicht oder 

5. die besonderen Belange behinderter Studierender zur Wahrung ihrer Chancengleichheit nicht 
berücksichtigt. 

… 
 
 
c) Aus dem Gesetz über die Hochschulen im Lande Berlin (Berliner Hochschulgesetz – BerlHG) vom 

13.Februar 2003 (GVBl. S. 378 ), i.d.F. vom 6. Juli 2011 (GVBl. S. 378): 
 

§ 4 
Aufgaben der Hochschulen 

 
(1) Die Hochschulen dienen der Pflege und Entwicklung von Wissenschaft und Kunst durch Forschung, 
Lehre und Studium und der Vorbereitung auf berufliche Tätigkeiten. Sie wirken dabei an der Erhaltung 
des demokratischen und sozialen Rechtsstaates mit und tragen zur Verwirklichung der 
verfassungsrechtlichen Wertentscheidungen bei.  
(2) Die Hochschulen tragen mit ihrer Forschung und Lehre zum Erhalt und zur Verbesserung 
menschlicher Lebens- und Umweltbedingungen bei. Sie setzen sich im Bewusstsein ihrer Verantwortung 
gegenüber der Gesellschaft und der Umwelt mit den möglichen Folgen einer Nutzung ihrer 
Forschungsergebnisse auseinander.  
(3) Die Freie Universität und die Humboldt-Universität erfüllen in den medizinischen Bereichen auch 
Aufgaben der Krankenversorgung. Die Universität der Künste erfüllt als künstlerische und 
wissenschaftliche Hochschule ihre Aufgaben auch durch künstlerische Entwicklungsvorhaben und 
öffentliche Darstellung sowie durch Lehre und Forschung im Grenzbereich von Kunst und Wissenschaft. 
Die Universitäten fördern den wissenschaftlichen Nachwuchs, die Universität der Künste und die übrigen 
künstlerischen Hochschulen insbesondere den künstlerischen sowie die Universität der Künste auch den 
künstlerisch-wissenschaftlichen Nachwuchs. Die Fachhochschulen erfüllen ihre Aufgaben insbesondere 
durch anwendungsbezogene Lehre und durch entsprechende Forschung. Das Land soll im 
Zusammenwirken mit den Fachhochschulen durch entsprechende Maßnahmen die 
Forschungsmöglichkeiten der Fachhochschulmitglieder ausbauen und Möglichkeiten zur Förderung 
eines wissenschaftlichen Nachwuchses für diesen Hochschulbereich schrittweise entwickeln.  
(4) Die Hochschulen dienen dem weiterbildenden Studium und beteiligen sich an Veranstaltungen der 
Weiterbildung. Sie fördern die Weiterbildung ihres Personals und die allgemeine Erwachsenenbildung.  
(5) Die Hochschulen arbeiten im Rahmen ihrer Aufgabenstellung mit anderen Hochschulen sowie 
sonstigen Forschungs-, Kultur- und Bildungseinrichtungen im Inland und im Ausland zusammen. Sie 
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fördern den Wissenstransfer zwischen ihren Einrichtungen und allen Bereichen der Gesellschaft und 
wirken darauf hin, dass die gewonnenen wissenschaftlichen Erkenntnisse im Interesse der Gesellschaft 
weiterentwickelt und genutzt werden können.  
(6) Die Hochschulen regen durch ihre Öffentlichkeitsarbeit insbesondere in an der jeweiligen Hochschule 
unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen die Aufnahme eines Studiums an. Sie beraten und 
unterstützen bei der Entscheidung über die Aufnahme eines Studiums und die Wahl des Studienfaches. 
Die Hochschulen fördern die sozialen Belange der Studenten und Studentinnen und den Hochschulsport. 
Sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse ausländischer Studenten und Studentinnen.  
(7) Die Hochschulen berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von Studenten und Studentinnen sowie 
von Studienbewerbern und Studienbewerberinnen mit Behinderung und treffen in allen Bereichen die 
erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Integration. Für die Durchführung des Studiums und der Prüfung 
sind geeignete Maßnahmen zu treffen, die unter Wahrung der Gleichwertigkeit einen Nachteilsausgleich 
gewährleisten.  
(8) Die Hochschulen wirken darauf hin, dass Frauen und Männer in der Hochschule die ihrer 
Qualifikation entsprechend gleichen Entwicklungsmöglichkeiten haben und die für Frauen bestehenden 
Nachteile beseitigt werden.  
(9) Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit im 
Hochschulbereich und den Austausch zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen.  
(10) Andere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben dürfen den Hochschulen durch 
Rechtsverordnung der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung übertragen werden, wenn sie mit 
den in Absatz 1 genannten Aufgaben zusammenhängen.  
(11) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können die Hochschulen Dritte gegen Entgelt in Anspruch nehmen, mit 
Zustimmung des für Hochschulen zuständigen Mitglieds des Senats von Berlin sich an Unternehmen 
beteiligen und Unternehmen gründen, sofern nicht Kernaufgaben in Forschung und Lehre unmittelbar 
betroffen sind; eine Personenidentität zwischen einem Beauftragten für den Haushalt und der 
Geschäftsführung des Unternehmens ist ausgeschlossen. Die Haftung der Hochschulen ist in diesen 
Fällen auf die Einlage oder den Wert des Geschäftsanteils zu beschränken; die Gewährträgerhaftung des 
Landes (§ 87 Absatz 4) ist dann ausgeschlossen. Das Prüfungsrecht des Rechnungshofs gemäß § 104 
Absatz 1 Nummer 3 der Landeshaushaltsordnung ist sicherzustellen. Bei Privatisierungen ist die 
Personalvertretung zu beteiligen.  
 

§ 9 
Rechte und Pflichten der Studenten und Studentinnen 

 
(1) Jeder Student und jede Studentin hat das Recht, die Einrichtungen der Hochschule nach den hierfür 
geltenden Vorschriften zu benutzen.  
(2) Jedem Studenten und jeder Studentin sowie jedem Studienbewerber und jeder Studienbewerberin 
mit Behinderung soll die erforderliche Hilfe zur Integration nach § 4 Absatz 7 zur Verfügung gestellt 
werden.  
(3) Jeder Student und jede Studentin ist verpflichtet, das Studium an den Studien- und 
Prüfungsordnungen zu orientieren. Zur Fortsetzung des Studiums nach Ablauf eines Semesters hat er 
oder sie sich fristgemäß zurückzumelden und die fälligen Gebühren und Beiträge zu entrichten.  
 

§ 28a 
Beauftragter oder Beauftragte für Studenten und Studentinnen mit Behinderung 

 
Für Studenten und Studentinnen mit Behinderung wird von der Hochschule ein Beauftragter oder eine 
Beauftragte bestellt. Er oder sie wirkt bei der Organisation der Studienbedingungen nach den 
Bedürfnissen der Studenten und Studentinnen mit Behinderung mit. Die Aufgaben umfassen gemäß § 4 
Absatz 7 insbesondere die Mitwirkung bei der Planung und Organisation der Lehr- und 
Studienbedingungen nach den Bedürfnissen von Studenten und Studentinnen mit Behinderung, deren 
Beratung und die Beratung von Studienbewerbern und Studienbewerberinnen mit Behinderung sowie 
die Mitwirkung bei der Planung notwendiger behinderungsgerechter technischer und baulicher 
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Maßnahmen. Er oder sie hat das Recht auf notwendige und sachdienliche Information sowie Teilnahme-
, Antrags- und Rederecht in allen Gremien der Hochschule in Angelegenheiten, welche die Belange der 
Studenten und Studentinnen mit Behinderung berühren. Er oder sie berichtet dem Leiter oder der 
Leiterin der Hochschule regelmäßig über seine beziehungsweise ihre Tätigkeit.  

§ 31 
Rahmenstudien- und -prüfungsordnung, Studienordnungen, Prüfungsordnungen 

 
(1) Die Hochschule erlässt eine Rahmenstudien- und -prüfungsordnung. In dieser Ordnung sind 
allgemeine Regelungen zur Organisation und Durchführung des Studiums und der Prüfung sowie zur 
Studienberatung zu treffen, die im Interesse einer einheitlichen Verfahrensweise einer 
studiengangsübergreifenden Regelung bedürfen. In der Rahmenstudien- und -prüfungsordnung sind 
Regelungen über das Verfahren vorzusehen, nach dem erbrachte Leistungen und vorhandene 
Kompetenzen bei Studiengangs- oder Hochschulwechseln angerechnet werden, soweit keine 
wesentlichen Unterschiede entgegenstehen. Einzelheiten zum jeweiligen Studiengang regelt die 
Hochschule in der betreffenden Studienordnung oder Prüfungsordnung.  
(2) Die Prüfungsordnungen müssen insbesondere regeln  

1. Näheres über den mit dem Studiengang zu erwerbenden akademischen Grad sowie die 
Ausgestaltung des Zeugnisses und des Diploma Supplements, 

2. die fachspezifische Regelstudienzeit, den Studienaufbau durch Bestimmung der einzelnen Module 
und die Zuordnung von Leistungspunkten zu den Modulen sowie das Verfahren beim ersten 
Prüfungsversuch innerhalb der Regelstudienzeit (Freiversuch), soweit der Studiengang hierfür 
geeignet ist, 

3. die Ausgestaltung der Module durch Bestimmung der dadurch zu vermittelnden Kompetenzen 
und Bestimmung der für die betreffenden Prüfungen vorgesehenen Prüfungsformen, 

4. die Zulassungsvoraussetzungen und Anforderungen einzelner Prüfungen, deren Bedeutung für 
den Studienabschluss sowie das Verfahren der Wiederholung von Prüfungen und bei 
Verhinderung an der Teilnahme an Prüfungen, 

5. das Verfahren zur Bildung der Abschlussnote, 
6. Näheres zur Anfertigung der Abschlussarbeit. 

(3) Die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung und die Prüfungsordnungen müssen die 
Inanspruchnahme der Schutzfristen von § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes 
ermöglichen und in angemessener Weise die Betreuung von Kindern, für die nach den gesetzlichen 
Regelungen von den Studenten und Studentinnen Elternzeit beansprucht werden kann, sowie die Pflege 
pflegebedürftiger naher Angehöriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes berücksichtigen. Ein 
Nachteilsausgleich für Studenten und Studentinnen mit einer Behinderung zur Anerkennung 
gleichwertiger Leistungen in anderer Form oder verlängerter Zeit ist vorzusehen.  
 

§ 44 
Rechte und Pflichten der Hochschulmitglieder 

 
(1) Die Mitglieder der Hochschule sind verpflichtet,  

1. ihre fachlichen Aufgaben wahrzunehmen, 
2. sich so zu verhalten, dass die Hochschule und ihre Organe ihre Aufgaben erfüllen können und 

niemand gehindert wird, seine Pflichten und Rechte an der Hochschule wahrzunehmen, 
3. sich so zu verhalten, dass niemand wegen seines Geschlechts, seiner sexuellen Identität, seiner 

Rasse, ethnischen Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder seines Alters 
benachteiligt wird, 

4. an der Selbstverwaltung mitzuwirken und Funktionen zu übernehmen; über Ausnahmen aus 
wichtigem Grund entscheidet der Leiter oder die Leiterin der Hochschule. 

Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt auch für Personen, die an der Hochschule nebenberuflich tätig sind, ohne 
Mitglieder zu sein.  
(2) Die Hochschulmitglieder dürfen wegen ihrer Tätigkeit in der Selbstverwaltung nicht benachteiligt 
werden. Sie sind als Mitglieder eines Gremiums an Weisungen nicht gebunden.  
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(3) Mitglieder von Personalvertretungen der Hochschule können keinem Gremium der Selbstverwaltung 
angehören, das für Personalangelegenheiten zuständig ist. Leitende Beamte und Beamtinnen und 
Angestellte der Hochschulverwaltung dürfen nicht dem Kuratorium oder dem Akademischen Senat 
angehören. Den Kreis der leitenden Beamten und Beamtinnen und Angestellten bestimmt die 
Dienstbehörde.  
(4) Die Zahlung von Sitzungsgeldern an die in die Gremien der Hochschulen gewählten Studenten und 
Studentinnen und nebenberuflichen Lehrkräfte wird in einer Rechtsverordnung geregelt, die die für 
Hochschulen zuständige Senatsverwaltung nach Anhörung der Hochschulen im Einvernehmen mit den 
Senatsverwaltungen für Inneres und für Finanzen erlässt.  
(5) Die Mitglieder des Akademischen Senats und seiner ständigen Kommissionen, der Hochschulleitung, 
des Kuratoriums, der Fachbereichs- und Institutsräte sowie die Frauenbeauftragten gemäß § 59 
Absatz 1, die in einem zeitlich befristeten Dienstverhältnis mit der Hochschule stehen, erhalten auf 
Antrag die Zeiten, die sie dem Gremium angehören oder in denen sie ihr Amt als Frauenbeauftragte 
ausüben, mit dem Faktor 1/2 nicht auf ihre Dienstzeit angerechnet. Gehören sie mehreren Gremien 
gemäß Satz 1 an, ist nur eine einmalige Anrechnung möglich.  
(6) Für Vertreter und Vertreterinnen der sonstigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Akademischen 
Senat, im Kuratorium, in den Fachbereichs- und Institutsräten sowie in den ständigen Kommissionen 
der genannten Gremien gilt die Teilnahme an den Sitzungen als Dienstzeit.  
 
 
d) Aus dem Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) vom 26. Februar 2007 ( GVBl. S.69), i.d.F. vom 

11.Dezember 2013 (GVBl. S. 267): 
 

§ 3 
Aufgaben der Hochschulen 

 
(1) Aufgaben der Hochschulen sind  

1. die Pflege und Entwicklung der Wissenschaften und Künste durch Forschung, Lehre, Studium und 
Weiterbildung in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat,  

2. die Vorbereitung auf berufliche Tätigkeiten, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung voraussetzen,  

3. die Förderung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses,  
4. die Förderung des Wissens- und Technologietransfers sowie von Unternehmensgründungen aus 

der Hochschule heraus,  
5. die Förderung der internationalen Zusammenarbeit im Hochschulbereich und des Austauschs 

zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen unter besonderer Berücksichtigung der 
Belange ausländischer Studierender,  

6. die Weiterbildung ihres Personals,  
7. die Mitwirkung an der sozialen Förderung der Studierenden unter Berücksichtigung der 

besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern und behinderter Studierender, wobei die 
Hochschulen dafür Sorge tragen, dass behinderte Studierende in ihrem Studium nicht 
benachteiligt werden und die Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch 
nehmen können,  

8. die Vergabe von Stipendien an Studierende insbesondere aufgrund besonderer Leistungen, 
herausgehobener Befähigungen, herausragender ehrenamtlicher Tätigkeiten oder Tätigkeiten in 
der Hochschulselbstverwaltung sowie zur Förderung der unter Nummer 5 genannten Ziele, 

9. die Förderung der kulturellen und musischen Belange sowie des Sports an den Hochschulen und  
10. die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben.  

Sie wirken dabei untereinander und mit anderen staatlichen und staatlich geförderten Forschungs- und 
Bildungseinrichtungen zusammen. 3Sie können andere Aufgaben übernehmen, soweit diese mit ihren 
gesetzlichen Aufgaben zusammenhängen und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der neuen 
Aufgaben nicht beeinträchtigt wird.  
…  
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§ 7 
Prüfungen und Leistungspunktsystem; staatliche Anerkennungen 

 
(1) In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens vier Jahren findet eine Zwischenprüfung 
statt. Prüfungen sollen studienbegleitend abgenommen werden. Die an einer anderen deutschen 
Hochschule in dem gleichen oder einem verwandten Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung 
wird anerkannt.  
(2) Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines Leistungspunktsystems bewertet 
werden. Leistungspunkte werden auf gleiche oder verwandte Studiengänge derselben oder anderer 
Hochschulen ohne besondere Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prüfungsordnung 
angerechnet. 
(3) Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen abgelegt. 
Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass  

1. die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prüfungen und  
2. die Anerkennung von  

a) an anderen Hochschulen im In- und Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen 
und 
b) beruflich erworbenen Kompetenzen 

nach Maßgabe der Gleichwertigkeit gewährleistet ist. In den Prüfungsordnungen ist vorzusehen, dass 
Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Vertragsstaates des Übereinkommens 
über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region vom 11. 
April 1997 (BGBl. 2007 II S. 712) erbracht wurden, anerkannt werden, wenn keine wesentlichen 
Unterschiede zu den an der Hochschule zu erbringenden entsprechenden Studien- und 
Prüfungsleistungen bestehen. Prüfungsordnungen sollen insbesondere Regelungen über die Verleihung 
und Führung von Graden und Titeln, die Regelstudienzeit, den Freiversuch, die Befugnis zur Abnahme 
von Prüfungen, die Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstufungsprüfung enthalten. 
Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange behinderter Studierender zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit berücksichtigen. 
(4) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass eine Prüfung als endgültig nicht bestanden gilt, 
wenn geforderte Prüfungsleistungen nicht innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums erbracht werden 
und die oder der Studierende dies zu vertreten hat oder wenn die oder der Studierende über 
Prüfungsleistungen täuscht. 
(5) Die Hochschulen können studienbegleitende Prüfungen sowie Vor-, Zwischen- und 
Abschlussprüfungen für nicht eingeschriebene Personen (Externenprüfungen) durchführen, wenn das 
jeweilige Fach und die fachliche Prüfungskompetenz durch hauptberuflich tätige Professorinnen und 
Professoren der Hochschule vertreten sind. Sie können diese Prüfungen auch für Studierende 
durchführen, die wegen eines Auslandssemesters beurlaubt sind. Das Nähere regelt eine Ordnung, die 
der Genehmigung bedarf. 4Die Ordnung kann die Erhebung von Prüfungsgebühren vorsehen. 
(6) Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung zu bestimmen, dass Personen, die ein 
Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit oder der Heilpädagogik abgeschlossen haben, 
von der Hochschule eine staatliche Anerkennung ihrer Berufsqualifikation erhalten. In einer Verordnung 
nach Satz 1 können auch geregelt werden  

1. das Verfahren und die örtliche Zuständigkeit für die staatliche Anerkennung,  
2. weitere Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung, insbesondere eine von der Hochschule 

gelenkte berufspraktische Tätigkeit, das Bestehen einer weiteren Prüfung, Sprachkenntnisse und 
Zuverlässigkeit,  

3. die Geltung entsprechender staatlicher Anerkennungen nach dem Recht eines anderen Landes 
oder Staates sowie  

4. das Verfahren für die staatliche Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen.  
Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet keine Anwendung mit Ausnahme 
des § 17, der für die Fälle des Satzes 2 Nr. 4 gilt. 
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§ 14 
Fälligkeit und Billigkeitsmaßnahmen 

 
(1) Der Verwaltungskostenbeitrag nach § 11, die Langzeitstudiengebühr nach § 13 Abs. 1 sowie die 
Gebühren und Entgelte nach § 13 Abs. 3 werden erstmals bei der Einschreibung fällig und dann jeweils 
mit Ablauf der durch die Hochschule festgelegten Rückmeldefrist. Die Gebühr nach § 13 Abs. 6 wird mit 
der Anmeldung fällig. Entgelte sind vor Veranstaltungsbeginn zu entrichten. Die Hochschule kann für die 
Fälligkeit der Gebühren und Entgelte nach § 13 Abs. 3 abweichende Regelungen treffen. 
(2) Die Gebühren und Entgelte nach § 13 können auf Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn 
die Entrichtung zu einer unbilligen Härte führen würde. Eine unbillige Härte liegt hinsichtlich der 
Langzeitstudiengebühr in der Regel vor  

1. bei studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinderung oder schweren Erkrankung oder  
2. bei studienzeitverlängernden Folgen als Opfer einer Straftat.  

Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 Nr. 1 ist durch eine amtsärztliche Bescheinigung 
nachzuweisen. Ein Antrag nach Satz 1 kann längstens bis einen Monat nach Vorlesungsende des 
Semesters gestellt werden. 
 
 
e) Aus dem Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz –HG) vom 

21.Oktober 2006 (GV S.474), i.d.F. vom 3.Dezember 2013 (GV S. 723): 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Die Universitäten dienen der Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der Pflege und 
Entwicklung der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium, Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses und Wissenstransfer (insbesondere wissenschaftliche Weiterbildung, Technologietransfer). 
Sie bereiten auf berufliche Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden erfordern. Die Sätze 1 und 2 gelten für die Kunst entsprechend, soweit sie zu 
den Aufgaben der Universitäten gehört. 
(2) Die Fachhochschulen bereiten durch anwendungsbezogene Lehre und Studium auf berufliche 
Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden 
oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordern. Sie nehmen Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben, künstlerisch-gestalterische Aufgaben sowie Aufgaben des Wissenstransfers 
(insbesondere wissenschaftliche Weiterbildung, Technologietransfer) wahr. 
(3) Die Hochschulen fördern die Entwicklung und den Einsatz des Fern- und Verbundstudiums und 
können dabei und beim Wissenstransfer sich privatrechtlicher Formen bedienen und mit Dritten 
zusammenarbeiten. 
(4) Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Hochschule und wirken auf die Beseitigung der für 
Frauen bestehenden Nachteile hin. Bei allen Vorschlägen und Entscheidungen sind die 
geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu beachten (Gender Mainstreaming). 
(5) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. Sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse behinderter und chronisch kranker Studierender und Beschäftigter sowie der 
Studierenden und Beschäftigten mit Kindern. Sie setzen sich für eine angemessene Betreuung dieser 
Kinder ein. Sie nehmen die Aufgaben der Berufsbildung nach dem Berufsbildungsgesetz wahr. Sie 
fördern in ihrem Bereich Sport und Kultur. 
(6) Die Grundordnung kann weitere Hochschulaufgaben vorsehen, soweit diese mit den gesetzlich 
bestimmten Aufgaben zusammenhängen und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der weiteren 
Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. 
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§ 50 
Einschreibungshindernisse 

 
(1) Die Einschreibung ist außer im Falle der fehlenden Qualifikation oder fehlender Nachweise gemäß § 
48 Abs. 1 zu versagen, 

a) wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in einem zulassungsbeschränkten 
Studiengang nicht zugelassen ist; 

b) wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in dem gewählten Studiengang an 
einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine nach der Prüfungsordnung 
erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat; dies gilt entsprechend für verwandte 
oder vergleichbare Studiengänge, soweit dies in Prüfungsordnungen bestimmt ist. 

(2) Die Einschreibung kann versagt werden, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber 
a) durch Krankheit die Gesundheit anderer Hochschulmitglieder gefährden oder den 

ordnungsgemäßen Studienbetrieb erheblich beeinträchtigen würde, 
b) aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung unter 

Betreuung steht, 
c) die für die Einschreibung vorgeschriebenen Formen und Fristen nicht beachtet hat, 
d) den Nachweis über die Zahlung der zu entrichtenden Gebühren oder Beiträge nicht erbringt. 

(3) Die Zulassung von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die ein zeitlich begrenztes 
Studium ohne abschließende Prüfung durchführen wollen, kann von der Hochschule abweichend von 
Absatz 1 Buchstabe a) geregelt werden. 
 

§ 53 
Studierendenschaft 

 
(1) Die an der Hochschule eingeschriebenen Studierenden bilden die Studierendenschaft. Die 
Studierendenschaft ist eine rechtsfähige Gliedkörperschaft der Hochschule. 
(2) Die Studierendenschaft verwaltet ihre Angelegenheiten selbst. Sie hat unbeschadet der Zuständigkeit 
der Hochschule und des Studentenwerks die folgenden Aufgaben: 

1 die Belange ihrer Mitglieder in Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen; 
2. die Interessen ihrer Mitglieder im Rahmen dieses Gesetzes zu vertreten; 
3. an der Erfüllung der Aufgaben der Hochschulen (§ 3), insbesondere durch Stellungnahmen zu 

hochschul- oder wissenschaftspolitischen Fragen mitzuwirken; 
4. auf der Grundlage der verfassungsmäßigen Ordnung die politische Bildung, das staatsbürgerliche 

Verantwortungsbewusstsein und die Bereitschaft zur aktiven Toleranz ihrer Mitglieder zu fördern; 
5. fachliche, wirtschaftliche und soziale Belange ihrer Mitglieder wahrzunehmen; dabei sind die 

besonderen Belange der Studierenden mit Kindern und der behinderten Studierenden zu 
berücksichtigen; 

6. kulturelle Belange ihrer Mitglieder wahrzunehmen; 
7. den Studierendensport zu fördern; 
8. überörtliche und internationale Studierendenbeziehungen zu pflegen. 

Die Studierendenschaft und ihre Organe können für die genannten Aufgaben Medien aller Art nutzen 
und in diesen Medien auch die Diskussion und Veröffentlichung zu allgemeinen gesellschaftspolitischen 
Fragen ermöglichen. Diskussionen und Veröffentlichungen im Sinne des Satzes 3 sind von 
Verlautbarungen der Studierendenschaft und ihrer Organe deutlich abzugrenzen. Die Verfasserin oder 
der Verfasser ist zu jedem Beitrag zu benennen; presserechtliche Verantwortlichkeiten bleiben 
unberührt. 
(3) Die studentischen Vereinigungen an der Hochschule tragen zur politischen Willensbildung bei. 
(4) Die Studierendenschaft gibt sich eine Satzung, die vom Studierendenparlament mit den Stimmen der 
Mehrheit seiner Mitglieder beschlossen und der Genehmigung des Präsidiums bedarf. Die Genehmigung 
darf nur aus Rechtsgründen versagt werden. Für die Bekanntgabe der Satzung und der Ordnungen gilt § 
2 Abs. 4 Satz 2 entsprechend; sie treten am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Die Satzung regelt 
insbesondere: 
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1. die Zusammensetzung, die Wahl und Abwahl, die Einberufung, den Vorsitz, die Ausschüsse, die 
Aufgaben und Befugnisse sowie die Beschlussfassung der Organe der Studierendenschaft, 

2. die Amtszeit der Mitglieder der Organe der Studierendenschaft, 
3. die Bekanntgabe der Organbeschlüsse, 
4. die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans der Studierendenschaft, 
5. das Verfahren bei Vollversammlungen und die Dauer der Abstimmung. 

(5) Organe der Studierendenschaft sind das Studierendenparlament und der Allgemeine 
Studierendenausschuss. § 10 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Satzung der Studierendenschaft kann eine 
schriftliche Urabstimmung unter allen Mitgliedern der Studierendenschaft vorsehen. Beschlüsse, die auf 
Urabstimmungen mit Mehrheit gefasst werden, binden die Organe der Studierendenschaft, wenn 
mindestens 30 vom Hundert der Mitglieder der Studierendenschaft zugestimmt haben. 
(6) Das Präsidium übt die Rechtsaufsicht über die Studierendenschaft aus. § 76 Abs. 2 bis 4 finden 
entsprechende Anwendung. 
 
 
f) Aus dem Gesetz über die Universität des Saarlandes vom 23.Juni 2004 (Amtsbl. I, S. 1782), i.d.F. vom 

10. Februar 2010 (Amtsbl. I, S. 28): 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
(1) Die Universität dient der Pflege und Entwicklung der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, 
Studium und Weiterbildung in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Sie 
bereitet auf berufliche Tätigkeiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Methoden erfordern. 
(2) Die Universität fördert entsprechend ihrer Aufgabenstellung den wissenschaftlichen Nachwuchs. 
(3) Die Universität fördert die Weiterbildung ihres Personals. 
(4) Die Universität wirkt an der sozialen Förderung der Studierenden mit; sie berücksichtigt die 
besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern. Sie trägt dafür Sorge, dass behinderte 
Studierende in ihrem Studium nicht benachteiligt werden und die Angebote der Universität möglichst 
ohne fremde Hilfe in Anspruch nehmen können. Sie fördert in ihrem Bereich den Sport. 
(5) Die Universität wirkt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit anderen Hochschulen und mit 
anderen staatlichen und staatlich geförderten Forschungs- und Bildungseinrichtungen zusammen. Sie 
fördert die internationale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den 
Austausch zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen. Zur bestmöglichen Nutzung der 
verfügbaren Ressourcen wirkt sie insbesondere mit den Hochschulen sowie den Forschungs- und 
Bildungseinrichtungen in der Region Saarland-Lothringen-Luxemburg-Trier-Westpfalz-Wallonien 
zusammen und kann zu diesem Zweck Vereinbarungen schließen. Das Ministerium für Wirtschaft und 
Wissenschaft ist hierüber zu unterrichten. Die Universität berücksichtigt die besonderen Bedürfnisse 
ausländischer Studierender. 
(6) Die Universität fördert den Wissens- und Technologietransfer. Zu diesem Zweck sowie zur Nutzung 
ihrer Forschungs- und Entwicklungsergebnisse kann sich die Universität mit Zustimmung des 
Ministeriums für Wirtschaft und Wissenschaft an Unternehmen beteiligen und eigene Unternehmen 
gründen. 
(7) Die Universität kann weitere Aufgaben übernehmen, soweit diese mit den gesetzlich bestimmten 
Aufgaben zusammenhängen und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der weiteren Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird. 
(8) Das Ministerium für Wirtschaft und Wissenschaft kann der Universität weitere Aufgaben übertragen, 
die mit dem in Absatz 1 genannten Wirkungskreis zusammenhängen. Die Übertragung erfolgt durch 
Rechtsverordnung nach Anhörung der Universität. 
(9) Die Universität errichtet ein Informationssystem, das die Grunddaten der Universität enthalten muss. 
Dazu gehören insbesondere Angaben zu den einzelnen Studiengängen, Angaben über die mehrjährige 
Entwicklung und die Ergebnisse der Lehre und der Forschung sowie Angaben über das Personal, die 
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Einnahmen und Ausgaben, die Gebäude und Einrichtungen, den Ausbildungsverlauf und beruflichen 
Werdegang der Studierenden. Die Universität kann zu diesem Zweck personenbezogene Daten der 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, der Mitglieder und Angehörigen der Universität sowie 
ehemaliger Studierender erheben und verarbeiten. Die Daten sollen geschlechtsspezifisch erhoben 
werden. Die staatlichen Prüfungsämter übermitteln der Universität die für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen personenbezogenen Daten zu den Prüfungen der Studierenden der Universität. 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, Mitglieder und Angehörige der Universität sind 
verpflichtet, der Universität personenbezogene Daten zum Hochschulzugang, Studium, Studienverlauf, 
zu Prüfungen an der Universität und an weiteren besuchten Hochschulen anzugeben. Durch Ordnung 
können Regelungen über die nach Satz 6 anzugebenden Daten, die Zwecke, für die sie erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, sowie die Aufbewahrungsfristen getroffen werden. Für die 
Studierenden kann zu diesem Zweck ein maschinenlesbarer Studierendenausweis eingeführt werden. 
Der Studierendenausweis kann auch in Form eines mobilen personenbezogenen 
Datenverarbeitungssystems (Chipkarte) ausgegeben werden. Die näheren Einzelheiten, insbesondere die 
möglichen Funktionen der Chipkarte, werden in der Ordnung nach Satz 7 geregelt. 
(10) Die Universität unterrichtet die Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. 
 

§ 59 
Prüfungsordnung 

 
(1) Der Senat beschließt auf Vorlage des Universitätspräsidiums studiengangübergreifende 
Prüfungsordnungen (Rahmenprüfungsordnungen). Die Rahmenprüfungsordnungen bedürfen der 
Zustimmung des Ministeriums für Wirtschaft und Wissenschaft. Die Fakultäten erlassen mit Zustimmung 
des Universitätspräsidiums Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge, die den 
Rahmenprüfungsordnungen entsprechen müssen. 
(2) Die Zustimmung zu den Rahmenprüfungsordnungen nach Absatz 1 Satz 2 kann aus wichtigen 
Gründen versagt werden, insbesondere wenn sie 

1. gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, 
2. eine mit § 53 unvereinbare Regelstudienzeit vorsehen oder anderen Vorschriften über die 

Regelstudienzeit nicht entsprechen, 
3. eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz nicht berücksichtigen oder 
4. die im Hochschulbereich erforderliche Einheitlichkeit oder die Gleichwertigkeit der Ausbildung 

oder der Abschlüsse nicht hinreichend gewährleisten. 
(3) Die Rahmenprüfungsordnungen enthalten Bestimmungen insbesondere über 

1. den Zweck einer Prüfung, 
2. die Prüfungsleistungen, 
3. die Regelstudienzeit sowie die Zeit, bis zu der in der Regel eine Zwischenprüfung abzulegen ist, 
4. die Bewertungsmaßstäbe, 
5. die Voraussetzungen für die Zulassung zur und den Ausschluss von einer Prüfung, 
6. die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und zu deren Wiederholung, 
7. die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der schriftlichen Prüfungsarbeiten, die Dauer einer 

mündlichen Prüfung sowie bei studienbegleitenden Prüfungen der Zeitraum, innerhalb dessen 
die Studierenden die erforderlichen Prüfungsleistungen nachzuweisen haben, 

8. die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete Erbringung von Prüfungsleistungen durch 
behinderte Studierende, 

9. die Anforderungen an das Bestehen und die Voraussetzungen für das Wiederholen einer Prüfung, 
10. die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungsleistung und des Rücktritts von einer Prüfung 

sowie die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
11. die Prüfungsorgane und den Prüfungsablauf, einschließlich der Zulässigkeit der Anwesenheit von 

Studierenden als Zuhörerinnen und Zuhörer bei mündlichen Prüfungen und die Führung von 
Aufzeichnungen über den Prüfungsverlauf, 

12. die Anrechnung von in anderen Studiengängen, in einem Fernstudium oder an anderen 
Hochschulen erbrachten Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen, 



220 
 

13. die Anrechnung von Ergebnissen von Vor- und Zwischenprüfungen oder von studienbegleitenden 
Leistungsnachweisen bei der Abschlussprüfung, 

14. die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen oder einer abgeschlossenen 
Teilprüfung, 

15. den nach bestandenen Prüfungen zu verleihenden Hochschulgrad, 
16. die Voraussetzungen, unter denen bei geeigneten Studiengängen eine innerhalb der 

Regelstudienzeit abgelegte Abschlussprüfung im Fall des Nichtbestehens als nicht unternommen 
gilt und im Fall des Bestehens zur Notenverbesserung wiederholt werden kann (Freiversuch), 

17. eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte und 
18. die Möglichkeit der Inanspruchnahme des gesetzlichen Mutterschutzes und der Elternzeit. 

(4) In Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge können fachspezifische Prüfungsanforderungen zur 
Ausfüllung der in der Rahmenprüfungsordnung enthaltenen Regelungsspielräume bezüglich der 
Zulassungsvoraussetzungen und des Prüfungsverfahrens festgelegt werden; dazu gehört insbesondere 
auch, ob Studien- und Prüfungsleistungen auch in einer Fremdsprache erbracht werden dürfen. 
 
 
g) Aus dem Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt  (HSG LSA) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. 

S.600), i.d.F. vom 23. Januar 2013 (GVBl. S. 45): 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Die Hochschulen dienen entsprechend ihrer Aufgabenstellung der Pflege und Entwicklung der 
Wissenschaften und der Künste durch Forschung und künstlerische Vorhaben sowie durch Lehre, 
Studium, Weiterbildung und Kunstausübung. Sie bereiten auf berufliche Tätigkeiten vor, die die 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wissenschaftlicher Methoden oder die Fähigkeit zu 
künstlerischer Gestaltung erfordern. 
(2) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den zuständigen staatlichen 
Stellen Inhalte und Formen von Lehre und Studium hinsichtlich neuer Entwicklungen in Wissenschaft, 
Forschung, Technik, Kultur sowie in der beruflichen Praxis zu überprüfen und fortzuführen. 
(3) Die Hochschulen fördern entsprechend ihrer Aufgabenstellung den wissenschaftlichen und 
künstlerischen Nachwuchs. 
(4) Die Hochschulen dienen dem weiterbildenden Studium, bieten Weiterbildungsmöglichkeiten an und 
beteiligen sich an Weiterbildungsveranstaltungen anderer Institutionen. Sie fördern die Weiterbildung 
ihres Personals. 3 Die Hochschulen führen im Rahmen ihres Weiterbildungsangebotes 
Umschulungsmaßnahmen, insbesondere für Hoch- und Fachhochschulabsolventen, durch. 
(5) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf die tatsächliche Verwirklichung 
der Gleichstellung von Frauen und Männern hin. In Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung sowie 
bei der Gestaltung der Arbeitsabläufe in den genannten Bereichen werden unterschiedliche 
Lebenswirklichkeiten und Interessen von Frauen und Männern berücksichtigt. Darüber hinaus ergreifen 
die Hochschulen Maßnahmen zur Beseitigung von bestehenden Nachteilen von Wissenschaftlerinnen, 
sonstigen weiblichen Beschäftigten und Studentinnen und zur Erhöhung des Anteils von Frauen und 
Männern in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind. 
(6) Die Hochschulen berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von Familien und Studierenden mit 
Kindern. Sie fördern in ihrem Bereich die sportliche und kulturelle Selbstbetätigung. 
(7) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. Sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse, den Fürsorge- und Betreuungsaufwand Behinderter und chronisch kranker 
Studierender sowie von behinderten und schwerbehinderten Beschäftigten. 
(8) Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit im 
Hochschulbereich. Sie fördern den Austausch mit ausländischen Hochschulen und anderen 
wissenschaftlichen Einrichtungen. Sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse der ausländischen 
Studierenden. 
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(9) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben untereinander und mit anderen 
Forschungs-, Bildungs- und Kultureinrichtungen sowie mit Partnern der Wirtschaft zusammen. Sie 
fördern die Verbreitung und Nutzung ihrer Forschungsergebnisse im gesellschaftlichen Leben und in der 
beruflichen Praxis sowie in der praxisorientierten Umweltbildung. Sie unterstützen den 
wirtschaftsbezogenen Wissens- und Technologietransfer. Hierzu können Transferstellen eingerichtet 
werden. 
(10) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie berichten 
regelmäßig über Lehrangebote und Forschungsergebnisse. Sie unterrichten laufend ihre Mitglieder über 
Angelegenheiten, die der hochschulpolitischen Willensbildung unterliegen. 
(11) Die Fachhochschulen dienen den angewandten Wissenschaften und bereiten durch 
anwendungsbezogene Lehre auf berufliche Tätigkeiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordern. In diesem 
Rahmen nehmen die Fachhochschulen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben und künstlerisch-
gestalterische Aufgaben wahr. 
(12) Den Kunsthochschulen obliegen die Pflege und Weiterentwicklung der Künste und ihrer 
Grundlagenwissenschaften. Sie dienen der Vermittlung künstlerischer und kunstwissenschaftlicher 
Fähigkeiten und bereiten auf kunstpädagogische Berufe vor. Die Vorschriften dieses Gesetzes, die die 
Forschung betreffen oder für sie bedeutsam sind, gelten für künstlerische und für gestalterische 
Entwicklungsvorhaben entsprechend. 
(13) Die Hochschulen können andere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben übernehmen, soweit 
diese mit ihren gesetzlichen oder aufgrund eines Gesetzes bestimmten Aufgaben zusammenhängen und 
durch deren Erfüllung die Wahrnehmung der übrigen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Andere als die 
in diesem Gesetz genannten Aufgaben dürfen den Hochschulen nur übertragen werden, wenn sie mit 
den in Absatz 1 genannten Aufgaben zusammenhängen. Das Ministerium wird ermächtigt, im 
Benehmen mit dem Ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung solche Aufgaben zu übertragen. 
(14) Die Hochschulen begutachten und bewerten mit dem Ziel der Qualitätsentwicklung und -sicherung 
in regelmäßigen Abständen die Erfüllung ihrer Aufgaben (Selbstevaluation). Sie regeln das Verfahren in 
einer Ordnung. Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschulen haben die Pflicht, hierbei 
mitzuwirken. Auf der Grundlage der Ergebnisse der internen Evaluation führt eine vom Land und von 
den Hochschulen unabhängige und wissenschaftsnahe Einrichtung eine weitere Begutachtung und 
Bewertung der Hochschulen durch (externe Evaluation). Die Evaluationsergebnisse werden 
veröffentlicht. Näheres wird zwischen dem Ministerium und der Hochschule in der jeweiligen 
Zielvereinbarung geregelt. 
 

§ 13 
Prüfungsordnungen 

 
(1) Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen abgelegt, die als Satzungen der 
Hochschule beschlossen werden und der Genehmigung des Rektors, der Rektorin oder des nach der 
Grundordnung zuständigen Organs bedürfen. Die Genehmigung ist insbesondere zu versagen, wenn die 
Bestimmungen über die Regelstudienzeit oder über die Ausgestaltung des Studienganges nicht beachtet 
wurden oder wenn die Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb der Regelstudienzeit nicht 
zweifelsfrei erbracht werden können. Das Ministerium wird ermächtigt, zur Wahrung der Einheitlichkeit 
und Gleichwertigkeit von Hochschulprüfungen durch Verordnung allgemeine Bestimmungen, die das 
Prüfungsverfahren regeln, zu erlassen. Diese Vorschriften sollen insbesondere Regelungen über die 
Verleihung und Führung von Graden und Titeln, die Regelstudienzeit, den Freiversuch, die Befugnis zur 
Abnahme von Prüfungen, die Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstufungsprüfung enthalten. 
(2) Die Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Prüfungen und die Anerkennung von an anderen Hochschulen im In- und Ausland erbrachten Studien- 
und Prüfungsleistungen gewährleistet ist. 
(3) Prüfungsordnungen müssen Schutzbestimmungen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 des 
Mutterschutzgesetzes sowie entsprechend den Fristen des Bundeserziehungsgeldgesetzes über die 
Elternzeit vorsehen und deren Inanspruchnahme ermöglichen. Die Prüfungsordnungen sollen vorsehen, 
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dass Studierende, die wegen familiärer Verpflichtungen beurlaubt worden sind, während der 
Beurlaubung freiwillig Studien- und Prüfungsleistungen erbringen können. Auf Antrag der 
Studierenden ist eine Wiederholung nicht bestandener Prüfungen während des 
Beurlaubungszeitraumes möglich. 
(4) Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange behinderter Studierender zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit berücksichtigen. 
 

§ 73 
Behindertenbeauftragter oder Behindertenbeauftragte 

 
Für behinderte Hochschulmitglieder ist vom Senat ein Beauftragter oder eine Beauftragte zu bestellen. 
Die Aufgaben umfassen die Mitwirkung bei der Planung und Organisation der Lehr- und 
Studienbedingungen nach den Bedürfnissen behinderter Mitglieder und Angehöriger der Hochschule, 
bei der studien- und berufsvorbereitenden Beratung sowie bei der Ausführung notwendiger 
behinderungsgerechter technischer und baulicher Maßnahmen. Behindertenbeauftragte sind berechtigt, 
an allen Sitzungen der Kollegialorgane beratend teilzunehmen. Beauftragte für Behinderte haben das 
Recht zur notwendigen und sachdienlichen Information, zum Einbringen von Vorschlägen und zur 
Stellungnahme in allen Angelegenheiten, die die Belange der Behinderten in der Hochschule 
unmittelbar berühren der teilweise durch ihren Besuch erfüllt werden kann. 
 
 


